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Pfingsten

Rebellion des Schweigens

Es begab sich aber, daß das Wetter zu Beginn des Jahres und zum
Aufbruch des Monats Mai eines schönen Abends sein langes, von der
Sonne gespeistes Licht über den Rand des späten Nachmittags warf bis
weit an den Anfang der tiefen Dämmerung der Nacht und weit länger als
die Tage und Stunden zuvor ihr Ende fanden.

Da trafen zwischen Hügeln und grünen Wiesen viele Menschen zusammen,
um gemeinsam den Aufstieg des Mondes und den Anbruch der Nacht zu
erleben.

Als dann die Dämmerung von der Dunkelheit langsam in die Tiefe der
Nacht gezogen wurde, fanden sie sich am Ende zusammengedrängt und
schweigend in nächster Nachbarschaft zueinander wieder und verließen
fast zur selben Zeit beim ersten Sternenglitzern den Platz ihres
Zusammentreffens in unterschiedliche Richtungen.

Hinfort erkannten diese Menschen, wann immer sie im alltäglichen
Gewühl aufeinandertrafen, den jeweils anderen am schalen Abglanz jenes
denkwürdigen Abends und des schweigenden Reichtums unausgesprochener
Worte wieder. (*)

Ihre Schattenblick-Redaktion


(*) siehe Die Bibel, "Das Pfingstwunder", Die Apostelgeschichte
des Lukas 2, 1-13


26. April 2019
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KOHLEALARM/592: Klimakampf und Kohlefront - mitgefangen, mitgehangen ... (Eine Spinnerei - vom nachhaltigen Leben e.V.)


Eine Spinnerei - vom nachhaltigen Leben e.V. - Pressemitteilung vom 2. Mai
2019

Tagebaukritiker fürchten Einschüchterung vor Kommunalwahl in der
Lausitz

Tätlicher Angriff auf Gemeinderatskandidat in Neustadt / Spree



Neustadt/Spree, 2.05.2019. Nach dem verbalen und körperlichen Angriff auf
einen Gemeinderatskandidaten in Neustadt/Spree (Sachsen) befürchten die
Betroffenen, dass Kritiker der Kohleverstromung durch Einschüchterung von
politischem Engagement ferngehalten werden sollen.

Am 19.04. wurde ein Gemeinderatskandidat der Grünen Liste Spreetal und
bekannter Tagebaukritiker aus Neustadt/Spree nahe seines Grundstücks verbal
und körperlich angegriffen. Der im Ort lebende Angreifer wollte ihm so das
Betreten von Privatwald verwehren. Die Versuche, den Anwohnern und dem
Verein "Eine Spinnerei - vom nachhaltigen Leben e.V." den Zugang zum direkt
angrenzenden Wald zu versperren, begannen, nachdem im Februar Mitglieder
des Vereins ihre Kandidatur zum Gemeinderat eingereicht hatten. Zunächst
blieb es bei einer vorgeblich als FFH-Maßnahme bezeichneten Barriere aus
Baumwurzeln und Gartenschnitt quer über einen Waldweg. Am 19. April kam es
dann erstmals zum tätlichen Angriff. Es wurde Strafanzeige gestellt.

"Wir vermuten einen Zusammenhang zwischen diesen Vorfällen und unseren
Kandidaturen zum Gemeinderat.", sagt Friederike Böttcher, ebenfalls
Kandidatin auf der Grünen Liste und Vorsitzende des Vereins. "Wir fragen
uns, ob wir derart eingeschüchtert werden sollen, dass wir keinen Mut mehr
haben uns politisch zu beteiligen. Außerdem können wir nun nicht mehr für
die Sicherheit unserer Familien und unserer Besucher in den anliegenden
Wäldern garantieren.", sagt Böttcher.

Fußgängern das Betreten von Wäldern und Wiesen zu untersagen, ist nicht
zulässig: "Das Betreten der freien Landschaft auf Straßen und Wegen sowie
auf ungenutzten Grundflächen zum Zweck der Erholung ist allen gestattet."
heißt es etwa in Paragraph 59 des Bundesnaturschutzgesetzes. Das Verbot den
Privatwald zu betreten, sperrt den Bewohnern, Vereinsmitgliedern und Gästen
der Spreewitzer Straße 5 auch den einzig sicheren Fußgängerweg nach
Neustadt. Alle Anfragen der Bewohner für die Schaffung eines alternativen
Fußgängerweges entlang der Straße wurden bisher jedoch von der Gemeinde
Spreetal auch unter Verweis auf den Waldweg abgelehnt. Aufgrund der
Vorfälle sagt der Verein seinen Kräuterworkshop am kommenden Samstag trotz
vieler Anmeldungen aus der Gemeinde ab. "Im Zuge der Errichtung der
Barriere wurden leider auch Gäste auf unserem Vereinsgelände lautstark vom
anliegenden Waldgrundstück beschimpft", sagt Böttcher. "Wir können weitere
Übergriffe nicht ausschließen."

Der Verein "Eine Spinnerei - vom nachhaltigen Leben e.V." ist ein
gemeinnütziger Umweltbildungsverein, der seit 2012 in der Gemeinde Spreetal
regelmäßig Veranstaltungen für Erwachsene und Kinder anbietet. 2013 war der
Verein an der Gründung des Bürgerbündnisses "Strukturwandel jetzt - Kein
Nochten II" beteiligt, in dem sich überwiegend betroffene Bürger aber auch
Umweltverbände und Parteien gegen einen Tagebau Nochten II engagierten.
Bereits damals kam es zu Straftaten gegen den Verein und die Anwohner des
Grundstücks in der Spreewitzer Straße. Mehrfach explodierte hier nachts der
Briefkasten, woraufhin der Staatsschutz ermittelte. Die Postadresse
Spreewitzer Straße 5 war zu dieser Zeit öffentlich bekannt als Sammelstelle
für eine Petition. Seitdem gab es zahlreiche weitere Übergriffe, wie
Drohungen, faule Eier im Briefkasten oder die Zerstörungen von
tagtebaukritischen Plakatierungen.

 * 

Quelle:

Eine Spinnerei - vom nachhaltigen Leben e.V.

Naturbildung und Kulturangebote

www.eine-spinnerei.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Mai 2019 
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KOHLEALARM/591: Klimakampf und Kohlefront - Dörfer und Hambacher Wald retten ... (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 30.04.2019

RWE: Bestandsgarantie für Hambacher Wald und Dörfer am Braunkohletagebau
jetzt!

- Dachverband fordert Rücktritt von RWE-Chef Schmitz und Halbierung
der Dividende

- Kundgebung "irRWEge stoppen" vor Grugahalle am 3. Mai um 8.30 Uhr



Köln/Erkelenz. Der Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre
und die Initiative "Alle Dörfer bleiben!" werfen der RWE AG vor, den
Kohleausstieg zu behindern und eine möglichst hohe Entschädigung für den
Konzern herausholen zu wollen. Es ist möglich, sowohl den Hambacher Wald zu
retten als auch die Dörfer an den Tagebauen Garzweiler und Hambach zu
erhalten. Vor Beginn der Hauptversammlung des Energiekonzerns am 3. Mai in
Essen veranstaltet ein breites Bündnis von Umwelt- und
Menschenrechtsorganisationen unter dem Motto "irRWEge stoppen - für
Klimagerechtigkeit kämpfen!" eine Kundgebung vor der Grugahalle.

"RWE-Chef Rolf Martin Schmitz hat jegliches Vertrauen verloren. Er ist für
den klimafeindlichen Kurs des Konzerns verantwortlich und hat dazu
beigetragen, dass auch die Kohlekommission wirtschaftliche Interessen der
Energiekonzerne über Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit für Betroffen
und Arbeitnehmer*innen stellt ", sagt der Geschäftsführer des Dachverbands,
Markus Dufner. "Deshalb sollte der Aufsichtsrat Schmitz als
Vorstandsvorsitzenden abberufen und durch jemand ersetzen, der glaubhaft an
der Entwicklung von Zukunftsperspektiven im Rheinischen Revier
mitarbeitet." Der Dachverband verlangt von RWE außerdem, die Dividende von
70 Cent je Aktie auf 35 Cent zu kürzen, um die Rückstellungen für die
Beseitigung von Umwelt- und Gesundheitsschäden, die durch die
Kohlewirtschaft verursacht wurden, zu erhöhen.

"Seit die Kohlekommission im Januar 2019 ihre Empfehlungen der Politik
vorgelegt hat, beschleunigt die RWE AG den Abriss von Dörfern an den
Tagebauen Garzweiler und Hambach", so David Dresen aus dem bedrohten Ort
Kuckum und aktiv bei "Alle Dörfer bleiben!", einer bundesweiten Initiative
von Tagebau-Betroffenen aus allen drei Braunkohlerevieren. "Anstatt die
politische Umsetzung des Kohlekompromisses abzuwarten, schafft RWE Fakten
und vertreibt so weiter tausende Menschen aus ihrer Heimat. Der Konzern
muss nun endlich eine Bestandsgarantie für den Erhalt der Dörfer und den
ökologisch wertvollen Hambacher Wald abgeben."

"Viele Dorfbewohner, die Tag für Tag erleben, wie RWE in ihrer
Nachbarschaft Häuser abreißt und die Vorbereitungen für den Kohleabbau
vorantreibt, empfinden das Vorgehen des Konzerns als Psychoterror, der sie
zum Verlassen ihres Zuhauses zwingen soll", beklagt Dresen.
"RWE-Mitarbeiter bohren direkt neben Wohnhäusern, unter dauerhafter Lärm-,
Licht- und Schmutzbelästigung; sie schlagen für eine Umgehungsstraße, die
möglicherweise nie gebraucht wird, eine breite Schneise durch Wald und
Felder."

"Das Vorgehen von RWE ist absolut nicht sozialverträglich", sagt Dresen.
"Der Konzern verhandelt über den Verkauf von Grundstücken mit jedem
Eigentümer geheim. Dadurch werden Dorfbewohner gegeneinander ausgespielt
und es wird Misstrauen geschürt. Die Entschädigungsangebote von RWE sind
häufig unzureichend und ermöglichen es vielen Bewohnern nicht, adäquaten
Ersatz für ihr altes Grundstück zu erwerben. Landwirte und Tierhalter
erhalten so wenig Flächen, dass sie nicht an der gemeinsamen Umsiedlung
teilnehmen können, ohne ihren Beruf aufzugeben. Besonders ältere Menschen
werden durch eine Zwangsumsiedlung entwurzelt und ihrer gewohnten Umgebung
beraubt. Es gibt Fälle, in denen die Entwurzelung älteren Menschen so
zugesetzt hat, dass sie während oder kurz nach der Zwangsumsiedlung
verstorben sind."

Der Dachverband fordert, dass die von der Kohlekommission empfohlenen und
von der Bundesregierung zugesagten 40 Milliarden Euro Strukturhilfe für die
kommenden 20 Jahre an einen konkreten Abschaltplan für Kohlekraftwerke
geknüpft werden. "Für Kraftwerke, die zum Zeitpunkt der Abschaltung bereits
älter als 25 Jahre sind und wahrscheinlich unwirtschaftlich werden, sollte
RWE nicht noch auf Entschädigungszahlungen auf Kosten der Allgemeinheit
setzen", so Dufner.


KUNDGEBUNG AM 3. MAI AB 8.30 VOR DER GRUGAHALLE IN ESSEN

Unter dem Motto "IrRWEge stoppen - für Klimagerechtigkeit kämpfen!"
(#irRWEgestoppen) veranstaltet der Dachverband mit einem breiten Bündnis
von Umwelt- und Menschenrechtsorganisationen eine Protestkundgebung mit
Musik und Redebeiträgen vor der Grugahalle. Von dort aus startet ab 10.30
Uhr eine Demonstration von Fridays for Future in die Essener Innenstadt.


GEGENANTRÄGE des Dachverbands der Kritischen Aktionärinnen und
Aktionäre:

http://www.kritischeaktionaere.de/rwe/gegenantraege-40/

und von Alle Dörfer bleiben

https://www.kritischeaktionaere.de/rwe/gegenantraege-von-alle-doerfer-bleiben/

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de
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KOHLEALARM/590: Klimakampf und Kohlefront - Stop der Tagebauflutung ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 26. April 2019

Stop der Tagebauflutung in Cottbus war seit Wochen vorhersehbar



Cottbus - Mit dem heute [26.04.2019] verkündeten Stop der Flutung des
"Cottbuser Ostsees" sieht sich die GRÜNE LIGA in ihrer Kritik bestätigt.

"Die LEAG hat ein absurdes Schauspiel um ihren Propaganda-See aufgeführt.
Dass diese Flutung nicht lange laufen wird, war schon klar, bevor der Hahn
aufgedreht wurde. Das Wasser der Talsperren wird für den Sommer gebraucht."
fasst René Schuster von der GRÜNEN LIGA zusammen. Der Umweltverband hatte
bereits am 12. April den Auftritt des Ministerpräsidenten Dietmar Woidke
beim Flutungsstart kritisiert.

Schuster weiter: "Der See wird sich letztlich als Fehlplanung zu Lasten
künftiger Generationen herausstellen. Offiziell sucht das Land Brandenburg
nach Wegen, sich an Klimawandel und Wassermangel anzupassen. Mit der
Planung des Cottbuser Tagebausees hat es genau das Gegenteil getan: Der
große und extrem flache See wird durch riesigen Verdunstungsverluste die
Wasserbilanz besonders dann belasten, wenn ohnehin wenig Wasser in der
Spree ist."

Ein kleinerer tieferer See hätte dieses Problem zumindest verringert. Der
Hintergrund der gewählten Seeform ist vermutlich, dass die Flutung den
Tagebaubetreiber pro Hektar weniger kostet, als Kippenflächen nutzbar und
standsicher zu rekultivieren.


Hintergrund:

Pressemitteilung zur Seeflutung vom 12. April 2019:

https://www.kein-tagebau.de/index.php/de/aktuell/413-woidke-eroeffnet-potemkinschen-see

Zusammenfassung der Kritik am Ostsee" und Rückblick auf die durch den
Tagebau Cottbus-Nord verursachten Schäden:

https://www.kein-tagebau.de/index.php/de/aktuell/193-tagebau-cottbus-nord-jahrzehntelange-zerstoerung-hinterlaesst-unkalkulierbare-risiken

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 26.04.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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LESUNG/4301: Stuttgart - Han Kang "Deine kalten Hände", 16.05.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Mai 2019

Donnerstag. 16.05.19, 19.30 Uhr

Deine kalten Hände

Han Kang

Lesung und Gespräch

Moderation: You Jae Lee

Lesestimme: Marit Beyer



"Was der Bildhauer dieser Skulptur letzten Endes hatte zeigen wollen,
war wahrscheinlich nicht die zerfetzte Hülle, sondern ihr
nachtdunkler Hohlraum." Han Kang Die südkoreanische Autorin Han Kang
hat mit "Deine kalten Hände" einen selbstreflexiven Kunst- und
Künstlerroman geschrieben und zwar fünf Jahre vor ihrem
internationalen Bestseller "Die Vegetarierin". Und auch hier zeigt
sich schon das Lebensthema, das auch Kangs spätere Erfolgsromane
prägt: Widerstand durch Lebensverweigerung. Eines Tages verschwindet
der Bildhauer Jang Unhyong beinahe spurlos. Er hinterlässt seine
faszinierenden Gipsabdrücke von Händen und Körpern, mit denen Han
Kang auf eine zeichenhafte Weise die Spannung zwischen Hülle und
Hohlraum, Oberfläche und Lebensleere befragt. "Vermutlich sind manche
Schreibende nie wieder so skrupulös wie am Anfang ihrer
künstlerischen Laufbahn", schreibt die Literaturkritikerin Insa Wilke
über Han Kangs frühen Roman "Deine kalten Hände". "Insofern", so
Wilke, "ist dies ein Roman, der heranführt an die Auseinandersetzung
einer jungen Schriftstellerin mit ihrem Stoff und seinen Formfragen,
die immer auch Lebensfragen sind: Lässt es sich überhaupt leben, mit
der Vergangenheit auf den Schultern?"

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Mai 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4300: Berlin - Galal Alahmadi, Gabriela Cabezón Cámara, Jan Nemec, Hausgäste-Lesung, 14.05.2019




Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Mai 2019

Dienstag, 14. Mai, 19.30 h

Hausgäste

Galal Alahmadi, Gabriela Cabezón Cámara und Jan Nemec in Lesung
und Gespräch
	


Am heutigen Hausgäste-Abend werden drei unserer neu eingetroffenen
Gäste ihre aktuellen Projekte vorstellen. Der in Saudi-Arabien
geborene Jemenit Galal Alahmadi ist 2019 Preisträger des Stipendiums
Torschreiber am Pariser Platz der Allianz Kulturstiftung und der
Stiftung Brandenburger Tor. Er arbeitete als Journalist und Redakteur
für verschiedene arabische Zeitungen und Magazine, bevor er sich auf
seine schriftstellerische Tätigkeit konzentrierte. Jan Nemec lebt als
Schriftsteller und Redakteur in Brno. Für seinen Roman »Die
Geschichte des Lichts« (Ü: Martin Mutschler, Osburg Verlag 2019)
erhielt er u. a. den Literaturpreis der Europäischen Union. Die
Argentinierin Gabriela Cabezón Cámara ist Gründungsmitglied der
Feminismus-Bewegung »Ni una menos« (dt.: »Nicht eine mehr«) und
schreibt sowohl Prosa als auch Graphic Novels.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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TREFF/680: Cuxhaven - E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek am 9. Mai 2019


Stadt Cuxhaven

E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek



Die nächste E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek Cuxhaven findet
am Donnerstag, den 9. Mai statt. Von 16 bis 17 Uhr geht es um
Grundlegendes: Was ist die Onleihe? Welches Angebot bietet die
Bibliothek? Habe ich die passenden Geräte? Und wie gehe ich damit um?

In der Zeit von 17 bis 18 Uhr gibt es dann Zeit, auch individuelle
Fragen zu beantworten. Interessierte werden gebeten, eigene Geräte
mitzubringen. Dazu eignen sich E-Book-Reader, Tablet, Smartphone und
Notebook/Laptop. Um eine optimale Hilfestellung bieten zu können,
bittet das Team der Bibliothek, Beratungstermine zu vereinbaren.
Anmeldung telefonisch unter 04721 / 700 70 803, per E-Mail bei
anne.ulmer@cuxhaven.de oder auch persönlich in der Stadtbibliothek.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 2. Mai 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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AFRIKA/747: Merkel in Westafrika - Dramatische Verschlechterung der Sicherheitslage in Mali


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 1. Mai 2019

Bundeskanzlerin Merkel in Westafrika: Dramatische Verschlechterung
der Sicherheitslage in Mali



Die Sicherheitslage in Mali verschlechtert sich dramatisch. Vor allem
die Zivilbevölkerung leidet unter wachsender politisch motivierter
Gewalt. Seit Jahresbeginn sind 431 Zivilisten gewaltsam zu Tode
gekommen. Im gesamten Vorjahr waren es 287. Vor diesem Hintergrund
verliert die Bevölkerung das Vertrauen in die eigene Armee und die
internationale Friedenstruppe MINUSMA.

Die Gewalt behindert die humanitäre Versorgung der notleidenden
Menschen. Die Zahl der Binnenflüchtlinge hat sich in den letzten
sechs Monaten auf nun 123.000 Menschen verdoppelt. Hunderttausende
Schülerinnen und Schüler können nicht mehr zur Schule gehen.

Vor der Reise der Bundeskanzlerin nach Mali hat sich die
Sicherheitslage im Land dramatisch verschlechtert. "Vor allem die
Zivilbevölkerung leidet unter wachsender politisch motivierter
Gewalt", berichtet Ulrich Delius, Direktor der Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV). "Die Menschen brauchen dringend besseren
Schutz." Im Zentrum und im Norden Malis seien allein im April dieses
Jahres 31 Zivilisten getötet worden, sowie 22 Armeeangehörige und
zwei Blauhelmsoldaten. Damit seien seit Jahresbeginn 431 Zivilisten
gewaltsam zu Tode gekommen. Im gesamten Vorjahr wurden 287 Zivilisten
getötet. So viel Gewalt wie 2018 war damit seit Ausbruch der
Konflikte im Jahr 2012 nicht mehr registriert worden.

Die Menschenrechtsorganisation warnt davor, die Lage in Mali weiter
schönzureden: "Die Bevölkerung verliert das Vertrauen in die
UN-Friedenstruppe MINUSMA und in die reguläre malische Armee. MINUSMA
muss dringend gestärkt und die Ausbildung der heimischen Streitkräfte
verbessert werden", so Delius. Es sei inakzeptabel, dass die Armee
die eigene Zivilbevölkerung nicht wirksam schütze - und ihr auch noch
glaubhaft Morde an Zivilisten vorgeworfen würden. Die
Verantwortlichen für diese Menschenrechtsverletzungen müssten endlich
zur Rechenschaft gezogen werden. Die Bundeswehr ist seit dem Jahr
2013 an EUTM Mali, der europäischen Ausbildungsmission für die Armee
Malis beteiligt.

Die eskalierende Gewalt hat schwerwiegende Folgen für die
Zivilbevölkerung, wie die GfbV berichtet. So könnten allein in der
Region um die Stadt Mopti 157.000 Schülerinnen und Schüler keine
Schulen mehr besuchen. In anderen Regionen seien weitere 103.000
Schülerinnen und Schüler von Schulschließungen betroffen. Die Gewalt
behindere die humanitäre Versorgung der notleidenden Zivilbevölkerung
zusätzlich. Nach UN-Angaben sind in Mali rund 7,2 Millionen Menschen
auf humanitäre Hilfe angewiesen. Die Zahl der Binnenflüchtlinge hat
sich in den letzten sechs Monaten auf nun 123.000 Menschen
verdoppelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Mai 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/215: Nachruf - Die Menschenrechtlerin Dr. Ines Köhler-Zülch ist tot


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

Sie hatte ein großes Herz - Die Menschenrechtlerin und
Märchenforscherin Dr. Ines Köhler-Zülch ist tot



Die internationale Märchenforscherin und Menschenrechtlerin Dr. Ines
Köhler-Zülch ist nach langer schwerer Krankheit im Alter von 77
Jahren in Göttingen gestorben. Die Mitherausgeberin der "Enzyklopädie
des Märchens", eines Projekts der Göttinger Akademie der
Wissenschaften, war 32 Jahre lang Mitglied der Redaktion dieses
15-bändigen Handbuches zur vergleichenden Erzählforschung. Ihrem
außerordentlichen ehrenamtlichen Engagement ist es mit zu verdanken,
dass aus der 1968 gegründeten Bürgerinitiative Aktion Biafra-Hilfe
die internationale Menschenrechtsorganisation Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV) entstehen konnte.

NACHRUF

Sie war klug und engagiert und selbstverständlich stand ihr Haus für
jeden offen. Unzählige Gäste aus aller Welt hat sie beherbergt; oft
standen mit ihrem Mann Tilman Zülch überraschend auch gleich mehrere
vor ihrer Tür. Wer länger bleiben wollte oder musste, bekam den
Schlüssel in die Hand gedrückt: Kurden oder assyrisch-aramäische
Christen aus dem Nahen Osten, Sinti und Roma, indigene Delegierte aus
Süd- und Nordamerika, Aeta aus den Philippinen, Kriegsflüchtlinge aus
Bosnien und viele mehr. Sie waren sofort eingeladen, fanden neben
Speis und Trank und einem Platz zum Schlafen stets ein offenes Ohr
für ihre bedrückenden Berichte von Folter, Verfolgung und
Vertreibung. Nur wenige Wochen vor ihrem 78. Geburtstag und liebevoll
umsorgt von ihrem Mann ist die Menschenrechtlerin und
Märchenforscherin Dr. Ines Köhler-Zülch jetzt nach langer schwerer
Krankheit in Göttingen gestorben.

Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) hat mit Ines Köhler-Zülch
die "Frau der ersten Stunde" verloren. Sie hat ihrem Mann Tilman
Zülch, der die Menschenrechtsorganisation vor mehr als 50 Jahren
gründete und bis Frühjahr 2017 leitete, stets den Rücken
freigehalten. Als starke Wegbegleiterin unterstützte sie seine Ziele
wach, kritisch und bedingungslos mit ganzer Kraft, blieb dabei jedoch
bescheiden im Hintergrund. Sie sorgte in den Anfangsjahren für das
Auskommen des Ehepaares, bis die GfbV zu einer bundesweit und dann
auch international anerkannten Menschenrechtsorganisation
herangewachsen war.

1941 in Magdeburg geboren, studierte Ines Köhler-Zülch Slavistik,
Germanistik und Romanistik in Marburg und Hamburg. Nach ihrer
Promotion ging sie 1974 nach Göttingen, um für die "Enzyklopädie des
Märchens" über Sprachgrenzen und Kontinente hinweg zu forschen. Hier
gründete sie gleichzeitig die erste GfbV-Regionalgruppe, warb um
Mitstreiterinnen und Mitstreiter für die Durchsetzung der Rechte
ethnischer und religiöser Minderheiten. Mit so großem Erfolg, dass
ihr Mann schon auf ein tragfähiges Netzwerk bauen konnte, als auch er
aus Hamburg in die südniedersächsische Universitätsstadt zog.

So ist es nur dem außerordentlichen Einsatz Ehrenamtlicher wie dem
von Ines Köhler-Zülch zu verdanken, dass die GfbV in ihren
Anfangsjahren für eine vielköpfige Delegation von Repräsentanten
indianischer Volksgruppen aus allen Teilen Amerikas Vortragsreisen
durch ganz Deutschland organisieren konnte. Die Berichte der
Delegierten über unerträgliche Diskriminierung und schwere
Menschenrechtsverletzungen stießen auf riesige Resonanz. Auch zur
Organisation des dritten Welt-Roma-Kongresses 1981 in der Göttinger
Stadthalle trug Ines Köhler-Zülch ganz entscheidend bei. Ihr
Engagement - sei es für die Überlebenden von Völkermord in
Bangladesch, Osttimor oder Guatemala, für Giftgasflüchtlinge aus dem
Irak oder Vertreibungsopfer aus Bosnien - blieb bis zu ihrer schweren
Erkrankung 2017 ungebrochen. Sie brachte sich bei konzentrierten
Strategiediskussionen genauso ein wie bei hitzigen Diskussionen und
gab wertvolle Impulse für wichtige Menschenrechtsinitiativen für
bedrohte Minderheiten und Nationalitäten.

32 Jahre lang arbeitete sie in der Redaktion der Enzyklopädie des
Märchens mit, einem Projekt der Göttinger Akademie der
Wissenschaften. Ihre Schwerpunkte bei der historisch-vergleichenden
internationalen Märchenforschung lagen in Südosteuropa, auf alten und
modernen Sagen und Märchen. Sie veröffentlichte gemeinsam mit einer
Kollegin nicht nur das Buch "Schneewittchen hat viele Schwestern",
sondern auch zahlreiche wissenschaftliche Schriften und Buchbeiträge.
Breite öffentliche Beachtung fanden ihre historisch-kritischen
Forschungen zur Walpurgisnacht. Vortragsreisen führten sie ins
europäische Ausland, nach Indien, in die USA und in den Nahen Osten.

Das wissenschaftliche Engagement von Ines Köhler-Zülch hat die
Enzyklopädie des Märchens so entscheidend mitgeprägt, dass sie nach
ihrem Ausscheiden nicht in den verdienten Ruhestand entlassen wurde.
Vielmehr wurde sie ehrenamtlich zur Mitarbeit an diesem international
konzipierten Handbuch zur historischen und vergleichenden
Erzählforschung verpflichtet und Mitherausgeberin der 15 Bände, die
1975 bis 2015 erschienen.

Wenn sie sich dann doch einmal mit ihrem Mann "Freizeit" gönnte,
widmeten sich die beiden der blühenden Vielfalt ihres Gartens in
Göttingen, durchwanderten den Harz zur Teufelsmauer oder dem
Hexentanzplatz oder genossen die Seeluft auf der Nordseeinsel Amrum.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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AUFRUF/112: Bundesweites Aktionswochenende gegen Abschiebehaft (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Pressemitteilung der bundesweiten Kampagne "100 Jahre Abschiebehaft" vom
30.4.2019

Bundesweites Aktionswochenende gegen Abschiebehaft

100 Jahre Abschiebehaft sind 100 Jahre zu viel!



Die Kampagne "100 Jahre Abschiebehaft" erinnert an das bundesweite
Aktionswochenende gegen Abschiebehaft vom 10. bis 12. Mai und ruft dazu
auf, sich aktiv an den vielfältigen Protesten zu beteiligen und weitere zu
initiieren. Die beteiligten Organisationen, Aktivist*innen und
Einzelpersonen fordern die Abschaffung der Abschiebehaft und solidarisieren
sich durch Demonstrationen und weitere Aktivitäten mit den Inhaftierten.
Außerdem fordern sie den Abbruch des Gesetzesvorhabens
"Geordnete-RückkehrGesetz" und weiterer Asylrechtsverschärfungen. Die
beteiligten Organisationen, Aktivist*innen und Einzelpersonen fordern die
Abschaffung der Abschiebehaft sowie den Stopp des Geordneten-
RückkehrGesetzes und solidarisieren sich durch Demonstrationen und weitere
Aktivitäten mit den Inhaftierten.

Bislang sind in mindestens zehn Bundesländern mehrere Aktivitäten geplant
[1]. Dabei finden Demonstrationen und Kundgebungen unter anderem in
Dresden, Darmstadt, Eichstätt, Büren (NRW), Mainz und Ingelheim statt.
Andere Demonstrationen fügen sich in weitere Proteste ein: So richtet sich
die Demonstration in Pforzheim auch gegen einen Aufmarsch der Partei "Die
Rechte". In Bamberg wird zugleich gegen die menschenunwürdigen
ANKER-Zentren demonstriert und in Hannover gegen die geplanten
Verschärfungen des Polizeigesetzes.

In Dessau macht ein Bündnis mit einem interkulturellen Fest "Spielplätze
statt Haftplätze" auf die Pläne Sachsen-Anhalts aufmerksam, Kinder bis zu
18 Monate inhaftieren zu wollen, weil sie bzw. ihre Eltern nicht ausgereist
sind. In Glückstadt kommen Menschen aus Hamburg, MecklenburgVorpommern und
Schleswig-Holstein im Rahmen einer Fahrraddemonstration und eines
Sternmarsches zusammen. In Berlin-Schönefeld richtet sich eine
Demonstration gegen die Errichtung eines neuen Ausreisegewahrsams und gegen
das Geordnete-Rückkehr-Gesetz.

Agnes Andrae, Pressesprecherin der Kampagne, ist sich sicher, "der Protest
wird vielfältig! Macht mit, beteiligt euch an den Aktionen - und plant
eigene. Lasst uns ein Zeichen setzen und das 100-jährige Elend beenden -
gemeinsam gegen Abschiebehaft!"

Die Abschiebehaft in Deutschland begeht dieses Jahr ein trauriges Jubiläum:
Sie wird 100 Jahre alt. Abschiebehaft macht nicht nur krank, sie hat auch
unmenschliche Wurzeln: Am 25. Mai 1919 wurde sie in Bayern eingeführt, um
Jüd*innen aus Osteuropa zu internieren und außer Landes zu treiben. Diese
Sonderhaft für Ausländer*innen soll nach Plänen der Bundesregierung nun mit
dem Geordnete-Rückkehr-Gesetz nochmals exzessiv ausgebaut werden, um mehr
Abschiebungen durchzusetzen - "koste es, wen auch immer, was auch immer es
wolle", so Andrae abschließend.

Das Magazin Hinterland widmet sich dem Schwerpunkt 100 Jahre Abschiebehaft
in einer eigenen Ausgabe. Das Magazin kann unter www.hinterland-magazin.de
online gelesen und bestellt werden.

Weitere Informationen finden Sie auf der Homepage der Kampagne unter:


www.100-jahre-abschiebehaft.de

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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STANDPUNKT/334: Merkel im Sahel - Menschenrechte statt Militarisierung (medico international)


medico international - Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

Merkel im Sahel: Menschenrechte statt Militarisierung



Die Hilfs- und Menschenrechtsorganisation medico international kritisiert
die weitere Militarisierung der Sahelzone und fordert die Freilassung von
inhaftierten Menschenrechtsaktivisten im Niger.

"Die Region ist mit der internationalen Militärpräsenz nicht sicherer
geworden. Die Zahl der Milizen hat sich vervielfacht und der Staat ist in
vielen Gegenden weniger präsent als vorher", so Migrationsreferentin Ramona
Lenz von medico international.

medico-Partner Moussa Tchangari, Generalsekretär der
Journalistenvereinigung Alternative Espaces Citoyens im Niger, meint:
"Trotz massiver Anwesenheit internationaler Truppen wird die Bevölkerung
nicht vor Anschlägen bewaffneter Truppen geschützt. Das sorgt für großen
Unmut. Denn es bedeutet: Nicht um unsere Sicherheit hier geht es, sondern
um den Schutz Europas vor Terror und Migration."

Moussa Tchangari war letztes Jahr vier Monate inhaftiert, weil ihm und 21
anderen zivilgesellschaftlichen Akteuren vorgeworfen wurde, eine verbotene
Demonstration gegen ein neues Steuergesetz vorbereitet zu haben, das
internationale Konzerne bevorzugt und die arme Bevölkerung noch stärker
belastet. Die Menschenrechtsaktivisten Sadat Illia Mallam und Lirwana
Abdourahamane sind noch immer in Haft. Wir fordern Bundeskanzlerin Merkel
auf, sich im Niger für ihre sofortige Freilassung einzusetzen.

"Diese Inhaftierungen sind eine Konsequenz der zunehmenden Einschränkung
des Rechts auf Versammlungs- und Demonstrationsfreiheit wie freie
Meinungsäußerung im Niger", betont Ramona Lenz. "Der südlich an Libyen
grenzende Niger ist ein wichtiger Partner der europäischen
Abschottungspolitik gegen Migration geworden. Deshalb schaut Europa bei
Menschenrechtsverletzungen nicht so genau hin."

Die europäische Anti-Terror-Politik ist zugleich eine
Anti-Migrationspolitik mit fatalen Folgen für die Menschen in der
Sahelzone. Innerhalb der Westafrikanischen Wirtschaftsgemeinschaft gilt
ähnlich wie im Schengen-Raum das Recht auf Freizügigkeit. Durch die
Militarisierung der Region werden dieses Recht und die wirtschaftliche
Entwicklung der Region eingeschränkt.

 * 

Quelle:

medico international - 2. Mai 2019

Herausgeber: medico international

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main

Telefon: +49 69 94438-0, Fax: +49 69 436002

Email: info@medico.de

Internet: www.medico.de
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STANDPUNKT/333: Demokratie erkämpfen heißt auch Demokratie verteidigen (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

Demokratie erkämpfen heißt auch Demokratie verteidigen

Am 7. Mai 1989 wiesen Oppositionsgruppen die Fälschung der DDR-Kommunalwahl
nach



Cottbus 02.05.2019. Am 7. Mai jährt sich zum dreißigsten Mal die Aufdeckung
der Kommunalwahlfälschung in der DDR durch Oppositionsgruppen. Die daran
beteiligte Umweltgruppe Cottbus erinnert an dieses Datum und grenzt sich
entschieden von heutigen rechtspopulistischen Aufrufen zur Wahlbeobachtung
ab.

"Wir zählten damals allein in den 30 von uns beobachteten Wahllokalen die
560 Nein-Stimmen, die am Folgetag für die knapp 100 Wahllokale in Cottbus
verkündet wurden. Ein Mitglied der Gruppe stellte daraufhin Strafanzeige
wegen Wahlfälschung, was damals unendlich viel Mut erforderte", erinnert
sich Dr. Martin Kühne, der noch heute in der Umweltgruppe aktiv ist.

Die Aktion der Cottbuser Gruppe im Frühjahr 1989 folgte einem DDR-weiten
Aufruf zur Überwachung der Kommunalwahlen, der ein entscheidender Schritt
auf dem Weg zur friedlichen Revolution im Herbst war. In der DDR traten
alle Parteien und Organisationen auf einer gemeinsamen Liste an ("Wählt die
Kandidaten der Nationalen Front!"), so dass die Wähler nur mit Ja und Nein
stimmen konnten. Das Benutzen der Wahlkabine war verpönt. Die Zahl der
Nein-Stimmen wurde trotzdem noch regelmäßig geschönt.

Heutige Aufrufe rechtspopulistischer Gruppierungen, die Auszählung der
Kommunalwahlen in Brandenburg am 26. Mai zu beobachten, sieht die
Umweltgruppe Cottbus als Inszenierung an, die vor allem Misstrauen gegen
die damals erkämpfte Demokratie schüren soll. Dr. Martin Kühne: "Wir sind
im Vorfeld der Wahlen dieses Jahres an einem Punkt angekommen, wo es immer
wichtiger wird, zunehmenden Angriffen auf unser offenes demokratisches
Zusammenleben entschieden entgegenzutreten. Wer kein Problem beim
Zusammenwirken mit Neonazis, Rassisten und Hooligans hat, kann als Letzter
behaupten in einer Traditionslinie zu den Bürgerbewegten von 1989 zu
stehen! Dies zeigt - wie auch das totale Leugnen des menschengemachten
Klimawandels und die Forderung nach unbegrenztem Braunkohle-Abbau - den
diametralen Gegensatz zu den Zielen, denen sich die Umweltgruppe Cottbus
bis heute verpflichtet fühlt: Frieden - Gerechtigkeit - Bewahrung der
Schöpfung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.05.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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STANDPUNKT/332: Ende Gelände blockiert AfD-Aufmarsch (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressestatement vom 1. Mai 2019

Ende Gelände blockiert AfD-Aufmarsch +++ ziviler Ungehorsam gegen
Menschenfeinde +++ gemeinsam für eine solidarische Gesellschaft



Anlässlich des AfD-Aufmarsches am 1. Mai in Erfurt erklärt Nike
Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände:

"Die Hetze von Höcke und seinen Anhängern ist ein direkter Angriff auf
unsere Gesellschaft. Die AfD leugnet den menschengemachten Klimawandel.
Sie will die Menschen an den Grenzen erschießen und ertrinken lassen,
die wegen der Klimakrise fliehen müssen. Wir von Ende Gelände sind heute
gemeinsam mit vielen anderen in Erfurt auf der Straße und stoppen die
Menschenfeinde von der AfD. Weil Verfassungsschutz und Polizei auf dem
rechten Auge blind sind, werden wir selbst aktiv und leisten zivilen
Ungehorsam. Wir wollen Gerechtigkeit weltweit und eine Zukunft ohne
Klimakrise. Das geht nur ohne AfD."

 * 

Quelle:

Pressestatement vom 1. Mai 2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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STANDPUNKT/331: Abrüstung ist die Herausforderung unserer Zeit (IPB)


IPB - International Peace Bureau - Pressemitteilung vom 29. April 2019

Abgeordnete des Bundestages und Akteure aus Zivilgesellschaft
unterstreichen: Abrüstung ist die Herausforderung unserer Zeit



Aus Anlass der Veröffentlichung der vom schwedischen
Friedensforschungsinstitut (Stockholm International Peace Research
Institute - SIPRI) erstellten Statistik zu den weltweiten Rüstungsausgaben
für das Jahr 2018 kritisierten Abgeordnete des Deutschen Bundestages und
VertreterInnen der Friedensbewegung auf der Pressekonferenz des
Internationalen Friedensbüros (IPB) die immense Aufrüstung, die sich in
den fast 1822 Milliarden US Dollar weltweiter Aufrüstung mit steigender
Tendenz wiederspiegeln.

Die Pressekonferenz fand im Rahmen der Aktionen der "Global Campaign on
Military Spending (GCOMS)" statt, die bis zum 9. Mai in 30 Ländern
durchgeführt werden. Die Aktionen haben das Ziel, Aufmerksamkeit auf die
exzessiven globalen Rüstungsausgaben zu lenken und diese zu senken.

Alexander Neu, MdB Die Linke, bezieht dazu die Position dass "das zu
begrüßende Ende der unipolaren Weltordnung und der Übergang in eine
multipolare Ordnung rational und friedlich verlaufen kann. Dieser Übergang
kann aber auch durch vermehrte militärische Aktivitäten und vollumfängliche
Kriege stattfinden. Schaut man sich die jüngsten Daten von SIPRI zu den
weltweiten Militärausgaben an, spricht vieles dafür, dass die
Irrationalität das Denken der Herrschenden dominiert. Und Deutschland ist
eben nicht der Pol der Vernunft, sondern beteiligt sich mit entsprechenden
wachsenden Militärausgaben und Säbelrasseln Richtung Russland an dem
Irrsinn. Die wirkliche Herausforderung für die Menschheit ist der
Klimawandel. In die Bekämpfung des Klimawandels und der wachsenden globalen
Armut müssen die Gelder investiert werden, nicht in die Militarisierung.

Michael Müller, ehemaliger Staatssekretär für Umwelt und Bundesvorsitzender
der NaturFreunde Deutschlands, erörterte "dass die stätig ansteigenden
Rüstungsausgaben und die damit einhergehenden Ausbeutung und
Überstrapazierung der Umwelt keine Zukunft haben. Die Menschheit ist
momentan von einem doppelten Selbstmord bedroht. Zum einen der schnelle
Selbstmord durch die neue Hochrüstung, die konventionelle und vor allem die
atomare Hochrüstung und zum anderen die langsame ökologische
Selbstvernichtung durch die vom Menschen verursachte Erderwärmung, durch
das Überschreiten planetarischer Grenzen und durch den immer früheren
Welterschöpfungstag."

Lucas Wirl, IPB, Geschäftsführer IALANA &
NaturwissenschaftlerInnen-Initiative Verantwortung für Frieden und
Zukunftsfähigkeit (NatWiss) bezieht zu den erhöhten Rüstungsausgaben diese
Position: "Die Rüstungsausgaben der Staaten der Welt sind auf einem
erschreckenden Rekordhoch, nie waren sie seit Erfassung der Daten höher.
Wir befinden uns in einem neuen Wettrüsten um eine Vormachtstellung in der
Welt. Militarismus ist an die Stelle von Verantwortung und Menschlichkeit
getreten. Angesichts der Herausforderungen unserer Zeit ist dies eine
skandalöse Priorisierung. Klimawandel kann nicht militärisch "besiegt"
werden, sondern das Militär ist einer der größten Umweltverschmutzer, denn
Militär zerstört Umwelt."

Die drei Redner waren sich einig, dass Abrüstung und eine Reduzierung des
Militärhaushaltes an oberster Stelle stehen muss, um Entspannungspolitik
und friedliche Beziehungen zwischen Ländern und Menschen zu fördern und die
dann verfügbaren finanziellen Ressourcen einzusetzen um die
Nachhaltigkeitsziele der UN erfüllen zu können.

 * 

Quelle:

IPB - International Peace Bureau (IPB)

Büro Berlin

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon: +49 (0) 30 1208 4549

E-Mail: info@ipb-office.berlin

Internet: https://www.ipb.org
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AUSSTELLUNG/118: Wertheim - "Menschen & Rechte sind unteilbar" vom 6.5.-3.6.2019


Stadt Wertheim

Menschen & Rechte sind unteilbar

Neue Ausstellung in der Stadtbücherei



Wertheim. Die Stadtbücherei Wertheim zeigt vom 6. Mai bis 3. Juni die
Ausstellung "Menschen & Rechte sind unteilbar." Sie ist damit eine von
mehreren Stationen im Main-Tauber-Kreis. Zu sehen sind Plakate der
Organisation Pro Asyl sowie eine Online-Präsentation. Die Initiatoren
der Ausstellung wollen im Vorfeld der Europawahl auf die Wichtigkeit
der Menschenrechte hinweisen. Die Ausstellung ist eine Kooperation mit
der Ökumenischen Fachstelle für Flüchtlingshilfe im Main-Tauber-Kreis
an.

Die Ausstellung geht auf die weit zurück reichende
Entstehungsgeschichte der Menschenrechte ein. Viele Menschen haben
über die Jahrhunderte für die Menschenrechte gekämpft, teils sehr
vehement, sei es im Deutschen Bauernkrieg im 16. Jahrhundert oder
währender der Französischen Revolution am Ende des 18. Jahrhunderts.

Die Frage nach gleichen Rechten für Alle stellte sich die Menschen
nicht nur in Europa, sondern auch auf anderen Kontinenten: So wie Rosa
Parks in Alabama. 1955 weigerte sie sich in einem Bus ihren Platz für
einen Weißen frei zu machen. Alle hielten sie für verrückt, aber sie
hat erreicht, dass ein Jahr später die Rassentrennung in öffentlichen
Verkehrsmitteln in den USA für gesetzwidrig erklärt wurde. Ihr Protest
war so weitreichend, dass der Bus, mit dem sie damals fuhr, noch heute
im Henry-Ford-Museum in der Nähe von Detroit zu besichtigen ist.

Dass die Menschenrechte auch heute noch nicht überall fester
Bestandteil des Denkens sind, ist ein weiteres Thema der Ausstellung.
Deshalb regt die Ausstellung dazu an, sich über den Stand der Dinge zu
informieren, nachzufragen und mitzudiskutieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 2. Mai 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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KURSUS/174: Marbach - Workshop. Über das Machen von Literaturausstellungen, 16.-17.05.19 



 
 
Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Mai 2019
 
INTERNATIONALER AUSSTELLUNGSWORKSHOP

"Die Wörter und die Dinge. Über das Machen von Literaturausstellungen"

Donnerstag, 16. Mai bis Freitag, 17. Mai

Deutsches Literaturarchiv Marbach
 
 
Ausgehend von den Dauer- und Wechselausstellungen in den Marbacher
Literaturmuseen werden unterschiedliche Konzepte des Ausstellens von
Literatur vorgestellt und diskutiert.
 
Mit Heike Gfrereis, Christiane Holm, Peter Seibert, Verena Staack,
Niko Wahl, Marc Wurich u.a.
 
In Kooperation mit der Museumsakademie Graz. Konzept: Helmut
Neundlinger und Eva Tropper.
 
Anmeldung: museumsakademie@museum-joanneum.at
 
*
 
Quelle:
DLA, Veranstaltungen im Mai 2019
Deutsche Schillergesellschaft e.V.
Deutsches Literaturarchiv Marbach
Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar
Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299
E-Mail: presse@dla-marbach.de
Internet: www.dla-marbach.de
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LESUNG/6405: Stuttgart - Theresia Walser, Karl-Heinz Ott, "Pas de deux: Literatur und Theater", 13.05.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Mai 2019

Montag, 13.05.19, 20.00 Uhr

Pas de deux: Literatur und Theater

Theresia Walser, Karl-Heinz Ott

Lesung und Gespräch

Moderation: Ingoh Brux



Theresia Walser und Karl-Heinz Ott lesen aus gemeinsamen Stücken, die
im Dialog entstanden sind, an zwei Laptops, die sich gegenüberstanden
wie zwei Klaviere, auf denen sie sich die Motive und Sätze zuwerfen.
Es geht um so gängige Dinge wie Beziehungen, die unversehens eine
Hölle offenbaren, und um so große wie ein Konzil, bei dem Gott und
die Welt nicht mehr zu unterscheiden sind. Theresia Walser ist eine
der erfolgreichsten deutschen Gegenwartsdramatikerinnen. Für ihr
Theaterstück "King Kongs Töchter" wurde sie in der Kritikerumfrage
der Zeitschrift 'Theater heute' zur besten deutschsprachigen Autorin
gewählt. Im Schauspiel Stuttgart steht derzeit ihr Stück "Ich bin wie
ihr, ich liebe Äpfel" über drei Diktatorgattinnen auf dem Spielplan.
Der Schriftsteller, Übersetzer wie Essayist Karl-Heinz Ott, 1957 in
Ehingen an der Donau geboren, wurde für sein Werk bereits vielfach
ausgezeichnet. Zuletzt erschien sein schmaler, zugleich großer Roman
"Und jeden Morgen das Meer" (2018) über das Leben einer Hoteliersfrau
eines ehemals bedeutenden Sterne-Restaurants mit angeschlossenem
Hotel am Bodensee.

In Kooperation mit dem Schauspiel Stuttgart

Eintritt: Euro 13,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Mai 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/6404: Stuttgart - Benjamin Balint, Ulrich von Bülow, Kafkas letzter Prozess, 10.05.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Mai 2019

Freitag, 10.05.19, 19.30 Uhr

Kafkas letzter Prozess

Benjamin Balint, Ulrich von Bülow

Lesung und Gespräch

Moderation: Anat Feinberg



Der berühmteste Koffer der Literaturgeschichte hätte es beinahe nicht
geschafft. Max Brod hatte ihn bei sich, als er 1939 mit dem letzten
Zug von Prag nach Palästina floh. Im Koffer: Manuskripte, Notate,
Kritzeleien seines Freundes Franz Kafka. Heute befindet sich Kafkas
Nachlass zum allergrößten Teil in Oxford. Jahrzehnte später entsponn
sich um einige Autographen Kafkas, die in Brods Besitz geblieben
waren, ein Gerichtskrimi, der erst 2016 ein Ende fand. Vordergründig
wurde über den Nachlass von Max Brod entschieden, doch standen noch
ganz andere Fragen im Raum: War Kafka vor allem ein jüdischer Autor?
Wo ist sein Erbe richtig aufgehoben? In Israel? Oder in jenem Land,
in dessen Namen Kafkas Familie einst ausgelöscht wurde? Eine
Geschichte, die nicht nur zeigt, weshalb die Frage, wem Kafka gehört,
zum Glück nie entschieden werden kann. Benjamin Balint, geboren 1976
in den USA, lebt als Autor und Übersetzer aus dem Hebräischen in
Jerusalem. Seine Kritiken und Essays erscheinen u.a. in DIE ZEIT,
Wall Street Journal, Ha'aretz und Weekly Standard. "Kafkas letzter
Prozess" ist seine erste Buchveröffentlichung auf Deutsch, übersetzt
von Anne Emmert. In der Moderation von Anat Feinberg, Professorin an
der Hochschule für jüdische Studien Heidelberg, kommt er ins Gespräch
mit Ulrich Bülow, Leiter der Abteilung Archiv im Deutschen
Literaturarchiv Marbach, zuständig unter anderem für Erwerbungen.

In Zusammenarbeit mit dem Literaturarchiv Marbach

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Mai 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1200: Berlin - Lyrikline Hör-Lounge, Musik und Gespräch mit Sabine Scho, Tom Schulz, Heiko Strunk, 16.05.


Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Do., 16.5.19, 19.30 Uhr

Lyrikline Hör-Lounge

Musik und Gespräch mit Sabine Scho Autorin, Berlin | Tom Schulz Autor,
Berlin | Heiko Strunk Projektleiter Lyrikline, Berlin



Sabine Scho und Tom Schulz gehen mit Lyrikline durch die Jahrzehnte und
ergründen die tiefe und immer äußerst private Verbindung zwischen lyrics
und Lyrik. Lief die musikalische Sozialisation parallel zu der
literarischen oder ging die Musik nicht schon immer der Dichtung voraus?
Bleibt der jamaikanische Posaunist Don Drummond, der zu der Urbesetzung
der Skatalites gehörte, für immer mit Marcel Beyer verbunden, weil er über
ihn den Gedichtzyklus Don Cosmic schrieb? Möglicherweise sucht man auf
Lyrikline nach dem Dichter Léonce W. Lupette, weil dieser gerade die Texte
von Leonard Cohen übersetzt hat. Ein anderer hört Elvis Presley, weil
Judith Zander einen seiner Songs im Motto zu ihrem Gedicht fooled. I know
zitiert, oder man kauft eine CD von der Drone-Doom-Band Sunn O))), weil
der Dichter Daniel Falb sich in seinen Texten über sie begeistert zeigt.
Und war es nicht Monika Rinck, die irgendwo eine Zeile von The Magnetic
Fields einfließen ließ? Bei Bert Papenfuß denkt mancher Lyrikline-Besucher
an Soft Machine oder The Melvins, bei dem Dichter Sjón natürlich an Björk,
bei Orsolya Kalász vielleicht an Béla Bartók oder die keltische Pentatonik
des Ausnahmegitarristen Bert Jansch.

Sabine Scho und Tom Schulz erzählen an diesem Abend ihre lyrics/
Lyrik-Geschichten, Heiko Strunk legt dazu Platten auf und spielt Gedichte
ein.

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TREFF/1199: Marbach - Literaturpreise der Schillerstiftung an Thomas Stangl und Sina Klein, 10.05.19


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Mai 2019



PREISVERLEIHUNG

Literaturpreise der Schillerstiftung von 1859

Freitag, 10. Mai, 19 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal

Mit dem Wiener Thomas Stangl erhält ein großer polyphoner Erzähler
und irritierender Denker die Ehrengabe der Deutschen Schillerstiftung;
ihr Lyrikpreis geht dieses Jahr an Sina Klein.

Die Laudationes halten der Dichter Norbert Hummelt und Katrin Lange,
Programmreferentin im Literaturhaus München.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Mai 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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AUSSICHTEN/8627: Und morgen, den 03. Mai 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.05.2019 bis zum 04.05.2019 +++






[image: Jean-Luc 8627 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Morgens Wolkenwechsel

und der Mittag zieht

seine Graupeldrechsel,

so daß Jean-Luc flieht.
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INFOPOOL / EUROPOOL / POLITIK





GROSSBRITANNIEN/013: Unterhaus beschließt Ausrufung des Notstands zur Klimakrise (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Italien vom 2. Mai 2019

Vereinigtes Königreich: Unterhaus beschließt Ausrufung des 
Notstands zur Klimakrise



London, U.K. - 02.05.2019. Der vom Labour-Chef Jeremy Corbyn
eingereichte Antrag, den Notstand im Bezug auf die Umwelt- und
Klimakrise auf nationaler Ebene auszurufen, wurde am Abend des 1. Mai
im britischen Unterhaus angenommen. Es kam zu keiner Abstimmung, da
auch konservative Parlamentarier nicht dagegen waren. Der Antrag
umfasst dringende Maßnahmen in Richtung einer grünen industriellen
Revolution mit Veränderungen im Transport- und Verkehrswesen, in der
Landwirtschaft und in anderen Bereichen.

Nach der Debatte bekräftigte Corbyn seine Hoffnung, dass die
Entscheidung "eine Welle von Aktionen seitens Parlamenten und
Regierungen auf der ganzen Welt in Gang setzen wird" und verpflichtete
sich, "mit allen Ländern zusammenzuarbeiten, die ernsthafte Absichten
haben, die Klimakatastrophe zu bekämpfen". Er betonte die
Notwendigkeit, "Donald Trump klar und deutlich zu sagen, dass er
internationale Vereinbarungen und Maßnahmen zur Klimakrise nicht
länger ignorieren kann".

Umweltminister Gove versprach, das Thema bei dem bevorstehenden Besuch
des amerikanischen Präsidenten in Großbritannien zu erörtern und fügte
hinzu: "Die USA sind das umweltschädlichste Land der Welt und müssen
daher auch entsprechend Verantwortung übernehmen".


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





MELDUNG/388: Wie Rauschmittel Europa verändert haben (idw)


Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg - 29.04.2019

Wie Rauschmittel Europa verändert haben

Von Zucker bis Opium - Historiker analysieren die gesellschaftlichen
Folgen der Einfuhr von Rausch- und Genussmitteln bis 1850



Inwiefern haben Tabak, Tee, Koffein, Zucker, Schokolade und Opium das
Leben in nordeuropäischen Hafenstädten verändert? Unter dem Titel
"Intoxicating Spaces" analysieren Historiker an den Universitäten
Oldenburg, Sheffield (UK), Utrecht (NL) und Stockholm (SWE), welche Folgen
die ab dem 17. Jahrhundert aus Übersee eingeführten Rausch- und
Genussmittel auf den öffentlichen Raum in Hamburg, Amsterdam, London und
Stockholm hatten. Das Oldenburger Teilprojekt leitet die Historikerin
Prof. Dr. Dagmar Freist, die Gesamtleitung des europäischen
Verbundprojekts liegt bei Prof. Phil Withington von der University of
Sheffield. Die Oldenburger Forscher arbeiten eng mit dem Deutschen
Schifffahrtsmuseum Bremerhaven und mehreren Schulen zusammen. Finanziert
wird das gesamte Forschungsvorhaben durch das europäische
Forschungsnetzwerk Humanities European Research Area (HERA). Die
finanziellen Mittel für das Oldenburger Teilprojekt in Höhe von knapp
250.000 Euro steuert überwiegend das Bundesforschungsministerium bei.

Im Fokus des Oldenburger Forschungsvorhabens liegt die Stadt Hamburg, die
bereits während der Frühen Neuzeit zu den bedeutendsten europäischen
Hafenstädten gehörte. Die Wissenschaftler erforschen anhand historischer
Schriftstücke wie Zollbücher, Warenlisten, Zeitungen oder Gerichtsakten,
inwiefern durch den zunehmenden Konsum und Handel von Rauschmitteln neue
öffentliche Räume in der Stadt entstanden. "Zunächst wurden Kaffee, Tee
und Tabak in den bereits etablierten Läden oder Wirtshäusern sowie
Apotheken verkauft", sagt Freist. Nach und nach seien dann eigene Orte für
Handel und Konsum entstanden, beispielsweise Kaffeehäuser. "Wir wollen
herausfinden, welche weiteren Räume entstanden, und welche
gesellschaftlichen und politischen Folgen diese neuen Genussräume mit sich
brachten und wie sich der Umgang mit den Rauschmitteln im Laufe der Zeit
veränderte", erläutert Freist.

Eine Besonderheit des europäischen Verbundprojekts ist laut Freist die
enge Verknüpfung zwischen Forschung und Vermittlung. Die Wissenschaftler
arbeiten in allen vier beteiligten Ländern mit Museen und Schulen
zusammen. So stellen sie beispielsweise aus der laufenden Forschung
Materialien zusammen, aus denen die Schülerinnen und Schüler eigene
Projekte wie Filme oder Ausstellungen entwickeln können. In Deutschland
sind die Cäcilienschule Oldenburg, das Alte Gymnasium Oldenburg sowie das
Gymnasium Neu Wulmstorf beteiligt. Zum Abschluss des Projekts ist ein
internationaler Schülerworkshop in den Niederlanden geplant.

Das Deutsche Schifffahrtsmuseum in Bremerhaven konzipiert in Kooperation
mit allen Beteiligten eine Ausstellung. Beteiligt sind zudem das Wohn- und
Siedlungsprogramm der Vereinten Nationen UN-HABITAT sowie die
Gesundheitsinitiative Mainline Foundation Drugs and Health in Amsterdam.
Weitere Informationen zum Projekt und zu den Ergebnissen gibt es ab Juni
2019 unter www.intoxicatingspaces.org.

Der vollständige Titel des Projekts lautet: Intoxicating Spaces: The
Impact of New Intoxicants on Public Spaces, Consumption and Sociability in
North Western Europe, c. 1600 - c. 1850


Weitere Informationen finden Sie unter

http://uol.de/geschichte-der-fruehen-neuzeit/

http://www.dhi.ac.uk/projects/intoxicating-spaces/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution24

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg, 29.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / GESELLSCHAFTEN / STIFTUNGEN





HEINRICH BÖLL STIFTUNG/439: Iran-Report Nr. 5 - Mai 2019


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 5 - Mai 2019

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen
aus. Auch um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen
und Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Die Revolutionsgarden

• Neuer Kommandeur der Revolutionsgarden ernannt 

• Rohani lobt die Stärke der iranischen Streitkräfte 

• Umstrittener Einsatz von irakischen Milizen bei Flutkatastrophe 

• Ein Jahr Gefängnis wegen Kopftuch-Protest 

• Neuer Botschafter Irans bei der UNO


DIE REVOLUTIONSGARDEN

Die USA haben am 8. April die Revolutionsgarden zur
Terrororganisation erklärt. Der folgende Abschnitt gibt einen
Einblick über ihre Geschichte und erklärt ihre zentrale Stellung in
Politik und Wirtschaft der Islamischen Republik.

Als Ayatollah Chomeini und seine Weggefährten 1979 die Macht in Iran
übernahmen, mussten sie zur Durchsetzung ihrer Ziele die gesamte
Gesellschaft umorganisieren. Sie trauten den vom Schah übernommenen
Staatsstrukturen nicht. Die Streitkräfte, Polizei und Geheimdienste,
die Justiz und die gesamte Verwaltung sowie sämtliche andere
Institutionen waren auf die Person des Schahs, des Diktators,
ausgerichtet. So begannen sie bereits wenige Wochen nach der Gründung
der Islamischen Republik zu jeder staatlichen Institution eine
Parallel-Institution zu organisieren. Dadurch entstanden etwa neben
der Justiz die Revolutionsgerichte und neben der Polizei die
sogenannten Komitees. Die Revolutionsgarden oder die Pasdaran,
Wächter der islamischen Revolution, bildeten die Parallelorganisation
zu den regulären Streitkräften. Sie rekrutierten sich aus zumeist
jungen Menschen, die sich Jünger des Imam Chomeini nannten.

Im Mai 1979, also drei Monate nach der Revolution, wurde die Gründung
der Pasdaran bekannt gegeben. Ihre Aufgabe lautete, die Revolution
vor (in- und ausländischen) Feinden zu schützen. Mit dem Beginn des
Iran-Irak-Krieges (1980 bis 1988) erfuhren die Pasdaran eine enorme
Aufwertung. Chomeini traute den Offizieren aus der Schah-Zeit, die
nahezu ohne Ausnahme in den USA und teilweise auch in Westeuropa
ausgebildet waren, nicht. So übernahmen die Pasdaran das Kommando
über die Massen, die "zur Verteidigung des Vaterlands und des Islam"
mobilisiert und an die Front geschickt wurden.

Nach dem Krieg übernahmen die Pasdaran neben ihren militärischen
Aufgaben den Wiederaufbau des zerstörten Landes. Damit erhielten sie
Einstieg in die Wirtschaft und wurden zunehmend auch als politischer
Akteur aktiv. Heute sind die Pasdaran wie ein Staat im Staat. Sie
sind mit modernsten Waffen ausgerüstet, verfügen über Geheimdienste,
haben ihre Publikationen und bilden nicht zuletzt das größte
Wirtschaftsimperium des Landes. Sie sind aktiv in der Öl- und
Gasindustrie, im Bergbau, in der Außenwirtschaft, im Wohnungsbau, in
der Landwirtschaft, im Verkehr und seit einigen Jahren auch im
Bereich Banken und Finanzen. Der "Stützpunk Chatam al-Anbia", der zu
den Garden gehört, umfasst mehrere Tausend Unternehmen. Er
beschäftigt nach offiziellen Angaben 170.000 Personen, von denen
20.000 fest angestellt sind. Etwa eine Million Arbeitskräfte stehen
mit dem Konzern direkt oder indirekt in Verbindung. Der Konzern ist
mittlerweile der größte Gläubiger des Staates.

Inoffiziell sind die Pasdaran in weiteren Bereichen tätig. Sie
verfügen über Teile der staatlichen Flughäfen und Häfen und besitzen
zudem eigene Flughäfen und Häfen, die zum Teil für die Öffentlichkeit
nicht zugänglich sind. Auch im öffentlichen Verkehr sind sie als
Unternehmer aktiv, Omnibusse, Luxuswagen bei der Eisenbahn sowie
zahlreiche Schiffe gehören ihnen. Die meisten Grenzen werden von den
Pasdaran kontrolliert. Dies gewährt ihnen die Möglichkeit, sich an
der Schmuggelwirtschaft, die einen wichtigen Teil der iranischen
Wirtschaft bildet, zu beteiligen.

Die Pasdaran besitzen zahlreiche Supermärkte und Kaufhäuser, so dass
sie am Handel mit Konsumwaren und Nahrungsmittel einen großen Anteil
haben. Seit einigen Jahren wirken sie außerdem an der Börse, im
Devisenschmuggel und an Finanzspekulationen mit. Zudem behaupten böse
Zungen, dass sie an dem Alkohol-Konsum, der in der Islamischen
Republik verboten ist, sowie an dem Drogenschmuggel, großen Anteil
haben.

Die Frage die sich stellt ist, welche Nachteile die Einstufung der
Pasdaran als terroristische Organisation für sie und für das gesamte
Land bringen wird? Eigentlich stehen die großen Unternehmen der
Revolutionsgarden längst auf der Sanktionsliste der USA und sind von
den Folgen entsprechend seit längerem betroffen. Die neue Maßnahme
wird eher kleineren Unternehmen und vor allem Zulieferern schaden.
Dazu gehören nicht nur inländische, sondern auch mittlere und
kleinere ausländische Unternehmen, die mit Iran Geschäfte machen.
Vermutlich werden zum Beispiel mittelständische oder kleine
Unternehmen aus Europa, die bislang trotz der Sanktionen mit Iran
Geschäfte machten, beim Handel mit Iran mehr Vorsicht walten lassen.
Außerdem könnten die USA, wenn sie ihre Sanktionen gegen alle
Wirtschaftsaktivitäten der Pasdaran richten, auch den gesamten
Personen- und Warenverkehr von und nach Iran erheblich
beeinträchtigen. Auch die Drohungen gegen Banken und
Finanzinstituten, die Geschäfte mit Iran abwickeln, könnten viele von
ihnen davon abhalten, ihre Beziehungen zu Iran fortzusetzen.


NEUER KOMMANDEUR DER REVOLUTIONSGARDEN ERNANNT

Revolutionsführer Ali Chamenei hat den Vizekommandeur der
Revolutionsgarden zum neuen Oberbefehlshaben der Elitentruppe
ernannt. General Hossein Salami ist 59 Jahre alt. Er war vor neun
Jahren zum Vizekommandeur ernannt worden. Weniger als zwei Wochen
nach der Einstufung der Pasdaran als Terrororganisation durch die USA
begründete Chamenei den Führungswechsel in einer Erklärung. Dort hieß
es, im Hinblick auf die Umstände, die einen Wechsel in der Führung
der Pasdaran notwendig machten, werde das Kommando der Garden auf
General Hossein Salami übertragen.

Salami war bereits zu Beginn des Iran-Irak-Kriegs (1980-1988) den
Pasdaran beigetreten und hatte in den vergangenen Jahrzehnten
innerhalb dieser Organisation Karriere gemacht. Neben der Funktion
als Vizekommandeur hatte er zuletzt auch den Posten des Kommandeurs
der Luftwaffe inne.

Über die wahren Gründe des Wechsels an der Spitze der Pasdaran kann
man nur spekulieren. Eigentlich hatte Chamenei vor zwei Jahren die
Amtszeit des bisherigen Kommandeurs, General Mohammad Ali Dschafari,
um drei weitere Jahre verlängert. Der vorzeitige Wechsel geschah zwei
Wochen nach der Ankündigung der USA, die Pasdaran auf die Liste der
Terrororganisationen zu setzen. Hält Chamenei Salami für geeigneter,
um gegen die neue Offensive der USA Widerstand zu leisten?
Tatsächlich ist Salami für seine drastischen Positionen, vor allem
gegen die USA und Israel, bekannt. Positionen, die oft - betrachtet
man sie politisch - die Kompetenzen eines hochrangigen Militärs
überschreiten. Zum Beispiel reagierte er auf die Bombardierungen der
israelischen Luftwaffe gegen iranische Stellungen in Syrien mit den
Worten: "Sollte Israel etwas unternehmen, was zu einem neuen Krieg
führt, wird dieser Krieg ganz gewiss ein Krieg, der seine (Israels)
Vernichtung zur Folge haben wird. Unsere Strategie ist die
Auslöschung Israels aus der politischen Geografie der Welt. Es
scheint, dass sich Israel mit dem Verhalten, das es an den Tag legt,
diesem Zustand nähert."

Nach dem Anschlag gegen eine Militärparade in der Stadt Ahwas im
vergangenen September, bei dem 25 Personen ums Leben kamen, warnte er
die arabischen Staaten: "Ich sage, gerichtet an die Führung einiger
arabischer Staaten, ihr besitzt keine militärische Kraft, ihr fühlt
euch nur stark, wenn die USA euch zur Seite stehen. Eure Regime sind
brüchig. Ihr sitzt im Glashaus und könnt die Degenstiche der Rache
der Islamischen Republik nicht ertragen. Wir haben bis jetzt
revolutionäre Würde gezeigt. Solltet ihr aber unsere roten Linien
überschreiten, werden wir ohne Zögern eure roten Linien
überschreiten. Ihr seid leicht verwundbar und werdet schnell eine
Niederlage erleiden. Also haltet euch zurück. Mischt euch nicht ein.
Eure Abenteuer in der Region können euch nichts Anderes bescheren als
eine vernichtende Niederlage."

Über die Vereinigten Staaten sagte Salami: "Vierzig Jahre Islamische
Republik haben den Untergang der Vereinigten Staaten beschleunigt.
Das dunkle politische Gesicht der USA wird nach und nach von der
prallen Sonne der Islamischen Republik vernichtet. Das ist nur durch
den Geist des Widerstands in der Gestalt des Islam möglich geworden.
Amerika befindet sich bereits am Rande des Abgrunds." Zu der
Ankündigung der USA, die Pasdaran auf die Liste der terroristischen
Organisationen zu setzen, sagte Salami: "Für uns ist es eine Ehre,
von jemanden wie Trump als Terrorist bezeichnet zu werden."

"Unser letztes Ziel ist die Vernichtung der Feinde. Unser Sieg ist
nah. Wir haben unsere Pläne umgesetzt. Es wird uns sicherlich
gelingen, unsere Märtyrer zu rächen. Allerdings haben unsere Feinde
bereits so viele Ohrfeigen bekommen, dass sie leicht zu bezwingen
sind," sagte der General.

Schlägt Chamenei mit der Ernennung Salamis einen konfrontativen Kurs
gegen die USA ein? Dies hätte nicht nur innenpolitische Folgen,
welche die Kooperationsbereitschaft der Regierung Rohani unterhöhlen
und die Einmischung der Pasdaran in die Außenpolitik verstärken
würden. Auch die Gefahr einer militärischen Konfrontation sowohl mit
den arabischen Staaten als auch mit Israel und den USA würde dadurch
erheblich gesteigert.


ROHANI LOBT DIE STÄRKE DER IRANISCHEN STREITKRÄFTE

Bei der diesjährigen Militärparade versuchte die Islamische Republik
Stärke zu demonstrieren. Voller Stolz sagte Präsident Hassan Rohani:
"Irans Luftwaffe, Bodentruppen und Marine waren noch nie so stark wie
heute. Wir lassen uns von niemanden einschüchtern." Iran sei
jederzeit in der Lage, sich gegen Verschwörungen der USA und Israels
zur Wehr zu setzen. Mit Blick auf die Einstufung der
Revolutionsgarden als terroristische Organisation sagte der
Präsident, die Maßnahme sei eine Beleidigung des iranischen Volkes.
Die Revolutionsgarden seien "nicht nur ein wichtiger Teil der
Streitkräfte der Islamischen Republik, sie sind ein Teil des
iranischen Volkes." Eine Organisation, die die Terrortruppen aus der
Region vertrieben habe, als terroristisch zu bezeichnen sei "absurd".

Rohani betonte, dass die Militärs in Iran in den Diensten der
Verteidigung des Landes stünden. Er richtete versöhnende Worte an die
arabischen Nachbarstaaten. "Wir haben doch jahrzehntelang friedlich
nebeneinander gelebt und können es weiterhin tun," sagte er.


UMSTRITTENER EINSATZ VON IRAKISCHEN MILIZEN BEI
FLUTKATASTROPHE

Der Einsatz von Milizen der paramilitärischen Organisation al-Haschd
asch-Schabi bei der Flutkatastrophe hat in der Bevölkerung und bei
einigen Politikern heftige Proteste hervorgerufen.

Al-Haschd asch-Schabi ist ein Bündnis verschiedener militanter,
zumeist schiitischer Gruppen, die sich 2014 im Kampf gegen den
Islamischen Staat (IS) zusammenschlossen und bei der Vertreibung der
Terrororganisation aus dem Irak eine entscheidende Rolle spielten.
Die Finanzierung, Ausbildung und Logistik der Milizen übernahm dabei
Iran. Zeitweise stand die Organisation sogar unter iranischem
Kommando. General Ghassem Soleimani, Oberbefehlshaber der
al-Kuds-Brigade, eine Abteilung der iranischen Revolutionsgarden, die
für Auslandseinsätze zuständig ist, bestimmte die Angriffspläne und
Taktiken. Er wurde aus der Sicht vieler Iraker und Iraner zu einer
Legende. Er war es auch, der nun den Einsatz von al-Hadsch
asch-Schabi als Hilfstruppe bei der Flutkatastrophe, vorbei an der
Verantwortlichen in der Regierung, einfädelte und organisierte.

Zwei Abgeordnete des Parlaments kritisierten den Einsatz fremder
Truppen mit Hinweis auf die Verfassung der Islamischen Republik.
Bahram Parsai schrieb auf Twitter, der Einsatz ausländischer Truppen
sei inakzeptabel, selbst dann, wenn es um Hilfe bei
Umweltkatastrophen gehe. Jede Art von Zusammenarbeit mit
ausländischen Militärs müsse gemäß der Verfassung vom Parlament
genehmigt und vom Staatspräsidenten unterzeichnet werden.

Auch der Abgeordnete Abdolkarim Hosseinsadeh kritisierte den Einsatz
und schrieb auf Twitter: "Hatten das Militär und die
Revolutionsgarden selbst nicht genug Kräfte? Wozu waren ausländische
Truppen nötig? Hätte man nicht die eigene Bevölkerung aufrufen
können, statt fremde Truppen ins Land zu holen? Und warum ist der
Einsatz ohne Kenntnis des Parlaments und der Regierung erfolgt"?

Auch vier Organisationen der Opposition im Ausland forderten den
sofortigen Abzug der irakischen Milizen aus Iran.


EIN JAHR GEFÄNGNIS WEGEN KOPFTUCH-PROTEST

Der Anwalt von Vida Movahedi, der ersten jungen Iranerin, die
öffentlich gegen islamische Kleidungsvorschriften protestiert hatte,
gab am 4. April bekannt, dass seine Mandantin zu einem Jahr Gefängnis
verurteilt worden sei. Das Urteil richtete sich gegen die zweite
Protestaktion von Movahedi, bei der sie im Dezember 2017 auf dem
Revolutionsplatz im Zentrum Teherans demonstrativ ihr Kopftuch
abgenommen hatte.

Der Anwalt, Payam Derafschan, sagte der Nachrichtenagentur Irna, Frau
Movahedi sei wegen "Anstiftung zur Prostitution" verurteilt worden.
Sie, die ein kleines Kind hat, war eigentlich vom Revolutionsführer
begnadigt worden. Doch offenbar sei die Justizbehörde noch nicht
gewillt, sie freizulassen.

Die Protestaktion von Frau Movahedi machte Schule. Zahlreiche Frauen
legten in den Monaten danach ihr Kopftuch in der Öffentlichkeit ab.


NEUER BOTSCHAFTER IRANS BEI DER UNO

Der frühere Verhandlungsführer bei den Atomverhandlungen, Majid
Tachtrawantschi, wurde auf Vorschlag des Außenministers Mohammad
Dschawad Sarif von Präsident Hassan Rohani zum neuen Botschafter bei
den Vereinten Nationen ernannt. Gemäß der bisherigen Gepflogenheit
wird der UN-Botschafter nicht ohne Einverständnis des
Revolutionsführers ausgewählt.

Der bisherige UN-Botschafter, Gholamali Choschru, wurde im
vergangenen Herbst gemäß dem Gesetz, das die Beschäftigung von
Beamten, die das Rentenalter erreicht haben, verbietet, nach Teheran
zurückberufen. Seitdem arbeitete die Botschaft ohne einen
Botschafter.

Tachtrawantschi hat in den USA studiert. Als Kamal Charrasi Irans
UN-Botschafter war (1989-1997) arbeitete er als dessen
Stellvertreter. Charrasi wurde später Außenminister. Nach der
Übernahme der Regierung durch Präsident Hassan Rohani und der
Ernennung Sarifs zum Außenminister arbeitete er vier Jahre lang als
der für Europa und USA zuständige Staatssekretär im Außenministerium.
Tachtrawantschi ist als pragmatischer Diplomat bekannt. Er war auch
eine Zeitlang iranischer Botschafter in der Schweiz.

 * 


KULTUR

• Schriftstellerin Irani freigelassen 

• Dokumentation über "Verbrechen gegen die Menschlichkeit" in Iran 

• Schauspieler Maschayechi gestorben 

• Sänger Shajarian mit dem Preis der Aga-Khan-Stiftung ausgezeichnet


SCHRIFTSTELLERIN IRANI FREIGELASSEN

Die sozial engagierte Schriftstellerin Golroch Irani wurde
Medienberichten zufolge nach zweieinhalbjähriger Haft gegen eine hohe
Kaution am 5. April freigelassen. Sie war im September 2014 gemeinsam
mit ihrem Mann in ihrer Wohnung festgenommen worden.
Sicherheitsbeamte hatten bei der Hausdurchsuchung ein von ihr
geschriebenes Manuskript gefunden. Darin erzählte sie von einer
jungen Frau, die der Steinigung einer Ehebrecherin beiwohnte. Die
Erzählung bezieht sich auf eine tatsächliche Steinigung einer Frau
namens Soraya M.

Die Staatsanwaltschaft warf ihr "Beleidigung der islamischen
Heiligtümer" und "Versammlung gegen die Islamische Republik" vor. Bei
dem Prozess, an dem sie aus gesundheitlichen Gründen nicht teilnehmen
konnte, war sie zu sechs Jahren Gefängnis verurteilt worden. Später
wurde die Strafe auf zweieinhalb Jahre reduziert. Die Freilassung
Iranis ist vorläufig. Laut Staatsanwaltschaft ist die Akte zu dem
Fall noch nicht abgeschlossen.

Ihr Mann, Arasch Sadeghi, befindet sich nach wie vor im Gefängnis.
Sein gesundheitlicher Zustand soll nach Berichten von
Menschenrechtsorganisationen sehr kritisch sein. Die medizinische
Versorgung sei unzulänglich. Verstärkt wurde sein schlechter Zustand
durch einen Hungerstreik. Sadeghi war wegen Beleidigung des
Revolutionsführers und Propaganda gegen die Islamische Republik zu 19
Jahren Gefängnis verurteilt worden.


DOKUMENTATION ÜBER "VERBRECHEN GEGEN DIE MENSCHLICHKEIT" IN
IRAN

Die "Organisation Gerechtigkeit für Iran", die sich im Ausland
befindet, hat zum vierzigsten Jahrestag der Gründung der Islamischen
Republik den ersten Band einer fünfbändigen Dokumentation über
Menschenrecht in Iran veröffentlicht. Die Serie trägt den Titel "das
Gesicht des Verbrechens" (The Face of Crime). In den fünf Bänden sind
die Namen von 500 Personen aufgelistet, die Verbrechen gegen die
Menschlichkeit begangen haben. Alle 500 Personen sind noch am Leben.
Hinzugefügt zu jeder Person sind ein Lebenslauf und die wichtigsten
Menschenrechtsverbrechen.

Schadi Amin, Mitglied der Organisation, sagte in einem Interview mit
der BBC am 1. April, die Dokumentation sei das Ergebnis einer
neunjährigen Forschungsarbeit. Ihr Ziel sei, die Täter "jetzt oder in
Zukunft" juristisch zur Rechenschaft zu ziehen.

Auf die Frage, wie die Organisation die Informationen erhalten habe,
sagte Amin: "Wir haben alle Zeitungen und Zeitschriften, die über
Hinrichtungen oder Repressionen berichtet haben, studiert und
zahlreiche ehemalige Gefangene interviewt, die den Fängen der
Islamischen Republik entkommen sind. Dabei haben wir uns nicht mit
einem Zeugen begnügt, sondern zu jeder Person mehrere Zeugen
hinzugezogen."

Im ersten nun vorgelegten Band, werden 100 Personen vorgestellt,
denen eklatante Verletzungen der Menschenrechte nachgewiesen werden,
sagte Amin. Es handele sich um Personen, die an den Niederschlagungen
von Protestbewegungen in den achtziger und neunziger Jahren, 2009
gegen die umstrittene Wiederwahl von Präsident Mahmud Ahmadinedschad
sowie im Januar 2018 beteiligt waren. Es seien auch Personen
darunter, die für die Massenhinrichtungen von 1988, für Folterungen,
Steinigungen, Amputationen, für Unterdrückung der religiösen und
ethnischen Minderheiten und für die Missachtung der Rechte der
Kritikerinnen und Kritiker verantwortlich waren. Eine Kurzfassung der
Dokumentation wurde bereits zuvor im Internet veröffentlicht, sagte
die Menschenrechtsaktivistin Amin.

Die Organisation wurde vor zehn Jahre gegründet. Sie konzentriert
sich nach eigenen Angaben auf Menschenrechte in Iran. Sie ist die
einzige Organisation, die die Verbrechen der Islamischen Republik
detailliert dokumentiert hat.


SCHAUSPIELER MASCHAYECHI GESTORBEN

Der bekannte und beliebte Schauspieler Dschamschid Maschayechi starb
laut der Agentur Isna am 1. April infolge einer Krankheit in einem
Teheraner Krankenhaus. Der in Teheran geborene Schauspieler wurde 85
Jahre alt.

Seine erste Rolle spielte er 1963 im iranischen Fernsehen in dem Film
"Die Hülle der Schlange." Berühmt wurde er mit dem Film Ghasr
(Schloss) von Masud Kimiai. Darin spielte er die Rolle von "Chan Dai"
(der Herr Onkel).

In der sechsten Runde der Preisvergabe "bleibende Gesichter" gewann
er den ersten Preis. 2006 wurde er in Paris für seine 50-jährige
Aktivität als Schauspieler geehrt. In Teheran wurde er im gleichen
Jahr als Theater- und Filmschauspieler gefeiert.

Maschayechi arbeitete mit berühmten iranischen Regisseuren zusammen.
Nach der Revolution setzte er seine künstlerischen Aktivitäten fort.

Kulturminister Abbas Salehi kondolierte den Hinterbliebenen
Maschayechis. "Maschayechi, ein herausragender Schauspieler, hat in
den sechs Jahrzehnten seiner künstlerischen Tätigkeit zahlreiche,
unvergessliche Erinnerungen hinterlassen. Er hat für und mit den
Menschen unseres Landes gelebt," schrieb der Minister.


SÄNGER SHAJARIAN MIT DEM PREIS DER AGA-KHAN-STIFTUNG
AUSGEZEICHNET

Beim diesjährigen Musik-Festival der Aga-Khan-Stiftungen wurde der
iranische Sänger Mohammad Resa Shajarian mit dem Preis "Schöpfer der
Musik" ausgezeichnet. Die Stiftung ist eine konfessionsunabhängige,
nichtstaatliche Organisation, die 1967 von Karim Aga Khan IV.
gegründet wurde. Ihr Hauptsitz befindet sich in Genf, sie ist aber
auch in einigen asiatischen und afrikanischen Staaten vertreten.

Die Preisvergabe an Shajarian begründete die Jury mit den
"kontinuierlichen, schöpferischen Aktivitäten des Künstlers, der die
traditionelle Musik als einzigartiger Meister in Iran und außerhalb
des Landes pflegt." Als Sänger und Komponist habe Shajarian eine
enorme gesellschaftliche Wirkung erzielt, hieß es. Das Festival fand
Ende März in der portugiesischen Hauptstadt Lissabon statt.

Neben Shajarian wurden auch andere iranische Musiker mit Preisen
ausgezeichnet. Ziel der Preisverleihung ist nach Angaben der Stiftung
die Pflege der traditionellen Musik in der islamischen Welt.

Shajarian selbst konnte aufgrund seines schlechten gesundheitlichen
Zustands nicht an der Preisverleihung teilnehmen. Sein Sohn Homajun
Shajarian, der ebenfalls inzwischen ein bekannter Sänger ist,
bedankte sich im Namen seines Vaters für die Auszeichnung.

Die Tochter Shajarians, Mojgan Shajarian, sang, begleitet von einem
iranischen Ensemble, das Lied "Morghe Sahar", mit dem der Vater
berühmt geworden war.

Shajarian war lange Zeit unter den Musikern in Iran der, der am
meisten im Fernsehen und im Rundfunk zu sehen und zu hören war. Erst
als er sich 2009 mit der Protestbewegung gegen die umstrittene
Wiederwahl von Präsident Mahmud Ahmadinedschad solidarisierte, wurde
er aus den Medien ausgeschlossen. Ende März sendete das staatliche
Fernsehen ein Portrait von Shajarian, das in der Bevölkerung viel
Unmut erzeugte. Die Sendung, in der der Sänger wegen seines
Engagements für die Protestbewegung scharf kritisiert wurde, erhielt
zahlreiche Unwahrheiten. Sie versuchte, den populären Künstler zu
denunzieren.

Trotz dieser Anfeindungen der Rechtsradikalen gegen den beliebten
Musiker, beschloss der Teheraner Stadtrat, in dem die Reformer und
Gemäßigten die Mehrheit haben, eine Straße in der Hauptstadt Teheran
nach Shajarian zu benennen.

 * 


WIRTSCHAFT

• Washington beendet Ausnahmegenehmigungen für Ölgeschäfte mit Iran

• Menschen in Iran sollen gegen Teuerung Widerstand leisten 

• IWF: Irans Wirtschaft schrumpf um sechs Prozent 

• Türkei hoffte vergeblich auf Verlängerung der Ausnahmegenehmigung 

• Vier Nullen sollen bei der Währung gestrichen werden


WASHINGTON BEENDET AUSNAHMEGENEHMIGUNGEN FÜR ÖLGESCHÄFTE
MIT IRAN

Die USA haben am 22. April erklärt, dass sie die Ausnahmegenehmigung
für Ölgeschäfte mit Iran, die sie für acht Staaten erteilt hatten,
nicht mehr verlängern würden. Die von den USA festgesetzte Frist
läuft am 2. Mai ab. Bereits im November hatten die USA verkündet, ihr
Ziel sei es, den iranischen Ölexport auf null zu reduzieren. Dass sie
damals den acht Ländern, Italien, Griechenland, China, Indien,
Südkorea, Taiwan, Japan und der Türkei, also zumeist Länder, die wie
Indien und China zu den Hauptimporteuren des iranischen Öls gehören,
eine Ausnahmegenehmigung erteilten, rührte daher, dass sie
befürchteten, der Ölpreis auf dem Weltmarkt würde sonst rapide
steigen. Nun scheinen die USA ihre Vorbeugemaßnahmen getroffen zu
haben. Sowohl das Weiße Haus als auch das Außenministerium erklärten,
diesbezüglich mit Saudi-Arabien, den Vereinigten Arabischen Emiraten
und anderen ölproduzierenden Ländern Gespräche geführt und
entsprechende Vereinbarungen getroffen zu haben. US-Präsident Donald
Trump twitterte, die OPEC-Staaten könnten den Wegfall des iranischen
Öls leicht ersetzen.

Saudi-Arabien stimmte dem zu. "Das Königreich wird sich mit anderen
Ölproduzenten absprechen, um sicherzustellen, dass es genug
Öllieferungen für die Konsumenten gibt," sagte der saudische
Energieminister Chalid al-Falih laut dpa.

US-Außenminister Mike Pompeo sagte am 22. April, Washington habe das
Ziel, die wichtigsten Finanzquellen Irans zu schließen. Damit solle
Iran daran gehindert werden, terroristische Gruppen zu unterstützen.
"Bis zu 40 Prozent der Einnahmen des Regimes kommen aus dem Verkauf
von Öl. Das ist die wichtigste Einnahmequelle des Regimes."

Brian Hook, Sonderbeauftragter der US-Regierung für Iran, sagte
kürzlich, drei der acht Staaten, die eine Ausnahmegenehmigung
erhalten hätten, sei es gelungen, ihren Ölexport aus Iran auf null zu
senken. Um welche Staaten es sich handelt, sagte er nicht. Hook
zeigte sich zuversichtlich, dass die gute Lage auf dem Ölmarkt es
erlaube, das iranische Öl gänzlich aus dem internationalen Markt
auszuschließen. Es sei bereits jetzt gelungen, den iranischen
Ölexport im Vergleich zum Vorjahr um 1,5 Millionen Barrel pro Tag zu
reduzieren. Das bedeute, 10 Milliarden Dollar, oder täglich rund 30
Millionen Dollar, weniger Einnahmen.

China lehnte die Sanktionen gegen Iran ab. Das Außenministerium in
Peking erklärte, der Handel mit Iran missachte kein Gesetz. Der
totale Boykott des iranischen Ölexports richte sich gegen die
Interessen des chinesischen Volkes und verstärke zudem die
Turbulenzen im Nahen Osten und auf dem internationalen Ölmarkt. Der
Sprecher des Außenministeriums, Geng Shuang, sagte laut dpa vom 23.
April, die USA handelten mit ihren einseitigen Sanktionen außerhalb
ihrer Gerichtsbarkeit. Der gewöhnliche Handel zwischen zwei Staaten
sei vollkommen legal, "vernünftig und rechtens" und müsse respektiert
und geschützt werden. China werde nach wie vor seine nationalen
Interessen wahrnehmen und ausländische Märkte sichern.

Auch aus Brüssel wurde Kritik laut. EU-Kommissionssprecherin Maja
Kocijancic sagte, die Entscheidung Washingtons sei bedauerlich. Es
bestehe die Gefahr, dass das Atomabkommen mit Iran weiter
"untergraben" werde.

Heftige Kritik kam auch aus Russland. Das Außenministerium in Moskau
erklärte am 24. April, die Politik der USA werde immer "aggressiver
und rücksichtsloser." "Washington verbirgt nicht einmal seinen
Wunsch, die Welt seinem Willen zu unterwerfen." Es sei lobenswert,
wenn Teheran gegen die "arroganten amerikanischen Provokationen
Zurückhaltung" übe, hieß es.

Demgegenüber lobte Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu die
Entscheidung Washingtons. "Die Entscheidung des US-Präsidenten Trump
und der amerikanischen Regierung ist sehr wichtig, um den Druck auf
das iranische Terrorregime zu erhöhen, sagte Netanjahu am 22. April.
"Wir stehen an der Seite der amerikanischen Entschlossenheit gegen
die iranische Aggression und dies ist der richtige Weg, um diese zu
stoppen."

Das Teheraner Außenministerium erklärte, die Sanktionen seien
"grundsätzlich illegal," somit hätten die bisherigen
Ausnahmegenehmigungen keine Relevanz. Aus dem iranischen
Ölministerium hieß es, die USA würden ihr Ziel, den iranischen
Ölexport auf null zu reduzieren, niemals erreichen können. Die
Erfahrung, die Iran in den vergangenen Jahren gemacht habe, zeige,
dass es immer Wege gebe, um die Sanktionen wirkungslos zu machen.

Indes drohten die Revolutionsgarden, die Straße von Hormus im
Persischen Golf zu schließen. Die Straße von Hormus spielt für den
Öltransport eine enorm wichtige Rolle. Fast ein Drittel der gesamten
Ölausfuhr der Welt erfolgt durch diese Meerenge. "Solange wir unser
Öl exportieren können, bleibt Hormus offen, wenn nicht, dann gibt es
dafür keine Logik mehr," erklärte Marinekommandeur Aliresa Tangsiri
am 23. April laut der Agentur Isna. Bereits zuvor hatte Präsident
Rohani mehrfach mit der Schließung der Straße von Hormus gedroht. Ein
weiteres Druckmittel in der Hand der iranischen Führung ist das
Atomabkommen. Teheran könnte das Abkommen kündigen und sein
ursprüngliches Atomprogramm wieder voll aufnehmen. Nun will das
Außenministerium im In- und Ausland Gespräche führen, Informationen
sammeln und anschließend soll die politische Führung des Landes über
Gegenmaßnahmen entscheiden, sagte Außenamtssprecher Abbas Mussawi.


MENSCHEN IN IRAN SOLLEN GEGEN TEUERUNG WIDERSTAND
LEISTEN

Alaeddin Borudscherdi, Mitglied des außenpolitischen Ausschusses im
islamischen Parlament hat die Iraner und Iranerinnen dazu
aufgefordert, auf den Anstieg der Lebensmittelpreise mit weniger
Einkauf zu reagieren. "Zwar sind die Menschen über den Anstieg der
Preise verärgert und sie protestieren dagegen, aber sie kaufen in
letzter Zeit auch mehr ein. Wenn die Preise steigen, leisten sie
vielleicht ein paar Tage Widerstand, gehen aber bald wieder zum
Markt," sagte er. Der Anstieg der Lebensmittelpreise sei zu einem
Dauerproblem geworden.

Tatsächlich zeigen die offiziellen Statistiken, dass die Preise für
Lebensmittel und Konsumgüter im Vergleich zum Vorjahr insgesamt um
fast 45 Prozent angestiegen sind. Am meisten haben die Preise für
Fisch und Fleisch, Gemüse und Obst zugenommen. Zum Beispiel kostete
ein Kilo Hammelfleisch im Vorjahr 50.000 Tuman. Inzwischen liegt der
Preis bei über 100.000 Tuman.

Die Regierung begründet den ungewöhnlichen Anstieg mit den gegen das
Land verhängten Sanktionen und mit den Schmugglern und Spekulanten,
die die Waren horten würden, um sie teurer zu verkaufen. Borudscherdi
forderte die Konsumenten zu Widerstand auf: "Wenn die Menschen
weniger einkaufen, fallen die Preise", sagte er.


IWF: IRANS WIRTSCHAFT SCHRUMPF UM SECHS PROZENT

Nach Einschätzung des Internationalen Währungsfonds wird die
Wirtschaft Irans im laufenden Jahr um sechs Prozent schrumpfen. Zuvor
hatte die Organisation einen Rückgang des Wirtschaftswachstums um
lediglich 3,6 Prozent prognostiziert. Die neue Einschätzung - sollte
sie eintreffen - wäre ein Rekord und würde jenen von 2012 übertreffen
als die Schrumpfung bei 7,7 Prozent lag.

Nach dem neuen Bericht, den IWF am 9. April veröffentlichte,
schrumpfte die iranische Wirtschaft im vergangenen Jahr um 3,9
Prozent, das heißt mehr als doppelt so viel, wie die Organisation
Anfang des vergangenen Jahres vorausgesagt hatte. Sie hatte für 2018
eine Schrumpfung von 1,5 Prozent angenommen.

Mit dem Austritt der USA aus dem Atomabkommen und der darauffolgenden
Zunahme der Sanktionen gegen Iran, gingen der Ölexport, ausländische
Investitionen und der Devisenhandel des Landes rapide zurück. Nun
wird die Aufnahme der Revolutionsgarden in die Liste der
Terrororganisationen der gesamten Wirtschaft noch mehr Schaden
zufügen.


TÜRKEI HOFFTE VERGEBLICH AUF VERLÄNGERUNG DER AUSNAHMEGENEHMIGUNG

Der Sprecher des türkischen Präsidenten, Ibrahim Kalin, hat am 16.
April in Washington die Hoffnung auf eine Verlängerung der
Ausnahmegenehmigung zum Ölimport aus Iran geäußert. Die Türkei habe
inzwischen den Ölimport reduziert, zugleich jedoch die USA gebeten,
die Ausnahmegenehmigung zu verlängern.

Die Türkei gehört zu den acht Staaten, die von den USA eine
Ausnahmegenehmigung für Geschäfte mit Iran erhalten haben. Die Türkei
sei gegen die Sanktionen gegen Iran. "Sie sind nicht hilfreich,"
sagte Kalin. "Wir haben nicht nur betont, dass wir weiterhin aus Iran
Öl importieren möchten, sondern auch gesagt, dass Iran unser Nachbar
ist ... Man kann von der Türkei nicht verlangen, dass sie dem eigenen
Nachbarland den Rücken kehrt."

Dennoch habe die Türkei nicht die Absicht, die US-Sanktionen gegen
Iran zu ignorieren, so Kalin weiter. Sollte die Ausnahmegenehmigung
nicht erteilt werden, werde man versuchen, andere Wege zu finden, um
weiterhin mit Iran Geschäfte zu machen.

Die von den USA festgesetzte Frist für die Ausnahmegenehmigung endet
Anfang Mai. Doch das Weiße Haus teilte bereits am 22. April mit, dass
die Frist nicht mehr verlängert werde. Zwischen der USA und der
Türkei gibt es zurzeit ohnehin einige Konflikte. Dazu gehört die
Absicht des NATO-Landes Türkei, aus Russland die Flugabwehrrakete
S-400 zu kaufen.

Nach der Ankündigung Washingtons, die Ausnahmegenehmigung nicht mehr
verlängern zu wollen, teilte Ankara noch am 22. April mit, sich dem
amerikanischen Diktat nicht beugen zu wollen. "Wir akzeptieren keine
einseitigen Sanktionen und steuern selbst in der Frage, wie wir
Beziehungen mit unseren Nachbarländern aufbauen," twitterte
Außenminister Mevlüt Cavusoglu. Die Sanktionen seien keineswegs dem
Frieden und der Stabilität in der Region dienlich. Zudem schadeten
sie der iranischen Bevölkerung.

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif reiste Mitte April in die
Türkei, um Gespräche über die bilateralen Beziehungen zwischen
Teheran und Ankara mit der türkischen Führung abzuhalten.


VIER NULLEN SOLLEN BEI DER WÄHRUNG GESTRICHEN WERDEN

Die hohe Inflation in Iran scheint die Regierung zu dem Entschluss
bewogen zu haben, vier Nullen bei der Landeswährung zu streichen. Der
Vorschlag kam jedenfalls vom Notenbankchef Abdolnasser Hemmat, der
einen solchen Schritt für notwendig erachtet, Hintergrund sei die
geplante Bankreform. Außerdem solle die Währungseinheit des Landes
nicht mehr Rial, sondern Tuman heißen.

Zehn Rial sind ein Tuman. Obwohl auf Geldscheinen und Münzen Rial
steht, wird im Handel nur noch von Tuman gesprochen, weil der Rial
inzwischen einen zu geringen Wert hat. Der Werteverfall der
Landeswährung hat dazu geführt, dass die Menschen in Iran für einen
normalen Einkauf etwa eine Million Rial im Portemonnaies mitführen
müssen. Die Streichung der vier Nullen würde das Problem nicht lösen,
könnte aber durchaus eine psychologische Wirkung haben.

 * 


AUSSENPOLITIK

• USA stufen Revolutionsgarden als "terroristisch" ein

• Verbündete der USA begrüßen die Entscheidung Washingtons 

• Reaktionen aus Iran 

• Trump: Iran ist nicht mehr dasselbe Land wie vor zwei Jahren 

• Hook: Entweder Zusammenarbeit mit den USA oder mit Iran 

• Haben die USA einen Vorwand zu einem Krieg gegen Iran? 

• CIA erhöht Konzentration auf Iran und Russland 

• Iraks Ministerpräsident zu Besuch in Teheran 

• Pakistans Ministerpräsident in Teheran 

• Sarif bei Assad in Damaskus 

• EU verlängert Sanktionen gegen Iran 

• Portugals Botschaft in Teheran stellte Erteilung von Visa ein 

• Aberkennung der Staatsbürgerschaft von 138 Iranern in Bahrain 

• Hilfe aus Deutschland für die Opfer der Flutkatastrophe 

• Irans Rolle im Bosnien-Krieg 

• Keine Einmischung in die Angelegenheiten Sudans 

• Rund 100.000 Afghanen aus Iran zurückgekehrt 

• Briten schicken keine Postsendungen mehr nach Iran


USA STUFEN REVOLUTIONSGARDEN ALS "TERRORISTISCH" EIN

US-Präsident Donald Trump hat am 8. April in einer Erklärung bekannt
gegeben, dass die USA die iranischen Revolutionsgarden als
"terroristisch" eingestuft hätten. Die Entscheidung basiere auf
Einschätzungen des Außenministeriums. Die Einstufung werde innerhalb
einer Woche wirksam. Mit diesem Schritt reagierten die USA "auf die
Tatsache, dass nicht nur der iranische Staat den Terrorismus
unterstütze, sondern die Revolutionsgarden aktiv bei der Finanzierung
des Terrorismus mitwirken und ihn als Instrument der Politik
einsetzen," hieß es in der Erklärung. Die Revolutionsgarden seien das
Hauptinstrument des iranischen Staates, um politische Ziele durch
Terror durchzusetzen.

Es ist das erste Mal, dass die USA eine staatliche Institution eines
anderen Landes als terroristisch einstufen. Mit der Maßnahme werde
die Strategie, "maximalen Druck" auf Iran auszuüben, ausgeweitet. Sie
betreffe auch die Al-Kuds-Brigade, die im Ausland, vor allem in
Syrien und Irak aktiv sei. Mit der neuen Maßnahme werde der gesamte
Besitz der Revolutionsgarden, soweit er der amerikanischen
Rechtsprechung unterliege, eingefroren. US-Unternehmen und US-Bürgern
sei nicht gestattet, mit der Organisation insgesamt und mit deren
Mitgliedern oder Beauftragten Geschäfte zu machen. Allen Personen,
die mit den Garden zusammenarbeiten, ist die Einreise in die USA
untersagt. Die Einstufung der Garden als terroristische Organisation
sei ein klares Signal an die iranische Führung, "dass ihre
Unterstützung für Terroristen ernste Konsequenzen hat," erklärte
Trump.

Amerikanische Medien hatten zuvor berichtet, dass sowohl das
US-Verteidigungsministerium als auch die CIA gegen diese Maßnahme
gestimmt und vor Reaktionen aus Iran gewarnt hätten. Hingegen sind
die Befürworter der Meinung, dass der Druck auf die
Revolutionsgarden, nicht zuletzt wegen ihrer überragenden Rolle in
der iranischen Wirtschaft, zur spürbaren Schwächung des Staates
führen werde.

Unmittelbar nach der Erklärung von Trump meldete sich Außenminister
Pompeo zu Wort. "Die Mitglieder der Garden sind keine Revolutionäre.
Sie sind Diebe, die das Verderben verbreiten und ihre Macht
missbrauchen", sagte er vor Journalisten. "Ihre Hände sind mit dem
Blut amerikanischer Soldaten befleckt." Die Garden und der sogenannte
Islamische Staat führten in der ganzen Welt Terrorakte durch. Er
nannte auch General Ghassem Soleimani, den Oberbefehlshabe der
Al-Kuds-Brigade, mit Namen. Soleimani habe die Absicht, mit Gewalt
die islamische Revolution zu exportieren. Pompeo rief alle
ausländischen Unternehmen dazu auf, keine Geschäfte mehr mit den
Garden zu machen. Alle Unternehmen und Banken seien verpflichtet,
dieser Aufforderung Folge zu leisten und sämtliche Transaktionen mit
den Garden einzustellen.

Auch Brian Hook, Sonderbeauftragter der Regierung für Iran, nahm an
der Pressekonferenz teil. Er sagte, die Einstufung der
Revolutionsgarden als Terrororganisation werde die Repressionen gegen
das iranische Volk mildern. "Das iranische Regime ist eine Sekte des
Todes," fügte er hinzu.


VERBÜNDETE DER USA BEGRÜßEN DIE ENTSCHEIDUNG WASHINGTONS

Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu begrüßte die
Entscheidung Washingtons. Damit habe Trump eine seiner Forderungen
erfüllt. Er bedankte sich bei "seinem lieben Freund Donald Trump."
Die Entscheidung liege im Interesse beider Länder und im Interesse
anderer Länder in der Region, sagte er laut dpa vom 8. April.

Auch aus Saudi-Arabien kamen zustimmende Signale. Die staatliche
Nachrichtenagentur berichtete, unter Berufung auf einen hochrangigen
Beamten des Außenministeriums, Saudi-Arabien begrüße die Entscheidung
der USA. Das sei "ein wichtiger Schritt beim Kampf gegen den
Terrorismus". "Die Maßnahme setzt den von uns oft geäußerten Wunsch
in die Praxis um, den Kampf gegen den Terrorismus, der von Iran
unterstützt wird, fortzusetzen," so der Beamte, dessen Name nicht
genannt wird.

Auch aus Bahrain kam eine begrüßende Stellungnahme. Demgegenüber
verurteilten Syrien sowie die libanesische Hisbollah die Maßnahme als
einen Akt der Willkür gegen die Souveränität eines Landes.


REAKTIONEN AUS IRAN

Iran schien auf die Entscheidung der USA, die Revolutionsgarden als
terroristische Organisation einzustufen, vorbereitet zu sein. Die
Nachrichtenagentur Reuters hatte bereits am 5. April, unter Berufung
auf drei hochrangige Politiker, berichtet, das US-Außenministerium
werde in den nächsten Tagen die Einstufung bekannt geben.

Es war zwar nicht das erste Mal, dass eine solche drastische Maßnahme
gegen die Revolutionsgarden in Washington erwogen wurde. Doch seit
der Übernahme der Regierung durch Präsident Donald Trump wurde, wie
es schien, ernsthafter darüber nachgedacht und gestritten. Die Gegner
dieses Schrittes hatten dabei stets damit argumentiert, dass durch
eine solche Erklärung die in der Region stationierten Einheiten der
USA gefährdet würden.

Bereits vor zwei Jahren hatte der Sprecher des Teheraner
Außenministeriums, Bahram Ghassemi, erklärt, sollten die USA die
Revolutionsgarden auf die Liste der terroristischen Organisationen
setzen, werde die Reaktion Irans "niederschmetternd" sein. Auch der
Oberbefehlshaber der Garden, Mohammad Ali Dschafari, hatte zur selben
Zeit mit Blick auf die Anwesenheit amerikanischer Militärs in Syrien
und im Irak gedroht, sollten die Amerikaner eine "solche Dummheit"
begehen, würden die Garden amerikanische Einheiten in der ganzen
Welt, und insbesondere in der Region, auf die gleiche Stufe setzen
und genau so behandeln, wie den Islamischen Staat.

Einen Tag vor der Bekanntgabe der Entscheidung schrieb Irans
Außenminister Mohammad Dschawad Sarif auf Twitter, Trump solle es
sich zweimal überlegen, bevor er die USA auf diesem Wege in die
Katastrophe führe. Darauf reagierte US-Außenminister Mike Pompeo
sofort. Es sei den Iranern klargemacht worden, dass "ein Angriff auf
die Vereinigten Staaten etwas ist, worüber sie öfter als zwei Mal
nachdenken sollten."

Nach der Bekanntgabe der Entscheidung warf Sarif der US-Regierung mit
Blick auf die unmittelbar bevorstehenden Wahlen in Israel vor,
zugunsten von Ministerpräsident Benjamin Netanjahu gehandelt zu
haben. Diejenigen, die diese Entscheidung getroffen hätten, seien
sich bewusst, welche Folgen sie für die USA haben werde. Doch sie
wollten gemeinsam mit Netanjahu die USA in "den Abgrund" ziehen.
Trump solle wachsam sein und nicht in die Falle gehen und den USA
neue Katastrophen bescheren.

Sarif schickte ein Schreiben an Präsident Rohani und den Nationalen
Sicherheitsrat mit dem Vorschlag, die in der Region stationierten
amerikanischen Einheiten, die dem Zentralkommando Centcom
unterstehen, auf die Liste der terroristischen Organisationen zu
setzen. Er begründete den Vorschlag mit den "eklatanten Verletzungen
der Menschenrechte" durch US-Einheiten und deren "abenteuerlichen und
terroristischen Aktivitäten in der Region."

Unmittelbar danach gab die Agentur Fars bekannt, dass der Nationale
Sicherheitsrat "das Regime der Vereinigten Staaten als Unterstützer
des Terrorismus und das US-Zentralkommando Centcom als terroristisch"
eingestuft habe.

Parlamentspräsident Ali Laridschani bezeichnete die Maßnahme der USA
als "Dummheit" und der neue Justizchef Ebrahim Raisi forderte die
Entscheidungsträger in Iran auf, Gleiches mit Gleichem zu vergelten.
General Dschafari drohte, amerikanische Einheiten in der Region
würden von nun an keine Ruhe mehr finden.

Das Zentralkommando der iranischen Streitkräfte verurteilt am 9.
April die Maßnahme, sie sei ein "Akt der Verzweiflung, ein
vergeblicher Akt der Rache", hieß es. Die Erklärung sei "wertlos",
habe keine "praktischen Konsequenzen" und sei zum Scheitern
verurteilt. In der Erklärung wird gewarnt, Iran werde von nun an alle
Einheiten der Centcom als terroristisch betrachten und sie
entsprechend behandeln. Dabei würden die Revolutionsgarden nichts
unterlassen, um ihren Kampf gegen den Terrorismus mit aller Härte
fortzusetzen.

Revolutionsführer Ali Chamenei erklärte, die Feindschaft der USA
gegen die Revolutionsgarden sei damit begründet, dass die Garden bei
der Verteidigung der islamischen Revolution und des Landes in
vorderster Front stünden. Die Webseite Chameneis veröffentlichte am
9. April, dem Tag der Revolutionsgarden, eine Botschaft, in der es
heißt, die Amerikaner glaubten immer wieder gegen Iran Pläne
schmieden und ihr Spielchen treiben zu können. "Doch all diese
Verbrechen werden zu nichts führen."

Präsident Rohani erklärte, die USA wollten mit der Maßnahme ihre
"Niederlagen im Kampf gegen Iran" wettmachen. Er bezeichnete die USA
als die wahren "Anführer des internationalen Terrorismus." Im
Gegensatz zu den Revolutionsgarden, die "seit ihrer Gründung gegen
den Terrorismus kämpfen," hätten die USA die Terrororganisation
Islamischer Staat (IS) gegen die Völker in der Region
instrumentalisiert. "Wer seid ihr, dass ihr die revolutionären
Institutionen zu Terroristen erklärt? ", fragte Rohani an die USA
gerichtet. "Wer propagiert und fördert heute den Terrorismus in der
Welt?"

Am 9. April erschienen die meisten Parlamentsabgeordneten in Uniform
der Garden zu der Sitzung der Kammer. Sie skandierten "Tod den USA."
Parlamentspräsident Ali Laridschani sagte, aus iranischer Sicht seien
die USA "militärisch und wirtschaftlich Symbol des internationalen
Terrorismus." Gerichtet an den US-Präsidenten sagte er: "Herr Trump,
wir wissen sehr wohl, warum Sie in diese missliche Lage geraten sind.
Sie haben geglaubt, mit ihrem Austritt aus dem Atomabkommen Iran
einen harten Schlag versetzen zu können. Aber Sie hatten keinen
Erfolg. Sie haben geglaubt, den iranischen Ölexport auf null
reduzieren zu können. Aber Sie hatten keinen Erfolg."

Das Parlament nahm eine Vorlage an, die lautet: "Alle Sicherheits-,
Informations- und militärischen Einheiten der USA, die in Westasien
aktiv sind und alle Personen, die diese Einheiten in der Region
vertreten ... gelten fortan als Terroristen. Jede finanzielle,
technische, logistische Unterstützung... gilt als Teilnahme an
terroristische Aktivitäten."

Der frühere Außenminister, Ali Akbar Welayati, der gegenwärtig den
Revolutionsführer außenpolitisch berät, sagte, die Garden seien der
entscheidende Faktor bei der "Vernichtung der Verschwörungspläne und
schlimmen Träume der Feinde des Islam in der Region und in der ganzen
Welt." "Die schändliche Maßnahme der USA gegen die Garden ist ein
Zeichen der Schwäche und entlarvt das erbärmliche Gesicht der USA,
die mit ihren unvernünftigen Aktivitäten ehrlos dastehen."
Selbstverständlich werde Iran auf diese Aktivitäten entsprechend
reagieren, sagte Welayati.

Indes forderte ein Kommandeur der Revolutionsgarden am 9. April die
US-Marine im Persischen Golf dazu auf, zu den Schnellbooten der der
Garden Abstand zu halten. "Mr. Trump, sagen Sie Ihren Kriegsschiffen,
dass sie den Booten der Revolutionsgarden nicht zu nahekommen
sollen," schrieb Mohsen Resai im Twitter.

In einem Schreiben an den UN-Generalsekretär Antonio Guterres
bezeichnete Irans Außenminister Sarif die Einstufung der
Revolutionsgarden als terroristisch, als "sehr gefährlich und
illegal". "Die Verantwortung für die Folgen dieser gefährlichen und
illegalen Entscheidung liegt bei den USA und ihren Verbündeten in der
Region," schrieb Sarif am 10. April. Die Maßnahme bedrohe die
Sicherheit und den Frieden in der Region und in der ganzen Welt. Sie
werde die Konflikte soweit zuspitzen, dass sie aus der Kontrolle
geraten.

Der Sicherheitsausschuss des iranischen Parlaments rief die
Abgeordneten zur Besonnenheit auf. Ausschussleiter Heschmatollah
Falahatpischeh, der zu der Fraktion der Reformer zählt, warnte
besonders die Hardliner vor zu radikalen Stellungnahmen. Man dürfe
die Lage nicht durch Äußerungen wie etwa der "Rückkehr der
amerikanischen Soldaten in Särgen" zuspitzen. Er mahnte, die
Abgeordneten sollten bei ihren Äußerungen den von internationalen
Vorschriften und der Charta der Vereinten Nationen gesetzten Rahmen
nicht verlassen. Die Entscheidung, die US-Einheiten in der Region als
terroristisch einzustufen, sei keine Kriegserklärung an die USA.

Präsiden Rohani äußerte die Befürchtung, der erhöhte Druck auf Iran
könnte auf das Atomabkommen negativ wirken. Alle Beteiligten sollten
nun darauf achten, den Vertrag korrekt umzusetzen. "Wir haben
gewartet und warten immer noch, aber irgendwann sind auch wir mit
unserer Geduld am Ende und müssen dann einen anderen Weg
einschlagen," sagte der Präsident.

Bei einer Rede zum Tag der Armee am 18. April machte Rohani die USA
und die "Zionisten" für die Konflikte im Nahen Osten verantwortlich.
Er appellierte an die Nachbarstaaten, den "Zionismus
zurückzudrängen." Die Staaten des Nahen Ostens hätten über
Jahrhunderte friedlich nebeneinander gelebt. Die heutigen Konflikte
seien von anderen erzeugt worden. "Ihre Wurzeln liegen entweder im
Zionismus oder in der Arroganz Amerikas." Die Länder der Region
müssten sich zusammenschließen und "das historische Recht der
palästinensischen Nation wiederherstellen."


TRUMP: IRAN IST NICHT MEHR DASSELBE LAND WIE VOR ZWEI
JAHREN

Vor einer Versammlung von republikanischen Mitgliedern des
US-Kongresses hat Donald Trump verkündet, dass Iran nicht mehr
dasselbe Land wie vor zwei Jahren sei. Er sagte am 3. April laut
Medien, mit dem Ausstieg der Vereinigten Staaten aus dem Atomabkommen
seien "alle Rechnungen der iranischen Führung durcheinandergeraten."
"Das Land ist nicht mehr dasselbe, dass es vor zwei Jahren war."

Trump sprach über die Krise der iranischen Wirtschaft und die
Proteste der Bevölkerung gegen die Führung des Landes. Mit Blick auf
die hohen Summen, die die Obama-Regierung an Iran für die Freilassung
einiger Doppelstaater gezahlt hatte, sagte Trump, das Atomabkommen
und die Zahlung dieser Gelder an Iran seien Fehler gewesen.

Trump hatte bereits vor seiner Wahl zum Präsidenten das Atomabkommen
als "katastrophal" bezeichnet und gemeint, das Abkommen werde,
langfristig betrachtet, Iran nicht davon abhalten, Atombomben zu
bauen. Später hatte er der iranischen Führung vorgeworfen, die durch
das Abkommen frei gewordenen Gelder nicht für die Besserung der
wirtschaftlichen Lage des eigenen Landes, sondern zur Unterstützung
terroristischer Organisationen und zur Destabilisierung der Region
verwendet zu haben.

Im Mai vergangenen Jahres waren die USA aus dem Atomabkommen
ausgestiegen und hatten die Sanktionen gegen Iran wieder aufgenommen.
Washington hatte erklärt, den Druck auf Iran ständig zu verstärken,
unter anderem durch den Boykott des iranischen Ölexports.

Ziel der Sanktionen ist nach amerikanischer Darstellung, Iran zu
einem Kurwechsel zu bewegen. Konkret soll Iran sich aus Syrien, Irak,
Libanon und Jemen zurückziehen und jede Art von Unterstützung
"terroristischer Organisationen" wie Hisbollah und Hamas einstellen.


HOOK: ENTWEDER ZUSAMMENARBEIT MIT DEN USA ODER MIT
IRAN

Der Sonderbeauftragte der amerikanischen Regierung für Iran, Brian
Hook, hat in einem Interview mit dem saudi-arabischen Sender
al-Arabia am 23. April davor gewarnt, die Sanktionen der USA gegen
Iran zu ignorieren. Jeder Staat, der die US-Sanktionen missachte,
gefährde seine Finanz- und Handelsbeziehungen zu den Vereinigten
Staaten, sagte er. "Sie können mit den USA Geschäfte machen oder mit
Iran, nicht aber mit beiden Ländern."

Die Entscheidung der USA, Ausnahmegenehmigungen für Ölgeschäfte mit
Iran nicht zu verlängern, hat zum Anstieg des Ölpreises auf dem
Weltmarkt geführt. Am 23. April verzeichnete der Markt den höchsten
Preis des laufenden Jahres.

Hook sagte weiter, die neuen Sanktionen hätten die Einnahmen Irans
aus dem Ölexport bereits um 10 Milliarden Dollar gesenkt. "Jetzt
haben wir beschlossen, keine Ausnahmegenehmigungen mehr zu erteilen.
Nun liegt es an Iran zu entscheiden, ob es sich wie ein normales Land
verhalten oder den bisherigen Kurs fortsetzen und den Ruin seiner
Wirtschaft erleben möchte." Der verstärkte Druck auf Iran in den
vergangenen Monaten habe Wirkung gezeigt. Iran sei nicht mehr in der
Lage gewesen, wie bisher, ausländische Gruppen zu unterstützen. "Im
vergangenen Monat hat der Führer der libanesischen Hisbollah bei
einer Rede ihre Anhänger um Hilfe gebeten. Siebzig Prozent des
Haushalts der Hisbollah wird von Iran gedeckt. Kürzlich hat die New
York Times berichtet, dass Iran nicht mehr über genügend
Finanzquellen verfügt. Zahlreiche Beauftragte des Iran in Syrien und
Libanon sind jetzt mit Finanzproblemen konfrontiert," sagte Hook.

Der Außenminister der Vereinigten Staaten habe im vergangenen Jahr
zwölf Forderungen an Iran gestellt, fuhr Hook fort. "Wir versuchen,
die Weltgemeinschaft dafür zu gewinnen, gemeinsam Iran aufzufordern,
sich statt revolutionär, wie ein normaler Staat zu verhalten." Es
wäre gut, wenn Iran an den Verhandlungstisch zurückkehre. "Wir wollen
ein neues, ein besseres Abkommen, statt des bisherigen Atomabkommens.
Wir wollen ein Abkommen, das das iranische Atomprogramm umfasst, dem
Raketenprogramm Einhalt gebietet und willkürliche Verhaftungen,
insbesondere Verhaftungen amerikanischer Staatsbürger, beendet." Hook
äußerte die Hoffnung, dass der amerikanische Senat bald ein solches
Abkommen genehmige und es zur Umsetzung der Regierung der Vereinigten
Staaten übergebe.

Hook sprach auch von der Möglichkeit, dass die Islamische Republik
auf die Maßnahmen der USA militärisch reagiere. Dazu sagte er: "Wir
haben die Iraner genügend gewarnt. Sollten sie Schaden anrichten und
die Absicht haben, amerikanische Kräfte anzugreifen, müssen sie die
Folgen tragen." Eine negative Auswirkung des totalen Boykotts des
iranischen Ölexports auf dem Weltmarkt halte er nicht für
wahrscheinlich, so Hook. "Wir haben darüber mit unseren Verbündeten,
Saudi-Arabien und den Arabischen Emiraten Gespräche geführt. Es liegt
in unserem und deren Interesse, dass das iranische Regime keinen
Zugang mehr zu Finanzquellen bekommt, um seine bisherige Außenpolitik
fortzusetzen."


HABEN DIE USA EINEN VORWAND ZU EINEM KRIEG GEGEN IRAN?

Haben die USA einen Vorwand, um Iran militärisch anzugreifen? Auf
diese Frage, die dem amerikanischen Außenminister am 10. April im
US-Senat gestellt wurde, gab der Minister keine eindeutige Antwort.
Ebenso blieb die Frage unbeantwortet, ob die Regierung juristisch
dazu befugt sei, gegen Iran Krieg zu führen.

Pompeo, der dem außenpolitischen Ausschuss des Senats Bericht
erstattete, erklärte, Iran habe enge Beziehungen zu der
Terrororganisation Al-Qaida. Daraufhin fragte ihn Senator Rand Paul,
ob sich die Regierung auf die Erlaubnis andere Länder anzugreifen
beziehen könnte, die der US-Kongresse nach den Anschlägen von 11.
September der Regierung erteilt hatte, um nun Iran anzugreifen.
Pompeo antwortete, er ziehe es vor, die Antwort auf diese Frage
Juristen zu überlassen. Jedenfalls seien die Beziehungen Irans zu
Al-Qaida belegt. "Sie (die Iraner) waren Gastgeber der Terroristen,
sie haben ihnen erlaubt, durch ihr Land zu reisen." Über die
Beziehungen bestehe kein Zweifel, betonte der Minister. Er bestritt
Pauls Vorwurf, die Entscheidung, die iranische Revolutionsgarden auf
die Liste der Terrororganisationen zu setzen, sollte zur juristischen
Legitimation eines Krieges gegen Iran dienen. Die Maßnahme sei nicht
Teil der Iran-Strategie gewesen, sagte Pompeo. Diese Entscheidung sei
eine Maßnahme aufgrund eines Tatbestandes gewesen.

Paul sagte: "Ich sage Ihnen, dass Sie nicht dazu befugt sind, einen
Krieg gegen Iran zu führen." Dazu müsse es einen Beschluss des
Kongresses geben. Die amerikanische Verfassung schreibe vor, dass
eine Kriegserklärung vom Kongress beschlossen werden müsse, so Paul.
Zudem bezweifelte der Senator, dass der schiitische Iran zu der
sunnitischen Terrororganisation Al-Qaida gute Beziehungen habe.

Pompeo hatte im November 2017, als er noch Direktor der CIA war, nach
dem Angriff auf das Haus des Al-Kaida-Führers Ben Laden, aus dessen
Archiv Dokumente veröffentlicht, die unter anderem auf eine "labile
Beziehung" der Terrororganisation zu Iran hindeuteten. Vor etwa zwei
Monaten hatte er auf einer Konferenz gesagt, es habe zwischen Teheran
und Al-Qaida Kontakte gegeben und es habe Zeiten gegeben, in denen
Teheran Al-Qaida unterstützt habe.

Es wird vermutet, dass der Sohn Ben Ladens, Hamseh Ben Laden, sich
eine Zeitlang in Iran aufhielt. Doch Experten meinen, Teheran habe
für Hamseh Ben Laden Hausarrest angeordnet, um mögliche
Terroraktionen im eigenen Land zu verhindern.

Pompeo äußerte sich auch zu General Ghassem Soleimani, dem
Oberkommandierenden der Al-Kuds-Brigade, einer Abteilung der
Revolutionsgarden für Auslandseinsätze. Er bezeichnete den General
als "Terrorist." Bei einem Interview mit Fox News antwortete er auf
die Frage, ob er Soleimani so wie Abu Bakr Baghdadi, dem Führer des
Islamischen Staates (IS), als Terrorist betrachtet: "Ja, er ist ein
Terrorist."


CIA ERHÖHT KONZENTRATION AUF IRAN UND RUSSLAND

Gina Haspel, Direktorin des US-Geheimdienstes CIA, sagte bei einer
Rede vor Studenten am 18. April, ihre Organisation konzentriere sich
weit mehr als bisher auf Russland und Iran. "Wir verwenden jetzt mehr
Mittel, Zeit und Kraft gegen unsere schwierigsten Feinde." Damit
meinte sie Russland und Iran. Die CIA habe über längere Jahre diesen
beiden Staaten aufgrund der Anschläge vom 11. September weit weniger
Beachtung geschenkt und sich mehr auf Organisationen wie Al-Qaida und
IS (Islamischer Staat) konzentriert, so Haspel. Dies sei eine
richtige Strategie gewesen. Doch nun müsse man andere Prioritäten
setzen. Die Effektivität der Arbeit der CIA sei durch die Kooperation
mit anderen Staaten sowie durch die Anwendung moderner Technologie
erheblich gestiegen.

Haspel hat vor einem Jahr die Leitung der CIA übernommen. Sie trat
die Nachfolge von Mike Pompeo an, der die Leitung des
Außenministeriums übernahm. Pompeo hatte, bevor er Außenminister
wurde, die Hoffnung geäußert, die Iraner würden sich gegen das
herrschende Regime erheben. Auch John Bolton, der kurz nach dem
Amtswechsel Pompeos, zum nationalen Sicherheitsberater ernannt wurde,
gehört zu den scharfen Gegnern der Islamischen Republik. Die neue
Zusammensetzung der amerikanischen Führung führte dazu, dass
Präsident Donald Trump, der ebenfalls zu den Gegnern des Regimes in
Teheran zählt, im Mai vergangenen Jahres den Ausstieg der USA aus dem
Atomabkommen beschlossen und damit harte Sanktionen gegen Iran
eingeleitet hatte.


IRAKS MINISTERPRÄSIDENT ZU BESUCH IN TEHERAN

Am 6. April ist Iraks Ministerpräsident Adil Abd al-Mahdi von Irans
Präsident Hassan Rohani in Saadabad-Palast zu Teheran mit
militärischen Ehren empfangen worden. Begleitet von Vertretern aus
Politik und Wirtschaft seines Landes, hielt sich al-Mahdi zwei Tage
in der iranischen Hauptstadt auf. Ziel des Staatsbesuchs war, wie
beide Seiten bekundeten, der Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen
zwischen den Nachbarstaaten Iran und Irak sowie die Intensivierung
der Kooperation auf anderen Gebieten. Gleichzeitig mit dem Besuch
fand die dritte Runde der Wirtschaftsgespräche zwischen beiden
Ländern statt. Im vergangenen Monat hatte Rohani Irak besucht.

Teheran und Bagdad haben sich bei dem Besuch über die Erschließung
zweier Ölfelder an der gemeinsamen Grenze geeinigt. Irans Ölminister
Bijan Sangeneh äußerte sich zufrieden über die gemeinsamen
Aktivitäten im Bereich der Ölindustrie. Der Minister hatte Irak noch
vor Wochen vorgeworfen, aus Furcht vor Strafmaßnahmen der USA, eine
Zusammenarbeit auf den Ölfeldern abgelehnt zu haben.

Rohani sagte der Presse nach dem Gespräch mit al-Mahdi: "Wir hoffen,
dass unsere Pläne, das Handelsvolumen auf 20 Milliarden Dollar
auszuweiten, innerhalb der nächsten Monate oder Jahre realisiert
werden." Den Wunsch hatte Rohani bereits bei seinem Besuch in Irak
geäußert. Derzeit liegt das Handelsvolumen bei etwa 12 Milliarden
Dollar.

Revolutionsführer Ali Chamenei warnte beim Gespräch mit al-Mahdi vor
einer anhaltenden Präsenz amerikanischer Truppen in Irak. Bagdad
solle so rasch wie möglich, die Amerikaner dazu auffordern, das Land
zu verlassen. Je später dies geschehe, desto problematischer werde
ihr Abzug, sagte er.

Die rund 5.200 verbliebenen amerikanischen Soldaten im Irak haben
offiziell die Aufgabe, die irakischen Militärs zu beraten, vor allem
beim Kampf gegen den Islamischen Staat (IS). Aus iranischer Sicht
bilden die Amerikaner im Irak jedoch eine Gefahr für die Sicherheit
Irans. Zudem hindern sie Iran daran, seinen Einfluss im Irak
aufrechtzuerhalten, beziehungsweise auszuweiten.


PAKISTANS MINISTERPRÄSIDENT IN TEHERAN

Pakistans Ministerpräsident Imran Khan ist am 21. April zu einem
zweitägigen Staatsbesuch in Teheran eingetroffen. Thema des Besuchs
waren die bilateralen Beziehungen zwischen Teheran und Islamabad
sowie die Probleme in den pakistanisch-iranischen Grenzgebieten. Es
wurde auch darüber spekuliert, dass Imran Khan versuchen wollte
zwischen Iran und Saudi-Arabien zu vermitteln, was seinem Vorgänger
Nawaz Sharif nicht gelungen war.

Nach seiner Ankunft besuchte Imran Khan zunächst den
Iman-Resa-Schrein in Maschad, im Nordosten des Landes. Dort wurde er
vom Provinzgouverneur Aliresa Hosseini empfangen. In den Tagen zuvor
hatte das pakistanische Außenministerium nach einem bewaffneten
Angriff auf ein pakistanisches Militärfahrzeug Iran wegen dessen
Untätigkeit scharf kritisiert. Bei dem Angriff waren 14 Personen ums
Leben gekommen. In einem Protestschreiben machte das pakistanische
Ministerium darauf aufmerksam, dass drei belutschische Gruppen, die
Pakistan als "terroristisch" eingestuft hatte, die Verantwortung für
den Anschlag übernommen hätten. Sie seien nach dem Anschlag wieder in
die iranischen Grenzgebiete zurückgekehrt. Pakistan protestiere gegen
diesen "schweren Zwischenfall," hieß es.

Pakistans Außenminister hatte auf einer Pressekonferenz, die am
Vortag der Reise Imran Khans nach Iran stattgefunden hatte, erklärt,
bei dem Besuch gehe es auch um die Stärkung der Sicherheitskräfte an
der gemeinsamen Grenze. Er sprach von einem "Sechspunkteprogramm."
Dazu gehöre auch die Errichtung eines 950 Kilometer langen Grenzzauns
zwischen Iran und Pakistan. Iran habe bereits Zustimmung
signalisiert, sagte der Minister. Zu der Vermittlung im Konflikt
zwischen Iran und Saudi-Arabien sagte er, die Aktivität der
pakistanischen Regierung in dieser Angelegenheit hänge von dem Wunsch
der Konfliktparteien ab.

Imran Khan führte in Teheran unter anderem ein längeres Gespräch mit
Präsident Rohani. Rohani sagte im Anschluss an das Gespräch auf der
gemeinsamen Pressekonferenz mit Blick auf die Anschläge, die aus
Pakistan in den Grenzgebieten Irans getätigt wurden: "Ich freue mich,
dass auch Pakistan die Gruppen, die inhuman handeln, als
terroristisch bezeichnet und sie auch als Terroristen behandelt."

Auch Imran Khan sagte, das wichtigste Thema seiner Gespräche mit der
iranischen Führung sei der Terrorismus. Alle politischen Parteien und
Organisationen in Pakistan seien sich darüber einig, dass "wir
Terroranschläge in anderen Ländern durch paramilitärische Gruppe in
Pakistan nicht dulden dürfen."

Bei dem Besuch des pakistanischen Ministerpräsidenten wurde
vereinbart, gemeinsame Truppen zu bilden, um den Terrorismus zu
bekämpfen. Einigkeit sei auch bezüglich der Bildung einer
Eingreiftruppe erzielt worden, sagte Rohani.


SARIF BEI ASSAD IN DAMASKUS

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif ist am 16. April zu
Gesprächen mit dem syrischen Präsidenten Baschar al-Assad und seinem
Amtskollegen Walid Mualem in Damaskus eingetroffen. Nach Mitteilung
des syrischen Präsidialamts verurteilten Assad und Sarif den
"Wirtschaftsterror der USA," der sich gegen alle Länder richte, die
ihrer Vorstellung und Interessen nicht folgen würden. Die beiden
Politiker sprachen auch über das für Ende April geplante Treffen
Irans, Russlands und der Türkei mit syrischen Oppositionellen in der
kasachischen Hauptstadt Astana.

Bei dem Gespräch Sarifs mit Mualem erklärte Sarif, die aktuelle
Aufgabe in Syrien sei es, die "Terrorgruppen" in Idlib zu entwaffnen
und sie aus der Provinz zu vertreiben. Er forderte Russland und die
Türkei auf, ihren eingegangenen Verpflichtungen nachzukommen und die
Schaffung einer demilitarisierten Zone um Idlib zu unterstützen. Vor
allem sei die Türkei dazu aufgefordert, auf die Dschihadistengruppe
Druck auszuüben und sich aus der Pufferzone zu entfernen. Zweck
dieser Vereinbarung ist, einen Angriff syrischer Truppen zu
vermeiden.


EU VERLÄNGERT SANKTIONEN GEGEN IRAN

Einem Bericht der AFP vom 8. April zufolge hat die Europäische Union
die wegen Verletzungen der Menschenrechte gegen Iran verhängten
Sanktionen um ein weiteres Jahr verlängert. Diese richten sich gegen
82 hochrangige Vertreter der iranischen Sicherheits- und
Justizbehörden. Die Sanktionen wurden erstmals 2011 beschlossen und
ungeachtet des 2015 vereinbarten Atomabkommens immer wieder
verlängert. Die Bestraften erhielten Einreiseverbote. Zudem wurden
ihre Konten in sämtlichen EU-Ländern gesperrt.


PORTUGALS BOTSCHAFT IN TEHERAN STELLTE ERTEILUNG VON VISA
EIN

Die Botschaft Portugals in Teheran gab bekannt, dass ihre
Konsularabteilung die Ausstellung von Visa eingestellt habe. Einen
Grund für die Maßnahme nannte sie nicht. Es hieß lediglich: "Alle
Angelegenheiten, die die Ausstellung von Einreiseerlaubnis für
Portugal betreffen, werden bis auf Weiteres eingestellt." Die
Mitteilung stammt vom 27. März. Doch in den iranischen Medien wurde
sie erst am 5. April veröffentlicht.

Vermutlich hängt die Maßnahme mit einem Vorfall zusammen, über den
iranische Medien am 10. März berichtet hatten. Demnach wurde ein
iranischer Mitarbeiter der portugiesischen Botschaft in Teheran in
der Nähe der Botschaft von zwei Motorradfahrern erschossen. Wie die
Agentur Fars berichtete, sei einer der beiden, der eine Maske
getragen hatte, abgestiegen und habe gezielt auf den Mann geschossen.
Der Grund für den Vorfall sei nicht bekannt. Vermutlich habe es sich
um private Streitigkeiten gehandelt, schrieb die Agentur. Der Mann
sei schwer verletzt worden. Aber sein Zustand sei nicht
besorgniserregend.

Im vergangenen Monat hatte Mostafa Kawakebian, Leiter der
Portugalfreundschaftsgruppe im iranischen Parlament, das
Außenministerium in Lissabon gebeten, die Erteilung von
Einreiseerlaubnis für Iranerinnen und Iraner zu erleichtern. Das
Ministerium zeigte sich für diesen Wunsch offen und betonte, Lissabon
sei sehr daran interessiert, die wirtschaftlichen Beziehungen zu
Teheran weiter auszubauen.


ABERKENNUNG DER STAATSBÜRGERSCHAFT VON 138 IRANERN IN
BAHRAIN

Ein Gericht in Bahrain hat 138 iranischen Staatsbürgern wegen Bildung
einer terroristischen Vereinigung, die mit den iranischen
Revolutionswächtern in Verbindung stehen soll, zu dreijährigen bis
lebenslänglichen Haftstrafen verurteilt. Wie die Staatsanwaltschaft
mitteilte, wurde den Beschuldigten zudem die bahrainische
Staatsbürgerschaft aberkannt. Die Urteile seien anfechtbar, hieß es.

Generalstaatsanwalt Ahmad al-Hamadi sagte, die Iraner seien auch
wegen Verbindungen mit der "Hisbollah von Bahrain," die mit der
libanesischen Hisbollah in Verbindung stehe, verurteilt worden.
Einige der Verurteilten seien in Iran, Libanon und Irak militärisch
ausgebildet worden. Sie hätten Anschläge in Bahrain geplant.

Dutzende der Verurteilten waren bei der Gerichtsverhandlung nicht
anwesend. 69 Personen wurden zu lebenslänglichen Freiheitsstrafen
verurteilt.

Die Menschenrechtsorganisation Amnesty International warf dem Gericht
vor, die Gerechtigkeit ad absurdum geführt zu haben. Den Verurteilten
die Staatsbürgerschaft zu entziehen, bezeichnete Amnesty als
"willkürliche Ausbürgerung." Die Urteile stellten eine Missachtung
der international anerkannten Menschenrechte dar.

Alle Verurteilten sind schiitischen Glaubens. Die Mehrheit der
Menschen in Bahrain sind Schiiten, sie werden von der sunnitischen
Minderheit regiert. Im Zuge des sogenannten Arabischen Frühlings gab
es 2011 in Bahrain einen Aufstand der Schiiten, der mit Hilfe
Saudi-Arabiens niedergeschlagen wurde.


HILFE AUS DEUTSCHLAND FÜR DIE OPFER DER FLUTKATASTROPHE

Nach der Flutkatastrophe in Iran hat das Deutsche Rote Kreuz laut dpa
am 8. April 40 aufblasbare Rettungsboote und 40 Außenbordmotoren an
den iranischen Roten Halbmond geschickt. Damit sollten Menschen, die
vom Wasser eingeschlossen waren, gerettet werden. Über 70 Menschen
starben bei den Fluten in der ersten Aprilwoche.
Rettungsorganisationen sprachen zudem von zahlreichen Vermissten, die
man vermutlich nicht werde retten können. 23 der 31 Provinzen des
Landes wurden von der Überschwemmung heimgesucht. Einige Kleinstädte
und Dörfer mussten geräumt werden. Den Angaben der Behörden zufolge
sind mehr als 30.000 Häuser zerstört worden.

Mit den Booten, die das Rote Kreuz nach Iran geschickt hat, konnten
entlegene Gebiete leichter erreicht werden. Auch andere Länder wie
die Türkei, die Schweiz und Kuwait schickten Hilfsgüter nach Iran.
Gelder wurden wegen der US-Sanktionen nicht gespendet.

Auch die USA zeigten sich zu Hilfeleistungen bereit. Außenminister
Mike Pompeo erklärte, die USA seien gewillt mittels des
Internationale Rote Kreuzes und des Roten Halbmonds den Flutopfern zu
helfen. Die jüngste Überschwemmung habe abermals "das Missmanagement
der iranischen Führung bei der Städteplanung und der Organisierung
von Maßnahmen gegen Katastrophen gezeigt. Die iranische Führung mache
das Ausland für die Katastrophe verantwortlich, obwohl sie selbst
dafür die Verantwortung trage," sagte der Minister. Er bezog sich
dabei auf Äußerungen des iranischen Außenministers Mohammad Dschawad
Sarif, der zuvor mit Blick auf die amerikanischen Sanktionen gegen
Iran die Probleme bei der Hilfeleistung für die Flutopfer mit den
US-Strafmaßnahmen begründet hatte. Er bezeichnete auf Twitter die
Maßnahmen als "Wirtschaftsterrorismus."

Auch Außenamtssprecher Bahram Ghassemi sagte auf einer
Pressekonferenz in Teheran am 2. April, kein Ausländer oder Iraner
könne für die Flutopfer Geld spenden, weil die Konten des Roten
Halbmond Irans im Ausland gesperrt seien. Hilfsorganisationen wie das
Rote Kreuz oder der Rote Halbmond hätten ebenfalls erklärt, dass sie
keine Gelder an den iranischen Roten Halbmond überweisen könnten,
sagte Ghassemi und fügte hinzu: "Es scheint, dass die Amerikaner
Hilfeleistungen für die Opfer in Iran verhindern wollen." Gewöhnlich
würden bei Katastrophen immer Möglichkeiten geschaffen, um Gelder für
die Opfer überweisen zu können. Doch die USA hätten mit ihrer
"inhumanen und grausamen Haltung" alle Wege, die nach Iran führen,
gesperrt. Es würden dringend Güter gebraucht, die wegen der
Sanktionen nicht eingeführt werden könnten.

Die USA behaupten, alle Güter, wie Medikamente und medizinische
Geräte, seien von den Sanktionen ausgenommen. Doch Iran bestreitet
dies.


IRANS ROLLE IM BOSNIEN-KRIEG

Said Ghassemi, ein ehemaliger Kommandant der Revolutionsgarden, sagte
in einem Fernsehinterview am 16. April, die Garden seien im
Bosnien-Krieg (1992-1995) unter dem Schutz des Roten Halbmonds
militärisch aktiv gewesen. "Wir waren jene Mitarbeiter des Roten
Halbmonds, die nach Bosnien geschickt wurden, um dort Dschihadisten
auszubilden.

Auch (die Terrororganisation) Al-Qaida war dort. Sie übernahm viele
unserer Taktiken." Da die Amerikaner bereits Dokumente über diese
Aktivitäten veröffentlicht hätten, habe er keine Bedenken, sich
darüber öffentlich zu äußern.

Der Rote Halbmond Irans übte scharfe Kritik an diesen Äußerungen, die
den Eindruck vermittelten, der Rote Halbmond habe sich für
militärische Zwecke missbrauchen lassen. "Die Aktivitäten des
Kommandanten seien gewiss ohne Erlaubnis unserer Organisation
gewesen. Wenn wir gefragt worden wären, hätte wir sicherlich nicht
die Erlaubnis dazu erteilt," hieß es in einer am 16. April
veröffentlichten Erklärung. "Wir erlauben niemals den Militärs, ihre
Uniformen zu nutzen. Wir verhalten uns, gemäß der Genfer Konvention
den Kriegsparteien gegenüber neutral. Unsere Aufgabe bei
militärischen Auseinandersetzungen ist Hilfeleistung für Zivilisten."
Die Organisation kündigte an, gegen Ghassemi bei der Justiz wegen
Verleumdung und Verbreitung von Unwahrheiten eine Klage einzureichen.

Auch der Sprecher Revolutionsgarden kritisierte die Äußerungen des
Kommandanten. Ghassemi hätte sich für eine gewisse Zeit "freiwillig"
in Bosnien aufgehalten. Er sei bereits seit Jahren pensioniert. Seine
Äußerungen seien rein persönlicher Natur, sie hätten keine Relevanz,
sagte General Ramesan Scharif am 18. April. Er empfahl dem ehemaligen
Kommandanten, keine Unwahrheiten zu verbreiten und den Feinden der
Islamischen Republik keine Vorwände zu liefern.


KEINE EINMISCHUNG IN DIE ANGELEGENHEITEN SUDANS

Teherans Außenamtssprecher Bahram Ghassemi sagte am 11. April der
Presse, Iran werde sich in die Krise in Sudan nicht einmischen. Diese
hat durch die Absetzung des sudanesischen Machthabers Omar al-Baschir
einen ersten Höhepunkt erreicht. "Das ist eine interne Angelegenheit,
in die wir uns nicht einmischen wollen", sagte Ghassemi. Er hoffe
jedoch, es werden den einheimischen Kräften gelingen, die Krise auf
friedlichem Wege, durch Dialog und Kompromissbereitschaft, zu
überwinden.

Offenbar fühlte sich das Regime in Teheran zu der Stellungnahme
genötigt, weil die Islamische Republik in den vergangenen Jahrzehnten
eine freundschaftliche Beziehung zu dem sudanesischen Diktator
pflegte. Er war sogar öfters als Staatgast in der iranischen
Hauptstadt empfangen worden. Allerdings erwies sich Baschir, gegen
den der Internationale Strafgerichtshof wegen Verbrechen gegen die
Menschlichkeit einen Haftbefehl erlassen hat, als ein undankbarer
Gast. 2015 näherte er sich der arabischen Front gegen Iran und ging
auf Distanz zu Teheran. 2016 brach er sogar die diplomatischen
Beziehungen zu Iran ab.


RUND 100.000 AFGHANEN AUS IRAN ZURÜCKGEKEHRT

Einem Bericht der dpa vom 10. April zufolge sind laut Angaben der
Internationalen Organisation für Migration (IOM) seit Anfang dieses
Jahres rund 100.000 Afghanen, die sich in Iran aufhielten, in ihre
Heimat zurückgekehrt. Es handele sich dabei nur um Personen, die
nicht beim UN-Flüchtlingswerk UNHCR registriert seien, das heißt um
Afghanen, die sich ohne Erlaubnis in Iran aufhielten.

Offenbar hat die schlechte wirtschaftliche Lage, insbesondere der
starke Werteverlust der iranischen Währung, zu dieser Massenrückkehr
geführt. Im vergangenen Jahr waren den Angaben der IOM zufolge
773.000 nicht registrierte Flüchtlinge aus Iran zurückgekehrt, 2017
waren es rund 500.000. Zwischen 2012 und 2018 kehrten über 3,5
Millionen afghanische Flüchtling in ihr Land zurück, ein Großteil
davon aus Iran.


BRITEN SCHICKEN KEINE POSTSENDUNGEN MEHR NACH IRAN

Die britische Post "Royal Mail" hat nach einer Anfrage der BBC am 12.
April bestätigt, dass bis auf Weiteres keine Briefe und Pakete mehr
nach Iran befördert werden. Seit 12 Tagen würden alle Briefe und
Pakete, die für Iran bestimmt seien, an den Absender zurückgeschickt.
Auch Parcel Post, die zum Royal Mail gehört, gab bekannt, dass sie
mit Blick auf die Sanktionen gegen Iran alle Postsendungen in das
Land vorerst gestoppt habe. Auch DGL erklärte, dass sie vorerst keine
Sendungen nach Iran annehmen werde.

Irans Botschafter in London, Hamid Badiinejad, zeigte sich über diese
Maßnahme "schockiert." Er schrieb auf Twitter, auch das britische
Außenministerium sei darüber erstaunt. "Man hat mir versprochen,
ernsthaft der Sache nachzugehen, um die Entscheidung zu korrigieren."
Sollte diese Entscheidung in den nächsten Tagen nicht revidiert
werden, werde die Botschaft dafür sorgen, dass Briefe und Pakete
gratis an die iranische Post geschickt werden. In einem zweiten Tweet
schrieb der Botschafter: "Die Nutzung der Post gehört zu den
elementarsten Rechten der Bürger. Dieses Recht kann unter keinen
Umständen eingeschränkt werden."


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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AKTION/540: Leer - "Informatik entdecken - mit und ohne Computer" am 11. Mai 2019


Landkreis Leer

Gemeinsam mit Kindern Informatik entdecken

Neues Fortbildungsangebot vom "Haus der kleinen Forscher" am 11. Mai
in Potshausen



Im neuen Fortbildungsangebot "Informatik entdecken - mit und ohne
Computer" erfahren pädagogische Fach- und Lehrkräfte, wie sie
gemeinsam mit Kinder zwischen drei und zehn Jahren auf
Entdeckungsreise in der Welt der Informatik gehen können.

Ob es nun das Ampelsystem ist, das Navigationsgerät im Auto oder das
Smartphone der Eltern - Kinder wachsen heute in einer Welt auf, die
stark digital geprägt ist und sich rasend schnell weiterentwickelt.
Sie möchten sie mitgestalten und erforschen: Wie funktioniert ein
Roboter? Was passiert, wenn ich den Computer anschalte? Das "Haus der
kleinen Forscher" möchte die Fragen der Kinder aufgreifen. Am 11. Mai
bietet das Netzwerk im Landkreis Leer von 9 bis 16 Uhr eine
Informatik-Fortbildung im Evangelischen Bildungszentrum in Potshausen
an.

Ein Computer ist dafür erst einmal gar nicht nötig: Wichtige
Grundlagen der Informatik lassen sich mit Papier und Stift,
Alltagsmaterialien oder mit reinem Körpereinsatz erfahren.

Eine Anmeldung ist bei Sandra Freerks, Netzwerkkoordinatorin "Haus der
kleinen Forscher" beim Landkreis Leer, 0491 926-1845 oder
freerks@lkleer.de, möglich.

Alle Termine und Informationen auf einen Blick:

www.lkleer.de/haus-der-kleinen-forscher.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 17. April 2019
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LESUNG - KINDER-UNI/207: Leipzig - Am 3. Mai startet die Vorlesungsreihe der Kinderuni Leipzig


Universität Leipzig

Am 3. Mai startet die Vorlesungsreihe der Kinderuni Leipzig



Wie gestalte ich ein tolles Naturkundemuseum? Warum tun Operationen nicht
weh? Was geschah am 9. Oktober 1989 in Leipzig? Und wie kann man mit
Kindern in Afrika quatschen? All dies und noch vieles mehr beantworten
Wissenschaftler in der aktuellen Vorlesungsreihe der Kinderuni Leipzig.
Start ist am 3. Mai. Die Teilnahme ist für Kinder von 8 bis 12 Jahren wie
immer kostenlos.

Eine Anmeldung über das Anmeldeportal auf der Website ist erforderlich.
Ein Museumsbesuch ist langweilig? Das will der Direktor des Leipziger
Naturkundemuseums, Dr. Ronny Maik Leder grundlegend ändern. In seiner
Vorlesung am 3. Mai nimmt er die jungen Studierenden mit auf seine
spannende Mission: "Was für ein Projekt! Ein neues Naturkundemuseum für
Leipzig". Dabei wird er unter anderem zeigen, wie man die vielen
erstaunlichen Dinge der Natur spannend in einem Museum darstellen kann.
Und er gibt schon einen Einblick, worauf sich Besucher zukünftig freuen
können.

"Narkose - Warum tun Operationen nicht weh?" Für eine Antwort auf diese
Frage ist das junge Publikum am 10. Mai in der Vorlesung von Prof. Dr.
Sebastian Stehr vom Universitätsklinikum Leipzig genau richtig. Er zeigt
den Kindern, wie eine Narkose für eine Operation abläuft und erklärt, was
dabei eigentlich alles passiert.

Auf eine spannende Zeitreise in das Leipzig vor 30 Jahren geht es am 17.
Mai in der Vorlesung "Keine Gewalt - Die friedliche Revolution in
Leipzig." Viele Menschen in Leipzig und der gesamten DDR waren damals
unzufrieden. Um etwas zu ändern, gingen sie demonstrieren. Juliane Thieme
vom Archiv Bürgerbewegung e.V. und eine Zeitzeugin werfen einen Blick
darauf, was damals in Leipzig geschah und warum man von der Friedlichen
Revolution spricht. Zum Abschluss am 24. Mai heißt es dann "Whats Up,
Afrika!" Gemeinsam mit Prof. Dr. Rose Marie Beck vom Institut für
Afrikastudien der Universität Leipzig werden wir unter anderem
herausfinden, wie man auf Djoula oder Swahili mit anderen Kindern ins
Gespräch kommen kann und ob auch in Afrika alle über Whatsapp
kommunizieren.

Die Veranstaltungen beginnen jeweils um 17:00 Uhr im größten Hörsaal der
Universität, dem Audimax am Campus Augustusplatz (Augustusplatz 10). Die
Plätze sind für die Kinder gedacht. Eltern und andere Begleitpersonen
können nur bei freien Kapazitäten am Rand und in den hinteren Reihen des
Hörsaales mit Platz nehmen. Und wie immer gilt: Wer an mindestens drei
Vorlesungen teilgenommen hat, erhält eine Mini-Bachelor-Urkunde als
Beweis.


Weitere Informationen unter:

www.uni-leipzig.de/transfer/wissen-vermitteln/veranstaltungsreihen/kinderuni/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 26.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / FAKTEN





MELDUNG/392: Bauhaus - Grand Tour der Moderne startet (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

Grand Tour der Moderne startet 

Kulturstaatsministerin Grütters:
"Bauhaus bereichert die Kulturlandschaft bundesweit"



Kulturstaatsministerin Monika Grütters hat heute in der Bundesschule Bernau
den Startschuss für ein weiteres Highlight des Bauhaus-Jubiläums 2019
gegeben: Die Grand Tour der Moderne lädt ein zu einer Entdeckungsreise
zu 100 prominenten, aber auch weniger bekannten Orten und Bauwerken der
Moderne in ganz Deutschland. Dazu gehören etwa das Haus am Horn in Weimar,
Siedlungen wie Berlin-Siemensstadt, die Fagus-Werke in Alfeld und
Welterbestätten wie die Bundesschule Bernau.

Bei der feierlichen Auftaktveranstaltung erklärte die
Kulturstaatsministerin: "Alle diese Klassiker und
Kleinode zeigen, wie das Bauhaus auch abseits der großen Metropolen die
architektonische Vielfalt in Vororten und auf dem Land bereichert. Viele
seiner Ideen sind nach wie vor relevant für eine freie und weltoffene
Gesellschaft. Deshalb ist das Bauhaus ein bedeutender Bestandteil unserer
Kulturlandschaft. Für ihre Sichtbarkeit und ihren Erhalt zu sorgen, ist
gemeinsame Aufgabe von Bund, Ländern und Kommunen. Die Grand
Tour der Moderne und das 100-Jährige Bauhaus-Jubiläum sind wunderbare
Beispiel dafür, wie dies im Verbund gelingen kann."

Neben dem Eröffnungsfestival in Berlin, der Ausstellung 'Bauhaus
imaginista' im Haus der Kulturen der Welt in Berlin und der Eröffnung der
neuen Bauhaus Museen in Weimar und Dessau zählt die Grand Tour der Moderne
zu den Höhepunkten des Jubiläumsjahres. Die Kulturstaatsministerin ist
Schirmherrin des Projektes und hat es mit rund einer Million Euro
gefördert. Insgesamt stellt die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur
und Medien für das Bauhaus-Jubiläum mit weit über 1.400 Veranstaltungen
rund 21 Millionen Euro zur Verfügung.

Die Website www.grandtourdermoderne.de bietet zahlreiche Anregungen für
Bauhaus-Interessierte, die sich eine individuelle Reiseroute
zusammenstellen möchten - ob mit der Bahn, dem Rad, dem Auto oder zu Fuß.

Dabei kann die architektonische Deutschlandreise nach Dessau, Weimar und
Berlin führen, aber auch in kleinere Orte wie zur Bauhaus-Siedlung im
Loheland oder zur Altstädter Volksschule in Celle.

Ausgewählt wurden die 100 Tour-Etappen von sieben Juroren aus den
Fachgebieten Baukultur, Denkmalpflege, Architektur, Journalismus,
Kulturvermittlung und Tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin
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MELDUNG/391: Leonardo da Vinci - im Spiegel seiner Bibliothek (idw)


Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. - 30.04.2019

Leonardo da Vinci - im Spiegel seiner Bibliothek



Leonardo da Vinci war ein unermüdlicher, wissbegieriger Leser. Er besaß
über 200 Bücher aus Wissenschaft und Technik, literarische sowie religiöse
Werke. Eine Ausstellung des Museo Galileo in Florenz, vom
Max-Planck-Institut für Wissenschaftsgeschichte und der Staatsbibliothek
Berlin, wirft ein neues Licht auf den intellektuellen Kosmos des Künstlers,
Ingenieurs und Philosophen, der auch 500 Jahre nach seinem Tod noch immer
fasziniert.

Leonardos Geschichte ist nicht die eines Glückskindes. Er kam am 15. April
1452 in dem toskanischen Ort Vinci als unehelicher Sohn einer 16-jährigen
Magd zur Welt. Obwohl ihm später sein Vater, ein Jurist, dabei half, eine
Lehrstelle in Florenz beim berühmten Maler Andrea del Verrocchio zu
finden, durfte Leonardo nie eine höhere Schule besuchen.

Umso größer war Leonardos Wissensdurst, den er durch eine große
Büchersammlung zu stillen versuchte. "Dabei profitierte er von der
Erfindung des Buchdrucks in Deutschland", sagt Jürgen Renn, Direktor am
Max-Planck-Institut für Wissenschaftsgeschichte, während eines Symposiums
in Berlin. In Mainz hatte Johannes Gutenberg um 1450 die Schrift in ihre
26 Buchstaben zerlegt und mit Hilfe von wiederverwendbaren Matrizen völlig
gleichförmige Bleitypen hergestellt. Auf einem Holzbrett konnte er sie
Zeile für Zeile zu jedem gewünschten Text zusammensetzen.

Als Leonardo zwölf Jahre alt war, brachten zwei Deutsche - Arnold Pannartz
und Konrad Sweynheym - den Buchdruck nach Italien. Ihre Druckerei im
Benediktinerkloster von Subiaco verlegten sie 1467 nach Rom. Allein in der
Heiligen Stadt wurden in den kommenden 30 Jahren eine halbe Million Bücher
gedruckt. Zur Jahrhundertwende gab es in Italien bereits 150 Druckereien.

Die ersten Bücher, die Leonard erwarb, waren auf Italienisch verfasst,
erst später kamen lateinische Texte hinzu. Darüber hinaus finden sich in
Leonardos Bibliothek Wörterbücher und Grammatiken, die davon zeugen, wie
sehr er sich bemühte, Latein zu lernen. Später verfasste er selbst
Traktate über Malerei, Technik und Wissenschaft zu Themen wie Anatomie,
Botanik, Mechanik, Hydraulik und Kosmologie. "Für Leonardo, einem
Renaissancemenschen par excellence, war Wissenschaft eine Kunst und Kunst
eine Wissenschaft", sagt Alessandro Nova, Direktor am Kunsthistorischen
Institut der Max-Planck-Gesellschaft in Florenz.

Kein einsames Universalgenie

Er habe als "Mann ohne Gelehrsamkeit" (omo sanza lettere) mindestens 120
Bücher verfasst, schrieb Leonardo selbst, nicht ohne Ironie und einen
gewissen Stolz. Keines davon ist jedoch jemals erschienen. Von seinen
Aufzeichnungen erhalten sind seine Notizbücher, Tausende Seiten, teils
lose, randvoll mit Skizzen, Berechnungen und handschriftlichen
Bemerkungen. Leonardo schrieb als Linkshänder von rechts nach links in
Spiegelschrift und schulte stets seinen Schreibstil.

Auch von seiner umfangreichen Bibliothek wissen wir heute lediglich durch
seine Notizen, in denen er über die erworbenen Bände penibel Buch führte.
Für Kunsthistoriker ist sie ein Schatz, den sie sich erst seit kurzer Zeit
erschließen. "Seine Bibliothek zeigt, dass er mitnichten ungebildet war",
sagt der Leonardo- und Literaturwissenschaftler Carlo Vecce, der mit einem
internationalen Team Pionierarbeit bei der Erforschung von Leonardos
Büchern geleistet hat. "Seine Bibliothek zeigt das Bild des Gelehrten,
Künstlers und Wissenschaftlers, und offenbart die enge Beziehung, die er
zu den Büchern hatte. Er war kein einsames Universalgenie, sondern stand
im regen Austausch mit der Kultur seiner Zeit sowie den berühmten Autoren
der Antike und Renaissance, die Leonardo selbst als altori bezeichnete."

Von Leonardos Originalbibliothek ist nur noch ein einziger Band erhalten,
das Trattato di architettura e macchine von Francesco di Giorgio - ein
Manuskript mit handschriftlichen Anmerkungen des Künstlers, das heute in
der Biblioteca Medicea Laurenziana in Florenz verwahrt wird. "Aus
Leonardos Manuskripten und den dort enthaltenen Verweisen wie Zitaten,
Autoren und Buchtiteln sowie aus Listen der in seinem Besitz befindlichen
Werke können Wissenschaftler jedoch seinen Bücherschatz rekonstruieren",
sagt Paolo Galuzzi, Direktor am Museo Galileo in Florenz.

So listete Leonardo im Jahr 1478 eine Reihe von Namen in einem seiner
Notizbücher auf, unter ihnen Benedetto de l'Abaco, der das Rechnen mit
arabischen Ziffern lehrte, und den Maestro Pagolo Medico, Paolo
Toscanelli, einen Arzt, Mathematiker und bedeutenden Kartografen seiner
Zeit. Dieser inspirierte Kolumbus dazu, den westlichen Weg nach Indien zu
wählen. "Die Namen bringen Leonardos Wunsch zum Ausdruck, sich Zugang zur
Mathematik und zur Gelehrtenwelt zu verschaffen", so Carlo Vecce. In einem
weiteren Verzeichnis führt Leonardo eine Liste mit 98 weiteren Buchtiteln
auf, neben Aesops Fabeln und Ovids Metamorphosen, Werke aus Kunst, Technik
und Medizin.

Digitale Rekonstruktion der Bibliothek und des Ateliers

Die Ausstellung "Leonardo und seine Bücher", die vom 6. Juni bis 22.
September 2019 im Museo Galileo in Florenz und im kommenden Jahr in der
Staatsbibliothek Berlin gezeigt wird, erschließt nun zum ersten Mal eine
Auswahl der signifikantesten Texte, die sich in Leonardos Besitz befanden
und von ihm verwendet wurden. Viele Werke werden von der Staatsbibliothek
Berlin und von der Bibliothek des Max-Planck-Instituts für
Wissenschaftsgeschichte zur Verfügung gestellt. Ebenso wird in der
Sonderausstellung eine Rekonstruktion des Ateliers zu sehen sein, in dem
Leonardo an seinen Zeichnungen, Notizbüchern und anderen Schriften
arbeitete.

Auf den Computern in den Ausstellungsräumen können die Besucherinnen und
Besucher durch digitalisierte Bücher und Manuskripte blättern und haben
Zugang zu Informationen über den Inhalt der Bücher und Leonardos Nutzung.
"Die Werkschau verschafft damit Zugang zu dem Labor in Leonardos Kopf und
lässt Interessierten seine kontinuierliche Entwicklung als Künstler und
Wissenschaftler mitverfolgen", so Jürgen Renn. In einer digitalen
Bibliothek werden alle Bücher zu finden sein, die sich in Leonardos Besitz
befanden, mit der jeweiligen Inhaltsbeschreibung und einem Link zu den
Seiten in den Notizbüchern des Künstlers, auf denen auf das Werk verwiesen
wird.

Begleitet wird die Ausstellung durch ein Forschungsprojekt am
Max-Planck-Institut für Wissenschaftsgeschichte, das dort unter anderem von
Antonio Becchi vorantreiben wird. Im Zentrum steht der Codex Forster, eine
Handschrift von Leonardo da Vinci, deren Name auf den englischen
Schriftsteller und Biographen John Forster zurückgeht, der das Werk im
Jahr 1876 dem South Kensington Museum - dem heutigen Victoria and Albert
Museum - in London hinterließ. Bis heute ist die Provenienz der fünf
Manuskripte in drei Einbänden noch nicht vollständig geklärt. In wessen
Besitz befanden sich die Notizbücher und wie wechselten sie ihre Besitzer?
Erste Ergebnisse deuten auf so etwas wie einen Wissenschaftskrimi hin, der
erst geschrieben werden muss.


Weitere Informationen unter:

https://www.museogalileo.it/en/museum/explore/temporary-exhibitions/1800-leonardo-e-i-suoi-libri-la-biblioteca-del-genio-universale-2.html

- Leonardo and his books (Englisch)

https://www.mpg.de/13391087/leonardos-koerper-welten

- Leonardos Körperwelten

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution207

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V., 30.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/9643: 37. Bielefelder Fotosymposium und Fotografieausstellung, 8.-10.05.19


Fachhochschule Bielefeld

37. Bielefelder Fotosymposium und Fotografieausstellung



Wissenschaftliche und künstlerisch-praktische Ergebnisse des
Forschungsprojekts "Bilder des Wohnens. Architekturen im Bild" werden im
Rahmen des 37. Bielefelder Fotosymposiums vom 8. bis 10. Mai an der
Fachhochschule Bielefeld präsentiert. Eine Ausstellung von Studenten und
Alumni des Fachbereichs Gestaltung begleitet das Projekt.

Der Forschungsschwerpunkt "Erkenntnisformen der Fotografie" veranstaltet
vom 8. bis zum 10. Mai 2019 am Fachbereich Gestaltung mit dem 37.
Bielefelder Fotosymposium eine internationale Abschlusstagung zu seinem
Forschungsprojekt "Bilder des Wohnens. Architekturen im Bild". Mit dem
Symposium sollen Modelle und Modellierungen von Räumen - unter denen die
Räume des Wohnens einen Schwerpunkt bilden - in Fotografie sowie Film
untersucht werden. Die Begriffe des Modells und der Modellierung umfassen
nicht nur physische Artefakte und technisch-mediale Entwurfs- und
Herstellungsprozesse, sondern auch reduzierte Beschreibungen von
Wirklichkeit, deren Antizipation und zugleich Idealisierung: In Modellen
und Modellierungen verkörpern sich demnach gleichermaßen technisch-mediale
Praktiken wie gesellschaftliche Anschauungen und Normen. Diese
Zusammenhänge von Modellen und Modellierungen werden an drei
Gegenstandsbereichen von Räumen beziehungsweise Wohnräumen im
fotografischen und filmischen Bild näher betrachtet: an montierten
Bildräumen, der Modellfotografie im engeren Sinn und am modellhaften
Interieur.

Der interdisziplinäre Forschungsschwerpunkt "Erkenntnisformen der
Fotografie" hat über den Zeitraum von drei Jahren das Forschungsprojekt
"Bilder des Wohnens. Architekturen im Bild" durchgeführt. In Praxis und
Theorie wurden mediale, insbesondere fotografische Darstellungen und
Inszenierungen von Räumen des Wohnens in ihrer Wechselwirkung mit
kollektiven Vorstellungsbildern des Wohnens untersucht. In medialer und
ästhetischer Hinsicht standen hierbei Fragen der Raumrepräsentation im
Bild, hybride Formen des fotografischen zwischen Dokumentation und
Inszenierung sowie zwischen Bild und räumlicher Installation, aber auch
die Fotografie als Wissensinventar und Entwurfswerkzeug der Architektur
zur Diskussion.

Das Forschungsprojekt "Bilder des Wohnens. Architekturen im Bild" konnte
an eine Reihe von Vorarbeiten am Fachbereich Gestaltung in der
Architekturfotografie, der Reportage- und der künstlerischen Fotografie zu
Grenzräumen und Migrationen, der experimentellen Raumrepräsentation in
Fotografie und Film, der Objekt- und Raumkunst sowie der Raum- und
Bildtheorie anschließen. Es wurde in einzelnen Teilprojekten durchgeführt
und bereits über das 35. und das 36. Bielefelder Fotosymposium zu den
Bildpraktiken des Raumes I und II mit Beiträgen renommierter KünstlerInnen
und FotografInnen dokumentiert.

Die Ausstellung "Wand Wand. Bilder des Wohnens" wurde von den Studierenden
Georg Barbe, Daniela Djukic, Lea Fender, Robert ter Horst, Alina
Medvedeva, Morgane Overath und Serafima Rayskina in Kooperation mit Prof.
Dr. Kirsten Wagner und Prof. Suse Wiegand erarbeitet. Dem kuratorischen
Konzept liegt eine unmittelbare Einbeziehung der Räumlichkeiten des
Fachbereichs Gestaltung zugrunde. Auf drei Etagen des Gebäudes in der
Lampingstraße 3 in Bielfeld interagieren Fotografien, Filme,
Medieninstallationen und Objekte mit den gegebenen Raum- und
Lichtsituationen. Für die Ausstellung wurden Arbeiten von 26 aktuell
Studierenden und Alumni ausgewählt, die sich mit dem Thema des
Forschungsprojektes auseinandersetzen. Einige der Arbeiten wurden im
Rahmen von Wettbewerben bereits ausgezeichnet. Zur Ausstellung erscheint
eine Postkartenedition, welche im Rahmen der Ausstellung zu erwerben ist.
Eröffnet wird die Ausstellung am Mittwoch, 8. Mai 2019, um 19 Uhr. Sie ist
bis zum Mittwoch, 29. Mai 2019, zu besichtigen.


Weitere Informationen unter:

https://www.fh-bielefeld.de/gestaltung/fsp-erkenntnisformen-der-fotografie

http://erkenntnisformen-der-fotografie.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution95

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachhochschule Bielefeld, 30.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/733: Mönchengladbach - Buntes Programm beim ERSTEN SONNTAG im Museum, 5. Mai 2019


Stadt Mönchengladbach

Freier Eintritt und Skulpturen basteln

Museum Abteiberg am 5. Mai von 11 bis 18 Uhr



Am ersten Sonntag im Mai (5. Mai) lädt das Museum Abteiberg von 11 bis
18 Uhr wieder Jung und Alt zu einem eintrittsfreien Besuch in das
berühmte Gebäude auf dem Abteiberg ein. Neben stündlichen, kostenlosen
Führungen durch die Sammlung und die Sonderausstellung gibt es auch
wieder Kinderaktionen in der Malklasse. Diesmal lautet das Motto: Die
Skulpturenfabrik. Witzige Skulpturen werden aus einfachen Materialien
wie Gips, Draht, Papier und Holz hergestellt. Um 14.30 Uhr werden
zusätzlich die Ergebnisse des kreativen Ferienkurses "Lieber Schreiner
schreiner' mir" der Öffentlichkeit vorgestellt.

Der Eintritt ist - wie für alle Angebote am ERSTEN SONNTAG - frei.

Der ERSTE SONNTAG am Abteiberg wird ermöglicht durch die
Stadtsparkasse Mönchengladbach.

Das Museumscafé ist mit Unterstützung des Museumsvereins geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. April 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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DAS BLÄTTCHEN/1890: Was denken Polens Nationalkonservative?


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 8 | 15. April 2019

Was denken Polens Nationalkonservative?

von Stephan Wohanka



Europa, erhebe dich von den Knien!"

 Beata Szydłlo (PiS), Ex-Ministerpräsidentin



Wie in der ganzen EU steht auch in Polen im Mai die Europawahl an; im
Herbst sozusagen ergänzt um die eigenen Parlamentswahlen. Die Lager
formieren sich in Gestalt der Vereinigten Rechten an der Spitze mit der
Regierungspartei PiS (Recht und Gerechtigkeit) und der Europäischen
Koalition mit dem Kern der wirtschaftsliberalen PO (Bürgerplattform). Es
steht eine harte Schlacht ins Haus, soviel ist sicher...

Nicht über den Ausgang dieser Voten will ich spekulieren, sondern die
ideellen Begrifflichkeiten, die ideologischen Prägungen vorstellen, auf die
sich die Vereinigte Rechte respektive Polens Nationalkonservative berufen;
was denken diese Kreise, namentlich zu Europa? Denn es bleibt - zumindest
in hiesigen Medien - immer etwas nebulös, welche politischen Phantasien die
Machthaber Polens dazu treiben, das Rechtssystem zu beschneiden,
desgleichen die Pressefreiheit, und deutlich gegen die EU Stellung zu
beziehen. Oder was die Quellen der innerpolnischen Konflikte sind wie den
um das Abtreibungsrecht oder um den kulturhistorischen Kleinkrieg zur
nationalen Geschichte.

Der als Motto ausgewählte theatralische Aufschrei der Beata Szydło
stammt vom Mai 2017, als sie im Kontext eines Attentats im britischen
Manchester ausrief: "Und ich habe den Mut, den politischen Eliten in Europa
die Frage zu stellen: Wo geht ihr hin? Wo gehst du hin, Europa? Erhebe dich
von den Knien und wache aus der Lethargie auf, denn sonst wirst du jeden
Tag deine Kinder beweinen." Krzysztof Szczerski, Politologe und
Kabinettschef des polnischen Staatspräsidenten Andrzej Duda wiederum sieht
"ein Europa der Utopie und Gewalt. Ein Europa, das sich in eine gefährliche
Richtung bewegt. Ein Europa am Rande des Abgrunds." Beide bedienen ein
wiederkehrendes Narrativ der polnischen nationalkonservativen Eliten - die
"axiologische Leere", also Wertelosigkeit der EU. Das verwundert; über
nichts wird in Brüssel mehr geredet als über "europäische Werte" wie
Menschenwürde, Rechtsstaatlichkeit, Gleichheit, Freiheit, Solidarität.

Gerade diese moralischen Instanzen sind jedoch den Ideologen des PiS-Polens
regelrecht verhasst. Während die Anfänge der Integration Europas, so Polens
Rechte, noch "auf dem christlichen Fundament der Versöhnung fußten", kam es
dann zu erwähnter Leere, da Szczerski zufolge die christlichen Wurzeln
ersetzt wurden durch "politische Werte" wie "Multikulturalität, Mobilität,
Modernisierung, politische Toleranz, Bejahung der Vielfalt und sexueller
Andersartigkeit, Rationalismus (atheistische Weltanschauung), Fortschritt,
Ökologie usw.". Deren Herkunft, so Szczerski weiter, verdanke sich einem
"irreführende(n) Anthropozentrismus (neben der französischen Aufklärung
sind damit auch die späteren "Totalitarismen" gemeint - St.W.) mit
dem aus ihm folgenden philosophischen Nihilismus und moralischen
Relativismus", der "die Urquelle allen Unglücks aus(machte), das die
europäischen Völker in den letzten Jahrhunderten erfuhren. [...] Heute
wiederum hat diese irrende Anthropologie die sich unter den Europäern
verbreitende Desorientierung und den Verlust des Lebenssinns zu
verantworten. Denn das Fehlen einer Bezugnahme auf Gott und Christus
verfälscht das wahre Bild vom Menschen und das Ziel, zu dem er berufen
wurde, und darüber hinaus bewirkt die kulturelle Entfremdung der Bewohner
Europas, ohne Christus, wie der Heilige Johannes Paul II. es sagte, dass
wir als Europäer 'Fremde in der eigenen Kultur' werden und den 'Schlüssel
zum Verstehen von uns selbst' verlieren."

Es verwundert so nicht, dass die EU und ihre Symbole gewisse Emotionen
wecken. So erregte sich eine PiS-Abgeordnete: "Für mich ist sie (die
EU-Fahne - St.W.) ein Lappen ('szmata'), denn ich verbinde sie mit
etwas sehr Schlechtem, Unguten, Schmutzigem." Denn das Gebilde, wofür die
Fahne stehe, wolle "die Abschaffung der Nationalstaaten und unter anderem
der Unabhängigkeit Polens...".

Nun geht es der EU momentan wirklich nicht gut - aber am "Abgrund"? Wie
könnte ein polnischer Beitrag zur Gesundung Europas aussehen? Wiederum
Szczerski steuert einen solchen bei - polnischen (Arbeits)Migranten die
spirituelle Erneuerung Europas anzuvertrauen: "Die Ausreise einer großen
Anzahl polnischer Bürger eröffnet neue Möglichkeiten evangelisierender
Aktionen im Westen..." Diese PiS-Missionare müssten natürlich "das Feuer
des Glaubens mit sich tragen [...]. Daraus folgt die Pflicht, dafür zu
sorgen, dass unsere Landsleute [...] den Glauben nicht verlieren, sondern
im Gegenteil: Dass sie, indem sie Zeugnis über ihre Freundschaft mit
Christus ablegen, Evangelisten Europas werden." Dies könnte, so der
Vorschlag, in einem "Katholischen Pass" dokumentiert werden, auf dass
diese, ja Gottgesandten "nicht den dortigen linksorientierten Moden
nachgeben, sondern dass sie Gott und Polen treu bleiben, dass sie das
Bewusstsein haben, dass auf ihnen die Pflicht lastet, diesen Glauben in
ihrem Umfeld zu verbreiten".

Entsprechende Überlegungen, die der Soziologe Andrzej Zybertowicz
beisteuert, basieren auf einer quasi gleichen Analyse der westeuropäische
Zivilisation, die sich durch einen Angriff auf das Christentum und einen
"Hyperindividualismus" auszeichne, erweitert um eine Technologie, "die sich
der Menschen bemächtigen" würde. Daraus folge mittelbar auch eine
überzogene politische Korrektheit, die trotz ursprünglich "guter
Intensionen" nicht greife. Interessanterweise greift er in diesem
Zusammenhang auch die Linke an, die von einer "sozialen Linken" zu einer
"Sitten-Linken" ("lewica obyczajowa") verkommen sei; diese Kritik ist der
hier geübten nicht unähnlich. In dieser Lage solle der polnische Staat sich
weiter stabilisieren, beispielsweise durch einen Austausch der
kosmopolitischen Eliten durch patriotische. Polen sollte sich dann unter
anderem für "die Überwindung der Aufklärung, deren Fortschrittsvision auf
einer unrealistischen Konzeption der menschlichen Natur aufbaue,
einsetzen". Zybertowicz rekurriert darüber hinaus auf die
Drei-Meere-Initiative [1], die keine "Alternative", jedoch ein "Korrektiv"
innerhalb der EU sei und diese "Region konsolidieren und der historischen
Aufteilung in ein altes und ein neues Europa ein Ende setzen" solle.

Das metaphysische Sendungsbewusstsein in Sachen Europa geht einher mit
handfesten materiellen Phantasien; mittelbar haben letztere auch mit den
Wahlen dieses Jahres zu tun. Präsident Duda will nämlich das in den letzten
Jahren schon politisch weidlich ausgebeutete Thema deutscher
Reparationszahlungen an Polen über die Europawahlen bis zu den
Parlamentswahlen am Köcheln halten. Es verspricht Wählerstimmen. Ob mehr
ist zweifelhaft, denn nach hiesiger Auffassung gibt es keine rechtliche
Grundlage für die Reparationsforderungen, da diese in einem Abkommen von
1953 geregelt worden sei. Polens Machthaber halten dagegen diese
Entscheidung für ungültig; sie habe nur für die DDR gegolten und sei auf
sowjetischen Druck hin zustande gekommen. Streit mit Deutschland ist
neuerdings immer willkommen, denn wenn es zwischen Warschau und Berlin
kracht, kann man Brüsseler Verfahren gegen Polen - beispielsweise in Sachen
Rechtsbeugung - als deutsche Rache diskreditieren. Dass das Thema
Reparation so eher ideologisches, wahltaktisches Kampfmittel ist denn
ernste Rechnung, deckt nolens volens auch ein PiS-Abgeordneter auf, wenn er
fordert "dass der Sejm der neuen Legislaturperiode ein Gutachten über den
von Sowjetrussland zugefügten Militärschaden erstellen muss". Er selber
sieht die Realisierung seiner Forderung dahingestellt, "weil das heutige
Russland ein Land ist, das die internationale Rechtsordnung nicht
respektiert". Aha!

Ginge es nach Polens Konservativen, würde die EU zu einem christlichen,
gottgefälligen Gebilde, das die Aufklärung zurückdrehte. Die EU hat's schon
schwer ...


Anmerkung:

[1] https://das-blaettchen.de/2017/08/%E2%80%9Esplendid-isolation%E2%80%9C-oder-was-koennte-polen-wollen-41101.html

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 8/2019 vom 15. April 2019, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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GLEICHHEIT/6861: Venezuela - Guaidós Militärputsch gescheitert


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Venezuela: Guaidós Militärputsch gescheitert

Von Bill Van Auken

2. Mai 2019



Am Dienstagmorgen begann in Venezuela ein Putschversuch, der bis zum
Einbruch der Nacht offenbar kläglich gescheitert ist. Der Putsch zeichnete
sich vor allem durch die unverhohlene und verbrecherische Rückendeckung der
US-Regierung aus, die ihn im Wesentlichen orchestriert hatte.

Der Putschversuch begann mit der Veröffentlichung eines Videos, in dem Juan
Guaidó, eine rechte Marionette der USA, zusammen mit einigen Dutzend
Männern in Militäruniformen vor dem Luftwaffenstützpunkt La Carlota in
Caracas zu sehen ist und das Militär auffordert, sich zu erheben und die
Regierung von Präsident Nicolás Maduro zu stürzen. Es kam zwar zu
gewaltsamen Zusammenstößen und rivalisierenden Demonstrationen von Maduros
Anhängern und Gegnern, doch der Aufruf provozierte keine nennenswerte
Militärrevolte.

Vor etwas mehr als drei Monaten, am 23. Januar, hatte sich Guaidó selbst
zum "Interimspräsidenten" des Landes ernannt. Dieser Schritt war direkt mit
Washington abgesprochen, und wurde sofort von den USA unterstützt. Der
Putschversuch am Dienstag fand vor dem Hintergrund des schwindenden
Rückhalts der rechten Opposition statt, die als politische Basis für die
Regimewechsel-Operation der USA dient.

Bis Dienstagabend konnte die Opposition keine einzige Militärbasis
einnehmen, und kein wichtiger Angehöriger der venezolanischen Streitkräfte
hatte seine Unterstützung für Guaidó erklärt. Obwohl der
"Interimspräsident" den Luftwaffenstützpunkt La Carlota als Kulisse für
sein Video ausgewählt hat, deutet nichts darauf hin, dass dort stationierte
Militärangehörige seine Provokation unterstützt hätten. Der Ort wurde
vielmehr ausgewählt, weil er sich in der Nähe der reichsten Stadtviertel im
Osten von Caracas befindet, der traditionellen Basis der rechten
Opposition.

Die bedeutsamste Entwicklung bei der Initiierung der "Operacion Libertad"
(Operation Freiheit), wie Guaidó sie nannte, war die Anwesenheit von
Leopoldo López. López ist der Vorsitzende der rechtsextremen Partei
Voluntad Popular (Volkswille), der auch Guaidó angehört.

López stammt aus einer der vornehmsten Familien Venezuelas und stand unter
Hausarrest, seit er 2017 für schuldig befunden wurde, im Jahr 2014 die
gewaltsame Kampagne "La Salida" (Ausgang) organisiert zu haben, um die
Maduro-Regierung zu stürzen. Im Jahr 2002 war er einer der Führer des
gescheiterten, von der CIA unterstützten Putschversuchs gegen den damaligen
Präsidenten Hugo Chavez.

Guaidó war in Venezuela nahezu unbekannt, bevor er sich im Januar selbst
zum "Interimspräsidenten" ernannte. Wenn Maduro gestürzt werden würde,
ginge die Regierungsgewalt zwar offiziell an Guaidó über, aber in
Wirklichkeit würde der ultrareaktionäre López, ein langjähriger CIA-Mann,
die Macht ausüben.

Am Dienstagnachmittag jedoch beantragten López und seine Familie Asyl in
der chilenischen Botschaft in Caracas. Gleichzeitig flüchteten sich 25
Angehörige des venezolanischen Militärs, die sich Guaidós Putschversuch
angeschlossen hatten, in die brasilianische Botschaft.

Dutzende venezolanische Soldaten erklärten gegenüber den Medien, man habe
sie ausgetrickst, um an der Provokation vor dem Luftwaffenstützpunkt La
Carlota teilzunehmen. Man habe sie um drei Uhr morgens geweckt und ihnen
befohlen, ihre Gewehre zu nehmen und auf einer wichtigen Veranstaltung zu
erscheinen, wo ihnen Orden verliehen werden sollten.

Die oberste Führungsriege der US-Regierung reagierte auf Guaidós Vorstoß am
Dienstagmorgen mit einem Sturm von Twitter-Nachrichten, in denen sie ihre
Unterstützung für den Putsch erklärten.

Präsident Trump twitterte: "Ich beobachte die Lage in Venezuela sehr
aufmerksam. Die USA sind auf der Seite der venezolanischen Bevölkerung und
deren Freiheit!"

US-Außenminister Mike Pompeo twitterte, die USA würden die Proteste
"uneingeschränkt unterstützen". Vizepräsident Mike Pence twitterte einen
Gruß an "alle freiheitsliebenden Menschen in Venezuela, die heute
an #operacionlibertad teilnehmen: Estamos con ustedes! Wir stehen euch bei!
Amerika wird euch beistehen, bis Freiheit und Demokratie wiederhergestellt
sind."

Auch mehrere rechte Regierungen in Lateinamerika - darunter Jair Bolsonaro
in Brasilien, Iván Duque in Kolumbien und Mauricio Macri in Argentinien -
erklärten ihre begeisterte Unterstützung für den Putschversuch.

Doch am Dienstagnachmittag gab der brasilianische Minister für
institutionelle Sicherheit, Augusto Heleno, ein ehemaliger General, eine
ehrliche Einschätzung der Ereignisse. Er schrieb, es habe zwar "eine
gewisse Unterstützung der Streitkräfte gegeben ... aber nicht in den
höheren Ebenen". Weiter erklärte er, Brasilien sehe "kurzfristig" keine
Lösung für die Krise in Venezuela.

Ein klares Anzeichen dafür, dass Washington bei dem gescheiterten
Putschversuch die Fäden gezogen hat, war ein Treffen zwischen Pompeo und
dem brasilianischen Außenminister Ernesto Araújo am Montag in Washington.
Das Regime des rechtsextremen brasilianischen Präsidenten Bolsonaro ist der
stärkste lateinamerikanische Verbündete der USA bei der
Regimewechsel-Operation in Venezuela. Das US-Außenministerium erklärte in
einer Pressemitteilung, die beiden hätten über die "Verteidigung der
Menschenrechte und der Demokratie in Venezuela" diskutiert. Am
Dienstagmorgen vor Beginn des Putschversuchs hatte Araújo erklärt, es sei
"positiv, dass es im Militär eine Bewegung gibt, die Juan Guaidó als
rechtmäßigen Präsidenten anerkennt".

Die Reaktion Washingtons auf das Scheitern des Putsches in Venezuela kam
von Trumps rechtem Sicherheitsberater, John Bolton. Auf einer
Pressekonferenz vor dem Weißen Haus bezeichnete er die Lage am
Dienstagnachmittag als "sehr schwierig" und betonte allen gegenteiligen
Beweisen zum Trotz, die Ereignisse in Venezuela seien "eindeutig kein
Putsch".

Seltsamerweise erwähnte er dreimal die Namen von drei hochrangigen
venezolanischen Regierungsvertretern, die angeblich "versprochen haben,
eine friedliche Machtübergabe" an die US-Marionette Guaidó durchzusetzen.
Er betonte, sie müssten "heute Nachmittag oder am Abend aktiv werden, um
weitere Streitkräfte auf die Seite des Interimspräsidenten zu bringen".

Die erste der drei genannten Personen war der venezolanische
Verteidigungsminister Vladimir Padrino. Im Laufe des Tages erklärte Padrino
jedoch vor einer Versammlung von Offizieren, Guaidós Vorgehen sei ein
"feiger terroristischer Akt und ein Putschversuch von sehr kleinem Ausmaß"
gewesen. Weiter erklärte er, dass "80 Prozent der Soldaten, die auf diesen
Aufruf reagierten, ausgetrickst wurden ... Wir machen die faschistische,
unpatriotische Führung für jegliches Blutvergießen verantwortlich."

Bolton nannte außerdem den Vorsitzenden des venezolanischen Obersten
Gerichtshof (TSJ), Maikel Moreno. Im Laufe des Tages veröffentlichte der
TSJ eine Erklärung, in der er den "Putschversuch gegen die Verfassung und
die Gesetze Venezuelas durch eine Gruppe von Überläufern aus dem Militär
und Elementen der nationalen politischen Rechten" verurteilte.

Die dritte Person war der Kommandant der Präsidentengarde, Iván Rafael
Hernandez Dala. Dieser befand sich noch im Präsidentenpalast Miraflores,
der von Tausenden von Demonstranten, die den Putschversuch ablehnten,
umstellt wurde.

Bolton schrieb in einem Tweet, für die drei Männer sei es die "letzte
Chance", von US-Sanktionen verschont zu werden; andernfalls würden sie "mit
dem Schiff untergehen". Er deutete außerdem an, sie seien von Kuba und
Russland daran gehindert worden, ihre "Versprechen" zu erfüllen.

Bolton erklärte: "Wir glauben, die Kubaner waren heute eine wichtige Stütze
für Maduro, vermutlich haben ihm auch die Russen geholfen."

Außenminister Mike Pompeo behauptete, Maduro sei am Dienstag kurz davor
gewesen, nach Havanna zu fliehen, und sei lediglich von den Russen
umgestimmt worden. Diese Behauptung wurde von den etablierten US-Medien
übernommen und als Fakt hingestellt.

Bolton wiederholte die unablässige Drohung der Trump-Regierung: "Ich sage
nochmals, wie es bereits der Präsident von Anfang an gesagt hat - alle
Optionen liegen auf dem Tisch. Nicolás Maduro und seine Unterstützer - vor
allem diejenigen, die keine Venezolaner sind - sollten das wissen."

Trump selbst verschärfte die Drohungen der USA gegen Kuba und drohte mit
einem "vollständigen Embargo" gegen die Insel.

Washingtons Regimewechsel-Operation soll nicht nur den US-Energiekonzernen
die ungehinderte Ausbeutung der venezolanischen Ölreserven - die größten
auf der ganzen Welt - ermöglichen, sondern auch die Hegemonie der USA über
ganz Lateinamerika wiederherstellen und den wachsenden Einfluss anderer
Mächte zurückdrängen. Letzteres richtet sich vor allem gegen China, die
wichtigste Quelle für Investitionen in Lateinamerika, aber genauso gegen
Russland.

Die Drohung, "alle Optionen liegen auf dem Tisch", richtet sich nicht nur
gegen die Maduro-Regierung in Caracas, sondern auch gegen die atomar
bewaffneten Rivalen des US-Imperialismus.

Was die Pläne der USA in Venezuela angeht, so gab es zuvor einen Hinweis
auf eine gewaltsame Eskalation der Lage. Erik Prince, Milliardär und Chef
des Militärunternehmens Academi (früher Blackwater) sowie Bruder von Trumps
Bildungsministerin Betsy DeVos, hatte einen Plan aufgestellt, 5.000
Söldner, rekrutiert aus ehemaligen lateinamerikanischen Soldaten, nach
Venezuela zu entsenden, um Guaidós Putschversuch zu verstärken.

Der Putschversuch am Dienstag ist zwar gescheitert, doch die ungeheure
Gefahr für die venezolanische Arbeiterklasse bleibt. Sie darf sich nicht
auf die Maduro-Regierung verlassen, die für eine bestimmte Fraktion in der
Finanz- und Wirtschaftselite Venezuelas spricht. Sie stützt sich vor allem
auf das venezolanische Militär und hat Rückhalt in der so genannten
Boliburguesia, einer Schicht aus korrupten Funktionären und
Kapitalisten, die sich durch Finanzspekulationen und Regierungsaufträge
bereichert haben.

Diese Schichten sind alles andere als immun gegenüber dem immensen Druck,
den der US-Imperialismus auf Caracas ausübt.

Sollte der so genannte "demokratische Übergang", den Washington propagiert,
erfolgreich sein, wird ein rechtsextremes US-Marionettenregime an die Macht
kommen und die Arbeiterklasse im Interesse der Ölkonzerne und des
internationalen Finanzkapitals rücksichtslos und blutig unterdrücken.

Die Arbeiter in den USA müssen Widerstand gegen die US-Intervention leisten
und die "demokratischen" Scheinargumente von Trump, Pence, Pompeo und
Bolton mit der ihnen gebührenden Verachtung zurückweisen. Mit Maduro und
seiner korrupten kapitalistischen Elite abzurechnen, ist die Aufgabe der
venezolanischen Arbeiterklasse, nicht des amerikanischen Militär- und
Geheimdienstapparats und seiner rechten Marionetten.
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GRASWURZELREVOLUTION/1865: Rheinmetall entrüsten!


graswurzelrevolution Nr. 438, April 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Rheinmetall entrüsten!

von Michael Schulze von Glaßer



Es ist gerade viel los beim deutschen Rüstungskonzern Rheinmetall:
Immer neue Skandale, heikle Übernahmepläne, geplatzte Geschäfte,
ausstehende Gerichtsverfahren und Proteste - ein Überblick.


Es waren schockierende Bilder, die am 15. Juli 2016 live aus der
Türkei auch im deutschen Fernsehen zu sehen waren: Panzer rollten
durch die Stadtviertel Istanbuls und vor den Atatürk-Flughafen. Ebenso
schockierend die Bilder, die am 18. März 2018 aus der nordsyrischen
Stadt Afrin in die Medien gelangten: Panzer schoben sich durch enge
Straßen bis vors Rathaus der Stadt. Beide Male gehörten die
Kampfpanzer der türkischen Armee und beide Male waren es welche vom
Typ "Leopard 2".

347 dieser Kampfpanzer wurden von 2006 bis 2013 aus Altbeständen der
Bundeswehr an die Türkei verkauft. Hersteller der Waffen sind die
deutschen Panzerbauer "Krauss-Maffei Wegmann" und "Rheinmetall" - von
Letzterem kommt die im Panzer verbaute "120mm-Glattrohr-Kanone".


Skandale

Die türkischen "Leopard"-Panzer zeigen beispielhaft die Unabwägbarkeit
der Folgen von Waffenexporten: Denn während die Panzer, die die
Bundeswehr an die türkische Armee weiterverkauft hatte, unter
Kontrolle der Putschisten 2016 gegen den türkischen Präsidenten
Erdogan eingesetzt wurden, standen dieselben 2018 durch Afrin
rollenden Panzer im Dienst des autoritären Präsidenten selbst. Man
kann nie sagen, für und gegen welche Menschen die mächtigen Waffen
eingesetzt werden. Das scheint dem Düsseldorfer "Rheinmetall"-Konzern
egal zu sein. Immer wieder fällt das Unternehmen durch skrupellose
Geschäftspraktiken und Skandale auf:

An Russland wollte "Rheinmetall" 2014 ein militärisches Übungszentrum
verkaufen: 30.000 Soldatinnen und Soldaten sollten darin jährlich
ausgebildet werden. Nach der Einnahme der Krim durch Russland verbot
die Bundesregierung das Geschäft - und "Rheinmetall" drohte der
Bundesregierung mit einer Klage über 120 Millionen Euro für das
abgesagte Geschäft. Über die auf der italienischen Mittelmeerinsel
Sardinien produzierende Tochterfirma "Rheinmetall Denel Munition"
exportiert das Unternehmen "Mark 83"-Bomben an Saudi-Arabien, die von
dem Königreich gegen den Jemen zum Einsatz gebracht werden. Die
Bomben-Lieferungen laufen trotz des Exportverbots für deutsche Waffen,
das Ende 2018 wegen des Mordes an dem Journalisten Jamal Kashoggi
durch saudische Agenten erlassen wurde, weiter - da sie über Italien
abgewickelt werden.

Da andere "Rheinmetall"-Geschäfte mit Saudi-Arabien, welche über
Deutschland laufen sollten, aufgrund des Exportstopps verboten wurden,
hat der Rüstungskonzern der Bundesregierung abermals mit einer
Schadenersatzklage gedroht.

In der Türkei plante das Düsseldorfer Unternehmen lange Zeit den
Nachfolger des türkischen "Altay"-Kampfpanzers zu bauen - auch noch
nach der völkerrechtswidrigen Invasion in Nordsyrien mittels
"Leopard"-Panzern. Im Herbst 2016 ging der "Rheinmetall"-Konzern dafür
extra ein Joint Venture mit dem türkischen Waffenbauer BMC ein. Die
politische Lage - besonders auch der Fall des deutschen Journalisten
Deniz Yücel
- führten jedoch dazu, dass "Rheinmetall" offiziell angibt, das
Geschäft heute nicht mehr zu verfolgen. Ganz herausgezogen hat sich
der Konzern aus dem Joint Venture aktuell aber noch nicht.

Immer wieder ist "Rheinmetall" auch in Schmiergeldaffären verwickelt:
Ende 2014 hatte die Firma wegen der Bestechungen griechischer Beamter
37 Millionen Euro Strafe zahlen müssen. Anklage gegen fünf ehemalige
Mitarbeiter des Rüstungskonzerns wurde dennoch erhoben. Und der
nächste Skandal ist schon absehbar: Am 18. Dezember 2018 fuhr ein
neuer "Lynx KF41"-Schützenpanzer von "Rheinmetall" in der jährlichen
Militärparade in Doha, der Hauptstadt Katars, mit - ein Werbeauftritt,
um den Panzer bald an das katarische Regime zu verkaufen. Katar steht
im Verdacht, islamistische Terrororganisationen wie den "Islamischen
Staat" und die "Taliban" zu unterstützen. Die Meinungs- und
Versammlungsfreiheit ist in dem Land massiv eingeschränkt. Zudem steht
Katar seit einigen Jahren im Konflikt mit dem Nachbarstaat
Saudi-Arabien - auch ein Krieg zwischen den hochgerüsteten Staaten ist
möglich. "Rheinmetall"-Waffen wären dann auf beiden Seiten im Einsatz.


Proteste

"Rheinmetall" verkauft an jeden. Die skrupellose Geschäftstätigkeit
des Unternehmens führt aber auch zu Kritik - sowohl in den Medien als
auch von Friedensaktivistinnen und -aktivisten.

Bereits seit vielen Jahren wird die Hauptversammlung der
Aktiengesellschaft in Berlin von Protesten begleitet. Während draußen
meist hunderte Menschen lautstark und kreativ - vor zwei Jahren war
sogar ein realer "Leopard"-Panzer in die Protestaktionen
eingebunden - ihre Meinung kundtun, werden drinnen von kritischen
Aktionärinnen und Aktionären Fragen gestellt und dadurch neue,
wichtige Informationen gesammelt. Die kritischen Fragen nehmen auf der
Hauptversammlung immer mehr Raum ein.

Die letzte Jahreshauptversammlung fand ausgerechnet am 8. Mai 1945,
dem Jahrestag der Befreiung vom Hitlerfaschismus, statt. Dies wollten
einige Protestierende zum Anlass nehmen, ein Transparent mit der
Aufschrift "8. Mai 1945: Damals wie heute - War starts here, let's
stop it here" zu entrollen. Sie wurden jedoch durch einen massiven
Polizeieinsatz daran gehindert und kurzzeitig festgenommen. Zwei der
Aktivist*innen wurden daraufhin mit einer absurd hohen Geldstrafe in
Höhe von 15.000 Euro wegen "Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte"
bedroht. Am 18. März 2019 fand vor dem Amtsgericht Berlin-Tiergarten
die Gerichtsverhandlung zu diesem Fall statt. Das Verfahren gegen die
beiden Kriegsgegner wurde gegen Zahlung einer Geldbuße eingestellt.(1)

Die RüstungsgegnerInnen lassen sich nicht einschüchtern. So gibt es
immer wieder Direkte Aktionen: Am Standort Kassel, wo "Rheinmetall"
unter anderem den Schützenpanzer "Puma" für die Bundeswehr produziert
und zukünftig wohl auch den "Lynx KF41" fertigen wird, kam es im
September 2018 zu mehrstündigen Sitzblockaden vor den Einfahrtstoren
- der Betriebsablauf wurde gestört. In der Stadt gibt es immer wieder
direkte Protestaktionen, sowohl gegen "Rheinmetall" als auch gegen
"Krauss-Maffei Wegmann", die gleich an mehreren Orten in Kassel Panzer
und andere Waffen bauen. Auch die Firmenzentrale in Düsseldorf wird
jedes Jahr Ziel von Protesten - oft sogar mehrfach.

2018 gab es in Unterlüß erstmals ein "Rheinmetall entwaffnen"-Camp,
das nächste findet im September 2019 statt(2).

In dem 3.500-EinwohnerInnen-Dorf produziert Rheinmetall Munition und
betreibt den größten privaten Schießplatz Europas. Während des Camps
gab es mehrere Blockaden der Einfahrten und eine Demo mit über 400
Teilnehmerinnen und Teilnehmern - vor allem das kurdische Spektrum war
dabei und ist bei den Protesten gegen "Rheinmetall" allgemein gut
vertreten.

Auch in anderen Ländern regt sich gegen den deutschen Waffenbauer
Widerstand.

Wegen der über Sardinien laufenden Bombenexporte an Saudi-Arabien hat
ein Bündnis von Menschenrechtsaktivistinnen und -aktivisten aus
Deutschland, Italien und dem Jemen 2018 in Rom Strafanzeige gegen
"Rheinmetall" eingereicht. Die Ermittlungen laufen. Und bereits seit
2016 gibt es vor der "Rheinmetall"-Fabrik auf Sardinien immer wieder
Blockaden und Demonstrationen - der Protest gegen das Unternehmen ist
international.


Reaktionen

"Rheinmetall" spürt den Gegenwind. Die Blockaden tangieren die
Produktion, und die Proteste im Rahmen der Hauptversammlung treffen
sogar die Vorstände der Aktiengesellschaft. Eine Gegenstrategie - auch
um politischen Einflüssen aus Deutschland zu entgehen - ist die schon
betriebene Abwicklung von Aufträgen über das Ausland: Bei den "Mark
83"-Bomben von "Rheinmetall Denel Munition" funktioniert dieser Weg
aktuell über Italien. Auch in Südafrika lässt der deutsche Konzern
Waffen und Munition produzieren, um von den vergleichsweise lockeren
Rüstungsexportrichtlinien zu profitieren.

Diese Strategie könnte auch einer von vielen Gründen sein, warum
"Rheinmetall" gerade versucht, den als Familienunternehmen
organisierten zweiten großen deutschen Panzerbauer "Krauss-Maffei
Wegmann" (KMW) zu übernehmen: 2015 ging das Münchner Unternehmen ein
Joint-Venture mit dem staatlichen französischen Rüstungsbetrieb
"Nexter Systems" ein. Das gemeinsame Unternehmen mit dem Namen KNDS
hat seinen Sitz in Amsterdam und soll den Nachfolger des "Leopard 2"
sowie des französischen Kampfpanzers "Leclerc" bauen - ein Auftrag,
der wohl auch zahlreiche Exporte in andere Länder nach sich ziehen
wird und über die Niederlande oder Frankreich laufen könnte. Das weckt
Begehrlichkeiten bei "Rheinmetall".

Passend dazu hat die Bundesregierung Frankreich kürzlich bei
gemeinsamen Rüstungsprojekten umfassende Freiheiten für den Verkauf an
Drittländer zugesichert. In dem Vertrag mit dem Titel
"Deutsch-französische Industriekooperation im Verteidigungsbereich
- gemeinsames Verständnis und Prinzipien über Verkäufe", einem
Zusatzabkommen zum im Januar 2019 von Bundeskanzlerin Angela Merkel
und Staatspräsident Emmanuel Macron unterzeichneten "Vertrag von
Aachen", heißt es: "Die Parteien werden sich nicht gegen einen
Transfer oder Export in Drittländer stellen" - für "Rheinmetall" heißt
das, sich verstärkt nach Frankreich zu orientieren, um unter das für
sie günstigere französische Waffenexportrecht zu fallen.

Neben den Exporten über andere Länder hat man die heimischen Standorte
trotz der Proteste und immer engeren Rüstungsexportrichtlinien noch
nicht aufgegeben und versucht, Einfluss auf die deutsche
Regierungspolitik zu nehmen: Mit Ex-Verteidigungsminister Franz Josef
Jung hat man sich 2017 einen erfahrenen Politiker mit guten Kontakten
in den Aufsichtsrat geholt. Bereits seit 2015 ist der ehemalige
FDP-Entwicklungshilfeminister Dirk Niebel "Rheinmetall"-Cheflobbyist.
Zumindest die Exportsituation in Deutschland konnten die Lobbyisten
nicht verbessern.


Fazit

Durch seine skrupellosen Geschäftspraktiken gibt es nicht nur aus
traditionell rüstungskritischen Kreisen Kritik an "Rheinmetall"
- Waffenexporte oder Pläne dafür werden von den Medien immer wieder
kritisch aufgegriffen und skandalisiert. Auch die Proteste sorgen
immer wieder für Medienaufmerksamkeit und setzen die Politik unter
Druck - ohne sie wäre es nach dem Kashoggi-Mord wohl nicht zu einem
Exportstopp nach Saudi-Arabien gekommen. Das Ausweichen ins Ausland
- um über andere Länder Rüstungsexporte abzuwickeln - ist ebenfalls
ein Zeichen für den Erfolg der Friedens- und antimilitaristischen
Bewegung.

Dennoch läuft es für "Rheinmetall" wirtschaftlich aktuell gut: Der
Gewinn des Unternehmens steigt, die Auftragslage ist - auch wegen der
massiven Aufrüstung der Bundeswehr und anderer NATO-Armeen - sehr gut.
Und noch funktioniert die Strategie des Ausweichens ins Ausland.

Für die Bewegung gegen Rüstungsexporte muss es also lauten, sich zu
internationalisieren: Mit dem 2018 gegründeten Netzwerk "Global
Net - Stop the Arms Trade" könnte das geschehen. Zudem sind einzelne
aktive Organisationen bereits gut international vernetzt, wie das
Verfahren in Italien zeigt.

Es gilt, weiter hartnäckig zu bleiben und allerorts kreativ gegen
"Rheinmetall" vorzugehen.


ANMERKUNGEN:

(1)Siehe dazu:

https://rheinmetallentwaffnen.noblogs.org/post/2019/01/09/15-000-e-fuer-ein-transparent-gegen-rheinmetall/

und

https://www.neues-deutschland.de/artikel/1114772.rheinmetall-entwaffnen-prozess-gegen-kriegsgegner-eingestellt.html

(2) Termin: Unter dem Motto "Rheinmetall entwaffnen - Krieg beginnt
hier" wird es vom 1. bis 9. September 2019 wieder ein Camp in Unterlüß
geben. Infos:

https://rheinmetallentwaffnen.noblogs.org/post/2019/01/21/camp-2019/
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2376: Mehr Wertschätzung für die bäuerliche Landwirtschaft


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 4 · April 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Mehr Wertschätzung für die bäuerliche Landwirtschaft

Über das erfolgreiche Volksbegehren für die Rettung der Arten

Gespräch mit Rosi Reindl von Hans-Peter Gase und Paul Kleiser



In Bayern gab es Mitte Februar ein Volksbegehren zum Schutz der
Artenvielfalt. Dort müssen die Leute auf die Ämter, um unterschreiben
zu können. Trotzdem haben 18,4 Prozent der Bevölkerung unterzeichnet.
Daraufhin hat die bayrische Staatsregierung einen Runden Tisch beim
Bayrischen Landtag einberufen. Auf der Grundlage von dessen Arbeiten
will die Staatsregierung einen Gesetzesentwurf vorlegen, der "noch
besser" sein soll als der Text des Volksbegehrens.

Das Volksbegehren "Rettet die Bienen - Artenvielfalt ins
Naturschutzgesetz" beinhaltet sechs Hauptforderungen:

1. Die Schaffung von Biotopverbünden.

2. Die Ausbildung von Landwirten und Schülern in ökologischer
Landwirtschaft.

3. Mehr Transparenz durch einen jährlichen Statusbericht der
Landesregierung zur Umsetzung der Naturschutzziele.

4. 20 Prozent ökologisch bewirtschaftete Flächen bis 2025, 30 Prozent
bis 2030.

5. Mindestens 10 Prozent der Naturflächen müssen in Blühwiesen
umgewandelt werden.

6. Weniger Einsatz von Pestiziden.

Hans-Peter Gase und Paul Kleiser sprachen für die SoZ mit Rosi
Reindl. Sie engagiert sich seit 15 Jahren ehrenamtlich u.a. beim
Bund Naturschutz, bei Zivilcourage für gentechnikfreie Landwirtschaft
und bei der Arbeitsgemeinschaft bäuerlicher Landwirtschaft.


SoZ: Worum geht es bei dem Volksbegehren? Wie ist der
Erfolg zu erklären?

Rosi Reindl: Der große Erfolg ist sicher auf die Parole "Rettet
die Bienen" zurückzuführen. Damit waren natürlich alle anderen
Insekten und vor allem die Wildbienen mitgemeint, die ja sehr wichtig
sind für die Bestäubung der Blütenpflanzen. Wildbienen und andere
Insekten sind die drittwichtigsten Nutztiere in der Landwirtschaft.
Das Artensterben hat in den letzten 30 Jahren dramatisch zugenommen
und trifft auch alle anderen in der Nahrungskette nachfolgenden Tiere.
Im Bewusstsein der Menschen ist schon angekommen, dass sich ohne
Bestäubung die Lebensmittelregale leeren würden.


SoZ: Die Biene ist nicht einmal so stark gefährdet wie
andere Insektenarten, aber das Bild von der Biene hat hier
offensichtlich mobilisierend gewirkt.

Rosi Reindl: Die Biene ist zweifellos ein Sympathieträger,
wegen dem Honig, wegen der Bestäubung. Die Honigbienen werden ja von
den Imkern umsorgt. Aber die Wildinsekten, die meistens in Symbiose
mit bestimmten Pflanzen leben, haben einfach keine Chance wegen der
intensiven Landwirtschaft und den Monokulturen. In Bayern ist die
Forderung nach einem Gewässerrandstreifen, der weder gedüngt noch mit
Pestiziden behandelt wird, wichtig. In allen anderen Bundesländern ist
das schon üblich. Ein ganz wichtiger Faktor ist auch der
Biotop-Verbund, damit der genetische Austausch zwischen den Insekten
stattfinden kann. Wenn man immer nur ein paar Quadratmeter Blühfläche
hat, kann der genetische Austausch nicht mehr stattfinden.

Ein weiteres Problem ist auch die starke Überdüngung der Felder, sodaß
Pflanzen, die einen mageren Standort brauchen, dort gar nicht wachsen
können. Und damit haben die dazugehörigen Insekten auch keine Chance.
Außerdem geht es um die Lichtverschmutzung: 73 Prozent aller Tag- und
Nachtfalterarten sind verschwunden!


SoZ: Da gibt es einen Konflikt zwischen der industriellen
Landwirtschaft und einer alternativen Landwirtschaft, die nach
ökologischen Kriterien arbeitet.

Rosi Reindl: Ja, denn wie werden die Subventionen vergeben?
Momentan richten sie sich nach der Größe der Anbauflächen. Das muss
sich ändern. Wir, die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft
(www.abl-ev.de), fordern eine Agrarwende.

Wenn Bauern Umweltschutz betreiben und kleinere Felder mit mehr
Ackerrand und Hecken einrichten, dann ist das für Insekten und kleine
Wildtiere gut. Bauern mit drei kleinen Feldern und vielleicht noch
Hecken dazwischen verzichten auf die einfache Bearbeitung ihres Bodens
mit großen Maschinen. Wenn sie zudem keine Pestizide und keinen
künstlichen Dünger ausstreuen, dann muss eben das noch mehr
unterstützt werden.


SoZ: Die CSU hat Euer Volksbegehren massiv bekämpft, und
hinter ihr steht u.a. der Bayerische Bauernverband.

Rosi Reindl: Der Bauernverband hat sehr enge Beziehungen zur
Agrarindustrie, zur chemischen Industrie und zu den großen
Landmaschinenherstellern. Zum besseren Verständnis ein Beispiel: Im
Verein "Forum Moderne Landwirtschaft" sind ein paar Tierzuchtverbände,
aber in erster Linie Bayer-Monsanto, BASF, Dupont, Dow, der Verband
der Chemischen Industrie und viele andere Akteure, die mit der
Landwirtschaft viel Geld verdienen. Der Vorsitzende dieses Vereins ist
immer der Vorsitzende des Deutschen Bauernverbands. Die Entscheidungen
zur Vergabe der Subventionen entsprechen daher den Interessen dieser
Großverdiener.

Momentan laufen die Verhandlungen im Rahmen der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) der EU: Wie geht es mit den Subventionen nach 2020
weiter? So wie bisher? Oder wird der Bauer nach Leistungen bezahlt,
die gesellschaftlich gefordert werden: Achtet er auf sauberes Wasser,
saubere Luft, gesunden Boden, baut er Humus auf (wichtig gegen den
Klimawandel). Bislang gehen 80 Prozent der Subventionen an 20 Prozent
der Betriebe! Das muss sich ändern.


SoZ: Bayern war ja eigentlich das klassische Land der
Kleinbetriebe. In der Nachkriegszeit gab es dort ungefähr 1,5
Millionen Höfe. Es gab ein gewaltiges Höfesterben, auch bedingt durch
die Flurbereinigungen der 70er Jahre. Das war der Startschuss für die
verheerenden Entwicklungen, die Vernichtung von Böden, aber auch von
Insekten.

Rosi Reindl: Richtig, das war der Startschuss. Wenn viele
kleine Felder zu wenigen großen zusammengelegt werden, dann werden die
Hecken beseitigt. Genau da ist das Problem entstanden. Der
Bauernverband steht immer noch für "schneller, weiter" und gibt immer
noch die Losung aus: "Wir müssen für den Export produzieren".

Wir holen Futtermittel auch aus Übersee, um viele Tiere auf kleiner
Fläche zu füttern und die Gülle bleibt hier - die geht ja nicht auf
die Felder in den USA, in Südamerika oder Kanada. Und so haben wir die
Probleme zu hoher Nitratwerte im Grundwasser, der Überdüngung und kaum
noch Magerwiesen. Mal ganz abgesehen davon, dass wir auch
Verantwortung für die Länder des Südens haben und unsere Fleisch- und
Milcherzeugung auf heimischen Futtergrundlagen beruhen sollte, um
nicht auch noch die Zerstörung der Regenwälder zu forcieren und die
Vertreibung der Kleinbauern durch Sojaanbau.

Eine Forderung des Volksbegehrens ist, dass künftig Umweltschutz in
den Land- und Forstwirtschaftsschulen gelehrt wird. Bislang wird dort
immer mehr nur der Umgang mit der chemischen und der mechanisierten
Landwirtschaft unterrichtet. Die Zusammenhänge und die Folgen, auch
für die Landwirte, kommen kaum vor.


SoZ: Euer Volksbegehren fordert, dass bis 2030 auf 30
Prozent der Ackerböden ökologische Landwirtschaft betrieben wird. Die
industrielle Landwirtschaft behauptet dagegen: das ist zu teuer. Der
ärmere Teil der Bevölkerung wäre der Verlierer.

Rosi Reindl: Die ökologisch hergestellten Nahrungsmittel sind
nicht zu teuer, die konventionellen sind zu billig, weil ihre Kosten
externalisiert werden. Man denke nur an den Klimawandel, der zu einem
Drittel von der Landwirtschaft verursacht wird. Diese Folgen werden
ebenso wenig im Preis berücksichtigt wie die Reinigung des
Grundwassers. Auch der Humusabbau ist für den Klimawandel
mitverantwortlich. Wenn wir wirklich reale Preise hätten, wären die
biologischen Lebensmittel wesentlich billiger als die anderen.

Aber wir brauchen Anreize: die ökologische Landwirtschaft muss
gefördert werden und auch ihr Absatz, etwa in kommunalen Betrieben
- Kindergärten, Schulen, Krankenhäusern und Altenheimen - muss der
Anteil an biologischen Lebensmitteln massiv erhöht werden, die
Bevölkerung muss ermutigt werden, saisonal und regional einzukaufen,
das Bewusstsein über die Zusammenhänge muss gestärkt werden...


SoZ: Wenn es um die Kosten geht: Bayern bekommt jährlich
rund 1,25 Mrd. Euro von der EU. Ein Drittel des EU-Haushalts geht ja
in die Landwirtschaft, dafür gibt sie 60 Milliarden Euro aus, davon
bekommt Bayern einen erklecklichen Betrag. Gibt es von eurer Seite
Argumente, wie dieses Geld umverteilt werden könnte? Das ist ja auch
in Hinblick auf die Europawahlen ein wichtiger Punkt.

Rosi Reindl: Ja, wir haben in einem Flugblatt zusammengetragen,
wie wir uns die Agrarwende vorstellen (siehe www.abl-ev.de). Ein Punkt
darin ist das neue Konzept für die Honorierung gesellschaftlicher
Leistungen. Für die Landwirte geht es ja um die Versorgung der
Bevölkerung mit qualitativ hochwertigen und gesunden Lebensmitteln.
Und es geht auch darum, dass junge Leute motiviert werden, auf dem
Land zu bleiben. Das Höfesterben ist dramatisch.


SoZ: Die industrielle Landwirtschaft fördert auch die
Abwanderung in die Städte.

Rosi Reindl: Das allgemeine Problem der Landflucht wird dadurch
verstärkt, dass man von der Landwirtschaft kaum noch leben kann (etwa
weil der Milchpreis zu niedrig ist). Und weil der Einsatz von
Maschinen usw. schon so viele Arbeitsplätze vernichtet hat, gibt es
dort für junge Leute keine berufliche Perspektive mehr.

Wir brauchen wieder mehr Wertschätzung für unsere Lebensmittel und die
bäuerliche Arbeit. Dieses "billig, billig, billig", diese
Koste-es-was-es-wolle-Mentalität" geht auf Kosten der Umwelt und der
nächsten Generationen und ist verantwortungslos. Wir brauchen eine
gerechtere Verteilung der EU-Direktzahlungen, bei der die Leistung für
das Gemeinwohl und Honorierung der bäuerlichen Arbeit mehr zählen als
die Förderung des Flächenbesitzes.


SoZ: Es ist ja nicht nur die industrielle Landwirtschaft.
Aus Bayern wandern auch viele ab, weil Infrastruktur zerstört wird. In
vielen Dörfern gibt es keine Gaststätte, keine Bank, keinen
Einkaufsladen mehr. Das sind alles Folgen des Zentralismus und des
Vorrangs der Städte.

Rosi Reindl: Früher gab es noch in jeder Ortschaft eine
Molkerei, eine Metzgerei und kleinere Läden. Es wird immer
schwieriger, die kleinen Betriebe und Strukturen aufrechtzuerhalten
- auch wegen der EU-Richtlinien. Kleine Schlachthöfe machen zu, die
Tiere müssen immer weiter transportiert werden. Es ist ein globaler
Preiskampf, der da stattfindet: Wer kann am allerbilligsten liefern?
Es gibt noch drei große Molkereien, die den Preis bestimmen - nur
nicht der Bauer.


SoZ: Es gibt jetzt Verhandlungen mit der CSU, ob es einen
gemeinsamen Vorschlag gibt, oder ob in einer Volksabstimmung über zwei
verschiedene Entwürfe abgestimmt wird. Was meinst du dazu?

Rosi Reindl: Der Vorschlag vom Volksbegehren ist der
Mindeststandard. Die Initiatoren vom Volksbegehren hatten ja nur
eingeschränkte Möglichkeiten. Da gibt es genaue Vorschriften, was man
in ein Volksbegehren hineinschreiben darf und was nicht: Es darf sich
nur auf ein Thema beziehen, man braucht Rechtsanwälte, um den Text zu
schreiben, und es dürfen keine Forderungen erhoben werden, die in den
Haushalt eingreifen. Der Bauernverband hat unter den Landwirten die
Angst geschürt: Wenn ihr das Volksbegehren unterschreibt, gibt es
keine Förderung mehr.

Der Runde Tisch hingegen, der jetzt im Landtag eingerichtet wurde, hat
ganz andere Möglichkeiten. Der kann in den Vorschlag noch verschiedene
andere Punkte reinnehmen. Darum haben die Initiatoren gesagt: Wenn der
Vorschlag vom Landtag besser ist, dann nehmen wird diesen Vorschlag
an. Aber Mindeststandard müssen die Forderungen des Volksbegehrens
sein.

Sehr wichtig ist uns auch die Transparenz: Wir wollen die
Landesregierung verpflichten, jährlich einen Statusbericht über den
Zustand der Artenvielfalt und ihre Aktivitäten für die im
Volksbegehren genannten Ziele abzugeben.

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 4, 34. Jg., April 2019, S. 5

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)
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MELDUNG/995: "scientia halensis" rückt Ernährungswissenschaften in den Fokus (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 30.04.2019

"scientia halensis" rückt Ernährungswissenschaften in den Fokus



Forscherinnen und Forscher arbeiten daran, Lebensmittel gesünder zu
machen, um der Entstehung von Krankheiten entgegenzuwirken. Die
Ernährungswissenschaften sind zentrales Thema des heute erschienenen
Wissenschaftsmagazins "scientia halensis" der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg (MLU). Die Beiträge in der ersten Ausgabe des Jahres 2019
reichen von früheren und aktuellen Forschungsarbeiten bis zu einem bereits
preisgekrönten Start-up.

Ernährungsforschung wird über klassische Fächergrenzen hinaus betrieben -
auch im Rahmen hochrangig geförderter Projekte. So ist die
Martin-Luther-Universität seit 2015 am Kompetenzcluster für Ernährung und
kardiovaskuläre Gesundheit "nutriCARD" beteiligt, in dem
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der drei mitteldeutschen
Universitäten Halle, Leipzig und Jena sowie weitere Partner ihre
Kompetenzen bündeln. Ende 2018 ist das Cluster in seine zweite Förderphase
gestartet. Das neue Wissenschaftsmagazin befasst sich mit der Arbeit am
halleschen Institut für Agrar- und Ernährungswissenschaften, wo vor allem
die kausalen Wirkungen von Nahrungsinhaltsstoffen auf den Stoffwechsel und
die Herzgesundheit sowie die Sicherheit neu entwickelter Lebensmittel
untersucht werden. In weiteren Beiträgen werden die medizinische Forschung
zu Adipositas oder das Projekt eines jungen Gründerteams vorgestellt, das
aus Hülsenfrüchten leckere, gesunde Snacks herstellt.

Darüber hinaus widmet sich die "scientia halensis" in ihrer zweiten
Ausgabe nach dem Relaunch 2018 zum Beispiel der Expansion von
Hochschulkonzepten, einer weltweit einmaligen Vegetations-Datenbank namens
"sPlot", einer virtuellen Lernsoftware zur Darstellung von
Wahrnehmungsstörungen bei demenzkranken Menschen, dem Transfer- und
Gründerservice der Universität und der Frage "Was ist der Osten?".
Abgerundet wird das Magazin durch bereits etablierte Rubriken wie die
Vorstellung neu berufener Professorinnen und Professoren oder neu
erschienener Bücher.

Das Printheft liegt an vielen Stellen an der Universität und auch in der
Tourist-Information im Marktschlösschen am halleschen Markt aus. Im
Onlinemagazin "campus halensis" (http://www.campus-halensis.de) der MLU
gibt es das Heft wie gewohnt auch im PDF-Format sowie englische Fassungen
der Artikel aus der aktuellen Ausgabe




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 30.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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THEMENREIHE/416: BR und ARD-alpha - "24h Europe - The Next Generation", 4.-5.5.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 3. April 2019

BR Fernsehen und ARD-alpha

"24h Europe - The Next Generation" am 4. Mai im BR Fernsehen und
komplett in ARD-alpha

BR Fernsehen: 4. Mai 6.00-13.30 Uhr und 23:30 Uhr bis 5. Mai 6.00 Uhr
früh

ARD-alpha: Komplett vom 4. Mai 6.00 Uhr morgens bis 5. Mai 6.00 Uhr
früh Informationen



Ein Tag im europäischen Universum, erzählt durch die Augen junger
Menschen an verschiedenen Ecken des Kontinents - das bringt die
Echtzeitdoku "24h Europe - The Next Generation". 60 Protagonistinnen
und Protagonisten zwischen 18 und 30 Jahren aus 26 Ländern im
geographischen Europa und mit den verschiedensten Hintergründen nehmen
das Publikum mit in ihren Alltag, erzählen von ihren Träumen und
Lebensrealitäten.

Ein einzigartiges Zeitdokument, ein Manifest für die Zukunft: Für 24
Stunden betrachtet das außergewöhnliche Programm das heutige und
zukünftige Leben der nächsten Generation. Die Erzählung entfaltet sich
in Echtzeit - was um 6 Uhr morgens passiert ist, wird auch um 6 Uhr
ausgestrahlt. "24h Europe - The Next Generation" wird am 4. Mai ab 6
Uhr komplett in ARD-alpha und in Teilen im BR Fernsehen gezeigt.


Traum versus Wirklichkeit

Der europäische Traum und die Realität klaffen mehr und mehr
auseinander: Grenzzäune werden errichtet, Europaskeptizismus
verbreitet sich und Brüssel ist für viele Menschen ein Synonym für
Bürokratie geworden. Besonders betroffen von dieser Infragestellung
des Europäischen Projekts ist Europas Jugend, die kommende Generation,
denn sie wird mit den Entscheidungen leben, die heute getroffen
werden. "24h Europe - The Next Generation" gibt jungen Menschen in
ganz Europa das Wort, die das Erbe der Europäischen Visionäre antreten
werden und sich nun mit den Licht- und Schattenseiten dieses
Konstrukts konfrontiert sehen.


Querschnitt durch Regionen und Gesellschaftsschichten

Von Sofia über Toulouse, nach Barcelona, Almeria, Belgrad, Zürich,
Lesbos, Helsinki, Magnitogorsk, Odelzhausen, Namur, Tallin, Sarajevo,
Kautokeino und Warschau bis hin zu den Westfjorden auf Island - einen
Tag lang wird das Publikum mitgenommen in die Lebenswelten junger
Protagonisten in allen Ecken des Kontinents. Sie sind religiös,
alternativ, weltoffen, nationalistisch, heimatverbunden, privilegiert
oder benachteiligt. Sie sind Aussteiger, Landwirte, Fischer,
Softwareentwickler, Tuk-Tuk-Fahrer, Kickboxer, Ärzte, Lehrer,
Studenten und Auszubildende, Krankenpfleger, DJs, Künstler,
Naturfotografen, Geschäftsleute oder Arbeitslose. Sie gehören
Minderheiten an, kämpfen an der Front, sind politisch engagiert,
sprechen mehrere Sprachen, leben in abgeschiedenen Dörfern oder
Großstädten, sind in Europa aufgewachsen, nach Europa geflohen, setzen
sich für Frauenrechte ein. Vor welchen Herausforderungen stehen sie?
Was sind ihre Träume und Ängste? Und wie sehen sie die Zukunft
Europas?


Zur Produktion

"24h Europe - The Next Generation" ist ein europäisches Großprojekt.
Neben ARTE und dem rbb, der die Federführung innerhalb der ARD
innehat, ist eine Vielzahl weiterer nationaler und europäischer Sender
an dem Großprojekt beteiligt: Produziert wird das Programm von zero
one 24 (Berlin) in Koproduktion mit Idéale Audience (Paris), ARTE
Deutschland, ARTE G.E.I.E., ARTE France, rbb, SWR, BR/ARD-alpha, RTBF
und YLE. Beim Dreh im Juni 2018 waren 45 Teams in 26 Ländern tätig.
Dem Casting der Protagonisten wurden Zukunftsthemen und Megatrends
zugrunde gelegt. Jeder Protagonist wurde auch ausgewählt, um diese
Themen zu vertreten, die im Mittelpunkt der europäischen Verheißung
und Debatte stehen.

Mehr Infos

Kostenloses Bildmaterial und weiterführende Links unter: 

https://www.24h-europe.tv/de/

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 3. April 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de
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FEATURE/1236: Deutschlandfunk - Die Geschwister Zafar, 3.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Geschwister Zafar

Vier junge Afghanen wollen bleiben

Von Maike Hildebrand

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Freitag, 3. Mai 2019, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Als die Zafars 2015 nach Bremen kommen, ist der Jüngste 16, die
Älteste 26 Jahre alt. Sie tun alles, um eines Tages gute Bürger dieses
Landes zu werden. Die Geschwister lernen Deutsch und gehen zur Schule.
Im Bremer Kleingartenverein sind sie beliebt, sie bestellen die Beete
ihrer Betreuerin und schenken beim Sommerfest Getränke aus. Die
Schwestern Varechte und Elahe sind froh, dass sie als Frauen in
Deutschland Lesen, Schreiben, Rechnen und sogar Fahrrad fahren lernen
können. Alle vier wollen noch viel erreichen. Aber die Angst lässt die
Geschwister nicht los. Sie fürchten sich vor der Gewalt in ihrer
Heimat. In Afghanistan wurde ihr Vater mit einer Autobombe ermordet,
im Iran haben sie ihre Mutter verloren. Werden sie trotz ihrer Klagen
gegen die Ablehnung der Asylbescheide und all ihrer Bemühungen am Ende
abgeschoben? Das Feature begleitet die Geschwister über fast drei
Jahre.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1883: Deutschlandfunk - Kein Rechtspopulismus in Portugal, 4.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Kein Rechtspopulismus in Portugal - warum das Land den Rechten
trotzt

Mit Reportagen von Tilo Wagner

Gesichter Europas

Samstag, 4. Mai 2019, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Portugal ist eines der ganz wenigen Länder in Europa, in dem
rechtspopulistische Parteien kaum Erfolg haben. Und das verwundert auf
den ersten Blick: Denn Portugal traf die Finanzkrise in Europa mit am
stärksten - hohe Arbeitslosigkeit, Auswanderung und harte
Sparmaßnahmen. Woran liegt es also, dass Portugal keine erfolgreichen
Rechtspopulisten hat? Sind es stattdessen Linke, die bei den
Portugiesen mit populistischen Parolen punkten? Fünf Reportagen aus
einer Nation, deren Seefahrer einst die Welt entdeckten. Und in der
auch Konservative weltoffen sind.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1882: Deutschlandfunk Kultur - Der Schriftsteller Günter Herburger, 3.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Marathonmann

Der Schriftsteller Günter Herburger

Von Tobias Lehmkuhl

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 3. Mai 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Man konnte ihn sich kaum am Schreibtisch sitzend vorstellen: Günter
Herburger lief nicht nur Vulkane hoch und trabte durch Eis- und
Sandwüsten, er kletterte auch das Ulmer Münster hinauf und war
überhaupt ganz schwer zu verorten. Nach der Geburt im Allgäu lebte er
mal in München, mal in Paris, mal in Berlin. Laufend und schreibend
und nicht selten im Laufen schreibend durchquerte er mehr als ein
halbes Jahrhundert, füllte es mit Romanen (zuletzt dem gefeierten
"Wildnis, singend"), Hörspielen, Gedichtbänden und auch mit einer
fliegenden Glühbirne, die ein fast ebenso abenteuerliches Leben führt
wie ihr Schöpfer. Manchmal fragte man sich, ob für ihn dasselbe galt
wie für seine rundlichste Heldin: "Birne kann alles."

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1881: Deutschlandfunk Kultur - Eine Lange Nacht über Manifeste, 4.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Mit einem einzigem frischem Sprung

Eine Lange Nacht über Manifeste

Von Stefan Zednik

Lange Nacht

Samstag, 4. Mai 2019, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Es hat immer etwas Aufrührerisches, im besten Fall gar Revolutionäres,
wenn sich ein Mensch, eine Gruppe, eine Partei mit einem Manifest
gegen alles Bisherige stellt. Radikale Ablehnung der Wirklichkeit,
ungerecht, manchmal gewalttätig und unmenschlich - nicht immer wissen
die Autoren, was an die Stelle des alten denn treten könnte. "Ein
Gespenst geht um in Europa" - mit diesem Satz des 'Kommunistischen
Manifestes' beginnt ein Reigen, bei dem sich bildende und performative
Künstler, Architekten, Musiker, Literaten und Filmemacher ein
Stelldichein geben. Es sind Texte, mitunter auch Inszenierungen, die
den Mut haben, bei aller Unvernunft das ganz Andere zu denken. Was
macht diese Texte so faszinierend? Die 'Lange Nacht' über Manifeste
unternimmt einen Streifzug durch die Geschichte dieser ganz besonderen
Gattung von Texten.

Die 'Lange Nacht' wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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THEMENREIHE/354: ARD-Audiothek - Ringen um das Grundgesetz, ab Mai 2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 30. April
2019

Ab Mai exklusiv in der ARD-Audiothek: Ringen um das Grundgesetz



"Sollen Männer und Frauen wirklich gleichberechtigt sein?" "Gehört
Gott in die Verfassung?" "Wird das Tragen von Trachten in Deutschland
verpflichtend?" Fragen wie diese waren Gegenstand von intensiven, zum
Teil hitzigen Debatten, die bei der Entstehung des Grundgesetzes vor
70 Jahren geführt wurden.

Aus den Protokollbänden des Parlamentarischen Rates ist nun die
Doku-Hörspiel-Serie "Guter Rat - Ringen um das Grundgesetz"
entstanden, eine Gemeinschaftsproduktion der ARD Radios unter
Federführung des WDR. Ab Anfang Mai sind die Folgen zunächst exklusiv
digital und on-demand in der ARD Audiothek und dann anlässlich des 70.
Geburtstags des Grundgesetzes am 23. Mai auf den Kultur-Radiowellen
der ARD zu hören.

Ende der 40er Jahre, Deutschland liegt in Trümmern und in der großen
Lichthalle des Zoologischen Museums in Bonn versammeln sich 66 Männer
und vier Frauen, darunter Konrad Adenauer und Theodor Heuss, um die
erste Verfassung der Bundesrepublik Deutschland zu verhandeln. Ihre
Diskussionen, Streitpunkte und Motive sind überliefert in 14
Protokollbänden - wortgetreue Transkriptionen der Beratungsgespräche
und des Ringens um einzelne Worte im Bewusstsein ihrer historischen
Bedeutung. Der dokumentarisch-erzählerische Hörspiel-Mehrteiler "Guter
Rat" basiert auf diesen minutiösen Mitschriften einer neunmonatigen,
gewissenhaften Arbeitsphase. Texte von Terézia Mora, Özlem Dündar,
Georg M. Oswald und Frank Witzel verorten die Themen auch in der
Gegenwart und bieten eine individuelle Perspektive auf einen
historischen Moment, der unsere Gesellschaft bis heute definiert.

Begleitet wird diese exklusive Hörspielveröffentlichung von vielen
Beiträgen zu 70 Jahren Demokratie in den ARD Radiowellen sowie einem
neuen WhatsApp-Messenger-Service. In persönlichen Whatsapp-Nachrichten
geben Konrad Adenauer, Elisabeth Selbert und Theodor Heuss,
Abgeordnete im Parlamentarischen Rat 1948 und 49, Einblicke in ihre
Arbeit während der Entstehung des Grundgesetzes - in Form von Bildern,
Audios und Textnachrichten. Die Nachrichten beruhen auf den
Protokollmitschriften des Parlamentarischen Rates. Anmeldung unter:
wdr.de/k/anmeldung-whatsapp

Veröffentlichungstermine:

Die Folgen des ARD Hörspiel-Mehrteilers stehen exklusiv ab 2. Mai
(Teil 1-4) und 13. Mai (Teil 5-8) zum Download in der ARD Audiothek
bereit (beta.ardaudiothek.de).

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 30. April 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)
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STANDPUNKT/040: Datenschutzverordnung DSGVO - Todesursache Überreglementierung (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

DSGVO - Todesursache Überreglementierung

Von Michael Augustin, Rubikon, 26. April 2019



Die Datenschutzverordnung DSGVO behindert
investigative Dokumentarfilmer und schützt Mächtige vor Kritik.

Investigative Journalisten sind darauf angewiesen, Informanten - zum
Beispiel in Interviews - über Dritte zu befragen, denen ein Fehler zur
Last gelegt wird. Das betrifft oft Politiker und Wirtschaftslenker.
Wird diese Möglichkeit behördlich behindert, so erstickt das die
Pressefreiheit und schützt mögliche Täter vor berechtigter Kritik.
Genau dies geschieht aber mit einigen Paragrafen der
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO). Das Bedürfnis öffentlicher
Personen nach Geheimhaltung wird oft höher bewertet als das Interesse
der Öffentlichkeit an der Aufdeckung von Missständen. Es gibt zwar
"Medienprivilegien", besonders für Aktive des öffentlich-rechtlichen
und privaten Fernsehens, jedoch sind die Regelungen für investigative
Dokumentarfilmer so unzureichend, dass man sie für verfassungswidrig
halten kann.

Obwohl Deutschland durch die DSGVO der EU gehalten war, für die
Meinungs- und Informationsfreiheit Ausnahmen zur DSGVO zu
verabschieden, bleibt die Rechtslage insbesondere für investigative
Dokumentarfilmer ungenügend. Wir müssen befürchten, künftig weniger
Filme dieser Art zu sehen zu bekommen.


Die DSGVO gilt für alle
Herstellungs- und auch Verwertungsprozesse eines Dokumentarfilmes

Die DSGVO gilt seit dem 25. Mai 2018 in der gesamten EU unmittelbar.
Eine Datenerhebung im Sinne der DSGVO liegt bei
Dokumentarfilmproduktionen unabhängig davon vor, ob digital oder
analog gedreht wird. Schon handschriftliche Notizen, welche zum
Beispiel in Besprechungen oder Recherchen vor dem Dreh erstellt
werden, können nach Ansicht des Gerichtshofs der Europäischen Union
eine Datenerhebung im Sinne der DSGVO darstellen (1). Dokumentarfilmer
sind also zunächst selbstverständlich auch von der DSGVO betroffen.


Klare Medienprivilegien nur für das öffentlich-rechtliche
und private Fernsehen

Die Mitgliedstaaten der EU dürfen und sollen zur Erhaltung der
Freiheit der Meinungsäußerung und der Informationsfreiheit Regelungen
erlassen, die die Ausübung dieser Rechte trotz Geltung der DSGVO
weiter ermöglichen. Dies gilt natürlich auch zugunsten von
Dokumentarfilmen. Hiervon haben in der Bundesrepublik Deutschland die
Bundesländer für das öffentlich-rechtliche wie auch das private
Fernsehen im Rundfunkstaatsvertrag (2) Gebrauch gemacht: So wurden in
dessen Paragrafen 9c und 57 Regelungen eingefügt, welche bewirken,
dass die problematischen Regelungen der DSGVO für die Hilfs- und
Beteiligungsunternehmen der Fernsehanstalten nicht gelten sollen.
Diese Regelungen werden "Medienprivileg" genannt und gelten ihrem
Zweck folgend sowohl für Auftrags- als auch für Koproduzenten.

Anders verhält es sich aber mit unabhängigen Dokumentarfilmern, also
solchen, die ihre Produktionen unabhängig von TV-Sendern finanzieren
und produzieren. Diese Dokumentarfilmer werden vom Medienprivileg des
Rundfunkstaatsvertrags nicht erfasst. Nur sechs deutsche Bundesländer
haben zugunsten dieser Filmemacher in ihren Landesgesetzen
Medienpivilegien erlassen. In den zehn anderen Ländern wurde dies
dagegen übersehen. Ob ein Medienprivileg Anwendung findet, hängt vom
Ort der Datenerhebung ab. Dabei ist noch unklar, ob hier der Ort der
Tätigkeiten beziehungsweise Dreharbeiten maßgeblich ist, der Sitz des
Filmemachers oder der Aufenthalts- oder Wohnort der betroffenen
Personen.

Filmemacher, welche für das öffentlich-rechtliche oder private
Fernsehen tätig sind, können aber von den gleichen Problemen betroffen
sein: Hier ist es durchaus üblich, dass Verträge über die
Zusammenarbeit erst nach Beginn der Dreharbeiten geschlossen werden:
Bis dahin arbeitet der Filmemacher also ohne ihn schützendes
Medienprivileg des Rundfunkstaatsvertrags.

Was ist, wenn der TV-Sender den Vertrag später doch nicht mehr
unterzeichnen will? Genauso kann es passieren, dass sich ein TV-Sender
nach erfolgtem Vertragsschluss unter Berufung auf ein etwaig
bestehendes Kündigungs- oder Rücktrittsrecht wieder aus dem
Vertragsverhältnis zurückzieht: Auch hier kann sich der Filmemacher im
Nachhinein nicht mehr auf die Zusammenarbeit mit dem TV-Sender berufen
und verliert das genannte Medienprivileg. Er muss sich nun rückwirkend
doch an die DGSVO halten, solange nicht auch für ihn das
Medienprivileg eines Landesgesetzes greift. Besteht kein solches
Medienprivileg in einem Landesgesetz, unterliegt er den hier noch zu
beschreibenden Problemen durch die DSGVO.

Es wird ihm nichts anderes übrig bleiben, als bereits erfolgte,
möglicherweise riskante Filmaufnahmen geheim zu halten. Umgekehrt
trägt die DSGVO so dazu bei, dass Dokumentarfilmer noch mehr in die
Abhängigkeit von den TV-Sendern gedrängt werden, da andere
Möglichkeiten der Filmverwertung durch die DSGVO eingeschränkt werden.
Der Schutz "personenbezogener Daten" wirkt indirekt für Staat und
Wirtschaft

Die größten Probleme durch die DSGVO entstehen bei investigativen
Projekten. Nun schützt die DSGVO nur "personenbezogene Daten" (3),
worunter gerade nicht unternehmensbezogene oder staatliche Daten
fallen. Als "personenbezogene Daten" gelten aber alle Informationen,
die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche
Person beziehen (4).

Wird nun aber über ein Unternehmen oder über eine staatliche Behörde
berichtet, so können darin enthaltene Informationen sehr
wahrscheinlich auch natürlichen Personen zugeordnet werden. So gibt es
in Unternehmen Geschäftsführer, Vorstände oder andere Verantwortliche
für sämtliche Geschäftsbereiche, welchen die Informationen über das
Unternehmen zugeordnet werden können. Somit sind diese natürlichen
Personen wahrscheinlich identifizierbar. Das Gleiche gilt für
staatliche Einrichtungen mit ihren Verantwortlichen wie beispielsweise
Ministern, Staatssekretären oder Bürgermeistern. Die DSGVO wirkt somit
indirekt auch zum Schutz von Unternehmen und Staat.


Macht die DSGVO unabhängige investigative Dokumentarfilme
unmöglich?

Wenn für den Dokumentarfilmer kein Medienprivileg in einem der
Landesgesetze greift, so ist die DSGVO auf seine Produktion anwendbar.
Den gravierendsten Eingriff in seine Position stellt Artikel 14 DSGVO
(5) dar: In dieser Vorschrift geht es darum, dass ein
"Verantwortlicher" personenbezogene Daten nicht bei der betroffenen
Person selbst erhebt. Die Regelung erfasst somit genau den Fall, dass
ein Filmemacher - als der "Verantwortliche" - einen Interviewpartner
befragt und dieser über einen Dritten berichtet.

Bei investigativen Dokumentarfilmen ist das aber gerade die
Ausgangssituation: Der Filmemacher befragt jemanden, der ihm etwas
über einen Dritten erzählt. Dieser Dritte steht in Verdacht,
irgendetwas "Böses" getan zu haben, was der Filmemacher aufzudecken
versucht.

Nun muss der Filmemacher aber diesen Dritten nach Artikel 14 DSGVO
über dieses Interview informieren. Hierfür wird ihm nicht mehr Zeit
gegeben als einen Monat nach Beginn der Dreharbeiten. Der Filmemacher
muss dem Dritten mitteilen, wen er befragt hat, was schon dem im
Presserecht geltenden Quellen- beziehungsweise Informantenschutz
widerspricht.

Hat er seine Informationen aus öffentlich zugänglichen Quellen, so
entbindet ihn das trotzdem nicht von seiner Mitteilungspflicht: Auch
hier muss dem Dritten mitgeteilt werden, woher die so gesammelten
personenbezogenen Daten stammen. Der Filmemacher muss weiter erklären,
was für einen Film er herstellen will, wie der Film verwertet werden
soll und welche Rechte der Dritte jetzt geltend machen kann. Auch das
Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde ist dem
Dritten mitzuteilen.

Noch lange bevor der Film in die Kinos kommen soll, kann der Dritte
also schon eine Kopie (6) des gesamten Interviews verlangen. Dabei
kommt es nicht darauf an, welche Stellen daraus später tatsächlich
Eingang in den Dokumentarfilm erhalten sollen. Der Dritte kann
verlangen, dass erst einmal nicht weiter an diesem Material gearbeitet
wird (7), wenn er nur behauptet, die darin enthaltenen Informationen
über ihn wären zumindest zum Teil unrichtig. Er kann dann die
Berichtigung oder Vervollständigung von allen Stellen verlangen, in
denen über ihn Unzutreffendes erzählt wurde - ganz unabhängig davon,
ob der Filmemacher diese Stellen des Interviews überhaupt in seinen
Film einbauen wollte.

Schließlich kann der Dritte die Löschung (8) der Daten verlangen,
welche der Filmemacher nicht für seinen Film nutzen will oder auch
nicht nutzen darf.

Der Dritte kann also alles Mögliche unternehmen, um dem Filmemacher
die Fortsetzung seiner Dreharbeiten und des Filmschnitts so schwer wie
möglich zu machen.


Braucht der Filmemacher auch von dem Dritten eine
Einwilligung?

Wir bleiben bei dem Fall, dass ein Interviewpartner dabei gefilmt
wird, wie er über einen Dritten berichtet, der gerade Gegenstand eines
investigativen Dokumentarfilmes ist. Vielleicht gelingt es dem
Filmemacher, diesen Dritten auch noch vor die Kamera zu holen und sich
dafür auch eine Einwilligung einzuholen, die vielleicht sogar die
Interviews anderer Personen mit umfasst. Die Datenerhebung gilt dann
zwar möglicherweise als gerechtfertigt (9), doch kann der Dritte diese
Einwilligung jederzeit widerrufen (10).

Mit erklärtem Widerruf ist der Filmemacher dann nicht mehr befugt, die
in den Filmaufnahmen erhoben Daten weiter zu bearbeiten und zu nutzen:
Allein das Risiko eines solchen Widerrufs macht die Produktion so
riskant, dass sie wirtschaftlich nicht mehr zumutbar ist.

Trotz erfolgter Einwilligung bleiben die beschriebenen
Informationspflichten gegenüber dem Dritten bei späteren Interviews,
in welchen andere über ihn berichten, grundsätzlich bestehen.

Im Regelfall eines solchen investigativen Projekts wird der
Filmemacher aber allein schon aus dem Interesse heraus, möglichst
lange ungestört daran arbeiten zu können, gar nicht erst versuchen,
sich eine Einwilligung des Dritten zu holen. Der Filmemacher kann sich
dann zur Rechtfertigung seiner durch die Recherchen und Dreharbeiten
erfolgenden Datenerhebungen nur noch auf Artikel 6 Absatz 1 f DSGVO
berufen:

Bedingung für die Zulässigkeit der Datenerhebung ist dann, dass das
Grundrecht der Filmfreiheit (11) das Grundrecht auf informationelle
Selbstbestimmung (12) des Betroffenen überwiegt. Mit anderen Worten
stehen sich das Recht des Filmemachers und das Interesse des
Betroffenen an Geheimhaltung oder Berichtigung gegenüber. Welches der
beiden Rechte überwiegt, kann abschließend nur im Einzelfall und durch
ein Gericht geklärt werden.

Besonders problematisch ist dabei, dass gerade bei investigativen
Projekten besonders empfindliche Daten über den Dritten im Film
preisgegeben werden sollen, weshalb dieser möglicherweise als
besonders schützenswert behandelt werden könnte. Die rechtliche
Unsicherheit bis dahin ist dementsprechend für den Filmemacher
wirtschaftlich ebenfalls nicht zumutbar. Genau deshalb werden TV und
Presse auch durch Medienprivilegien geschützt, die praktisch den
Vorrang der Rundfunk- beziehungsweise Pressefreiheit vorgeben. Der
Betroffene kann der weiteren Verarbeitung seiner Daten durch die
Filmproduktion jedenfalls genau aus diesen Gründen widersprechen (13)
und auch so die Fortsetzung der Produktion verhindern.


Was droht dem Filmemacher, wenn er diese Regelungen
missachtet?

Betroffene können zunächst die Unterlassung der Rechtsverletzungen
durch den Filmemacher verlangen. Dabei können dem Filmemacher die
anwaltlichen Abmahnkosten auferlegt werden. Jeder Verstoß gegen eine
der beschriebenen Pflichten des Filmemachers begründet dann auch einen
Schadensersatzanspruch (14), wenn dem Betroffenen ein materieller oder
immaterieller Schaden entstanden ist. Ein solcher
Schadensersatzanspruch kann auch gegen Teammitglieder des Filmemachers
bestehen, sofern diese als "Auftragsdatenverarbeiter" (15) gelten.

Wem gegenüber ein solcher Schadensersatzanspruch geltend gemacht wird,
wird von der Haftung nur befreit, wenn er nachweist, "dass er in
keinerlei Hinsicht für den Umstand, durch den der Schaden eingetreten
ist, verantwortlich ist". Es findet also zu Lasten des Filmemachers
sowie des verpflichteten Datenverarbeiters hinsichtlich des
Schadensersatzanspruches auch noch eine Beweislastumkehr statt. Dass
dieser Entlasungsbeweis praktisch nicht zu führen ist, kommt
erschwerend hinzu.

Darüber hinaus können Datenschutzbehörden auch Bußgelder verhängen
(16).

Es können Beträge "von bis zu 20.000.000 Euro oder im Fall eines
Unternehmens von bis zu 4 Prozent seines gesamten weltweit erzielten
Jahresumsatzes des vorangegangenen Geschäftsjahrs verhängt werden, je
nachdem, welcher der Beträge höher ist". Diese vorgesehenen
Maximalbeträge sind auf global agierende Konzerne wie Google oder
Facebook zugeschnitten, können sich aber natürlich für
Dokumentarfilmer auch bei erheblich kleineren Beträgen als
empflindlich einschränkend darstellen.


Fazit: Fehlende Medienprivilegien sind verfassungswidrig


Die beschriebenen Regelungen der DSGVO sind für Dokumentarfilmer bei
investigativen Projekten nicht zumutbar. Dokumentarfilmer müssen schon
in der Produktion das Risiko eingehen, ausgebremst zu werden und
müssen dann auch noch befürchten, dass sie einen trotz aller
Widrigkeiten fertiggestellten Film nicht auswerten können. Die
fehlenden Medienprivilegien sind deshalb verfassungswidrig. Dieser
Ansicht folgt auch der Deutsche Journalisten Verband (DJV) (17), auch
wenn für seine Mitglieder offenbar weitestgehend Medienprivilegien
bestehen.


Prozessuale Fristen für Verfassungsbeschwerden

Bis zum 25. Mai 2019, also bis zum Ablauf eines Jahres seit Geltung
der DSGVO, kann die Verfassungswidrigkeit noch direkt vor dem
Bundesverfassungsgericht wegen Untätigkeit der Landesgesetzgeber
beanstandet werden. Danach ist eine Prüfung der Medienprivilegien
durch das Bundesverfassungsgericht nur noch möglich, wenn der
Filmemacher gegenüber der betroffenen Person oder der Aufsichtsbehörde
durch alle Instanzen hindurch unterliegt und sich dann ans
Verfassungsgericht wendet.

Michael Augustin, Jahrgang 1977, ist als Rechtsanwalt im Film- und
Medienbereich tätig. Er ist Mitglied und Rechtsberater von acTVism
Munich (18), Mitgründer des N.I.F.F. - New Independent Film Funding
e.V. (19) sowie des solidarischen Netzwerks von Dokumentarfilmern
"Dokfans" (20). Weitere Informationen unter (21)
http://www.ra.michaelaugustin.de/

Dieser Beitrag wurde unter dem Titel 'Todesursache:
Überreglementierung' bei Rubikon (22) erstveröffentlicht und unter
einer Creative Commons-Lizenz (Namensnennung - Nicht kommerziell -
Keine Bearbeitungen 4.0 International) (23) übernommen.


Quellen und Anmerkungen:


(1) https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2018-07/cp180103de.pdf

(2) https://www.die-medienanstalten.de/fileadmin/user_upload/Rechtsgrundlagen/Gesetze_Staatsvertraege/Rundfunkstaatsvertrag_RStV.pdf

(3) Art.2 Abs.1 DSGVO https://dejure.org/gesetze/DSGVO/2.html

(4) Art. 4 Nr.1 DSGVO https://dejure.org/gesetze/DSGVO/4.html

(5) https://dejure.org/gesetze/DSGVO/14.html

(6) Art. 15 Abs. 3 DSGVO https://dejure.org/gesetze/DSGVO/15.html

(7) https://dejure.org/gesetze/DSGVO/18.html

(8) https://dejure.org/gesetze/DSGVO/17.html

(9) Nach Art. 6 Abs.1 a) DSGVO https://dejure.org/gesetze/DSGVO/6.html

(10) nach Art. 7 Abs.3 DSGVO https://dejure.org/gesetze/DSGVO/7.html

(11) https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html

(12) https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_2.html

(13) https://dejure.org/gesetze/DSGVO/21.html

(14) https://dejure.org/gesetze/DSGVO/82.html

(15) im Sinne des Art. 28 DSGVO https://dejure.org/gesetze/DSGVO/28.html

(16) Nach Art. 83 Abs.5 DSGVO https://dejure.org/gesetze/DSGVO/83.html

(17) https://www.djv.de/startseite/service/news-kalender/freien-news/detail/article/kein-foto-journalismus-mehr-moeglich.html?cHash=861ed80e2d433da74ba7514c5cc3526a&type=500

(18) http://www.actvism.org/

(19) http://www.niff.de/

(20) http://www.dokfans.de/

(21) www.ra.michaelaugustin.de

(22) https://www.rubikon.news/artikel/todesursache-uberreglementierung

(23) https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de
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KURSUS/1896: Unna - Fit für den "Vortrag mit PowerPoint" vom 6. bis 27. Mai 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Fit für den Vortrag mit Powerpoint

Mit der Volkshochschule ansprechende Präsentationen erstellen



Kreisstadt Unna. Powerpoint ist ein Programm, mit dem ein Vortrag
professionell gestalten werden kann. Wie es geht, zeigt die
Volkshochschule ab dem 06. Mai 2019 in einem Grundlagenkurs zu
Powerpoint. Die Teilnehmenden lernen in dem Seminar, wie
Folienpräsentationen mit Texten, Bildern, Grafiken und Hintergründen
erstellt und Bildschirmanimationen mit wenigen Klicks angelegt werden.
Außerdem wird die Verwendung von Animationen innerhalb der Folien
gezeigt sowie der animierte Folienwechsel in der praktischen Anwendung
geübt. Für den Kurs werden Windows- und PC-Grundlagenkenntnisse
vorausgesetzt.

Das Seminar "Fit für den Vortrag: PowerPoint - Grundlagen" mit der
Kursnummer 191-4263 findet vom 06. Mai bis zum 27. Mai 2019 zwischen
18 und 20:15 Uhr im Raum 003 im zib statt. Die Gebühr inklusive
Arbeitsbuch beträgt 64 Euro, ermäßigt 50 Euro.

Detaillierte Kursbeschreibungen zum Angebot sind im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 58 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Office" zu finden. Und natürlich berät auch
der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre gerne Interessierte
zum Kursangebot.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder 
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 27. April 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TREFF/198: Berlin - Freedom of Speech!?, Gespräch zum Gedenken an den 10.05.1933, 10.05.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Mai 2019

Gespräch zum Gedenken an den 10. Mai 1933

Freedom of Speech!?

Fr 10.5., 19:30 Uhr

7 EUR / erm. 4 EUR



Onur Burçak Belli und Yasmine Merei im Gespräch mit Michael Thumann (English below)

Während hierzulande die Vor- und Nachteile der unkontrollierten
Meinungsäußerung in den Sozialen Medien diskutiert werden, ist
Meinungsfreiheit in vielen anderen Teilen der Welt ein seltenes Gut,
das oft unter Lebensgefahr erkämpft werden muss. Damit haben die
türkisch-syrische Journalistin Onur Burçak Belli und die syrische
Journalistin und Menschenrechtsaktivistin Yasmine Merei (zur Zeit
Fellow »Weltoffenes Berlin« im Literaturhaus Berlin) ihre Erfahrungen
gemacht: Zum Gedenken an die Bücherverbrennung am 10. Mai 1933 auf
dem Bebelplatz sprechen die beiden ehemaligen Feuchtwanger-
Stipendiatinnen der Villa Aurora mit dem Auslandskorrespondenten von
DIE ZEIT, Michael Thumann, über Verfolgung, Einschüchterung,
Unterdrückung und Exklusion von Journalist*innen in
der Türkei und in Syrien.

In englischer Sprache mit deutscher Simultanübersetzung

von Lilian-Astrid Geese

Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem Villa Aurora & Thomas Mann
House e. V.

Der Verein Villa Aurora & Thomas Mann House vergibt das vom
Auswärtigen Amt geförderte Stipendium in Kooperation mit der
Feuchtwanger Memorial Library im Gedenken an das deutsche Exil in den
USA und die anhaltende Unterdrückung der freien Meinungsäußerung in
vielen Teilen der Welt.


Commemoration of 10 May 1933

Discussion with Onur Burçak Belli, Yasmine Merei and Michael
Thumann 

Whereas in Germany, the advantages and disadvantages of uncontrolled
freedom of speech are discussed on social media quite frequently
these days, in many other parts of the world, freedom of expression
is a rare commodity which often has to be fought for at an enormous
risk. On the occasion of the commemoration of 10 May 1933 , the day
of the book burning at Bebelplatz in Berlin, the Turkish-Syrian
journalist Onur Burçak Belli, the Syrian journalist and human rights
activist Yasmin Merei and the Foreign Affairs Correspondent of DIE
ZEIT Michael Thumann discuss the current restrictions on freedom of
expression and the court trials against journalists in Turkey. Belli
and Merei are former Feuchtwanger fellows at Villa Aurora, the former
exile residence of Lion Feuchtwanger, whose novels fell victim to the
fire in 1933.

7 EUR / red. 4 EUR

Reservation: ticket@literaturhaus-berlin.de

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Mai 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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HNO/303: Wie künstliches Hören durch Licht natürlicher werden könnte (idw)


Universitätsmedizin Göttingen - Georg-August-Universität - 29.04.2019

Wie künstliches Hören durch Licht natürlicher werden könnte



Forscher der Universitätsmedizin Göttingen (UMG) und des Deutschen
Primatenzentrums - Leibniz-Institut für Primatenforschung (DPZ) zeigen
verbesserte Frequenzauflösung künstlichen Hörens durch optische
Stimulation des Innenohrs. Veröffentlichung in Nature Communications.

(umg/DPZ) Musik genießen, Melodien erkennen oder das Zuhören in einer
Umgebung mit vielen Hintergrundgeräuschen - das ist immer noch schwierig
für Menschen, die beim Hören auf Hörprothesen, so genannte
Cochlea-Implantate, angewiesen sind. Göttinger Hörforscher konnten jetzt
nachweisen, dass sich die Qualität des künstlichen Hörens maßgeblich
verbessern ließe, wenn die Hörbahn mittels Licht statt mit elektrischem
Strom stimuliert wird.

Wissenschaftler um Prof. Dr. Tobias Moser, Direktor des Institutes für
Auditorische Neurowissenschaften an der Universitätsmedizin Göttingen
(UMG) sowie Leiter der Forschungsgruppe Auditorische Neurowissenschaften
und Optogenetik am Deutschen Primatenzentrum - Leibniz-Institut für
Primatenforschung (DPZ), haben in einer kürzlich veröffentlichten Studie
das Auflösungsvermögen für Tonhöhen beim natürlichen sowie künstlichen
Hören gemessen und bestimmt. Dabei verglichen sie die in Göttingen
entwickelte Anregung des Hörnervs mittels Licht (optogenetische Anregung)
mit natürlichem Hören und dem Hören mit Hilfe des etablierten elektrischen
Cochlea-Implantats im Tiermodell. Über die Untersuchung der
Nervenaktivität im Mittelhirn gewannen die Wissenschaftler vergleichbare
Daten über das Auflösungsvermögen für Tonhöhen (Frequenz) bei akustischem,
optischem und elektrischem Hören.

Die Wissenschaftler des Göttingen Campus kommen in ihrer Studie zu dem
Ergebnis, dass die künstliche Anregung der Hörbahn mittels Licht eine
wesentlich höhere Auflösung als die Anregung mittels Strom ermöglicht. Bei
niedrigen Anregungsintensitäten war die Tonhöhenauflösung ihren
Untersuchungen zufolge sogar so gut wie beim natürlichen Hören. Diese
neuen Erkenntnisse lassen die Forscher hoffen, dass es mit künftigen
optischen Cochlea-Implantaten gelingen könnte, das Hörvermögen von
Schwerhörigen besser wiederherzustellen. Die vorklinische Forschung wurde
durch das Projekt "OptoHear" des Europäischen Forschungsrats (ERC)
gefördert. Die Forschungsergebnisse sind veröffentlicht in Nature
Communications.

Originalveröffentlichung: Dieter A, Duque-Afonso CJ, Rankovic V, Jeschke
M, Moser T (2019): Near physiological spectral selectivity of cochlear
optogenetics. Nature Communications, (doi: 10.1038/s41467-019-09980-7).

FORSCHUNGSERGEBNISSE IM DETAIL

In ihrer neuesten Studie ist es den Forschern um Professor Moser erstmals
gelungen, die Frequenzauflösung der optogenetischen Anregung des Hörnervs
umfassend zu charakterisieren und mit der Frequenzauflösung elektrischer
und akustischer Anregung zu vergleichen. Während das Innenohr im
Tiermodell optogenetisch, elektrisch oder akustisch angeregt wurde,
zeichneten die Forscher die neuronale Aktivität im auditorischen
Mittelhirn auf. Diese Untersuchung nutzt aus, dass im Hörsystem
unterschiedliche Frequenzen an verschiedenen Orten verarbeitet werden.
Über eine aktivitätsbasierte Analyse der Anregungsbreite - dies bedeutet
in etwa, wie viele Nervenzellen, die verschiedene Frequenzen verarbeiten,
gleichzeitig aktiv sind - bestimmten sie dann die Frequenzauflösung der
verschiedenen Anregungsmodi. Dabei zeigte sich, dass die Frequenzauflösung
künstlichen Hörens durch optische, im Vergleich zu elektrischer
Stimulation wesentlich verbessert werden kann. Bei geringen
Stimulationsintensitäten könnte sogar eine natürliche Hörqualität erreicht
werden, da dann die Frequenzauflösung von optogenetischer und akustischer
Anregung nicht zu unterscheiden war.

"Unsere Ergebnisse zeigen erstmals, dass die Frequenzauflösung
optogenetischer Stimulation des Hörnervs in feineren Stufen erfolgen kann,
als mit der bisher in der Klinik verwendeten elektrischen Stimulation in
Cochlea-Implantaten erreicht wird", sagt Alexander Dieter, Doktorand am
Institut für Auditorische Neurowissenschaften, UMG, und Erstautor der
Studie.

"Ein logischer nächster Schritt ist für uns nun, die Stimulation auf mehr
Kanäle zu erweitern. In den bisherigen Untersuchungen haben wir die
Einkanalstimulation eingesetzt. Nun wollen wir mittels
Mikroleuchtdioden-Arrays über mehrere Kanäle stimulieren", sagt Dr. Marcus Jeschke,
Nachwuchsgruppenleiter am DPZ und am Institut für Auditorische
Neurowissenschaften der UMG, einer der korrespondierenden Autoren der
Studie. "So möchten wir untersuchen, ob die Aktivierungen nahe beieinander
liegender LEDs unterschieden werden können und wie und ob die
Aktivierungen der einzelnen LEDs interagieren", so Jeschke weiter. "Wenn
künftige Tierversuche unsere Ergebnisse bestätigen, und die Biosicherheit
unserer Technologie nachgewiesen wird, haben wir Hoffnung, dass optische
Cochlea-Implantate künftig auch bei Menschen eingesetzt werden können".

HINTERGRUND

Zur Wiederherstellung des Hörvermögens bei hochgradig schwerhörigen oder
tauben Menschen werden heutzutage Hörprothesen, so genannte
Cochlea-Implantate, verwendet. Diese werden in die Hörschnecke eingesetzt und
regen den Hörnerv mittels elektrischen Stroms an. Cochlea-Implantate
vermitteln weltweit mehr als 500.000 Patienten einen künstlichen
Höreindruck, in der Mehrzahl der Fälle ermöglicht er ein Sprachverstehen.

Limitiert sind die bisher verwendeten Hörprothesen jedoch in der genauen
Übertragung feiner Abstufungen der Tonhöhe (Frequenz). Für die Betroffenen
bedeutet dies Schwierigkeiten bei der Sprachwahrnehmung in Umgebungen mit
Hintergrundgeräuschen und beim Erkennen von Melodien.

Ursache der limitierten Frequenzauflösung heutiger Cochlea-Implantate ist
die relativ weite Ausbreitung des elektrischen Stroms in der Cochlea:
Hierdurch werden große Abschnitte des Hörnervs gleichzeitig aktiviert.
Dadurch wird die Darstellung verschiedener Tonhöhen beim künstlichen Hören
unpräzise. Bildlich vorstellen kann man sich dies am Beispiel eines
Klaviers: "Während das natürliche Hören dem Anschlagen einzelner Tasten
folgen kann, ist die Klangwahrnehmung mittels Cochlea-Implantat eher mit
dem gleichzeitigen Anschlagen vieler Klaviertasten vergleichbar. Um ein
natürlicheres Hörvermögen wiederherzustellen, müssten einzelne Tonhöhen
besser unterschieden werden können", sagt Prof. Dr. Tobias Moser,
Senior-Autor der Publikation. "Dies wäre durch Anregung des Hörnervs mit Licht
denkbar. Da Licht besser gebündelt werden kann als elektrischer Strom,
erlaubt es eine präzisere Anregung des Hörnervs", so Moser.

Gemeinsam mit seinem Göttinger Team und Kooperationspartnern forscht
Tobias Moser an der Entwicklung optischer Cochlea-Implantate. Da der
Hörnerv aber nicht lichtempfindlich ist, müssen funktionelle, genetisch
kodierte Lichtsensoren in die Nervenzellen des Hörnervs eingebracht
werden. Dieser Ansatz wird als "Optogenetik" bezeichnet. Die
optogenetische Anregung der Hörbahn wurde vor einiger Zeit an ertaubten
Nagetieren entwickelt. Die Frage nach der Frequenzauflösung blieb
allerdings bislang weitgehend ungeklärt.

HÖREN

Hören ist mehr als nur die Wahrnehmung akustischer Signale aus der
Umgebung, die uns die tägliche Orientierung im Alltag erleichtern. Hören
ist vielmehr die Grundlage für wechselseitige Kommunikation. Es ermöglicht
uns den Informationsaustausch mit unseren Mitmenschen und die aktive
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben. Eine Einschränkung des Hörvermögens
durch Schwerhörigkeit oder gar Taubheit bedeutet für viele der weltweit
etwa 460 Millionen Betroffenen also nicht nur die Unfähigkeit, akustische
Signale wahrzunehmen. Nicht-Hören-Können kann auch soziale Isolation und
dadurch resultierende Einschränkungen der Lebensqualität bedeuten. Oft
wird Taubheit durch den Verlust der Haarzellen in der Hörschnecke des
Innenohrs - der Cochlea - bedingt, die bei normal hörenden Menschen die
Schallwellen akustischer Signale in elektrische Signale umwandeln, welche
dann über den Hörnerv an das Gehirn gesendet und dort ausgewertet werden.


www.auditory-neuroscience.uni-goettingen.de

http://www.innerearlab.uni-goettingen.de/

http://www.auditory-neuroscience.uni-goettingen.de/OptoHear.html

https://www.dpz.eu/de/abteilung/auditorische-neurowissenschaften-und-optogenetik/ueber-uns.html


Originalpublikation:

Dieter A, Duque-Afonso CJ, Rankovic V, Jeschke M, Moser T (2019): Near
physiological spectral selectivity of cochlear optogenetics. Nature
Communications, 

(doi: 10.1038/s41467-019-09980-7).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution493

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsmedizin Göttingen - Georg-August-Universität - 29.04.2019
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ONKOLOGIE/1983: Mit Killerzellen gegen Darmkrebs (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 29.04.2019

Mit Killerzellen gegen Darmkrebs



Gentechnisch veränderte Abwehrzellen können Darmkrebszellen erfolgreich
zerstören. Das zeigen Wissenschaftler des Deutschen Krebskonsortiums
(DKTK) am Georg-Speyer-Haus in Frankfurt erstmals in Mini-Tumoren aus dem
Labor. Dabei setzen sie auf einen neuen Ansatz in der Krebsimmuntherapie,
genmodifizierte natürliche Killerzellen. Mit den patientenspezifischen
Tumorkulturen können Wissenschaftler jetzt im Labor prüfen, wie gut diese
bei einzelnen Patienten anschlagen.

Im DKTK verbindet sich das Deutsche Krebsforschungszentrum (DKFZ) in
Heidelberg als Kernzentrum langfristig mit onkologisch besonders
ausgewiesenen universitären Partnerstandorten in Deutschland.

Seit einigen Jahren setzen Onkologen große Hoffnungen auf
immuntherapeutische Ansätze mit gentechnisch veränderten Immunzellen, die
Krebszellen spezifisch erkennen und zerstören. Beeindruckende Erfolge gab
es bereits bei der Behandlung von B-Zell-Lymphomen und -Leukämien mit
sogenannten CAR-T-Zellen, die einen gentechnisch veränderten Rezeptor
tragen, der ein tumorspezifisches Angriffsziel erkennt. Die Abkürzung CAR
steht dabei für chimärer Antigenrezeptor (CAR). Solche CAR-Rezeptoren
werden nun auch für natürliche Killerzellen (NK-Zellen) entwickelt.
NK-Zellen gehören zum angeborenen Immunsystem, das der ersten Abwehr gegen
eindringende Krankheitserreger und Krebszellen dient. Anders als T-Zellen,
müssen NK-Zellen nicht jedem einzelnen Patienten individuell entnommen,
aufgereinigt und wieder zugeführt werden, sondern man kann sie z.B. aus
Spenderzellen gewinnen. Zudem sind sie universell einsetzbar und es gibt
seltener Abstoßungsreaktionen.

Gegen solide Tumoren kamen die CAR-NK-Zellen bislang jedoch kaum zum
Einsatz. "Es fehlt an geeigneten Labormodellen, um systematisch zu testen,
wie gut unterschiedliche CAR-NK-Zelllinien bei den einzelnen Patienten
anschlagen und welche Nebenwirkungen sie haben könnten", erläutert Henner
Farin, Nachwuchsgruppenleiter des Deutschen Krebskonsortiums (DKTK) am
Georg-Speyer-Haus in Frankfurt. Personalisierte Therapieansätze werden
derzeit hauptsächlich an patientenspezifischen Mausmodellen getestet, die
Tumorgewebe von Patienten tragen. "Deren Herstellung ist jedoch zeit- und
kostenintensiv und die Ergebnisse lassen sich nur bedingt auf den Menschen
übertragen. Übliche Zellkulturen wiederum können die komplexe
Gewebsstruktur von soliden Tumoren bisher nicht ausreichend nachbilden",
fasst Henner Farin einige der Herausforderungen für präklinische Tests
zusammen.

In der aktuellen Studie stellten er und seine Kollegen dreidimensionale
Tumorkulturen aus Gewebeproben von Dickdarmkrebspatienten her. Mit diesen
Tumor-Organoiden und Organoiden aus gesunden Darmzellen testeten sie, wie
effektiv unterschiedliche CAR-NK-Zelllinien Darmkrebszellen zerstören und
welche Schäden sie möglicherweise auch bei gesunden Zellen anrichten. Die
Mini-Tumoren wurden von den Wissenschaftlern gentechnisch so verändert,
dass die Krebszellen messbare Lichtsignale aussenden. Je mehr Krebszellen
durch die Killerzellen abgetötet wurden, desto schwächer wurde das
Lichtsignal. Mit dieser Methode konnten die Wissenschaftler live unter dem
Mikroskop verfolgen, wie effektiv und wie spezifisch die Abwehrzellen die
Krebszellen eliminierten.

Richteten die Forscher die Killerzellen gegen ein Oberflächenprotein, das
sowohl in entarteten wie auch in gesunden Zellen vorkommt, wurden
Tumor- und normale Organoide gleichermaßen angegriffen. Abwehrzellen, die gegen
ein krebsspezifisches Rezeptorprotein gerichtet waren, zerstörten dagegen
nur die Krebszellen und griffen keine gesunden Zellen an (Video). Auf
diese Weise entdeckten die Wissenschaftler auch, dass der bekannte
Signalrezeptor FRIZZLED für die CAR-NK-Zell-Therapie ein weniger
geeignetes Angriffsziel ist, als ursprünglich angenommen. FRIZZLED wird in
bestimmten Darmkrebstumoren in besonders großen Mengen produziert. Die
Anti-FRIZZLED-Killerzellen schädigten jedoch auch die gesunden Organoide,
eine wichtige Erkenntnis für die Entwicklung von Therapien mit FRIZZLED
als Angriffsziel.

Mit dem neuen System will das Wissenschaftlerteam die Entwicklung der
personalisierten Krebsimmuntherapie entscheidend beschleunigen: "Die
Organoide sind ein Tumor-Avatar des Patienten. Mit diesem neuen System
können wir künftig abschätzen, wie sehr Patienten von unterschiedlichen
CAR-NK-Zelllinien profitieren werden und ob mit starken Nebenwirkungen zu
rechnen ist", sagt Henner Farin. Tumor-Organoide lassen sich mittlerweile
auch aus Gewebeproben von Lungen-, Brustkrebs und anderen soliden Tumoren
im Labor herstellen. Das von dem Forscherteam entwickelte
Screening-Verfahren kann daher künftig genutzt werden, die Wirksamkeit
genmodifizierter Killerzellen auch bei anderen Tumorarten zu erforschen.

Ein vom Grundprinzip her den CAR-NK-Zelllinien ähnlicher Ansatz wird
gegenwärtig im Rahmen der Förderinitiative "UniCAR NK Cells" des DKTK für
den klinischen Einsatz bei schwarzem Hautkrebs entwickelt.


Originalpublikation:

Schnalzger T.E. et al. 3D model for CAR-mediated cytotoxicity using
patient-derived colorectal cancer organoids. In: EMBO Journal (Online
Publikation 29. April 2019)

DOI: 10.15252/embj.2018100928

Ein Video zur Pressemitteilung steht zur Verfügung unter:

www.dkfz.de/de/presse/download/movieS9.mp4

Weitere Informationen unter

www.dktk.org

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dkfz.de/de/presse/download/movieS9.mp4

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Krebsforschungszentrum - 29.04.2019
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ORTHOPÄDIE/391: Entscheidung über Implantatauswahl muss in ärztlicher Hand bleiben (idw)


Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie e. V. - 29.04.2019

Entscheidung über Implantatauswahl muss in ärztlicher Hand bleiben



Die Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie e.V. (DGOU)
und die Deutsche Gesellschaft für Endoprothetik e.V. (AE) befürchten
Qualitätseinbußen bei der Versorgung mit künstlichen Hüft- und
Kniegelenken durch den wachsenden Einfluss ökonomischer Faktoren.

"In den meisten Kliniken entscheiden die Operateure entweder
eigenverantwortlich oder gemeinsam mit den Einkaufsabteilungen, welche
Implantatmodelle von welchem Hersteller zum Einsatz kommen. Damit wird
medizinischen Aspekten ausreichend Rechnung getragen", betont der
AE-Generalsekretär und stellvertretende DGOU-Präsident Prof. Dr. Carsten
Perka. Doch gebe es mittlerweile eine Reihe von Häusern, in denen die
Mediziner nur noch sehr eingeschränkt in die Auswahl der Implantate
einbezogen oder vor einem Herstellerwechsel vom Klinikmanagement zu Rate
gezogen würden. "Erfolgen Implantat- oder Herstellerwechsel unvermittelt
und häufig, muss jedes Mal wieder eine Lernkurve mit den neuen
Implantatmodellen überwunden werden. Das kann die Zahl der Komplikationen
und erneuten Operationen erhöhen", sagt AE-Vizepräsident Prof. Dr.
Karl-Dieter Heller unter Hinweis auf Analysen des Endoprothesenregisters
Deutschland (EPRD). Über aktuelle Trends beim künstlichen Gelenkersatz
berichten Experten von DGOU und AE auf der Jahrestagung der Vereinigung
Süddeutscher Orthopäden und Unfallchirurgen (VSOU). Der Kongress findet
vom 2. bis zum 4. Mai 2019 in Baden Baden statt.

In dem seit 2012 von der Deutschen Gesellschaft für Orthopädie und
Orthopädische Chirurgie e.V. (DGOOC) gemeinsam mit Krankenkassen und
Industrie aufgebauten EPRD sind mittlerweile mehr als eine Million
Operationen aus über 700 Krankenhäusern dokumentiert worden. Der größere
Teil davon entfällt mit etwas mehr als 560.000 Eingriffen auf
Hüftoperationen, der Rest mit etwas mehr als 440.000 auf Operationen des
Knies. "Wissenschaftliche Auswertungen im Rahmen des jüngsten
EPRD-Jahresberichtes belegen, dass Kliniken nach einem Wechsel des sogenannten
Hauptherstellers signifikant höhere Ausfallwahrscheinlichkeiten bei
Hüft- und Knie-Endoprothesen aufweisen, also mehr Wechseloperationen nötig
sind", erläutert Prof. Dr. Volkmar Jansson, Wissenschaftlicher Direktor
des EPRD. Als Haupthersteller einer Klinik gilt dem EPRD zufolge das
Unternehmen, von dem 70 Prozent und mehr der in einem Krankenhaus
verwendeten Implantate stammen. Für den Wechsel eines Herstellers könne es
zwar durchaus nachvollziehbare Gründe geben, berichtet Jansson weiter: "In
jedem Fall aber bedeutet ein Wechsel für die Operateure und das
OP-Personal, sich gegebenenfalls an die Operationstechnik und die Instrumente
anderer Implantate gewöhnen und die Verwendung teils neu erlernen zu
müssen."

Als Executive-Commitee-Sprecher des EPRD plädiert Prof. Dr. Perka
angesichts der EPRD-Ergebnisse dafür, dass Medizin und Management in den
Krankenhäusern eine gemeinsame Implantatstrategie festlegen, um
überraschende Wechsel aus bloßen wirtschaftlichen Gründen auszuschließen:
"Der Operateur wird immer klinische Aspekte in den Vordergrund stellen und
der Einkäufer mit hoher Wahrscheinlichkeit ökonomische. Vor dem Preis
sollten aus Sicht der Medizin jedoch immer Analysen aus Registern wie dem
EPRD oder andere wissenschaftliche Auswertungen gewürdigt werden." Im
besten Falle gäben die Ärztinnen und Ärzte zunächst ein Portfolio aus
mehreren fachlich geeigneten Implantaten vor, das alle medizinisch
notwendigen Versorgungsformen abdecke. Erst danach sollten die
Einkaufsabteilungen mit den Herstellern über den Preis verhandeln. Perka
sagt: "Die Entscheidung über die Implantatauswahl muss trotz ökonomischen
Drucks letztlich in ärztlicher Hand bleiben."


Hintergrund:

Zum 1. Januar 2017 wurden auf Beschluss der Selbstverwaltungspartner im
deutschen Gesundheitswesen erneut die Pauschalen für die
Leistungsvergütung für den Hüftgelenksersatz und für zahlreiche Maßnahmen
bei der Wirbelsäulentherapie gesenkt. Demnach erhalten Kliniken
beispielsweise für eine einfache Hüft-Total-Endoprothese weniger Vergütung
als bisher. Mit dem erneuten Einschnitt in die Vergütung können die
Kliniken ihre Patienten, bei denen eine Hüft- bzw. Rücken-OP vonnöten ist,
kaum mehr kostendeckend therapieren. Die Folge: Krankenhäuser müssen die
Kosten der Liegezeiten, der Implantate und der Sachkosten senken.

Der Aufbau des EPRD geht auf eine Initiative der Deutschen Gesellschaft
für Orthopädie und Orthopädische Chirurgie e.V. (DGOOC) zurück. Gemeinsam
initiiert wurde das EPRD durch die Fachgesellschaft (DGOOC), den
AOK-Bundesverband GbR, den Verband der Ersatzkassen e.V. (vdek) und den
Bundesverband Medizintechnologie e.V. (BVMed). Betrieben wird das EPRD von
der EPRD Deutsche Endoprothesenregister gGmbH (EPRD gGmbH). Die
gemeinnützige Gesellschaft ist eine hundertprozentige Tochter der DGOOC
und wurde am 22. Dezember 2010 gegründet. Geschäftsführer der EPRD gGmbH
ist Dr. med. Andreas Hey. Die Anbindung an die wissenschaftliche
Fachgesellschaft gewährleistet die Neutralität und Unabhängigkeit der EPRD
gGmbH.

Das Endoprothesenregister Deutschland (EPRD) hat im Herbst 2018 seinen
dritten Jahresbericht veröffentlicht. Mit über 280.000 eingegangenen
OP-Dokumentationen und 706 datenliefernden Krankenhäusern waren diese Zahlen
2017 so hoch wie in keinem Jahr zuvor. Erstmals wurden auch Ergebnisse von
Implantatsystemen bis drei Jahre nach dem Ersteingriff veröffentlicht.

Vortrag auf dem VSOU, 2.-4. Mai 2019, Kongresshaus Baden-Baden:

Individualisierte Endoprothetik Pro und Contra

Vorsitz: Carsten Perka (Berlin), Carsten Tibesku (Straubing)

Termin: 03.05.2019, 15:15-16:45

https://www.vsou-kongress.de/

Originalpublikation:

3. EPRD-Jahresbericht 2017

https://www.eprd.de/fileadmin/user_upload/Dateien/Publikationen/Berichte/EPRD-Jahresbericht_2017_Einzelseiten_Online-Version.pdf

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgou.de

http://www.eprd.de

http://www.dgooc.de

http://www.endocert.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1739

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie e. V. - 29.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSLAND/2523: Merkel in Westafrika - Ärzte ohne Grenzen fordert Rettung von Flüchtlingen aus Tripolis (ÄoG)


Ärzte ohne Grenzen - 2. Mai 2019

Merkel in Westafrika: 

Ärzte ohne Grenzen fordert Rettung von Flüchtlingen aus Tripolis 

Mali: humanitäre Hilfe darf nicht für Militäreinsatz instrumentalisiert werden



Anlässlich des Besuchs von Bundeskanzlerin Angela Merkel in Niger sagt
Florian Westphal, Geschäftsführer von Ärzte ohne Grenzen in
Deutschland:

"Die Bundeskanzlerin muss den Besuch in Deutschlands
Migrationspartnerland Niger dazu nutzen, um schleunigst eine Lösung
für einige der am meisten gefährdeten Flüchtlinge und Migranten zu
finden, etwa indem Deutschland Resettlement-Plätze zur Verfügung
stellt: Etwa 3.000 Flüchtlinge und Migranten sitzen in höchster Gefahr
in Internierungslagern im Konfliktgebiet in der libyschen Hauptstadt
Tripolis fest, darunter Kleinkinder und Schwangere. Viele von ihnen
wurden von der EU-finanzierten libyschen Küstenwache erst dorthin
gebracht. Es gibt ein humanitäres UN-Evakuierungsverfahren über den
Niger, aber dieser Rettungsmechanismus funktioniert nicht mehr, weil
Länder wie Deutschland derzeit keine Plätze zur Verfügung stellen. Die
Kanzlerin muss dringend wieder Resettlement-Plätze für in Niger
gestrandete Flüchtlinge anbieten oder direkte Evakuierungsflüge aus
Libyen ermöglichen, wie das die italienische Regierung vor wenigen
Tagen getan hat. Das Zurückbringen von Bootsflüchtlingen nach Libyen
muss sofort beendet werden. Eine Politik, die Flüchtlingen in Libyen
Schutz verweigert, die mit deutscher und EU-Unterstützung sogar ins
Konfliktgebiet zurückgebracht wurden, ist zutiefst zynisch und völlig
inakzeptabel. Die Menschen in den Internierungslagern in Tripolis sind
in akuter Gefahr."

Angela Merkel reist derzeit durch Westafrika. Nach einem Besuch in
Burkina Faso gestern und heute besucht sie Mali und Niger. Auf dem
Programm stehen am heutigen Donnerstag ein Truppenbesuch bei den
Bundeswehrsoldaten in Gao in Mali, ein Treffen mit dem nigrischen
Präsidenten Mahamadou Issoufou und am Freitag unter anderem ein Besuch
der EU-Mission EUCAP Sahel Niger.

Im Niger leisten Teams von Ärzte ohne Grenzen medizinische Hilfe für
Flüchtlinge, Migranten und die Bewohner der Wüstengegend im
Grenzgebiet mit Algerien und Libyen, nördlich von Agadez. Die Teams
beobachten, dass Flüchtlinge und Migranten immer gefährlichere Routen
nehmen und zu wenig Zugang zu humanitärer und medizinischer Hilfe
haben. Gründe dafür sind die zunehmende Kriminalisierung von Migration
in Niger, die EU-Migrationspolitik, die entsetzliche Situation in
Libyen sowie Massenausweisungen aus Algerien. Besonders die Zahl der
Flüchtlinge und Migranten, die gezwungen werden, Algerien zu
verlassen, hat deutlich zugenommen. Während nigrische Staatsbürger
meist in offiziellen Konvois nach Niger zurückgebracht werden, werden
Flüchtlinge und Migranten anderer Nationalität oft ohne Hilfe an der
Grenze mitten in der Wüste abgesetzt, von wo aus sie 15 Kilometer zum
nächsten Ort laufen müssen.

Mali befindet sich trotz eines 2015 unterzeichneten Friedensabkommens
weiterhin in einem aktiven Konflikt mit Instabilität, Vertreibung und
fehlendem Zugang zur Gesundheitsversorgung. Im Jahr 2018 verzeichnete
das Land laut des "Armed Conflict Location & Event Data Project"
(ACLED) die höchste Zahl an zivilen Todesopfern seit Beginn der Krise
im Jahr 2012. Ärzte ohne Grenzen ist besorgt über die
Instrumentalisierung der humanitären Hilfe im Rahmen der
Militäreinsätze im Land. Die derzeitigen Militäroperationen in Mali -
darunter die UN-Mission MINUSMA, die Mission der Europäischen Union in
der Sahelzone und die französische Militäroperation Barkhane - nutzen
humanitäre Hilfe, um ihre eigenen politischen und militärischen Ziele
zu erreichen. Dies stellt ein erhebliches Risiko für die im Land
tätigen humanitären Akteure dar. Um die Akzeptanz der Bevölkerung zu
gewährleisten, setzt die humanitäre Hilfe auf die Grundsätze der
Unabhängigkeit, Unparteilichkeit und Neutralität. Wenn humanitäre
Maßnahmen als Teil des Konflikts wahrgenommen werden, gefährdet dies
die humanitären Helfer und die dringend benötigte Hilfe. So führt etwa
die Verwendung von nicht identifizierten Fahrzeugen durch Streitkräfte
zur Verwechslung von Militärs und humanitären Helfern.

Ärzte ohne Grenzen hat 2017 den Bericht "Perilous terrain:
Humanitarian action at risk in Mali" zur Instrumentalisierung
humanitärer Hilfe in Mali veröffentlicht:
https://arhp.msf.es/emergency-gap-case-studies/perilous-terrain-humanitarian-action-risk-mali


Projekte von Ärzte ohne Grenzen in Niger:

- Grenzgebiet zu Algerien und Libyen: medizinische und humanitäre
Hilfe für Flüchtlinge, Migranten und die Bevölkerung an 11 Orten in
der Sahara, nördlich von Agadez

- Tschadseeregion: mehrere große Hilfsprojekte für Binnenvertriebene
und Flüchtlinge aus den Nachbarländern sowie die Bevölkerung in der
Region Diffa

- Kinderklinik in Madarounfa bei Maradi im Süden des Landes

- mobiles Nothilfeteam zur Reaktion auf Krankheitsausbrüche (derzeit
Masernimpfung)

Projekte von Ärzte ohne Grenzen in Mali:

- Norden und Zentrum von Mali: medizinische Hilfe in den drei Regionen
Kidal, Gao und Mopti mit Schwerpunkt auf Vertriebene und die
Bevölkerung in abgelegenen Gebieten

- Süden von Mali: großes Programm zur Behandlung von Kindern in
Koutiala (v.a. Mangelernährung, Malaria und Kinderkrankheiten);
Unterstützung von 37 Gesundheitszentren; Hilfe für Vertriebene

Projekte von Ärzte ohne Grenzen in Burkina Faso:

- äußerster Norden von Burkina Faso: Basisgesundheitsversorgung sowie
weiterführende Behandlungen in den Provinzen Soum und Oudalan an der
Grenze zu Mali, u.a. Kinderheilkunde, Malariabehandlung, Unterstützung
von Krankenhäusern bei der Behandlung von Verwundeten, Rehabilitation
und Bau von Teilen der Krankenhäuser.

- Dengue-Fieber-Projekt: gemeinsam mit den Gesundheitsbehörden
Behandlung von Patienten mit Verdacht auf Dengue-Fieber sowie
epidemiologische Überwachung an vier Standorten in Burkina Faso.

Projekte von Ärzte ohne Grenzen in Libyen:

- Tripolis und Region Misrata/Khoms: medizinische und humanitäre Hilfe
für Flüchtlinge und Migranten, die in Internierungslagern festgehalten
werden; in Tripolis auch medizinische Hilfe für Vertriebene der
aktuellen Kämpfe in Tripolis

- Bani Walid: Behandlung von Flüchtlingen und Migranten, die illegalen
Gefängnissen entfliehen konnten und die dort Opfer von Gewalt und
Folter wurden

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany

Pressestelle: Telefon: + 49 (30) 700 130 - 230
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STUDIE/642: Krankheitsanfälligkeit entwickelt sich im Kindesalter (idw)


Universität Zürich - 29.04.2019

Krankheitsanfälligkeit entwickelt sich im Kindesalter



Traumatisierte Kinder und Kinder mit mehreren Allergien leiden im
Erwachsenenalter eher an chronischen Entzündungskrankheiten und
psychischen Beeinträchtigungen. Dies zeigen Forschende der Universitäten
Zürich und Lausanne in einer Studie, in der sie fünf Gruppen der frühen
Immunsystem-Programmierung identifizieren.

Das Immunsystem wird in der Kindheit geformt: Die sogenannte
Hygienehypothese liefert dazu eine vielbeachtete Perspektive. Sie besagt,
dass eine bessere Hygiene, Veränderungen in der Landwirtschaft und die
Verstädterung dazu geführt haben, dass unser Immunsystem mit manchen
Mikroben weniger oft oder erst später im Leben in Kontakt kommt. Als
negative Folgen dieser Entwicklung werden eine Zunahme von chronisch
entzündlichen Erkrankungen, von Allergien und psychischen Erkrankungen wie
Depressionen vermutet.

Von der Hygienehypothese ausgehend, untersuchte eine interdisziplinäre
Gruppe von Forschenden der Universitäten Zürich und Lausanne die
epidemiologischen Daten einer Kohorte von knapp 5.000 Mitte des 20.
Jahrhunderts geborenen Personen. Dabei konzentrierte sie sich auf die
Koinzidenz von Allergien, viralen und bakteriellen Krankheiten sowie
psychosozialen Belastungen in der Kindheit. Aus den frühen
Krankheitsmustern identifizierten die Wissenschaftler fünf
unterschiedliche Gruppen, die sie anhand biologischer Marker (weisse
Blutkörperchen, Entzündungsmarker) charakterisierten und in einem weiteren
Schritt mit chronischen Entzündungskrankheiten sowie psychischer Störungen
im Erwachsenenalter in Verbindung brachten.

Jeder Fünfte hat ein sehr widerstandfähiges Immunsystem

Die Hauptgruppe, die knapp 60 Prozent der untersuchten Personen umfasste,
verfügte über ein unauffälliges, «neutrales» Immunsystem. Ihre
Krankheitsbelastung im Kindesalter war vergleichsweise tief. Noch stärker
traf dies für die zweitgrösste Gruppe mit über 20 Prozent der Personen zu:
Sie zeigte ein besonders widerstandsfähiges, «resilientes» Immunsystem.
Selbst Symptome typischer und zu jener Zeit unvermeidbarer
Kinderkrankheiten wie Masern, Mumps oder Röteln manifestierten sich in
dieser Gruppe deutlich weniger als in der neutralen Gruppe.

Der resilienten Gruppe stehen drei kleinere Gruppen gegenüber: In der
«atopischen» Gruppe (7 %) traten mehrere allergische Erkrankungen auf. Die
ungefähr gleich grosse «gemischte» Gruppe (rund 9 %) war gekennzeichnet
durch einzelne allergische Erkrankungen - etwa Medikamentenallergien -
sowie bakterielle und mit Hautausschlägen einhergehende Kinderkrankheiten
wie Scharlach, Keuchhusten oder Röteln. Die kleinste der fünf Gruppen
(rund 5 %) umfasste Personen, die in der Kindheit traumatisiert wurden.
Sie waren anfälliger für allergische Erkrankungen, reagierten aber
vergleichsweise resilient bei typischen viralen Kinderkrankheiten.

Hygienehypothese weitergedacht

Vergleichende Analysen ergaben, dass die neutrale und die resiliente
Gruppe bei älteren Jahrgängen häufiger vertreten sind als bei jüngeren.
Genau entgegengesetzt verhielt es sich mit der atopischen Gruppe: Diese
hat bei jüngeren Jahrgängen zugenommen. «Damit bestätigt unsere Studie die
Hygienehypothese», so Ajdacic-Gross, «geht zugleich aber über diese
hinaus».

Unterschiede zwischen den Gruppen manifestierten sich nämlich auch
hinsichtlich der späteren Gesundheit. Personen, die zur resilienten Gruppe
gehören, waren im Erwachsenenalter nicht nur vor chronischen
Entzündungskrankheiten, sondern auch vor psychischen Beschwerden besser
geschützt. Wer hingegen der atopischen oder der gemischten Gruppe
angehörte, war später einem erhöhten Krankheitsrisiko ausgesetzt - im
somatischen wie im psychischen Bereich. Die traumatisierte Gruppe zeigte
ebenfalls eine höhere Anfälligkeit für psychische Erkrankungen im
Erwachsenenalter und - allerdings nur bei den Frauen - ein höheres Risiko
für chronische Entzündungskrankheiten. «Die Ergebnisse weisen darauf hin,
dass das Immunsystem wie eine Schaltstelle zwischen somatischen und
psychischen Prozessen funktioniert», sagt Erstautor Vladeta Ajdacic-Gross
von der UZH. «Sie helfen uns zu verstehen, weshalb auch viele Menschen
ohne psychosoziale Vorbelastungen von psychischen Beschwerden eingeholt
werden und weshalb umgekehrt traumatisierte Personen zu chronischen
Entzündungskrankheiten neigen.»


Originalpublikation:

Vladeta Ajdacic-Gross et al. A step beyond the hygiene hypothesis -
immune-mediated classes determinded in a population-based study. BMC
Medicine, 9. April 2019. 

DOI: 10.1186/s12916-019-1311-z

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2019/Immunsystem.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution94
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ENTWICKLUNG/1444: Flemings Methode im Miniformat (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), Hochschulkommunikation, 29.04.2019

Flemings Methode im Miniformat



Forschende am Departement für Biosysteme der ETH Zürich in Basel haben
eine Methode entwickelt, mit der sie schnell eine sehr grosse Anzahl an
Molekülen auf ihre antibiotische Wirkung testen können. Sie entdeckten
damit neue Kandidaten für Antibiotika. In Zukunft möchten sie mit dem
Verfahren auch Bodenproben und das Mikrobiom auf der menschlichen Haut auf
medizinisch interessante Organismen hin untersuchen.

Unbeabsichtigt gelangte vor 90 Jahren ein Schimmelpilz auf eine
Bakterienkultur in Alexander Flemings Labor. Der schottische Bakteriologe
beobachtete, dass der Pilz einen Stoff produzierte, der die Bakterien auf
der Zellkulturplatte abtötete. Er entdeckte so Penicillin, eines der
ersten Antibiotika. Mittlerweile gibt es mehrere Dutzend Klassen von
Antibiotika, und die Wissenschaft sucht weiterhin unermüdlich nach neuen
antimikrobiellen Wirkstoffen, weil diese in der Medizin dringend benötigt
werden. Ein Grossteil dieser Medikamente sind Naturstoffe oder bauen auf
diesen auf. Und noch immer ist die Nachweismethode dieselbe wie zu
Flemings Zeiten: Ein Antibiotikum ist ein Stoff, der auf einer
Zellkulturplatte Bakterien abzutöten vermag.

Wissenschaftler um Steven Schmitt aus der Gruppe von ETH-Professor Sven
Panke am Department für Biosysteme der ETH Zürich in Basel haben nun
Flemings Methode modernisiert und miniaturisiert und sie so fit gemacht
für die Hochdurchsatz-Analyse von Mikroorganismen und den von ihnen
produzierten Wirkstoffen. «Während es heute mit herkömmlichen Methoden bis
zu einem Jahr dauert, um 10'000 Wirkstoffproduzenten zu testen, können wir
innerhalb von wenigen Tagen Millionen von Varianten untersuchen», sagt
Schmitt, der die Methode in seiner Doktorarbeit an der ETH entwickelte.

Mit der neuen Technologie ist es den ETH-Wissenschaftlern gemeinsam mit
niederländischen und deutschen Kollegen gelungen, eine Reihe neuer
Antibiotika-Kandidaten zu identifizieren. Nun werden die Forscher in einem
nächsten Schritt untersuchen, ob sich unter diesen Kandidaten auch solche
befinden, die sich für eine Anwendung in der Medizin eignen.

«Bubble Tea» für die Wirkstoffsuche

Was bei Alexander Fleming eine Zellkulturschale mit einem Durchmesser von
zehn Zentimetern war, sind in der neuen, «Nano-Fleming» genannten Technik
kleine Gel-Kügelchen von bloss einem halben Millimeter - ähnlich wie
«Bubble Tea» oder Kaviar-Imitat aus der Molekularküche. In diesen
Kügelchen können die Wissenschaftler neue Stoffe auf ihre antibiotische
Wirkung hin testen. Sie betten dazu in die Kügelchen einerseits mehrere
Sensor-Bakterien ein und andererseits pro Kügelchen jeweils einen
Mikroorganismus, der einen zu testenden und potenziell antibiotisch
wirkenden Stoff produziert.

Wirkt der produzierte Stoff tatsächlich antibiotisch, sterben die
Sensor-Bakterien ab. Wirkt er nicht, vermehren sie sich und bilden Zellhaufen.
Nachdem die Wissenschaftler die Sensor-Bakterien mit einem
Fluoreszenz-Farbstoff markieren, können sie die nur schwach fluoreszierenden
Gel-Kügelchen mithilfe einer Hochdurchsatz-Sortierungsmethode aussortieren. In
ihnen befindet sich ein Mikroorganismus, der ein wirksames Antibiotikum
produzierte. Anschliessend können die Wissenschaftler diesen Wirkstoff
identifizieren.

Wirksamere Antibiotika

In der aktuellen Arbeit, welche die Forscher im Fachmagazin Nature
Chemical Biology [http://dx.doi.org/10.1038/s41589-019-0250-5]
veröffentlichten, testeten sie eine Sammlung von 6000 Peptiden (kurzen
Proteinen) auf ihre antibiotische Wirkung. Es handelte sich dabei um
Moleküle, die einer Gruppe von bekannten Peptid-Antibiotika, sogenannten
Lantibiotika, ähnlich sind. Die Wissenschaftler wollten untersuchen, ob es
durch eine intelligente Veränderung der molekularen Struktur der
Lantibiotika möglich ist, ihre Wirksamkeit zu erhöhen oder bekannte
Resistenzmechanismen zu umgehen.

Zusammen mit den niederländischen und deutschen Kollegen gingen sie von
bekannten Lantibiotika und ihren strukturellen und funktionellen
Untereinheiten aus. In einem biotechnologischen Ansatz kombinierten sie
die Untereinheiten verschiedener Lantibiotika auf alle erdenklichen Weisen
und fertigten so eine Sammlung von Mikroorganismen an, welche diese
neukombinierten Peptide herstellen. Diese Mikroorganismen testeten sie
anschliessend mit der «Nano-Fleming»-Methode. Tatsächlich fanden sie elf
Peptide, die im Vergleich zu den bekannten Lantibiotika entweder in
kleinerer Dosis wirken oder in der Lage sind, bekannte
Resistenzmechanismen auszutricksen.

Suche in der Natur

«Mit der Methode lässt sich auch hervorragend untersuchen, ob
Mikroorganismen aus der Natur bisher unentdeckte Wirkstoffe produzieren»,
sagt Schmitt. Dass Mikroben versuchten, ihre Konkurrenten mit
biochemischen Verbindungen auszuschalten, sei ein natürlicher und
verbreiteter Mechanismus. Möglicherweise finde man daher in Lebensräumen
wie Bodenproben oder dem noch wenig untersuchten Mikrobiom auf der
menschlichen Haut und im Speichel neue Antibiotikaklassen. Mit der neuen
Technik könnten Mikroorganismen aus diesen Lebensräumen sehr gut
analysiert werden. «Und weil wir nun in kurzer Zeit sehr viel mehr
Wirkstoffproduzenten testen können als mit bisherigen Methoden, erhöht
sich die Chance, Wirkstoffe von seltenen Mikroorganismen zu entdecken.»

Ebenso könnte die Technik angepasst werden, um weitere Kriterien für
Antibiotika gleich bei der ersten Analyse zu testen, etwa die Stabilität
in der menschlichen Blutbahn oder die Umgehung von Resistenzmechanismen.
Oder es wäre möglich, die Gel-Kügelchen mit verschiedenen Sensor-Bakterien
zu bestücken - solchen, die ein Wirkstoff unbedingt abtöten soll, zum
Beispiel Krankheitserregern, und anderen, denen er keinesfalls schaden
soll, beispielsweise Bakterien der gesunden Haut- oder Mundflora.

Weiterentwicklungen wie diese plant Schmitt nun im Rahmen seines
ETH-Pioneer-Fellowships sowie eines Bridge-Stipendiums, mit dem der
Schweizerische Nationalfonds und Innosuisse gemeinsam Entwicklungen an der
Schnittstelle von Hochschulen und Industrie fördert. Ebenfalls in Planung
ist die Gründung eines Spin-offs, um die Methode zu kommerzialisieren.


Originalpublikation:

Schmitt S, Montalbán-López M, Peterhoff D, Deng J, Wagner R, Held M,
Kuipers OP, Panke S: Analysis of modular bioengineered antimicrobial
lanthipeptides at nanoliter scale. Nature Chemical Biology 2019, 15: 437,

doi: 10.1038/s41589-019-0250-5

[http://dx.doi.org/10.1038/s41589-019-0250-5]

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2019/04/flemings-methode-im-miniaturformat.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution104
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Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), Hochschulkommunikation, 29.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1443: Wundheilung mit der Kraft der Nanofaser (idw)


Max-Planck-Institut für Polymerforschung - 29.04.2019

Wundheilung mit der Kraft der Nanofaser



Die Heilung von Verletzungen, insbesondere von durchtrennten Nervenbahnen,
erfordert heutzutage aufwändige Methoden, wie z. B. das Zusammennähen der
beiden entstandenen Nervenstümpfe. Wissenschaftler des Arbeitskreises von
Prof. Tanja Weil (Max-Planck-Institut für Polymerforschung) haben nun
unter der Leitung von Dr. Christopher Synatschke in einer Kooperation mit
Forschern um Prof. Bernd Knöll vom Institut für Physiologische Chemie der
Universität Ulm ein neuartiges Biomaterial entwickelt, welches die
Selbstheilungskräfte des Körpers unterstützen könnte.

Bei Verletzungen des sogenannten peripheren Nervensystems, wie sie oftmals
durch Unfälle zustande kommen, hängt die Heilungschance sehr stark davon
ab, ob die Nervenbahnen noch teilweise verbunden sind bzw. wie groß die
Lücke zwischen zwei Nervenenden ist. Bei Lücken im Bereich von Millimetern
bis Zentimetern ist heute eine Operation die Standard-Behandlungsmethode,
die zumindest eine teilweise Regeneration verspricht. Bei dieser werden
die getrennten Nervenenden wieder miteinander vernäht. Ziel ist es somit,
die Nervenenden nahe zusammenzubringen, damit die verbleibende kleine
Lücke durch die Bildung von Zellen durch den Körper geschlossen wird.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler um Gruppenleiter Christopher
Synatschke, Direktorin Tanja Weil und Arbeitsgruppenleiter Bernd Knöll
arbeiten gemeinsam an der Entwicklung von Flüssigkeiten, die sogenannte
Nanofasern enthalten. Hierbei handelt es sich um in Wasser gelöste
Molekülstränge mit einer Dicke im Bereich von einigen milliardstel Metern.
Diese dienen als Gerüst bzw. Haftgrund für Zellen und sind für den
menschlichen Körper ungiftig. Eine solche Faser besteht aus sogenannten
Peptiden - kurzen Ketten von Aminosäuren, wie sie auch in menschlichen
Proteinen vorkommen. Diese Ketten können ein zweidimensionales Gitter bzw.
dreidimensionales Netzwerk bilden, an dem Zellen wie Nervenzellen oder
auch Muskelzellen anhaften können.

Die von Synatschke und Kollegen entwickelte Flüssigkeit kann durch
Spritzen in Wunden eingebracht werden. Dort verbleibt sie für viele
Wochen, bevor sie durch körpereigene Prozesse abgebaut wird.

Die Herausforderung bei der Herstellung eines peptidbasierten Bionetzwerks
ist es, aus der Vielzahl an möglichen Kombinationsmöglichkeiten von
Molekülen - sogenannten Sequenzen - diejenigen zu identifizieren, welche
eine gute Biokompatibilität mit optimaler Zellanhaftung vereinen. Hierzu
haben die Wissenschaftler zunächst eine Reihe von Nanofasern mit
systematischen Veränderungen ihrer Peptidsequenz hergestellt und in
Zellkulturen getestet. Mittels detaillierter molekularer Analysen und
einem computergestützten Algorithmus konnten wiederkehrende Merkmale in
der Molekülstruktur identifiziert werden, die eine hohe Eignung für die
Regeneration von Nervenzellen erwarten lassen. Die so identifizierten
Peptidsequenzen wurden anschließend in einer Reihe von Zelltests eingehend
auf ihre Fähigkeit, neuronales Wachstum zu unterstützen, untersucht.
"Unser Bionetzwerk kann man sich ähnlich wie ein Rankgitter für
Tomatenpflanzen vorstellen", so Synatschke. "Ohne Gitter können die
Pflanzen nicht in die Höhe wachsen. Wir haben - übertragen auf
Tomatenpflanzen - ein Gitter ausgewählt, an dem die Pflanze besonders gut
haften kann. In einem miniaturisierten Maßstab hilft unser Material den
Nervenzellen, die Kluft zwischen zwei Nervenenden zu überbrücken."
Um die Funktionsfähigkeit des besten Materials realitätsnah zu überprüfen,
wurde in Kooperation mit der Universität Ulm Mäusen in einem minimalen
chirurgischen Eingriff ein Gesichtsnerv durchtrennt, der den für die
Schnurrhaare zuständigen Muskel steuert. Über Videoaufnahmen beobachteten
die Forscher die Mäuse über einen Zeitraum von mehreren Wochen. Sie
konnten bei Mäusen, bei denen in den künstlich erzeugten Zwischenraum
zwischen den Nervenenden Biomaterial injiziert wurde, eine schnellere und
umfassendere Genesung feststellen, als dies bei nicht behandelten Mäusen
der Fall war.

Die Forscher hoffen, in Zukunft nach weiteren eingehenden medizinischen
Studien eine alternative Methode zu entwickeln, um auch beim Menschen
Nervenschädigungen mit Hilfe eines Bionetzwerk-Gerüsts in der Wunde zu
behandeln.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler vermuten, dass körpereigene,
wachstumsfördernde Proteine durch die hergestellten Peptid-Ketten länger
in der Wunde verbleiben. In Zukunft wäre es daher denkbar, die Ketten so
zu funktionalisieren, dass zusätzlich zu der Gerüststruktur noch
zellwachstumsfördernde Moleküle mit in das Biomaterial eingebracht werden
können, um so deren Heilungspotential noch weiter zu erhöhen.


Originalpublikation:

Schilling, C., Mack, T., Lickfett, S., Sieste, S., Ruggeri, F. S.,
Sneideris, T., Dutta, A., Bereau, T., Naraghi, R., Sinske, D., Knowles, T.
P. J., Synatschke, C. V., Weil, T., Knöll, B., Sequence-Optimized Peptide
Nanofibers as Growth Stimulators for Regeneration of Peripheral Neurons.
Adv. Funct. Mater. 2019, 1809112. 

https://doi.org/10.1002/adfm.201809112

Weitere Informationen finden Sie unter


Arbeitskreis Prof. Tanja Weil:

http://www.mpip-mainz.mpg.de/weil

Webseite von Dr. Christopher Synatschke: 

http://www.mpip-mainz.mpg.de/synatschke

Webseite von Prof. Bernd Knöll (Uni Ulm):

https://www.uni-ulm.de/med/med-physchem/mitarbeiter/knoell/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution350

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Polymerforschung - 29.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENTWICKLUNG/1442: Eine App für die Zeit nach dem Entzug (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 29.04.2019

Eine App für die Zeit nach dem Entzug



Alkoholabhängigkeit ist eine der häufigsten psychischen Störungen weltweit
mit gravierenden Folgen für Patientinnen und Patienten sowie ihre
Angehörigen. Ein häufiges Kennzeichen der Krankheit ist ihr chronischer
Verlauf - gerade in den Monaten nach einem Entzug liegt das Risiko für
einen Rückfall besonders hoch. FAU-Forschende wollen Betroffene nach einem
Klinikaufenthalt mit einer Kombination aus App und Telefoncoaching helfen,
passende Angebote und Maßnahmen zu finden, um dauerhaft abstinent zu
bleiben. Das Projekt SmartAssistEntz wird vom Gemeinsamen Bundesausschuss,
dem höchsten Gremium der gemeinsamen Selbstverwaltung im Gesundheitswesen,
mit rund 2,4 Millionen Euro gefördert.

Obwohl das deutsche Gesundheitssystem viele Angebote für Betroffene
bereithält, nimmt nur ein vergleichsweise geringer Anteil sie nach
Abschluss eines stationären Alkolholentzugs in Anspruch. Somit erhalten
Patientinnen und Patienten in einer Phase, die sich durch ein hohes
Rückfallrisiko auszeichnet, keine angemessene Unterstützung. "Genau an
diesem Punkt wollen wir ansetzen, um das passende Anschlussangebot für
jeden einzelnen zu finden", erklärt Prof. Dr. Matthias Berking, Lehrstuhl
für Klinische Psychologie und Psychotherapie der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU). Die Versorgungsforschung geht davon
aus, dass bislang der überwiegende Teil der Betroffenen nach erfolgtem
Entzug keine weiterführenden Versorgungsangebote in Anspruch nimmt.

Das Konzept der FAU-Forschungsteams besteht aus einer Handy-App, die durch
Telefonate mit einer Psychotherapeutin oder einem Psychotherapeuten
ergänzt wird. Die App bietet ein spezielles Training, das die Betroffenen
dabei unterstützt, dauerhaft auf Alkohol zu verzichten. In diesen
Einheiten lernen sie die eigene Motivation zu stärken, Suchtverlangen zu
erkennen und mit Risikosituationen umzugehen und die eigenen Ressourcen zu
aktivieren. Darüber hinaus identifiziert die App mittels Telediagnostik
Angebote für die Zeit nach einem stationären Entzug. Gemeinsam mit einem
Psychotherapeuten, dem sogenannten eCoach, erarbeiten die Patienten dann
in Telefongesprächen einen individuellen Plan mit Maßnahmen, die am besten
zum jeweiligen Lebensumfeld passen. Das können sowohl Selbsthilfegruppen
als auch klinische Ambulanzanbindung oder Paar- und Familiengespräche
sein.

Der onlinebasierte Ansatz soll helfen, dass Anschlussmaßnahmen nach einem
Alkoholentzug häufiger und dauerhafter genutzt und Rückfälle reduziert
werden. Damit könnte die App zu geringeren direkten und indirekten
Krankheitskosten führen.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler um Prof. Berking arbeiten für
das Projekt modellhaft mit Kliniken und Beratungsstellen im Raum Franken
und München zusammen - eine Übertragung auf andere Regionen oder in die
Regelversorgung ist möglich. Gleichzeitig untersuchen sie die Effekte
ihres Konzepts. Dafür vergleichen sie insbesondere das Rückfallrisiko
innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des Entzugs mit den in der
Regelversorgung erzielten Effekten. Dafür werden die Forscher Patienten
sowie behandelnde Ärzte, Psychotherapeuten sowie Psychologen befragen und
zudem Daten von Krankenkassen und der Rentenversicherung heranziehen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 29.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/2755: Kassel - "Musik ohne Grenzen" am 7. Mai 2019


Stadt Kassel

Musik ohne Grenzen



Am Dienstag, 7. Mai, um 19 Uhr lädt die Musikakademie der Stadt Kassel
"Louis Spohr" wieder zur "Musik ohne Grenzen" in ihren Konzertsaal am
Karlsplatz. Es erklingt klassische und traditionelle Musik aus
Vietnam, Korea, der Mongolei, Kolumbien und Kroatien.

Unter den 130 aktuell in einem der beiden Bachelorstudiengänge
eingeschriebenen Studierenden der Menschen befinden sich junge
Menschen aus mehr 20 Nationen. In der Konzertreihe "Musik ohne
Grenzen" stellen sie seit 2014 Musik aus ihren Heimatländern vor. Die
Idee stammt von Dr. Albert Kaul, Dozent für Musikpädagogik und
Musizierpraxis an der Musikakademie. Die Konzerte erfreuen sich
seither großer Beliebtheit beim Publikum.

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 2. Mai 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10201: Berlin - Deutsches Symphonie-Orchester Berlin mit drei ausgezeichneten Debütanten, 8.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 30.04.2019

Debüt im Deutschlandfunk Kultur

Dirigent Valentin Uryupin mit Juliana Koch (Oboe) und Philipp
Kopachevsky (Klavier) als Solisten mit dem Deutschen Symphonie-Orchester Berlin

Mittwoch, 8. Mai 2019, 20.00 Uhr in der Berliner Philharmonie



Das "Debüt im Deutschlandfunk Kultur" präsentiert am Mittwoch, den 8.
Mai um 20.00 Uhr in der Berliner Philharmonie in einem Konzert mit dem
Deutschen Symphonie-Orchester Berlin drei ausgezeichnete Debütanten.

Am Pult des Orchesters steht mit dem russischen Dirigenten Valentin
Uryupin der Gewinner des 8. Sir-Georg-Solti-Dirigentenwettbewerbs in
Frankfurt und Preisträger des Gustav-Mahler-Dirigentenwettbewerbs der
Bamberger Symphoniker. Er eröffnet den Konzertabend mit Jörg Widmanns
Konzertouvertüre "Con brio" für Orchester. Danach ist die deutsche
Oboistin Juliana Koch Solistin im Oboenkonzert von Richard Strauss.
Die Solo-Oboistin des London Symphony Orchestra ist Preisträgerin des
ARD-Wettbewerbs in München und des Osnabrücker Musikpreises.

Der zweite Solist des Abends ist der russische Pianist Philipp
Kopachevsky, der in Sergej Rachmaninows Paganini-Rhapsodie seine
Virtuosität ebenso unter Beweis stellen kann wie seine lyrischen
Qualitäten. Mit Auszügen aus Sergej Prokofjews Ballettmusik "Romeo und
Julia" präsentiert sich Valentin Uryupin abschließend als Dirigent
großen symphonischen Repertoires.

Mittwoch, 8. Mai 2019, 20.00 Uhr Philharmonie

(Sendung im Deutschlandfunk Kultur am 9. Mai ab 20.03 Uhr)

Juliana Koch, Oboe (Deutschland)

Philipp Kopachevsky, Klavier (Russland)

Deutsches Symphonie-Orchester Berlin

Leitung: Valentin Uryupin (Russland)

Jörg Widmann: 'Con brio' Konzertouvertüre für Orchester (2008, rev.
2013)

Richard Strauss: Konzert für Oboe und kleines Orchester in D-Dur
(1945)

Sergej Rachmaninow: Rhapsodie nach einem Thema von Paganini für
Klavier und Orchester op. 43 (1934)

Sergej Prokofjew: 'Romeo und Julia' Auszüge aus den Suiten Nr. 1, 2, 3
und der Ballettmusik

Das "Debüt im Deutschlandfunk Kultur" ist eine der traditionsreichsten
Konzertreihen im deutschen Hörfunk. Junge vielversprechende
Dirigenten, Instrumentalisten und Ensembles, denen eine eindrucksvolle
Karriere zuzutrauen ist, präsentieren sich im Kammermusiksaal der
Berliner Philharmonie oder gemeinsam mit dem Deutschen Symphonie-
Orchester Berlin auf großer Bühne. Gegründet im Jahr 1959 unter dem
Namen "RIAS stellt vor", kann die Konzertreihe nach fast 60 Jahren auf
eine lange Liste von Debütanten zurückblicken, die später zu einer
Weltkarriere ansetzten, darunter Jacqueline Du Pré und Daniel
Barenboim (beide 1963), Jessye Norman (1969) und Simon Rattle (1977),
Jewgenij Kissin (1987) und Cecilia Bartoli (1988), Daniel Hope (1993)
und Renaud Capuçon (2000), Tugan Sokhiev (2003) und Daniil Trifonov
(2013).

Weitere Informationen: deutschlandfunkkultur.de/dasdebuet

Tickets ab 12 EUR (Studierende und Schüler 10 EUR)

Telefon: 030 - 20 29 87 11, Fax: 030 - 20 29 87 29, 

Mail: tickets@roc-Berlin.de

Online: Webshop der ROC

Kartenbüro der ROC GmbH Berlin:

Charlottenstr. 56 | 2. OG | 10117 Berlin | am Gendarmenmarkt

Mo bis Fr 9.00 - 18.00 Uhr

Vorverkaufsstellen der Stadt und Kasse der Philharmonie

(jeweils mit Vorverkaufsgebühr)

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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AUSLAND/9054: Aus aller Welt - 02.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Pheu Thai fordert Auflösung der pro-militärischen Phalang Pracharat

In Thailand hat die Partei Pheu Thai am Mittwoch eine Beschwerde bei
der nationalen Wahlkommission gegen den Junta-Chef und
Premierminister-Kandidaten der Phalang Pracharat Party (PPRP),
General Prayut Chan-o-cha, eingelegt. Nach Angaben des Vorsitzenden
der Rechtsabteilung von Pheu Thai, Chusak Sirinil soll der
Regierungschef wenige Tage vor den Parlamentswahlen Bargeld an
Freiwillige im Gesundheitswesen verteilt haben, damit sie für Phalang
Pracharat stimmen. Eine solche Ausplünderung des Staatshaushalts
hätte einen gewöhnlichen Premier ins Gefängnis gebracht, sagte Pheu
Thai-Generalsekretär Phumtham Wechayachai laut einem Bericht der in
Bangkok erscheinenden englischsprachigen Tageszeitung The Nation. Die
Ergebnisse des Urnengangs vom März will die Wahlkommission erst im
Mai, nach den Krönungszeremonien für den neuen König Maha
Vajiralongkorn, bekanntgeben.

2. Mai 2019
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JUSTIZ/9054: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Familiendrama in Swisttal

In Swisttal bei Bonn soll ein 30jähriger seine Eltern erstochen
haben. Die 60 Jahre alte Mutter teilte dem Polizeinotruf am
Dienstagabend mit, daß ihr Sohn gerade ihren Mann angreife. Dann
brach das Gespräch ab. Als Beamte an dem Einfamilienhaus eintrafen,
fanden sie die Anruferin und ihren 62jährigen Ehemann leblos vor.
Beide seien an ihren schweren Stichverletzungen gestorben, teilten
Staatsanwaltschaft und Polizei am Mittwoch mit. Der tatverdächtige
Sohn wurde festgenommen. Das Messer, mit dem er seine Eltern
erstochen haben soll, wurde sichergestellt.

2. Mai 2019
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MILITÄR/9051: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Moskau weist Berichte über Verluste in Syrien zurück

Das Verteidigungsministerium in Moskau dementiert Medienberichte,
wonach vier russische Militärangehörige bei Gefechten mit Rebellen in
der syrischen Provinz Hama getötet wurden. Alle im Bürgerkriegsland
stationierten Soldaten seien wohlauf, teilte das Ministerium nach
Informationen der Agentur Tass am Donnerstag mit. Der Leiter des
russischen Zentrums für Aussöhnung der Konfliktparteien in Syrien,
Generalmajor Viktor Kupchischin, erklärte am Vortag, daß der
russische Luftwaffenstützpunkt Hmeimim in der Provinz Latakia seit
Anfang April ein Dutzend mal mit Drohnen und Mehrfachraketensystemen
angegriffen worden sei.

2. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9053: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Viel Kritik und ein wenig Lob für Juso-Chef Kühnert

Der Vorsitzende der SPD-Nachwuchsorganisation, Kevin Kühnert, hat mit
seinen Äußerungen zur Überwindung des Kapitalismus eine breite Welle
der Empörung ausgelöst. In einem Interview mit der Wochenzeitung Die
Zeit hatte Kühnert gesagt, daß er große Firmen kollektivieren und den
Besitz von Immobilien in Deutschland beschränken möchte.
Verkehrsminister Andreas Scheuer (CSU) bezeichnete den Juso-Chef in
der Bild-Zeitung als verirrten Phantasten. CSU-Generalsekretär Markus
Blume riet Kühnert, er möge doch in die Linkspartei eintreten. Die
neue FDP-Generalsekretärin Linda Teuteberg forderte Kühnert auf,
dringend sein Verhältnis zum Eigentum zu klären. Auch SPD-Politiker
kritisierten Kühnerts Gedankenspiele. Im Kurzbotschaftendienst
Twitter fragte der Sprecher des konservativen Seeheimer Kreises,
Johannes Kahrs, was der Juso-Chef wohl geraucht habe? Der Präsident
des SPD-Wirtschaftsforums, Michael Frenzel, verlangte den
Parteiausschluß von Kühnert. Zuspruch erhielt der Gescholtene
lediglich von den Linken. Für Parteichef Bernd Riexinger formulierte
der Juso-Vorsitzende lediglich Selbstverständlichkeiten. Daß Kühnerts
Vorstellungen einen solchen Aufschrei hervorrufen, sage etwas über
die geistige Verfassung des politischen Establishments aus, sagte
Riexinger der Nachrichtenagentur AFP.

2. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9052: Tragisches und Kurioses - 02.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Traktorunfall bei Maisausflug in Oberbayern

In der Gemeinde Egmating im oberbayerischen Landkreis Ebersberg sind
17 Menschen bei einem Maiausflug verletzt worden, zwei von ihnen
schwer. Ein Traktorgespann mit zwei Anhänger war auf einem stark
abschüssigen Wegstück umgestürzt. Es wird vermutet, daß die
Bremsleistung der Zugmaschine für diese Situation nicht ausreichte.
Auf den mit Biergarnituren ausgestatteten Anhängern waren laut
Polizeiangaben 36 Männer und Frauen mitgefahren.

2. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8137: Aus Forschung und Technik - 02.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Neue Galaxien-Klasse entdeckt

Astronomen der Universität Yale haben in der Galaxien-Gruppe in der
südlichen Konstellation Walfisch eine weitere Galaxie ohne Dunkle
Materie gefunden. Das Sternsystem mit der Bezeichnung NGC 1052-DF4
befindet sich in etwa 65 Millionen Lichtjahren Entfernung von der
Erde. Die neuen Beobachtungen beweisen, daß Galaxien ohne Dunkle
Materie wesentlich häufiger auftreten als bisher angenommen, erklärte
Pieter van Dokkum, Hauptautor der im Fachmagazin Astrophysical
Journal Letters veröffentlichten Studie. Die Himmelsforscher wollen
nun anhand weiterer Beobachtungen herausfinden, wie häufig diese
Klasse von Galaxien vorkommt und ob sie auch in anderen Regionen des
Universums gefunden werden kann. Im vergangenen Jahr hatte das Team
von Dokkum erstmals festgestellt, daß die Galaxie NGC 1052-DF2 so gut
wie gar keine Dunkle Materie enthält.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8150: Aus aller Welt - 02.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Gesetz für souveränes Internet in Rußland tritt im November in Kraft

In Rußland hat Präsident Putin das "Gesetz für das souveräne
Internet" unterzeichnet. Es wird am 1. November in Kraft treten,
damit das russische Internet vor Angriffen aus dem Ausland oder vor
Serverausfällen geschützt werden kann. Dazu werden innerhalb Rußlands
eigene Server und ein eigenes Domain Name System (DNS) aufgebaut. Das
bedeutet auch, daß die Regierung bzw. die staatliche Medienaufsicht
Roskomnadzor weitere technische Optionen erhält, den Internetverkehr
innerhalb Rußlands zu kontrollieren. Rußland hat bereits 2016 eine
Vorratsdatenspeicherung eingeführt, die sich nicht nur auf
Verbindungsdaten, sondern auch die Kommunikationen selbst erstreckt.
Außerdem verfügt der Geheimdienst FSB über sämtliche
Verschlüsselungscodes, welche Internetnutzer zur Unkenntlichmachung
ihrer Nachrichten einsetzen können. Bislang werden die
DNS-Root-Server des weltweiten Internets von zwölf Organisationen
betrieben, von denen keine ihren Sitz in Rußland hat. Mehr als 70
Prozent des globalen Datenverkehrs laufen über die neun Root-Server
in den USA. Dort haben die Geheimdienste ohne richterliche Kontrolle
Zugriff auf die von den großen Internetkonzernen wie Google,
Facebook, Microsoft und Amazon betriebene IT-Infrastruktur.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8109: Medizin und Gesundheitswesen - 02.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Keine Zahnarztbehandlungen im Ausland

Auch wenn sich viele Bundesbürger einen Gang zum Zahnarzt nicht
leisten können und daher mit schlecht saniertem Gebiß herumlaufen,
ist das für sie kein Grund, Zahnarztbehandlungen im Ausland vornehmen
zu lassen. Zu diesem Ergebnis gelangte afp zufolge eine Erhebung, die
im MDR-Magazin "Umschau" gezeigt worden war. Nach dieser beträgt bei
der Techniker Krankenkasse der Anteil der Versicherten nur 0,2
Prozent, die sich die Zähne im Ausland machen lassen. Bei der
Krankenkasse Barmer sollen es sogar nur 0,1 Prozent sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8138: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Karlsruhe ermöglicht nicht ehelichen Paaren die Stiefkindadoption

Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden, daß bei unverheirateten
Paaren Stiefkinder vom Partner oder der Partnerin adoptiert werden
können. In dem am Donnerstag veröffentlichten Beschluß zum
Adoptionsrecht wird die stabile nicht eheliche Beziehung der Ehe
gleichgestellt. Die bisherige Regelung verstößt gegen das allgemeine
Gleichheitsgebot des Grundgesetzes. Kinder dürfen bei der Adoption
nicht benachteiligt werden, weil die Eltern keinen Trauschein haben.
Das widerspräche dem Wohl des Kindes, für dessen persönliche
Entwicklung die Adoptionsmöglichkeit wichtig ist. Die Richter des
Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts gaben zu bedenken, daß
sich in den zurückliegenden Jahren die nicht eheliche Familie als
weitere Familienform neben der ehelichen Familie etabliert hat. Es
gibt keine Erkenntnisse, die heute die Annahme rechtfertigten, daß
die Paarbeziehung innerhalb einer nicht ehelichen Stiefkindfamilie
typischerweise besonders fragil und nur in einer kleinen Zahl von
Fällen stabil wäre.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8061: Sprache, Kunst und Medium - 02.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Italien und Frankreich feiern Leonardo da Vinci

Heute vor 500 Jahren starb der Italiener Leonardo da Vinci in
Frankreich. Deshalb feiern die beiden Länder den Künstler, Erfinder
und Gelehrten in einer gemeinsamen Schau in Amboise an der Loire, wo
da Vinci nach dreijährigem Aufenthalt in Frankreich am 2. Mai 1519
starb.

Für den zeremoniellen Teil der Feierlichkeiten sind Präsident Emmanuel
Macron und Italiens Staatschef Sergio Mattarella angereist.

Derweil zeigt das Museum der Universität Tübingen annähernd 50
Maschinenentwürfe des Erfinders und Ingenieurs. Zu bestaunen sind
moderne Nachbauten etwa von Booten, Katapulten oder Pumpen.
Italienische Handwerker hatten sie anhand von da Vincis Zeichnungen
rekonstruiert - rund 6000 Skizzen waren im Nachlaß des Künstler
gefunden worden.

Nach Angaben der Universität handelt es sich um die bundesweit einzige
große Präsentation zu dessen 500. Todestag.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8128: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Syrische und russische Luftangriffe auf Milizen in Idlib

Die syrische Luftwaffe hat zusammen mit der russischen Angriffsflüge
auf Stellungen von Regierungsgegnern in der Provinz Idlib gestartet.
Das meldete die der Opposition nahestehende Syrische
Beobachtungsstelle für Menschenrechte aus London. Den unabhängig
nicht zu überprüfenden Angaben zufolge wurden in den zurückliegenden
Tagen mehr als hundert Luftangriffe geflogen. Außerdem wurde
umfassend Artillerie eingesetzt. Dabei sollen zehn Zivilisten getötet
worden sein. Idlib wird weitgehend von der Al Kaida nahestehenden,
islamistischen Haiat Tahrir al-Scham (HTS) sowie konkurrierenden
Milizen kontrolliert. In dem Gebiet leben rund drei Millionen
Menschen, fast jeder zweite ist Binnenflüchtling. Bisher hat eine von
Rußland, dem Iran und der Türkei im September 2018 eingerichtete
entmilitarisierte Zone eine Bodenoffensive der syrischen Streitkräfte
auf die Milizen in der Region verhindert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8142: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Maas sichert venezolanischen Oppositionellen Unterstützung zu

Bundesaußenminister Heiko Maas hat während seiner Visite in Kolumbien
am Mittwochmorgen eine Gruppe venezolanischer Oppositioneller
empfangen, darunter den in Bogotá lebenden Exilpolitiker Julio
Borges. Dieser tritt als Schattenaußenminister für den
selbsternannten venezolanischen Präsidenten Juan Guaidó auf. Borges
ist ein Veteran des Kampfes gegen den sozialistischen Präsidenten
Hugo Chávez und dessen Nachfolger, den amtierenden Präsidenten
Venezuelas, Nicólas Maduro. Eigenen Angaben zufolge ist Borges kein
Agent des US-Auslandsgeheimdienstes CIA. Die deutsche Bundesregierung
hat in einem völkerrechtlich zweifelhaften Akt Guaidó als legitimen
Präsidenten Venezuelas anerkannt. Maas erklärte in der
kolumbianischen Hauptstadt, seine Regierung werde weiter Druck auf
das Maduro-Regime ausüben. An unserer Haltung habe sich nichts
geändert. Für uns sei Juan Guaidó der Übergangspräsident, der den
Auftrag habe, Neuwahlen zu organisieren. Das sei auch das Ziel, das
wir weiter verfolgten. Seinen Gastgebern sagte Maas vier Millionen
Euro zusätzlich zu bislang zehn Millionen für humanitäre Hilfe
angesichts der zahlreich aus Venezuela über die Grenze kommenden
Flüchtlinge zu. Außerdem stockte Maas die Finanzhilfe für die
Reintegration der ehemaligen Rebellen im kolumbianischen Bürgerkrieg
von zwei Millionen auf 17,3 Millionen Euro auf. Darüber hinaus erhält
Kolumbien fünf Millionen Euro Entwicklungshilfe aus Deutschland. Vor
seiner Visite in Bogotá hatte Maas den brasilianischen Präsidenten
Jair Bolsonaro aufgesucht. Von Kolumbien aus wollte der Minister nach
Mexiko weiterreisen. Zum 28. Mai hat Maas Außenminister Süd- und
Mittelamerikas zu einer neuen Lateinamerika-Initiative nach Berlin
eingeladen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8111: Tragisches und Kurioses - 02.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Chinesische Lego-Steine vom Markt genommen

Im Süden Chinas hat die Polizei eine Firma auffliegen lassen, die
millionenfach gefälschte Lego-Steine hergestellt und in ganz China
verkauft hatte.

Nach einem Bericht der Shanghaier Regierung wurden bei koordinierten
Razzien in drei Produktionsstätten in den Städten Shantou und Shenzhen
mehr als 10 Fertigungsmaschinen und 90 Gießformen sichergestellt.
Insgesamt seien rund 630.000 Bausätze im Wert von umgerechnet 26,6
Millionen Euro vorgefunden worden, wie die ARD Tagesschau berichtete.

Wie es hieß, seien die Fälschungen des dänischen Spielzeugherstellers
extrem gut gemacht. Die Bausätze wurden unter dem Logo "Lepin" für
etwa ein Zehntel des Preises echter Lego-Steine verkauft.

Die Ermittler waren den Fälschern vor einem halben Jahr auf die Spur
gekommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8139: Arbeit, Soziales und Familie - 02.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Verdi hat zu neuen Streiks bei Amazon aufgerufen

An mehreren Standorten des Online-Versandhändlers Amazon in
Deutschland haben am Donnerstagmorgen Arbeitsniederlegungen begonnen.
Die von der Gewerkschaft Verdi organisierten Streiks sollen bis
Freitag bzw. Samstag gehen. Neben einer Erhöhung der Reallöhne auf
ein existenzsicherndes Niveau und besseren Arbeitsbedingungen fordern
die Streikenden allgemeinverbindliche Tarifverträge für den
Einzel- und Versandhandel. Damit sollte die Tariflohnbindung auch für Amazon
gelten. Verdi wirft dem US-Konzern vor, die Löhne zu Lasten der
Arbeitnehmer und anderer Unternehmer zu drücken und die
Arbeitsbedingungen zu verschlechtern. Zur Zeit werden im Einzel- und
Versandhandel Tarife ausgehandelt. Verdi fordert 6,5 Prozent mehr
Lohn, mindestens jedoch 163 Euro monatlich oder einen Euro pro Stunde
zusätzlich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8120: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 02.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Hochgiftiges Pflanzenschutzmittel wird weltweit verboten

Es ist soweit. Das hochgiftige Pflanzenschutzmittel Dicofol soll aus
dem Verkehr gezogen werden. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete,
einigten sich ohne Widerspruch gut 150 Staaten im Rahmen eines
Treffens zur Stockholmer Konvention über persistente organische
Schadstoffe. Dicofol soll nun zu den rund 20 Chemikalien im Anhang A
der Konvention kommen, die die Vertragsstaaten eliminieren müssen.
Das Pflanzenschutzmittel wurde unter anderem gegen Spinnmilben
eingesetzt und kann beim Menschen zu Hautirritationen führen. Für
Fische und Algen ist das Mittel giftig. Auch Vögeln werden von dem
Gift in Mitleidenschaft gezogen. Bei ihnen soll es die Eierschale
dünner machen und die Fruchtbarkeit einschränken.

2. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8127: Märkte und Finanzen - 02.05.2019 (SB)




VOM TAGE



EU fördert europäische Batterieproduktion für Elektroautos

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier, sein französischer Kollege
Bruno Le Maire und der stellvertretende EU-Kommissionspräsident Maros
Sefcovic haben am Donnerstag in Paris den staatlich geförderten
Aufbau einer Batterieproduktion für Elektroautos angekündigt. Die
Initiative dafür ging von dem Autobauer PSA, dem Mutterkonzern von
Opel, und dem französischen Batteriehersteller Saft aus. Dem
Konsortium gehören zudem der deutsche Batteriespezialist Manz und der
belgische Chemiekonzern Solvay an.

Le Maire sieht die Batteriefertigung als strategisches Projekt an,
mit dem sich Europa gegenüber den USA und China behaupten soll. Der
Minister sprach von einer wichtigen Etappe der europäischen
Wirtschaftsgeschichte. Altmaier hofft, daß nicht nur die europäische
Autoindustrie mit europäischen Batterien beliefert werden wird,
sondern daß diese auch weltweit exportiert werden können. Bislang
dominieren asiatische Unternehmen den Markt zu mehr als 80 Prozent.
2020 soll in Frankreich eine Pilotfabrik gebaut werden, in den
folgenden beiden Jahren jeweils ein Werk in Deutschland und
Frankreich.

Saft-PSA und weitere Konsortien zur Batterieherstellung können mit
staatlichen Subventionen von 1,2 Milliarden Euro rechnen. Beihilfen
in diesem Umfang wurden von der EU-Kommission genehmigt. Die
Bundesregierung stellt im ersten Schub 500 Millionen Euro bereit, aus
Frankreich kommen 700 Millionen. Weitere Gelder können den
EU-Strukturfonds entnommen werden. Laut Le Maire sollen zusammen mit
Unternehmensbeteiligungen fünf bis sieben Milliarden Euro investiert
werden.

Die Beteiligung von PSA an dem Konsortium ist offenbar nicht
gesichert. Der Konzern hat keinen entsprechenden Beschluß gefaßt und
erwartet von der EU zunächst einmal eine Klarstellung dazu, wie die
Förderung aussehen soll. Laut Sefcovic wird die EU-Kommission das
Projekt im Detail bis zum Herbst genehmigen.

2. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8143: Aus Forschung und Technik - 02.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Amazon-Direktor hält Roboter für zu dumm

Die Künstliche Intelligenz, auch kurz KI genannt, ist in aller Munde.
Doch auch wenn sich die Experten einig sind, hier die wichtigste
Technologie der Zukunft vor sich zu haben, kochen die Entwickler auch
nur mit Wasser. So schätzte Scott Anderson, der Direktor für Robotics
Fullfillment beim Online-Dienst Amazon, daß Lagerhäuser, in denen 
ausschließlich die Bestellungen abgewickelt werden, noch in weiter 
Ferne liegen. Die Roboter sollen einfach noch zu dumm sein, um solch 
ein komplexes Aufgabengebiet meistern zu können, zitiert heise.de den 
Experten. Da werden, so Anderson, mindestens zehn Jahre ins Land 
gehen, bis Roboter beispielsweise in der Lage sind, einem Behälter 
eine Ware zu entnehmen, ohne andere Produkte zu beschädigen. So sollen 
die Roboter von heute noch außerstande sein, reife von unreifen 
Bananen zu unterscheiden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/575: Vampir-Amöben - Neue Nachwuchsgruppe erforscht Fressstrategien von Mikroben (idw)


Universität zu Köln - 30.04.2019

Vampir-Amöben: Neue Nachwuchsgruppe der Zoologie erforscht
Fressstrategien von Mikroben

Sebastian Hess untersucht mit Emmy Noether-Gruppe mikrobielle Enzyme, die
Zellwände zum Platzen bringen



Einzellige Mikroben sind die ältesten Organismen der Erde und zugleich die
bislang am wenigsten erforschten Lebewesen im Vergleich zu ihrer enormen
Vielfalt. Ab Mai 2019 kommt mit Dr. Sebastian Hess ein Forscher an das
Institut für Zoologie der Universität zu Köln, der die besonderen
Eigenschaften der Einzeller und ihrer teils einzigartigen Enzyme
untersucht. Hess' Nachwuchsgruppe wird im Rahmen des Emmy
Noether-Programms der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) für sechs Jahre
mit insgesamt 1,85 Millionen Euro gefördert.

Dr. Hess, der zuvor in Halifax, Kanada arbeitete, möchte in den kommenden
Jahren die Fressstrategien von hochspezialisierten, parasitoiden Mikroben
besser verstehen. Diese Mikroben - zum Beispiel die Vampir-Amöbe, genannt
Vampyrella - ernähren sich ähnlich wie Parasiten an einem Wirt, zum
Beispiel einer Algenzelle. Dabei nutzen sie ganz eigene, zelluläre
Prozesse, um sich am Wirtsorganismus nahrhaft zu laben, berichtet Hess:
"Diese Mikroben perforieren die Zellwände von Wirten wie Algen und Pilzen
und fressen anschließend deren Zellinhalt. Über die letzten Jahre haben
wir einiges über Vielfalt, zelluläre Struktur und über die Ökologie der
parasitoiden Mikroben herausgefunden. Wie diese Organismen die Zellwand
der Beutezellen perforieren, ist allerdings bis heute ungeklärt."

Bei der Vampyrella dachte man ursprünglich, sie sauge die Algenzellen aus,
es zeigt sich unter dem Forschungsmikroskop jedoch, dass der Druck im
Zellinneren so hoch zu sein scheint, dass das Zellplasma von alleine in
den "Schlund" der einzelligen Amöbe schießt.

Die Fressstrategie, mithilfe spaltender Enzyme Zellwände zu öffnen, hätte
auch ein biotechnologisches Anwendungspotenzial, so Hess - zum Beispiel,
wenn man Fruchtsaft oder Wein produzieren möchte und maximal viele
Zellwände zum Platzen bringen will. "Neue Enzyme, die Zellulose spalten,
sind auch für die Textilbranche oder für die Holzverarbeitung enorm
interessant." Bis dahin sei es aber noch ein weiter Weg.

Um beteiligte Enzyme zu identifizieren, kann der Biologe auf ein bereits
bestehendes molekulares Datenset von parasitoiden Einzellern
zurückgreifen, das er in den letzten Jahren mit kanadischen Kollegen
etabliert hat. Zukünftig wird Hess weitere Mikroben sammeln,
lichtmikroskopisch und elektronenmikroskopisch untersuchen, und
experimentell testen, ob ein und dieselbe Amöbe unterschiedliche
Fressstrategien für unterschiedliche Beute entwickelt hat. Neben
zellbiologischen Fragen interessiert sich Hess auch für die Evolution der
Mikroben: "Mit meiner Forschung möchte ich zum Verständnis beitragen, wie
solch eine hochspezialisierte Fressstrategie mehrfach unabhängig
voneinander im Stammbaum des Lebens entstanden ist."
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Schneeweißchen und Rosenrot: Zwei Margeriten-Gattungen auf
unterschiedlichen evolutionären Wegen



Die Entstehung neuer Arten durch Vervielfachung des Chromosomensatzes
(Polyploidisierung) ist ein wichtiger evolutionärer Baustein für die
pflanzliche Biodiversität auf unserer Erde. Bei etwa 30 bis 35 Prozent
aller Blütenpflanzen, darunter viele Nutzpflanzen wie Weizen, Kartoffel,
Baumwolle, Raps, Mais oder Kaffee, konnten Forscher die Existenz
unterschiedlicher Genome innerhalb einer Art nachweisen. Die Frage, warum
manche Pflanzengruppen durch Polyploidisierung evolvieren, während andere
davon völlig unberührt bleiben, stellten sich jetzt Forscher der
Universität Regensburg und der Freien Universität Berlin.
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Die Gattung Leucanthemum (Europäische Margeriten) baute in den
letzten 1,6 Millionen Jahren einen umfangreichen Polyploidkomplex
auf.

Bild: © Dr. Roland Greiner



Durch den Vergleich von europäischen und nordafrikanischen Margeriten
konnten sie zeigen, dass hohe genetische Divergenz und häufige
zwischenartlicher Hybridisierung Polyploidisierung fördern. Im Falle der
europäischen Margeriten führten beide Phänomene zur Entstehung eines
Polyploid-Komplexes, der Arten mit 2- bis 22-fachen Chromosomensatz
umfasst. Nach Ansicht der Forscher spielten dabei auch geologische
Gegebenheiten während des Wechsels von Warm- und Kaltzeiten in den
vergangenen 1,6 Millionen Jahren eine wichtige Rolle.

Margeriten der Gattung Leucanthemum sind in ganz Europa verbreitet. Mit
ihren gelben Röhren- und weißen Strahlblüten sind sie nicht wegzudenken
aus unseren ländlichen Wiesen, städtischen Parks und heimischen Gärten.
Neben den vier in Deutschland vorkommenden Arten gehören noch weitere 38
Arten zu der Pflanzengattung, die man vor allem im südlichen Europa auf
der Iberischen, der Apennin- und der Balkanhalbinsel findet. "Für die
Evolutionsforschung spielen Margeriten eine besondere Rolle", erklärt
Prof. Dr. Christoph Oberprieler von der Universität Regensburg. Bereits
seit über einem Jahrzehnt beschäftigt er sich zusammen mit seinem Kollegen
Dr. Robert Vogt von der Freien Universität Berlin intensiv mit dieser
Gattung der Korbblütengewächse und ist dabei vor allem einem Phänomen auf
der Spur: Der Entstehung neuer Arten durch Vervielfachung des
Chromosomensatzes. Diese Form der Artbildung, so sind sich beide Forscher
einig, spielte in der Evolution der Gattung eine wesentliche Rolle und hat
dazu geführt, dass einzelne Europäische Margeriten-Arten zwischen 18 und
198 Chromosomen pro Zellkern enthalten können.
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Die nah verwandten nordafrikanischen Margeriten (Rhodanthemum)
bildeten zwar ebenfalls viele Arten heraus, blieben aber auf dem
diploiden Niveau.

Bild: © Florian Wagner



Interessanterweise schlugen die nah verwandten nordafrikanischen
Margeriten einen ganz anderen evolutionären Weg ein. Bei diesem
Verwandtschaftskreis, der erst vor wenigen Jahren als eigenständige
Gattung Rhodanthemum von den europäischen Margeriten abgetrennt wurde,
findet man nämlich nur diploide Pflanzen, also durchgängig 18 Chromosomen
pro Zellkern. "Das Fehlen von polyploiden Arten bei den nordafrikanischen
Margeriten im Gegensatz zu unseren europäischen Vertretern ist
insbesondere darum erstaunlich, da sich beide Pflanzengruppen sowohl in
ihrem Alter als auch in ihrer Lebensform und der Anzahl an diploiden Arten
ähneln" erklärt Florian Wagner, der an der Universität Regensburg
promoviert und sich in seiner Doktorarbeit intensiv mit beiden
Pflanzengattungen beschäftigt. Während zahlreicher Exkursionen nach
Südeuropa und Marokko und unter Zuhilfenahme von herbarisierten Pflanzen
aus verschiedenen europäischen Herbarien gelang es ihm in den letzten
Jahren genügend Pflanzenmaterial zusammenzutragen, um alle diploiden
Vertreter beider Gattungen auf mögliche Ursachen für Polyplodisierung hin
zu untersuchen. Zusammen mit drei weiteren Mitgliedern der Forschergruppe
um Prof. Christoph Oberprieler und Dr. Robert Vogt, die seit 2017 im
Rahmen des Schwerpunktprogramms "Taxon-Omics" von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) finanziell unterstützt werden, konnte der
Nachwuchs-Taxonome schließlich mit Hilfe moderner
Hochdurchsatz-Sequenzierung wichtige, Polyploidisierung fördernde Faktoren
dingfestmachen.

Die Ergebnisse der Studie, die kürzlich in der renommierten
Fachzeitschrift "New Phytologist" erschienen sind, zeigen, dass die
genetische Diversität zwischen diploiden Arten einer Pflanzengruppe einen
entscheidenden Einfluss auf die Entstehung neuer Arten durch
Vervielfachung des Chromosomensatzes hat. Dabei gibt es wohl eine Art
"Goldlöckchen-Zone", in der die genetische Divergenz zwischen den Arten
weder zu gering noch zu groß ist, damit ein erfolgreiches Verschmelzen
zweier Genome zu einer neuen Einheit stattfinden kann. Die Entstehung von
polyploiden Genomen setzt zudem voraus, dass diploide Ausgangsarten
aufeinandertreffen und erfolgreich hybridisieren. Beides fand bei den
europäischen Margeriten in den vergangenen 1,6 Millionen Jahren wohl immer
wieder statt, was vermutlich durch eine, sich durch Klimaschwankungen
ständig verändernde Umwelt gefördert wurde.
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Kaum ein Thema der Medienwelt scheint mehr Aufmerksamkeit auf sich zu
ziehen als das über mehr oder weniger gesunde Lebensmittel. Von
YouTube-Videos, Zeitungsartikeln, Radio und Podcast bis zu Diät- und
Heilung-durch-die-richtige-Ernährung-Büchern überflügeln die
Informationsbeiträge über Essen, Trinken bzw. Kochen alle weiteren
Lektüre- oder Unterhaltungsangebote. Dennoch hat sich der
Bundeszentrale für politische Bildung zufolge das Ernährungsverhalten
der Deutschen in den letzten zehn Jahren kaum verändert. Auch wenn die
Nährstoffzufuhr hierzulande überwiegend im wünschenswerten Bereich
läge, dürfe dies nicht darüber hinwegtäuschen, daß die
Lebensmittelauswahl noch weit von den Empfehlungen für eine gesunde
Ernährung entfernt sei, heißt es in der Zusammenfassung einer
Veröffentlichung von 2018 zu diesem Thema. [1] Zu den grundlegenden
zehn Regeln, die hiernach zu wenig befolgt werden, gehört z.B.
Vollkornprodukten den konsequenten Vorzug gegenüber
Weißmehlerzeugnissen zu geben. Denn erstere machten lange satt und
seien "gesünder", sagt die Deutsche Gesellschaft für Ernährung (DGE),
die mindestens vier Scheiben Vollkornbrot täglich sowie Vollkornnudeln
oder Reis zum Mittagessen für unentbehrlich hält.

Da selbst schlanke DGE-Konformisten nicht davor gefeit sind, an
Diabetes zu erkranken, Rheuma zu bekommen und vor Abschluß des 90sten
Lebensjahrs zu sterben, scheinen Zweifel am Sinn der gemeinhin als
"gesund" geltenden Richtwerte, Schätzwerte und Empfehlungen durchaus
angebracht, zumal es keinen wissenschaftlichen Nachweis für die
gesundsfördernde Wirkung von Getreide gibt.

Allerdings erweisen sich gerade die Kritiker der DGE Empfehlungen
zumeist als orthodoxe Vertreter des Glaubens an eine "richtige",
bessere bzw. gesunde Ernährung. Und weil die geheime Formel hierfür
bislang noch nicht gefunden wurde, wird das Süppchen aus Konzepten und
Theorien solange neu angereichert und umgerührt, bis wieder einmal
etwas Überraschendes und scheinbar neues hochkocht:

Neben Ernährungsreformern, die für eine noch strengere Befolgung
althergebrachter Diätvorschriften plädieren, d.h. noch mehr oder noch
frischere Vollkornprodukte, noch weniger Fleisch und Fett, und die den
Totalverzicht auf Zucker fordern, mehren sich zunehmend die
widerständigen "Nö"-Sager, die alles, was bisher als "gesund" galt,
ablehnen. In Büchern wie "Die Vollkornlüge und andere
Ernährungsmärchen" von Kathrin Burger [2] oder "Prost Mahlzeit! Krank
durch gesunde Ernährung" von Udo Pollmer, Andrea Fock, Ulrike Gonder
und Karin Haug, [3] zwei unterschiedliche populärwissenschaftliche
Ansätze zum Thema, wird deutlich, daß es durchaus zahlreiche
plausible Anhaltspunkte gibt, einfach nur das zu essen, was einem
schmeckt und anderen Rat in den Wind zu schlagen ...

Ein für 2019 noch neues Werk aus diesem
"Alles-was-Sie-bisher-geglaubt-haben-ist-falsch"-Genre macht unlängst von sich reden. Es erweist sich
bei genauerer Betrachtung als der zweite Aufguß des bereits 2015
erschienenen Ernährungsratgebers: "Prophylaxe und Therapie durch
Artgerechte Ernährung: ... oder wollen Sie lieber mit voller Stärke
ins Gras beißen?" des Heilpraktikers, Physiotherapeuten und
Osteopathen Klaus Wührer. Dieser hat das eigene Ernährungskonzept
noch einmal auf die vollmundige und leicht verdauliche Formel
heruntergebrochen: "Zucker macht krank - Vollkorn macht kränker ...
und keiner merkt's!" Danach sind Müsli-Esser ebenso vom krankmachenden
Zucker bedroht wie Milchbrötchen und andere Süßzähne.

Wührer macht eine einfache und durchaus nachvollziehbare
Kinderrechnung auf: Stärke ist ein Polysaccharid mit der Summenformel
(C6H10O5)n. Das heißt, sie besteht aus
einem Vielfachen einer Grundeinheit, die einzeln betrachtet reiner
Traubenzucker (D-Glucose oder C6H10O5 * H2)
ist, in den die Stärke während der Stoffwechselprozesse letztlich auch
zerlegt wird. Die Behauptung der Ernährungswissenschaft, daß Glucose
aus Stärke durch den zeitaufwendigen Zerlegungsprozeß nicht so schnell
im Blut ankommt, hält Wührer für falsch. Seiner Erfahrung nach sind
Stärke wie Zucker gleich schnell verfügbar, was sich auch nach dem
Genuß von stärkehaltigen Produkten bei Blutzuckerkontrollen nachweisen
ließe. Daher rechnet Wührer die von Vollkornbrot und Brotmehl bzw.
Stärke ausgehende Blutzuckerbelastung eins zu eins in Zuckereinheiten
um. Seine wesentliche Kritik an der von der Deutschen Gesellschaft für
Ernährung empfohlenen Diätvorschriften sieht er darin begründet, daß
man auf diese Weise "Zuckermengen" zu sich nimmt, die allen Vertretern
"gesunder Ernährung" die Haare zu Berge stehen lassen würden.

So hätten hiernach zwei handelsübliche Scheiben Vollkornbrot
(ca. 50 Gramm) den gleichen Zuckergehalt wie 22 Stück Würfelzucker oder wie
1½ Tafeln Schokolade. Der Heilpraktiker empört sich darüber, daß
alle Gesundheitsbewußten durch die offiziellen DGE Empfehlungen an der
Nase herumgeführt werden und sich mit vermeintlich "gesunden
Kohlenhydraten" aus Vollkornprodukten zum Frühstück, Mittag- und
Abendessen insgesamt die Zuckermenge von 5 Tafeln Schokolade
einverleiben. Entsprechend erwartet Wührer von Vollkornprodukten die
gleichen Probleme, die gemeinhin dem Konsum von "blankem Zucker" zur
Last gelegt werden: Schädigung von Zahnfleisch und Gebiß, Übergewicht,
Bluthochdruck, Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Insulinresistenz und
Diabetes, d.h. die gefürchteten Eckpfeiler des Metabolischem Syndroms
mit all ihren Folgeerkrankungen (Nervenerkrankungen,
Augenerkrankungen, arteriellen Verschlußerkrankungen usw.). Auf allein
30 Seiten seines Buches zählt er auf, was ein Zuviel an Stärke und
damit Zucker im Verdauungssystem, im Blut (Hyperglykämie) und
Körpergewebe, sowie durch die dadurch ausgelöste hohe Ausschüttung an
Insulin im menschlichen Organismus anrichten kann. Allein die Lektüre
eines Teils des Inhaltsverzeichnisses sollte bei interessierten Lesern
bereits massive Vollkorn bzw. Zucker/Stärke-Phobien auslösen:

4.1.1 Zu viel Stärke und Zucker im Magen-Darm-Trakt

4.1.1.1 Zu viel Stärke und Zucker führen zu Zahn- und Zahnfleischerkrankungen

4.1.1.2 Zu viel Stärke und Zucker führen zu Sodbrennen und Gastritis

4.1.1.3 Zu viel Stärke und Zucker führen zu Blähungen

4.1.1.4 Zu viel Stärke und Zucker führen zu Entzündungen der Darmschleimhaut

4.1.1.5 Zu viel Stärke und Zucker führen zu Resorptionsstörungen

4.1.1.6 Zu viel Stärke und Zucker führen zu Krämpfen im Magen-Darm-Trakt

4.1.1.7 Zu viel Stärke und Zucker führen zu Durchblutungsstörungen

4.1.1.8 Zu viel Stärke und Zucker führen zu Beschwerden im
Nackenbereich

4.1.2 Zu viel Stärke und Zucker im Blut - Hyperglykämie

4.1.2.1 Zu viel Zucker im Blut führt zu Zuckerüberschuss in den
Zellen

4.1.2.2 Zu viel Zucker hemmt die Mitochondrienfunktion

4.1.2.3 Zu viel Zucker führt zur Übersäuerung des Gewebes

4.1.2.4 Zu viel Zucker in den Zellen fördert das Tumorwachstum 

4.1.2.5 Zu viel Zucker führt zu Entzündungen

4.1.2.6 Zu viel Zucker löst Immunkilling aus

4.1.2.7 Zu viel Zucker fördert die Bildung von freien Radikalen

4.1.2.8 Zu viel Zucker hemmt die Produktion und Freisetzung von Noradrenalin

4.1.2.9 Zu viel Zucker wird in Fettsäuren und Fett umgewandelt

4.1.2.10 Zu viel Zucker verhindert den Fettabbau

4.1.2.11 Zu viel Zucker führt zur Fettleber

4.1.3 Zu viel Stärke und Zucker führt zur Freisetzung von Insulin

4.1.3.1 Zu viel Insulin führt zu Zuckerüberschuss in den Zellen

4.1.3.2 Zu viel Insulin verhindert die Freisetzung der Glucose aus der Zelle

4.1.3.3 Zu viel Insulin fördert die Fettsäuresynthese in den Zellen

4.1.3.4 Zu viel Insulin verhindert den Fettabbau

4.1.3.5 Zu viel Insulin erhöht Cholesterin im Blut

4.1.3.6 Zu viel Insulin hemmt die Mitochondrienfunktion

4.1.3.7 Zu viel Insulin fördert das Tumorwachstum

4.1.3.8 Zu viel Insulin hemmt die Apoptose der Zellen

4.1.3.9 Zu viel Insulin führt zu Entzündungen

4.1.3.10 Zu viel Insulin hemmt die Cortisolwirkung

4.1.3.11 Zu viel Insulin führt zur Freisetzung von Adrenalin

4.1.4 Zu viel Stärke und Zucker bilden AGEs

4.1.4.1 AGEs führen zu Entzündungen

4.1.4.2 AGEs fördern die Bildung freier Radikale

4.1.4.3 AGEs lösen Rheuma und Autoimmunprozesse aus

4.1.4.4 AGEs lösen Zelltod aus

4.1.4.5 AGEs fördern Tumorwachstum

4.1.4.6 AGEs führen zu Arteriosklerose und Thrombosen

4.1.4.7 AGEs führen zu Degeneration und Arthrose

4.1.5 Zusammenfassung: Schäden durch Stärke und Zucker [5]

Zur Erklärung: AGE steht hier für den wenig bekannten Begriff
"Advanced Glycation Endproducts" (Endprodukte der Glykierung). Diese
bilden das Fundament einer Theorie, nach der jede normale, empfohlene
Mahlzeit zu einem dauerhaft hohen Blutzuckerspiegel über mehrere
Stunden am Tag führt, dem "Zucker-Tsunami". Dabei könnten zahlreiche
Körperzellen mit dem Zucker dauerhafte Verbindungen eingehen
("glykieren"). Außer Hämoglobin, dessen verzuckerte Variante (HbA1c)
in der Diabetologie eine Rolle für die Diagnostik spielt, würden auch
Sehnen-, Bänder-, Knorpel- und Knochengewebe mit Glucose reagieren und
ebenfalls das Myelin, die Hüllschicht der Nervenzellen, dessen
Glykierung mit merklichen Funktionseinschränkungen einhergeht.

Doch trotz dieses massiven Aufrisses an gesundheitlichen Bedrohungen,
sollte auch der Nachsatz des Titels, "... doch keiner merkt's", nicht
unkommentiert bleiben. Die vom Autor aufgeführten Schädigungen
tangieren nämlich nur den Bereich des Möglichen und bewegen sich in
einer Größenordnung, in der sie lange Zeit keine Symptome zeigen und
eventuell unterschwellig zu Problemen akkumulieren, oder auch nicht.

Daß Wührer damit im Grunde in das gleiche Horn von WHO, DGE, DAG
(Deutsche Adipositas Gesellschaft) und DDG (Deutsche Diabetes
Gesellschaft) und der Medizin schlechthin stößt, die er gleichzeitig
der Konsumenten-Täuschung bezichtigt, wird im weiteren Kontext nicht
mehr hinterfragt. Doch wie die erwähnten Instanzen, d.h. DGE, DAG und
DDG in einem gemeinsam veröffentlichten Konsensuspapier, in dem die
empfohlene maximale Zufuhr von freiem Zucker auf 50 Gramm pro Tag
(d.h. 10 Prozent der Gesamtenergiezufuhr von hier: 2000 kcal)
festgelegt wird, geht auch Wührer davon aus, daß etwa 60 Gramm Glucose
pro Tag für den Energiehaushalt lebensnotwendig sind, nur daß sie
seiner Ansicht nach komplett aus Obst und Gemüse bezogen werden
sollten. Ansonsten rät er nach Vorbild von Jägern und Sammlern zu
Fleisch und Milchprodukten. Korn und Brot, wie auch Reis und
Kartoffeln seien nämlich in der ursprünglichen Ernährung unserer
Urahnen nicht vorgesehen, die ihre Evolutionsstufe gerade durch die
Umstellung auf besonders eiweißreiche Kost erreicht hätten. Demzufolge
verträgt der Mensch diese Lebensmittel nicht.

Daß sein Konzept gerade in dieser Hinsicht einige Widersprüche
aufweist, etwa die besonders zuckerhaltige Rübe zu den
empfehlenswerten Lebensmitteln der "Sammler"-Seite zu zählen oder zu
vergessen, daß viele zuckerreiche Obstsorten, Gemüse-, und
Milchprodukte ebensowenig zum Speiseplan unserer Urahnen gehörten wie
Getreide, sei dahingestellt. Selbst der reine Rübenzucker, als Extrakt
der Zuckerrübe und raffiniert mit chemischen Mitteln, gilt in seiner
Einteilung in gute und schlechte Lebensmittel als die bessere Wahl vor
Stärke, Brotmehl und Getreide.

Daß sich bei vielen seiner Patienten bereits nach acht Wochen ohne
Vollkorn eine deutliche gesundheitliche Verbesserung einstelle, wie
der Heilpraktiker in einem Fernsehbeitrag des Bayerischen Rundfunks
erklärte [5], ist sicher ein schwerwiegendes Argument, denn wer heilt,
hat recht!

Es gibt aber auch einige andere, weniger beachtete Hypothesen, die zu
dem gleichen Schluß gelangen, Vollkorn sei nicht so gesund wie
gedacht. Zum einen ist Vollkornbrot, vor allem wenn es zusätzliche,
ölhaltige Körner enthält (Leinsamen, Sonnenblumenkerne etc.)
wesentlich kalorienreicher und trägt ggf. zum Übergewicht bei. Zum
anderen vertragen viele Menschen Vollkornbrot nicht. Sie bekommen
Blähungen, Völlegefühl und Leibschmerzen, fühlen sich somit nach dem
Verzehr krank! Dies wird jedoch nicht auf den Zuckergehalt des Korns
zurückgeführt, sondern auf die in seiner Hülle enthaltenen sekundären
und vor allem toxischen Inhaltsstoffen, die sogenannten Antinutriva
(Lektine, Phytinsäure und Enzyminhibitoren).

Lektine sind Eiweißstoffe, die in hohen Konzentrationen bei
Tierversuchen nachweislich Darmschädigungen nach sich gezogen haben.
Das hieraus zunächst abgeleitete Risiko für den Menschen konnte
bislang aber nicht bestätigt werden. Man geht davon aus, daß der
menschliche Darm mit einer Schutzschicht ausgestattet ist, welche auch
für die Lektine unüberwindlich ist. Die gleichen Erkenntnisse wurden
von Privatunternehmen, die mit darmschützenden Gegenmitteln Geschäfte
machen wollen, dahingehend interpretiert, daß auch diese Schutzschicht
von Lektinen angegriffen werden kann, so daß ein "undichter Darm"
entsteht, durch den dann vor allem "Endotoxine" ins Körperinnere
eindringen könnten, die in Folge für Übergewicht und Diabetes
verantwortlich seien.

All das ist ebensowenig bewiesen wie die scheinbar
gesundheitsfördernde Wirkung von Lektinen zum Beispiel bei der
Darmkrebsprävention, die ebenso diskutiert wurde.

Phytinsäure kann sich im Darm mit Mineralstoffen und
Spurenelementen verbinden, welche dann für die Verwertung nicht
mehr voll zur Verfügung stehen. In Entwicklungsländern, in denen
die Kost sehr einseitig ist, führt die Phytinsäure besonders zu
einem Mangel an Zink und Eisen. Und tatsächlich wurde auch bei
Menschen in Deutschland, die sich vorwiegend vollwertig ernähren,
häufig ein Eisen- oder Zinkmangel festgestellt. Dieser kann allerdings
auch auf den bei der Ernährungsumstellung gleichzeitig reduzierten
Konsum von tierischen Lebensmitteln wie Fleisch, Eier und Milch
zurückzuführen sein.

Enzyminhibitoren sind Stoffe, die durch Eindämmung der Enzymaktivität
die Verdauung im menschlichen Körper hemmen. Dadurch können manche
Nährstoffe nicht verwertet werden und erzeugen Beschwerden im
Magen-Darm-Trakt. Abgesehen davon, daß auch hier einige Physiologen gerade
von der enzymhemmenden Aktivität des rohen Getreides einen günstigen
Einfluß auf den Blutzuckerspiegel erwarten, wird jede Enzymwirkung
durch die Hitzeeinwirkung beim Kochen und Backen bereits weitgehend
ausgeschaltet.

Und schließlich spricht vieles dafür, daß selbst die
gesundheitsfördernde Wirkung von B-Vitaminen oder anderen sekundären
Inhaltsstoffen, die in der Getreidehülle enthalten sein sollen, stark
überschätzt worden ist. [3]

Laut Kathrin Burger gehören die Anti-Vollkorn-Theorien ebenso den in
ihrem Buch verpönten "anderen Ernährungsmärchen" an wie alles andere.
Denn wie sie bereits in der Einleitung ihres Buches schreibt, gibt es
auch für die Obst- und Gemüsediät keine signifikanten Hinweise, daß
sich chronische Krankheiten damit verhindern lassen. Dies habe 2004
der Harvard-Wissenschaftler Hsin-Chia Hung anhand einer Kohortenstudie
mit 109.000 gesunden Krankenschwestern gezeigt. [2]

Und was ist mit all jenen, die behaupten, daß sie sich ohne ein
"gesundes" Haferflockenmüsli am Morgen nur wie ein halber Mensch
fühlen, daß ihnen nur Brot mit ganzen Körnern, Vollkornnudeln und
Gemüse ein zufriedenes, sattes Bauchgefühl geben kann? Sollte nicht
für jeden der gleiche Maßstab angelegt werden: Wer heilt und wer sich
in seiner Haut wohl fühlt, hat recht?

Der Ernährungswissenschaftler Tal Korem und einige andere Forscher vom
Weizmann-Institut in Tel Aviv wollten dies genauer wissen und
lancierten eine Untersuchung mit zwei repräsentativen
Propandengruppen, die wechselseitig 14 Tage lang ein Viertel ihres
Tagesbedarfs an Kalorien entweder mit abgepacktem Toastbrot aus dem
Supermarkt-Regal oder mit frisch gebackenem Vollkorn-Sauerteigbrot aus
der Bäckerei deckten. Nach einer Woche und einer zweiwöchigen
"Brot-Pause" tauschten die Versuchsteilnehmer die Brotsorten. Weitere
Weizenprodukte, etwa Nudeln, waren in er gesamten Testphase tabu. [6]

In dieser Zeit wurden bei jedem Versuchsteilnehmer täglich die
meßbaren, gesundheitsrelevanten Blutparameter wie Glukose, Cholesterin-
 und Nierenfunktionswerte, Mineralstoffe und Vitamine u.a.
aufgezeichnet. Nichts davon konnte mit der jeweiligen Ernährung
zusammengebracht werden. Allerdings stieg bei einigen Probanden der
Blutzuckerspiegel nach dem Weißbrotkonsum überdurchschnittlich schnell
an, bei anderen nicht. Ähnliche Beobachtungen ergaben sich auch bei
den Vollkorn-Konsumenten. Diese individuellen Unterschiede werden von
den Ernährungswissenschaftlern anderen Vorbedingungen zugeschrieben,
etwa der unterschiedlichen Darmflora oder einer genetischen
Disposition und gelten vermutlich nicht nur für Brot, sondern für alle
Nahrungsmittel.

Es scheint somit weitgehend egal zu sein, ob man Graubrot,
Vollkornbrot oder süßes Weißbrot ißt, oder ob man Getreide ganz
meidet, wie es Herr Wührer empfiehlt. Man kann sich aber auch von der
Entscheidung entlasten, Butter oder Margarine aufs Brot zu schmieren,
schwarzen oder grünen Tee zu trinken, Rindfleisch oder Hühnerbrust zu
favorisieren, Sojamilch- oder probiotischen Joghurt zu löffeln. Ob man
Nudel-Fan oder Kartoffelfreund ist, spielt für die Gesundheit ebenso
wenig eine Rolle wie die Vorliebe für Vollmilch oder Bitterschokolade.
Selbst die häufig beschworene, abwechslungsreiche Ernährung ließe sich
in Frage stellen. So hatte etwa die 30.000köpfige Einwohnerschaft des
pakistanischen Hunzatals trotz einer eintönigen Ernährung aus
trockenem Obst, Ziegenmilch und Getreide viele Jahre eine
überdurchschnittlich hohe Lebenserwartung. Seid der Einführung neuer
und abwechslungsreicherer Kost scheint diese zu sinken.

Ein Blick über den Tellerrand der Ernährungswissenschaft hinaus könnte
dem derzeitigen Anti-Vollkorn-Trend allerdings noch einen weiteren
Sinn abgewinnen. Zeitgleich mit der Verteufelung der Vollkornernährung
hat 2018 zum zweiten Mal in diesem Jahrzehnt die weltweit produzierte
Getreidemenge nicht ausgereicht, um den Bedarf zu decken, und diese
Entwicklung scheint sich im Zuge des Klimawandels fortzusetzen. [7]
Nur reicht mit Sicherheit die vermeintlich artgerechte Alternative
landwirtschaftlicher Erzeugnisse wie Obst, Gemüse, Fleisch und Milch
bereits heute nicht aus, um alle Menschen gleichermaßen satt zu
machen.


Anmerkungen:

[1] https://www.bpb.de/apuz/262256/ernaehrungsverhalten-in-deutschland?p=all

[2] https://www.wissenschaft.de/rezensionen/buecher/die-vollkornluege-und-andere-ernaehrungsmaerchen/

[3] https://kupdf.net/download/prost-mahlzeit-krank-durch-gesunde-ern-auml-hrung_5af9597be2b6f5900fe12470_pdf

[4] https://www.dge.de/presse/pm/empfehlung-zur-maximalen-zuckerzufuhr-in-deutschland/

[5] https://www.br.de/mediathek/video/ernaehrung-zucker-macht-krank-vollkorn-macht-kraenker-av:5cab72dcc3b166001a0db9bd

[6] https://www.focus.de/gesundheit/videos/vollkorn-oder-weizen-zu-unrecht-verteufelt-weissbrot-ist-gar-nicht-so-schlecht-wie-es-immer-heisst_id_7230614.html

[7] http://www.schattenblick.de/infopool/umwelt/meinung/umme-293.html
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ELEKTROTECHNIK/282: Neues Netzteil lässt Elektrogeräte länger leben (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 30.04.2019

Neues Netzteil lässt Elektrogeräte länger leben



Vom Ladegerät für das Smartphone über das Netzteil des Laptops oder der
Waschmaschine bis zu LED-Leuchten oder der Ladestation für E-Autos - bei
der Stromversorgung von Elektrogeräten sind Schaltnetzteile
allgegenwärtig. Sie wandeln den Wechselstrom aus der Hausleitung in den
vom Gerät benötigten Gleichstrom um. Das Problem: Die Netzteile sind
fehleranfällig, was auch die Lebensdauer der Endgeräte verkürzt.
Forscherinnen und Forscher am Karlsruher Institut für Technologie (KIT)
haben jetzt ein deutlich langlebigeres Netzteil entwickelt.

Die heute verbreiteten Schaltnetzteile sind leicht und kompakt, wegen der
darin verbauten Elektrolytkondensatoren aber auch fehleranfällig.
Wesentlich langlebiger wären Folienkondensatoren. Diese brauchen aber bis
zu zehnmal mehr Platz. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
Lichttechnischen Instituts (LTI) am KIT haben jetzt ein digitales
Regelungsverfahren entwickelt, welches es erlaubt, Folienkondensatoren
einzusetzen - bei nur leicht gesteigertem Platzbedarf.

Das Regelungsverfahren, das auf einem im Netzteil eingebauten
Mikroprozessor läuft, erkennt störende Umgebungseinflüsse, sodass
beispielsweise höhere Spannungsschwankungen ausgeglichen werden können.
Dadurch sind Speicherkondensatoren mit geringerer Kapazität ausreichend.
Die Vorteile fasst Michael Heidinger vom LTI zusammen: "Die Verwendung
dieser Folienkondensatoren eliminiert die Hauptausfallursache von
Netzgeräten, die Elektrolytkondensatoren. Dies kann je nach Design die
Betriebsdauer verdreifachen." Das Ergebnis sei ein viel geringerer
Wartungsaufwand. "Ein großer Vorteil vor allem an Stellen, bei denen es
auf höchste Zuverlässigkeit ankommt, wie in der Luftfahrt, bei
Elektroautos oder industriellen Anwendungen."

Möglich sei diese Technologie erst mit der Verbreitung von sehr
leistungsstarken Mikroprozessoren geworden, erklärt Heidinger. "Man kann
die Digitalisierung der Netzteile mit dem Technologiesprung von der
analogen zur digitalen Fotografie vergleichen." Die Technologie bringt
weitere Vorteile der Digitalisierung, wie die Fähigkeit zur Fernwartung
und die damit verbundene Integration in das Internet of Things.

Die Forscherinnen und Forscher suchen jetzt Industriepartner, die
basierend auf dem existierenden Prototypen für ihre Anwendung passende
Netzteile konzipieren. 


Weitere Informationen unter:

https://www.kit-technology.de/de/technologieangebote/details/664/

http://www.kcist.kit.edu

http://www.sek.kit.edu/presse.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, 30.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/379: Schulische Teilhabe im Kontext von Flucht, Behinderung und Benachteiligung (bezev)


Behinderung und internationale Entwicklung 2/2018

Schulische Teilhabe im Kontext von Flucht, Behinderung und
Benachteiligung - Forschungsprojekt an der Humboldt-Universität zu
Berlin 

von Sophie Friedrich, Claudia Becker und David Zimmermann



Traumatische Belastungen, die durch Zwangsmigration oder Flucht
entstehen, gepaart mit körperlichen, kognitiven oder
Sinnesbeeinträchtigungen können zu erheblich beeinträchtigten
Entwicklungswegen von Kindern und Jugendlichen führen. Schule kommt
deshalb eine wichtige Rolle zu, da sie angesichts der doppelten
Heterogenitäts- und Risikodimension von Flucht und Behinderung einen
geschützten Raum und gleichzeitig Bildungspartizipation und damit neue
Zukunftsperspektiven bieten kann. Die Bildungspartizipation von
Kindern und Jugendlichen mit Fluchterfahrung und Behinderung ist
bislang allerdings noch wenig erforscht. Mit der Pilotstudie
SchuB-F - Schulische Teilhabe im Kontext von Flucht, Behinderung
und Benachteiligung wird deshalb das Ziel verfolgt, die
gegenwärtigen Bedingungen für SchülerInnen mit Fluchterfahrungen und
vermuteten bzw. diagnostizierten sonderpädagogischem Förderbedarf aus
Sicht der SonderpädagogInnen in Deutschland zu erfassen.


Ausgangssituation

Nach Angaben des World Report on Disability (2011) ist davon
auszugehen, dass schätzungsweise 15 % der Bevölkerung weltweit mit
einer Beeinträchtigung[1] leben. In Kombination mit den aktuellen
Schätzungen der UNHCR (2018), wonach international 68,5 Millionen
Menschen (Internally Displaced People, Refugees, Asylum-seekers)
aus ihren Herkunftsorten emigrieren mussten, umfasst die Gruppe
der zwangsmigrierten Menschen mit Beeinträchtigungen im globalen
Kontext etwa 10 Millionen Menschen. Andere Quellen nehmen an, dass es
sich sogar um etwa 13,2 Millionen Menschen handelt (WRC 2017).

Es kann begründet davon ausgegangen werden, dass Beeinträchtigungen
und Zwangsmigration[2] in einem wechselseitigen Zusammenhang stehen:

Einerseits kann die Zwangsmigration Bedingungsfeld von
Beeinträchtigungen sein (Lorenzkowski 2004; Lechner 2004): Die
lebensweltliche Situation zwangsmigrierter Menschen ist häufig
charakterisiert durch eine hohe Vulnerabilität verbunden mit dem
Risiko des sozialen Ausschlusses. Teilweise bleiben Beeinträchtigungen
unentdeckt, wenn sie nicht auf den ersten Blick ersichtlich sind, so
wie es beispielsweise bei Hörund Sehbeeinträchtigungen oder
psychischen Störungen der Fall sein kann. Darüber hinaus ist der
Zugang zu humanitärer Hilfe in Krisenregionen in Folge von
gesellschaftlichen, umweltbedingten oder kommunikativen Barrieren
erschwert. Es ist zu vermuten, dass Frauen, Kinder und ältere Menschen
sowie Menschen mit Beeinträchtigungen anfälliger für Diskriminierung,
Gewalt und Ausbeutung sind. Hinzu kommt, dass seelische
Beeinträchtigung, bedingt etwa durch langfristige traumatische
Prozesse, sich zwar nicht in einem linear-kausalen Modell aus
Fluchterfahrungen ableiten lässt, vielfach jedoch subjektlogisch
daraus rekonstruierbar ist (Hoanzl 2017). Psychoanalytische Theorien
und Bindungstheorie legen zudem nahe, dass diese Zusammenhänge auch
für die nachfolgenden Generationen gelten (Lennertz 2017).

Andererseits sind Beeinträchtigungen bzw. Behinderungen auch häufig
Grund für Zwangsmigrationen, etwa, weil die medizinische Versorgung
oder Bildungsangebote für Kinder und Jugendliche mit
Beeinträchtigungen im Herkunftsland nicht zur Verfügung stehen. Der
mutuelle Zusammenhang von Flucht und Behinderung ist insofern von
erheblicher gesellschaftlicher Relevanz, nicht zuletzt für Fragen der
Teilhabe und der Bildung.

Für die Situation in Deutschland gibt es statistisch keine
verlässlichen Daten, wie viele der Menschen mit Fluchterfahrungen von
Beeinträchtigungen betroffen sind. Eine Studie der Hilfsorganisation
HelpAge ermittelte, dass ca. 10-15 % der Geflüchteten in Deutschland
eine Beeinträchtigung haben, wobei jedoch fluchtbedingte psychische
Erkrankungen dabei unberücksichtigt blieben (HelpAge International
2014). Trotz besonderer Schutzbedürftigkeit des Personenkreises nach
Artikel 19 der EU-Aufnahmerichtlinien und Artikel 25 der
UN-Behindertenrechtskonvention werden keine genauen Angaben darüber
geführt. Diese Umstände führen dazu, dass häufig nicht der rechtliche
Status, sondern vielmehr die politische Bleibeperspektive darüber
entscheidet, welche Ansprüche auf Unterstützung (z.B. in Form
sozialrechtlicher Leistungen) den Menschen gewährt wird
(Wansing/Westphal 2019).

Kindliche Lebenswelt im Kontext von Flucht und Behinderung

Nachfolgend sollen insbesondere Kinder und Jugendliche, welche sich im
Spannungsfeld von Flucht und Behinderung befinden, Beachtung finden.
Mit Blick auf die Lebenswelt der neu in Deutschland zugewanderten
Mädchen und Jungen ist zunächst festzuhalten, dass es sich dabei um
keine homogene Gruppe handelt. Zwar gibt es bislang nur eine sehr
unzureichende Datenlage, dennoch weisen verschiedene Aspekte auf
strukturelle und nachhaltig wirksame Benachteiligungen hin.
Beispielhaft sind dahingehend geringe sozioökonomische Ressourcen,
eingeschränkter Zugriff auf Unterstützungs- und Versorgungsleistungen
und beengte räumliche Verhältnisse verbunden mit begrenzten Lern-,
Spiel- und Rückzugsmöglichkeiten zu nennen (Kemper 2016). Auch ein
hohes Maß an Unsicherheit hinsichtlich der Aufenthaltssituation sowie
Rassismuserfahrungen können in der Perspektive eines die
Kontextfaktoren einbeziehenden Behinderungsbegriffs als Bedingungsfeld
derselben begriffen werden. Gleichwohl sollten Kinder und Jugendliche
mit Fluchterfahrungen nicht einseitig aus einer defizitären Haltung
betrachtet werden; vielmehr ermöglicht die Verschränkung von
Empowerment- und Disempowermentperspektive die Anerkennung des
Erlittenen mit Folgen für die Gestaltungsfähigkeit bei gleichzeitiger
Anerkennung des Geleisteten und der Möglichkeiten im Hier und Jetzt
(Becker 2006). Das bedeutet, eine Unterstützung sowohl von Aktivität
als auch von Teilhabe kann es nur geben, wenn die identitätsprägenden
Beeinträchtigungen auf diesen Ebenen anerkannt werden. Nicht alle
Mädchen und Jungen, die neu in Deutschland angekommen sind, haben
instabile Wohn- und Familienverhältnisse (Juang et al. 2015). Jede
individuelle Biografie kann dabei einzig "über subjektzentrierte
Analysen unter Einbezug der aktuellen Beziehungen und der sie
umgebenden großen sozialen Situation verstanden werden" (Zimmermann
2015: 47).

Durch den Einfluss von Kriegs- und Fluchterfahrungen, dem Verlust von
Familie, Freunden und dem vertrauten Umfeld sind zwangsmigrierte
Kinder und Jugendliche jedoch häufig großen psychosozialen Belastungen
ausgesetzt, welche sich auch auf zukünftige Beziehungen, Erlebens- und
Verhaltensmuster auswirken können. Eine gute Annäherung an die
Situation der Kinder und Jugendlichen mit Fluchterfahrungen, die mit
und teilweise ohne Familienangehörige nach Deutschland gekommen sind,
beschreibt der theoretische Rahmen der Sequentiellen Traumatisierung
(Keilson 1979; Becker 2006). Grundlegend geht die Konzeption im
Gegensatz zur medizinischen Klassifikation der Posttraumatischen
Belastungsstörung von der langwierigen und komplizierten
Prozesshaftigkeit eines Traumas aus, welche stets von äußeren und
inneren Faktoren abhängig ist, die sich wechselseitig auf die
individuellen Belastungsverläufe beziehen (Zimmermann 2012; Becker
2006; Müller/Schwarz 2016). Dieses Konzept entwickelte Zimmermann
(2012) im Hinblick auf die Bedingungen zwangsmigrierter Jugendlicher
weiter. Das entstandene Modell beinhaltet sechs Sequenzen und zeigt
auf, dass neben der zentralen traumabedingenden Erfahrung von Flucht
und Verfolgung auch die Phasen vor und nach dieser
akuten Situation "traumarelevante Erfahrungsräume" (Zimmermann/Ullrich
2017: 581) darstellen und eine adäquate Rahmung für die subjektive
Wirklichkeit der Einzelnen und dem individuellen Verstehen dieser
bietet. Im Sinne des psychoanalytischen Konzepts der Nachträglichkeit
(Laplanche/Pontalis 1973), wonach frühkindliche Erfahrungen teilweise
erst zu einem viel späteren Zeitpunkt eine traumatische Wirkung
entfalten können (Zimmermann 2012), wird die Verantwortung der
Pädagogik im Umgang mit Kindern und Jugendlichen mit Fluchterfahrungen
erkennbar. Weiterführen lässt sich diese Herausforderung für
pädagogische Fachkräfte im Zusammenhang mit der Betrachtung von Trauma
als Beziehungsstörung. Nach dieser Annahme wird von der
"innerpsychischen Störung der Beziehung zu sich selbst und zu anderen"
(Zimmermann 2017: 94) ausgegangen. Mit Bezug auf die psychoanalytische
Theorie der innerpsychischen Objekte, welche ein Kind in seiner
Entwicklung verinnerlicht, können traumatische Erfahrungen massiven
Einfluss auf die Ausgestaltung sämtlicher realer Beziehungen haben.
Diese "gestörte Beziehung zu den inneren Selbst- und Fremdobjekten
geht immer einher mit der Entwicklung starker Ängste, die sich
symptomatisch sowohl in aggressiv-ausagierendem als auch in
depressiv-zurückgezogenem Verhalten zeigen können" (Zimmermann 2017:
94). Die Ambivalenz der Gefühle zwischen Beziehungswunsch und
Bedrohlichkeit von Nähe-Distanz-Verhältnissen führt nicht selten zu
Verhaltensweisen, die im pädagogischen Kontext als emotional stark
belastend erlebt werden - das gilt sowohl für die PädagogInnen als
auch für die betroffenen Kinder und Jugendlichen.

Verschränkt man darüber hinaus die Dimensionen Beeinträchtigung und
Trauma, zeigt sich, dass vielfach in den jeweiligen Biografien "Gewalt
eine lebenslange Erfahrung von Anfang an ist", welche sich "in Gestalt
physischer Demütigung, Entrechtung, sozialen Ausschlusses und
Entwertung der Lebensform" (Kühn/Bialek 2017a: 498) darstellt.
Traumatische Belastungen können hinsichtlich andauernder Überforderung
sowie einem geringen Repertoire an Bewältigungsstrategien gegenüber
Stress und Angst erheblich häufiger auftreten und damit die
individuelle Lern- und Leistungsfähigkeit massiv einschränken
(Kühn/Bialek 2017a). Die Entwicklung unter beeinträchtigenden
Bedingungen birgt eine Vielzahl an Situationen, die traumatische
Prozesse auslösen können. Dazu gehören beispielsweise prä- und
perinatale Bedrohungserfahrungen, erhebliche Störungen der
Eltern-Kind-Beziehung, medizinisch-therapeutische Behandlungen,
fehlende Teilhabe- und Autonomieerfahrungen, stattdessen Bevormundung
und eine Permanenz des "Nicht-Verstanden-Werdens" (Kühn/Bialek 2014).
Insbesondere letztgenannter Aspekt bekommt in der pädagogischen Praxis
eine besondere Bedeutung, da diese unzureichenden Verstehensmomente in
der Umwelt der Kinder (möglicherweise auch in Folge geringer
Kompetenzen in der verbalen Kommunikation oder fremdsprachiger
Umgebung), sie zu einem verstärkten Ausagieren ihrer Bedürfnisse auf
der Verhaltensebene führen. Diese Verhaltensweisen, als
entwicklungslogische Konsequenz des Kindes, können - selbst in
professionellen Kontexten - als sozial inadäquat oder dysfunktional
wahrgenommen werden, sodass ein Teufelskreis in der pädagogischen
Beziehung entstehen kann (Kühn/Bialek 2017a). Ist diese Form der
psychosozialen Beeinträchtigung gepaart mit körperlichen, kognitiven
oder Sinnesbeeinträchtigungen, können erheblich beeinträchtigte
Entwicklungswege jener Kinder und Jugendlichen daraus erwachsen.

Dies ist jedoch nicht in einem Sinne zu verstehen, dass es die
Kombination organischer und psychosozialer Beeinträchtigungen als
"zweifache Behinderung" verstehen lässt (vgl. VENRO, o.J.). Einseitige
Kulturalisierungen und Vorannahmen, Kinder mit Beeinträchtigungen
seien in spezifischen kulturellen Kontexten stigmatisiert und würden
versteckt, lassen sich so in der Realität allzu selten belegen. Sie
entsprechen wohl eher den bewussten und unbewussten Phantasmen von
HelferInnen (Miles 2013). Vielmehr gilt es, den aktuellen
Lebenskontext von zwangsmigrierten Kindern und Jugendlichen mit
Beeinträchtigungen und ihrer Familien zu fokussieren. Hier ist Gräber
(2018: 61f.) zuzustimmen, die schreibt: "Zusätzlich ergeben sich für
Flüchtlinge mit Behinderung jedoch weitere Zugangsprobleme, die aus
dem Zusammenspiel von Flucht/Asyl und Behinderung resultieren. Genannt
werden neben sprachlichen Barrieren, v.a. in Bereichen, in denen eine
hohe Fachsprachenkompetenz nötig ist wie dem Gesundheitsbereich und im
Asylverfahren, Kommunikationsprobleme, die aus dem Fehlen von
qualifizierten (Gebärden-) Dolmetschern resultieren, häufig aber auch
der kulturell unterschiedlichen Wahrnehmung von Behinderung
zuzuschreiben sind. (...). Auch das Asylverfahren als solches wird als
schwer zugänglich und wenig sensibel für behinderungsspezifische
Belange (z.B. durch die Notwendigkeit persönlichen Vorsprechens)
geschildert."

Schulische Teilhabe von Kindern mit Fluchterfahrungen und
Behinderung 

Da es keine einheitliche schulstatistische Erfassung
zur Bildungsbeteiligung von geflüchteten SchülerInnen (mit und ohne
Beeinträchtigungen) in Deutschland gibt und der Schulbesuch innerhalb
der einzelnen Bundesländer unterschiedlich geregelt ist, lässt sich
kaum eine valide Aussage darüber treffen, ob das Recht auf Bildung
nach UN-Kinderrechtskonvention und UN-Behindertenrechtskonvention
eingelöst wird (Kemper 2016; Panagiotopoulou/Rosen 2017). Mit Blick
auf die Expertise von Klemm (2016) lässt sich konstatieren, dass im
Jahr 2015 ca. 150.000 SchülerInnen mit Fluchterfahrungen im
schulpflichtigen Alter der Primarstufe und der Sekundarstufe I in
Deutschland lebten. Darüber hinaus sind 260.000 geflüchtete
Jugendliche und Heranwachsende in einem Alter (16-25 Jahre), das
klassischerweise mit dem System der Ausbildungsvorbereitung oder der
Ausbildung assoziiert ist. Bislang unbekannt ist in diesem
Zusammenhang die Anzahl der Kinder und Jugendlichen mit
Fluchterfahrungen, welche von einer Beeinträchtigung betroffen sind.
Auch sonderpädagogische Förderbedarfe und separierte bzw. inklusive
Beschulungsformen werden für diese Gruppe nicht differenziert erhoben;
noch weniger ist hinsichtlich der Bildungssituation von erheblich
psychosozial beeinträchtigten Kindern und Jugendlichen bekannt.

Bildung gilt gemeinhin als Schlüssel zur gesellschaftlichen Teilhabe.
Ohne Frage kann auch die Bildungspartizipation für neu zugewanderte
Kinder und Jugendlichen eine neue Zukunftsperspektive ermöglichen,
einen schützenden Raum bieten und dem neuen Alltag im Ankunftsland
Struktur und Kontinuität verleihen.

Unabhängig von diagnostiziertem Förderbedarf oder einer festgestellten
Beeinträchtigung haben demnach der schulische Alltag, die damit
verbundene Struktur und die dortigen Beziehungen für die Gruppe der
geflüchteten Kinder und Jugendlichen eine spezifische Bedeutung.
Gleichwohl kann genau dieser Alltag für die Kinder und Jugendlichen
auch bedrohlichen Charakter haben, überfordernd oder beängstigend
sein. Wenn, wie oben skizziert, die Kategorie der Sequentiellen
Traumatisierung als sinnvolles Rahmenkonzept für die Erfahrungs- und
Erlebenswelt dieser SchülerInnen verstanden wird, dann sind Lehrkräfte
und die Institution Schule Beteiligte an einem sequentiell
traumatischen Prozess (Zimmermann 2017). Dieser kann sowohl in
förderlicher als auch in chronifizierender Art und Weise durch die
Schule beeinflusst werden.

Wird also davon ausgegangen, dass die Kumulation von Belastungen durch
Zwangsmigration, Behinderung und hohe (familiäre) Belastung
sinnvollerweise mit der Traumakategorie katalogisiert werden kann,
bedarf es entsprechender schulischer Rahmung zur emotionalen
Stabilisierung und sozialen Integration. Der Aspekt der Sicherheit
muss stets vorrangig vor den Lerninhalten Beachtung finden, da das
Notfallprogramm der SchülerInnen im unsicheren Umfeld stets
aktiv ist. So ziehen viele geflüchtete SchülerInnen ihre Jacken nicht
aus, weil dies der Überlebenslogik auf der Flucht entsprach. Umso
wichtiger sind Routinen, Transparenz, klare Strukturen. Noch wichtiger
aber sind die Anerkennung der Belastungen und der Nachvollzug der
Subjektlogik in den Verhaltensweisen der SchülerInnen.

"Können Beruhigung und Sicherheit nicht hergestellt werden, entsteht
auch kein dialogischer Raum zwischen Kindern und Pädagog_innen"
(Kühn/Bialek 2017a: 504). In erster Linie geht es im Hinblick auf
schulische Teilhabe demnach um eine Pädagogik des Sicheren Ortes,
welche die Möglichkeit eines geschützten Dialogs bietet. Um eine
individuelle Perspektivplanung zu realisieren, besteht dahingehend die
Notwendigkeit für PädagogInnen, der kindlichen Subjektlogik zu folgen.
Die hohe Verantwortung des pädagogischen Personals liegt damit im
Annehmen, Aushalten und Gestalten (Kühn/Bialek 2017b). Diese komplexen
psychosozialen Lern- und Verhaltensbedingungen führen mitunter zur
Beeinträchtigung der Lernfähigkeit. Mögliche Schwierigkeiten können
kognitive Einschränkungen der Konzentrationsfähigkeit und des
Erinnerungsvermögens sein, Schreckhaftigkeit, Vermeidungsverhalten
sowie die Unfähigkeit, flexibel auf neue Situationen reagieren zu
können (Vaysgluz 2007). "Die psychosozialen Bedingungen des Lernens
junger Flüchtlinge, die sich meist deutlich von denen ihrer
Mitschülerinnen und Mitschüler unterscheiden, finden aber vor dem
Hintergrund beengender schulischer Rahmenbedingungen bei einer rein
kognitiv orientierten Förderung oft wenig Beachtung" (Zimmermann 2012:
78). Schulische Lerninhalte sollten demnach so gestaltet sein, dass
sie von allen SchülerInnen bewältigt werden können. Weitere
Misserfolge, Überforderung und Stress bedeuten für die Kinder und
Jugendlichen weitere Erfahrungen der Handlungsunfähigkeit. Ihr
individueller Bereich der Zone der nächsten Entwicklung muss
notwendigerweise gefunden und berücksichtigt werden (Vygotskij 2001).
Weitere theoretische Bezugspunkte für erforderliche schulische
Unterstützung, die noch genauer ausbuchstabiert und in der Forschung
hinsichtlich ihrer Spezifik untersucht werden müssten, stellen die
Container-Funktion (Bion 1992) sowie das Halten und Zumuten (Leber
1988) dar. Dies kann hier zwar nicht umfänglich ausbuchstabiert
werden. In beiden Fällen geht es aber darum, dass unaushaltbare
Affekte im Rahmen der pädagogischen Beziehung zu aushaltbaren werden,
um in Anschluss in einen entwicklungsförderlichen Dialog überführt zu
werden.

An dieser Stelle soll auch noch einmal auf die Heterogenität der
Lebenswelten von Familien hingewiesen werden, die (Flucht-)Migration
erlebt haben und wo Behinderung eine Rolle spielt. Ein Beispiel
unterschiedlicher subjektiver Erfahrungen wurde eingehend durch
Falkenstörfer und Gasmi (2019) dargestellt. Schlussfolgernd wird
dahingehend festgehalten, dass "Annahmen und Zuschreibungen
hypothetisch sind und diese durch reflektierte migrations-,
behinderungs- und kultursensible sowie subjektorientierte Frage-,
Zuhör- und Erzählkultur gemeinsam mit den Familien überprüft und
reflektiert werden müssen" (Falkenstöfer/Gasmi 2019: 40). Damit wird
auf die hohe selbstreflexive Fähigkeit und Kommunikationskompetenz
hingewiesen, die es im pädagogischen Kontext und in der Interaktion
mit geflüchteten SchülerInnen mit Beeinträchtigungen und ihrer Eltern
bedarf.

Im Kontext von Flucht besteht für Kinder und Jugendliche mit
 einer Migrationsgeschichte eine mindestens doppelt so hohe
 Wahrscheinlichkeit für die Zuerkennung eines sonderpädagogischen
 Förderbedarfs wie für ein Kind deutscher Herkunft.



Ein letzter Aspekt soll im Zusammenhang mit schulischer Teilhabe noch
Berücksichtigung finden - die Sonderpädagogik und ihre Aufgabe
hinsichtlich der Aspekte Flucht und Behinderung. Die Sonderpädagogik
definiert sich "maßgeblich über die Zuständigkeit für (...) Kinder und
Jugendliche mit Behinderungen und sonderpädagogischen Förderbedarfen,
(...) die bis heute nach wie vor am häufigsten außerhalb des
allgemeinen Schulsystems in spezifischen Förderschulen unterrichtet
werden" (Lütje-Klose et al. 2018: 20). Mit der Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention und einem inklusiven Schulsystem werden
mithin die Aufgaben und Zuständigkeiten neu ausgelotet und im Zuge
struktureller und organisatorischer Umwandlungsprozesse neue
Herausforderungen sichtbar. Dabei geht es neben der Förderung von
Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf u.a. auch vermehrt um
präventive Angebote, Beratung und Unterstützung von Lehrkräften sowie
das Gestalten förderlicher Rahmenbedingungen (Lütje-Klose et al.
2018). Teilhabe soll demnach trotz beeinträchtigender Bedingungen
ermöglicht werden. Nach dem bio-psycho-sozialen Modell der
International Classification of Functioning (ICF) wird
Behinderung in Wechselwirkung unterschiedlicher Ebenen beschrieben,
und zwar der beeinträchtigenden Funktionen und Strukturen, der
möglichen Aktivitäten sowie der sozialen Teilhabe. Die Kategorie der
Behinderung ist in diesem Zusammenhang stets auch in Beziehung zu
anderen Heterogenitätsdimensionen wie race, class oder
gender zu betrachten. Im Falle von allein oder mit ihren
Familien geflüchteten Kindern und Jugendlichen sowie unter der
Perspektive Sequentieller Traumatisierung handelt es sich hier stets
um die Verschränkung unterschiedlicher Heterogenitäts- sowie
Beeinträchtigungsdimensionen. Gleichwohl sind empirische Erhebungen,
die sich auf das Handlungsfeld Schule beziehen, bis dato nicht
verfügbar, mit denen diese intersektionalen Perspektiven der (Sonder-)
Pädagogik genauer konturiert werden könnten (vgl. Themenheft
Sonderpädagogische Förderung heute 2015 (2)).

Wenn also Partizipationschancen und Aktivitäten aufgrund von
personenbezogenen und kontextbezogenen Faktoren eingeschränkt sind,
kann es im schulischen Kontext zur Zuschreibung eines
sonderpädagogischen Förderbedarfs kommen. "Sonderpädagogischer
Förderbedarf ist bei Kindern und Jugendlichen anzunehmen, die in ihrer
Bildungs-, Entwicklungs- und Lernmöglichkeit so beeinträchtigt sind,
dass sie im Unterricht der allgemeinen Schule ohne sonderpädagogische
Unterstützung nicht hinreichend gefördert werden können. Dabei können
auch therapeutische und soziale Hilfen weiterer außerschulischer
Maßnahmeträger erforderlich sein." (KMK 1994). Im Kontext von Flucht
besteht für Kinder und Jugendliche mit einer Migrationsgeschichte eine
mindestens doppelt so hohe Wahrscheinlichkeit für die Zuerkennung
eines sonderpädagogischen Förderbedarfs wie für ein Kind deutscher
Herkunft (Lütje-Klose et al 2018). Ob es sich dabei eher um einen
Labeling-/Zuschreibungsprozess oder aber um eine Anerkennung
spezifisch beeinträchtigter Entwicklung handelt, ist eine theoretisch
und empirisch nicht leicht zu beantwortende Frage.

"Für ein geflüchtetes Kind aus Eritrea, das seine Mutter auf der
Flucht verloren hat, allein und traumatisiert ist und nach einem
halben Jahr Wartezeit erstmalig die Schule besucht, besteht eine
deutlich höhere Wahrscheinlichkeit, dass es aufgrund der vielfachen
Benachteiligungen auch in der Schule umfangreiche Unterstützung
benötigen wird (...)" (Lütje-Klose 2018, S 28). Daneben sind es auch
Kinder und Jugendliche mit Sinnesbeeinträchtigungen, Einschränkungen
der körperlich-motorischen und/oder geistigen Entwicklung, die durch
Fluchtmigration mit ihren lebensweltlichen Erfahrungen an die Schulen
kommen und denen notwendige sonderpädagogische Maßnahmen in einem
inklusiven Erziehungs- und Bildungssystem zur Verfügung gestellt
werden müssen.

Vorstellung eines Forschungsprojekts

Für das noch junge Forschungsfeld vor dem Hintergrund von Migration,
Flucht und Beeinträchtigung werden insbesondere von der
Intersektionalitätsforschung soziale Lebenswirklichkeiten von Menschen
aufgegriffen und in ihrer dynamischen Interaktion verschiedener
Dimensionen von Heterogenität betrachtet (Wansing/Westphal 2019). Ihre
Bedeutung zeigt sich dabei in der intensiven Fokussierung auf
Komplexität und Vielschichtigkeit für Zusammenhänge sowie dem
Bewusstsein für Vielgestaltigkeit und die Kontingenz von Differenz.
Auch wenn durch die Verwendung von Differenzkategorien stets die
Gefahr besteht, diese zu verfestigen, bietet das Sichtbarmachen der
Wechselwirkungen und Mehrdimensionalität gleichwohl die Voraussetzung,
individuelle adäquate Unterstützungsangebote zu entwickeln (Dederich
2015).

Die doppelte Heterogenitäts- wie auch Risikodimension von Flucht und
Beeinträchtigung ist erziehungswissenschaftlich bisher erst in
Ansätzen ausgearbeitet worden (Bubb/Sachsenhauser 2016; Kauczor 2004).
Lediglich für den Förderschwerpunkt Hören liegt eine erste Erhebung zu
den Bedarfen von geflüchteten SchülerInnen mit einer
Hörbeeinträchtigung sowie zu den Ressourcen, über die Förderschulen
verfügen, vor (Becker/Juche 2018). Es kann derzeit deshalb nur
geschätzt werden, wie viele Kinder und Jugendlichen mit
Fluchthintergrund sonderpädagogischen Förderbedarf aufweisen, etwa im
Bereich geistige Entwicklung, Hören, Sehen, emotionale und soziale
Entwicklung oder Autismus. Belastbare Zahlen, die die Merkmale
Flucht und Beeinträchtigung miteinander in Beziehung
setzen, liegen nicht vor. Wie oben deutlich wurde, darf sich eine
umfassende Erhebung der schulischen Situation von Kindern und
Jugendlichen mit Flucht- und Behinderungserfahrung jedoch nicht auf
(scheinbar) personengebundene Merkmale der Entwicklung beschränken.
Vielmehr muss mit einem entsprechenden Forschungsdesign
mehrperspektivisch erhoben werden, inwiefern die individuelle
Ausgangslage, die schulstrukturelle Bedingungen und die konkreten
(Beziehungs-) Angebote von Fachkräften im Sinne der
Entwicklungserschwernis oder -förderung ineinandergreifen.

Am Institut für Rehabilitationswissenschaften der Humboldt-Universität
zu Berlin soll diesem damit skizzierten hohen Forschungsbedarf im
Kontext von Flucht und Behinderung derzeit Rechnung getragen werden.
Mittels der Pilotstudie SchuB-F - Schulische Teilhabe im Kontext
von Flucht, Behinderung und Benachteiligung wird das Ziel
verfolgt, die gegenwärtigen Bedingungen für SchülerInnen mit
Fluchterfahrungen und vermuteten bzw. diagnostizierten
sonderpädagogischem Förderbedarf aus Sicht der SonderpädagogInnen in
Deutschland zu erfassen.

Folgende Fragestellungen sollen in dem geplanten Projekt beantwortet
werden:


	Wie viele SchülerInnen mit Fluchterfahrungen und sonderpädagogischem Förderbedarf betreuen die befragten SonderpädagogInnen? Welche Formen des Unterrichts besucht diese Gruppe?

	Wie nehmen SonderpädagogInnen die Situation der SchülerInnen mit Fluchterfahrungen und sonderpädagogischem Förderbedarf im emotional-sozialen Bereich sowie im Lernen war?

	Wie schätzen SonderpädagogInnen ihre aktuellen Arbeitsbedingungen mit Blick auf die SchülerInnen mit Fluchterfahrungen und sonderpädagogischem Förderbedarf in den Bereichen Diagnostik, Didaktik, Sprachbildung und Elternarbeit ein?

	Über welche Ressourcen, Kooperationen und Netzwerke verfügen SonderpädagogInnen in der Arbeit mit SchülerInnen mit Fluchterfahrungen und sonderpädagogischem Förderbedarf?

	Wie empfinden SonderpädagogInnen ihre eigene Selbstwirksamkeit und Professionalisierung im Hinblick auf die Unterstützung von SchülerInnen mit Fluchterfahrungen und sonderpädagogischem Förderbedarf?

	Welche positiven und kritischen Aspekte sehen die SonderpädagogInnen gegenwärtig in ihren Schulen? Bestehen Wünsche bzw. Anregungen oder auch Befürchtungen für die Zukunft hinsichtlich der Arbeit mit SchülerInnen mit Fluchterfahrungen und Beeinträchtigung?



Für die Studie wird eine quantitative Datenerhebung mittels eines neu
entwickelten, nicht standardisierten Online-Fragebogens durchgeführt.
Um aussagekräftige Daten zu generieren, operationalisiert das
Instrument folgende Bereiche: Erfahrungen zur schulischen Situation im
Bereich emotionaler und sozialer Entwicklung sowie des Lernens,
Didaktik und Lehr-/Lernmaterial, Diagnostik, Sprachbildung,
Elternarbeit, Netzwerke und Kooperation, Ressourcen sowie Aspekte der
Selbstwirksamkeit und Professionalisierung. Geschlossene und offene
Kategorien bieten dabei die Möglichkeit der sowohl quantitativen als
auch qualitativen Auswertung.

Maßgebliches Ziel des Forschungsvorhabens ist die Annäherung an die
schulische Situation von Kindern und Jugendlichen mit
Fluchterfahrungen und Behinderung. In weiteren Forschungsschritten,
die sich derzeit in der Planungsphase befinden, sollen die
spezifischen Erlebens- und Lerngeschichten der geflüchteten Kinder und
Jugendlichen, ihrer pädagogischen Beziehungspersonen und die dortigen
Rahmenbedingungen in einem primär qualitativen Design hinsichtlich
ihrer Tiefendimension erhoben werden. Auf der Basis dieser
Datengrundlage sollen Handlungsempfehlungen für die pädagogische
Praxis sowie für anknüpfende wissenschaftliche Untersuchungen
abgeleitet werden. Darüber hinaus sollen Professionalisierungsangebote
für den Kontext Flucht, Trauma und Behinderung generiert und in die
Praxis transferiert werden.

Schlussbemerkung

Eine derart angelegte Forschung bedarf in der derzeitigen
gesellschaftlich-politischen Situation in Europa einer entsprechenden
Kontextualisierung. Familien mit Fluchterfahrungen und Kindern mit
Behinderung, so könnte zumindest hypothetisiert werden, sind derzeit
teils mehrfachen, oft aber auch diffusen Stereotypisierungen und
Diskriminierungen ausgesetzt, die sich mittelbar auch auf die
Entwicklungschancen der Kinder und Jugendlichen auswirken dürfte. Auch
die Fachkräfte sind als VertreterInnen der Mehrheitsgesellschaft in
der einen oder anderen Weise damit befasst - sei es, weil sie selbst
implizit erhebliche (rassistische) Vorurteile in die Interaktion mit
den SchülerInnen einbringen, sei es, weil ihre pädagogische Arbeit im
gesellschaftlichen Kontext Entwertung erfährt.

Gleichzeitig ordnet sich die hier durchgeführte Forschung in einen
sonderpädagogischen Diskurs ein, bei dem spezifische Belastungen nicht
verleugnet, jedoch in ihrer Vielschichtigkeit anerkannt werden. Bei
allen Schwierigkeiten, die ein intersektionales Paradigma hinsichtlich
des Forschungsdesigns mit sich bringt, erscheint es aktuell dennoch
die sinnvollste Perspektive auf die Komplexität von Beeinträchtigung
und Behinderung im Kontext von Flucht zu sein.


ANMERKUNGEN

[1] Analog zur Nutzung der Termini in der ICF wird der Begriff
Beeinträchtigung im Sinne von nicht umfänglich gewährleisteter
Aktivität und Partizipation verwendet, der eine Schädigung im
organischen Sinn zugrunde liegen kann. Behinderung wird ebenso
analog zur ICF als formaler Oberbegriff für die Beeinträchtigungen auf
allen drei Ebenen (Körper, Aktivität, Teilhabe) verstanden, der
explizit die situativen Kontextfaktoren einbezieht. Gleichwohl
verweisen die AutorInnen darauf, dass jene terminologischen
Abgrenzungen niemals trennscharf und manchmal auch irreführend sind.

[2] Eine differenzierte terminologische Bestimmung von Flucht,
Zwangsmigration und Migration kann im Rahmen dieses
Beitrags nicht geleistet werden. Es ist jedoch begründeterweise
davon auszugehen, dass zahlreiche Menschen, die ihre Heimat
zwangsweise verlassen mussten, nicht Flüchtlinge im Sinne der
Genfer Konvention sind. Deshalb wird hier vorrangig der Terminus
Zwangsmigration verwendet; Flucht dann, wenn es explizit
um die Tatsache von Emigration vor Krieg oder Verfolgung geht.
Eine wirkliche Trennschärfe ist aufgrund der sehr unterschiedlichen
Bedingungen jedoch ohnehin nicht gegeben.
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2147: Venezuela - gefährliche Eskalation verhindern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. Mai 2019

Venezuela: gefährliche Eskalation verhindern



Zu den erneuten Protesten in Venezuela erklärt Omid Nouripour,
Sprecher für Außenpolitik:

Mit großer Sorge beobachten wir die Zuspitzung des seit Monaten
anhaltenden Konflikts zwischen Opposition und dem Regime von Nicolas
Maduro. Die schrecklichen Bilder aus Venezuela sprechen für die
Skrupellosigkeit der Maduro-treuen Streitkräfte und sind zutiefst
beunruhigend.

Es ist ernüchternd, dass Maduros Regime eine Krise nach der anderen zu
überstehen scheint: Hyperinflation, Nahrungsmittel- und
Medikamentenmangel, Stromausfälle, Massenproteste, Drohnenangriffe,
Überläufe, massive US-Sanktionen. Leidtragende sind die Menschen
Venezuelas und die Millionen Venezolanerinnen und Venezolaner, die in
die Nachbarstaaten geflüchtet sind.

Das Maduro-Regime hat sich nicht nur zu einer Militärdiktatur
entwickelt, sondern genießt mehr Rückhalt aus Moskau, Havanna und
Peking als aus der eigenen Bevölkerung.

Daher fordern wir die Bundesregierung auf, ihr diplomatisches Gewicht
zu nutzen, um deutlich zu machen, dass die Unterstützung dieses
Regimes die Gewalt im Land weiter eskalieren lässt.

Die internationale Gemeinschaft muss sich geschlossen und
unmissverständlich solidarisch mit den notleidenden Menschen
Venezuelas zeigen und gleichzeitig ihren Druck auf das Maduro-Regime
erhöhen.

Wir stehen klar auf der Seite derer, die um Freiheit und Demokratie
bemüht sind, und fordern die Bundesregierung auf, sich in den
Vereinten Nationen und innerhalb der EU dafür stark zu machen, dass
die Situation in Venezuela so lange oben auf der Agenda steht, bis
Neuwahlen und ein Machtwechsel ermöglicht worden sind.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Mai 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1791: 15 Jahre EU-Osterweiterung - eine europäische Erfolgsgeschichte


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 30. April 2019

15 Jahre EU-Osterweiterung - eine europäische Erfolgsgeschichte



Zum 15. Jahrestag der EU-Osterweiterung am 1. Mai erklärt Manuel
Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Am 1. Mai feiern wir das 15. Jubiläum der EU-Osterweiterung. Wir
feiern europäische Erfolgsgeschichte. 2004 machten Estland, Lettland,
Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn und
Zypern unsere Union reicher und vielfältiger. Die europäische
Integration hat enorm positive gesellschaftliche, politische und
wirtschaftliche Transformationsprozesse in diesen Ländern und damit in
der gesamten EU entfacht.

Seien wir heute so mutig wie damals und unterstützen wir diese
Transformation auch in Nordmazedonien und Albanien und beginnen
endlich die Beitrittsverhandlungen. Seien wir heute so mutig wie
damals und eröffnen wir der ukrainischen Gesellschaft eine
glaubwürdige Beitrittsperspektive in der Europäischen Union. Denn nach
wie vor ist die EU Fixstern all derer, die sich für eine friedliche,
offene und ökologische Entwicklung einsetzen.

Auch als Europäische Union sollten wir uns nicht länger mit dem
Erreichten begnügen. Wir brauchen eine neue Dynamik innerhalb der
Europäischen Union verbunden mit der Klarstellung, dass unsere
europäischen Wertevorstellungen nicht verhandelbar sind. Dazu gehört
ein klares Bekenntnis zur Rechtstaatlichkeit, zur Pressefreiheit und
vor allem auch zur Chancengleichheit in unserer Gesellschaft.
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FINANZEN/1517: Grundsteuer - Endlich Planungssicherheit für Städte und Gemeinden schaffen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Mai 2019

Grundsteuer: Endlich Planungssicherheit für Städte und Gemeinden schaffen



Zur aktuellen Debatte über eine Grundsteuerreform erklärt Stefan
Schmidt, Sprecher für Kommunalfinanzen:

Das ewige Hin und Her über das Beratungsverfahren für eine neue
Grundsteuer ist ein fatales Signal angesichts des schwindenden
zeitlichen Spielraums für eine Reform. Es lässt Städte und Gemeinden
weiter im Dunkeln über das Schicksal dieser für sie so wichtigen
Einnahmequelle. Eine Länderöffnungsklausel, wie sie sich vor allem die
CSU wünscht, würde für eine denkbar ungerechte Ausgestaltung der
Grundsteuer sorgen und den Reformprozess weiter chaotisieren. Die
Bundesregierung muss das parlamentarische Beratungsverfahren für eine
neue Grundsteuer daher jetzt dringend einleiten und die nötige
Planungssicherheit für Städte und Gemeinden schaffen.
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MEDIEN/255: Ohne Pressefreiheit keine Demokratie


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. Mai 2019

Ohne Pressefreiheit keine Demokratie

Welttag der Pressefreiheit - UN-Sonderbeauftragten zum Schutz von
Journalisten berufen



Zum Welttag der Pressefreiheit am morgigen Freitag wird auf die große
Bedeutung freier Berichterstattung für Demokratien und auf die
wachsende Bedrohung von Journalisten weltweit aufmerksam gemacht.
Dazu erklärt der Vorsitzende der Arbeitsgruppe Menschenrechte und
humanitäre Hilfe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Brand:

"Demokratie gibt es ohne die Freiheit der Meinung und der Presse
nicht. Deshalb ist es besonders wichtig, sich gerade am Welttag der
Pressefreiheit solidarisch an die Seite der Journalisten in allen
Teilen der Welt zu stellen und aktiv das Wort für sie zu ergreifen.

Nach der im April 2019 veröffentlichten Rangliste der Organisation
Reporter ohne Grenzen (ROG) haben sich die Freiräume von Journalisten
im Jahr 2018 in allen Weltregionen, auch in Europa verringert. In
einer erschreckenden Bilanz für 2019 zählt ROG bereits sieben
getötete und 170 inhaftierte Journalisten. Die Zahl der inhaftierten
Blogger, Bürgerjournalisten und Medienmitarbeiter liegt aktuell
bereits bei 166.

Angesichts dieser Verfolgung von Journalisten muss deren Schutz auch
auf der Ebene der Vereinten Nationen massiv gestärkt werden. Die
Schaffung eines UN-Sonderbeauftragten ist aufgrund der zunehmenden
Bedrohung von Medienschaffenden sowie der wachsenden Einschränkung
von Presse- und Meinungsfreiheit weltweit dringend geboten.
Verbrechen gegen Journalisten müssen konsequent geahndet werden.

Das Motto des Tages der Pressefreiheit 'Medien für Demokratie:
Journalismus und Wahlen in Zeiten der Desinformation' verdeutlicht
einmal mehr, vor welchen Herausforderungen seriöser und kritischer
Journalismus auch in Demokratien gegenwärtig steht, und spiegelt
gleichzeitig seine große Verantwortung für den Zusammenhalt offener
Gesellschaften.

Seit 1997 verleiht die UNESCO immer am 3. Mai den Guillermo-Cano-
Preis für Journalisten, die wegen ihrer Arbeit inhaftiert, bedroht,
angegriffen oder ermordet wurden. Wir begrüßen es, dass in diesem
Jahr die mutigen Journalisten Kyaw Soe Oo und Wa Lone den Preis
erhalten werden. Beide wurden nach ihrer Festnahme im Dezember 2017
zu einer siebenjährigen Haftstrafe verurteilt, weil sie über die
Menschenrechtsverletzungen und Gewaltverbrechen an der muslimischen
Minderheit der Rohingya in Myanmar berichteten."

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1866: Lateinamerika-Politik neu ausrichten, Menschenrechte stärken


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Mai 2019

Lateinamerika-Politik neu ausrichten, Menschenrechte stärken



"Die Lateinamerika-Reise von Außenminister Heiko Maas wird von seiner
Unterstützung für die Putschisten in Venezuela völlig dominiert.
Während Maas ständig die Lage von Demokratie und Menschenrechten und
die Armut in Venezuela betont, scheint das in Bezug auf die von ihm
besuchten Länder kein Thema zu sein. Dabei benötigen
Menschenrechtsverteidiger in Brasilien, Kolumbien und Mexiko dringend
Unterstützung, und auch dort lebt die Mehrheit der Bevölkerung in
bitterer Armut. Es ist daher beschämend, dass der Sozialdemokrat Maas
die sozialen und menschenrechtlichen Probleme in seinem Programm in
Brasilien und Kolumbien zugunsten seiner Regime-Change-Agenda in
Venezuela weitestgehend ausgespart hat", erklärt Heike Hänsel,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Die
Außenpolitikerin weiter:

"In Kolumbien hat es der Außenminister verpasst, die fehlende
Umsetzung und gar Sabotage des Friedensabkommens mit der ehemaligen
Farc-Guerilla durch die amtierende Regierung sowie die gezielten Morde
an bereits bis zu 500 sozialen Aktivisten und Menschenrechtlern seit
dem Friedensschluss mit der Farc zu thematisieren. Dass er stattdessen
den in frühere Putschversuche verwickelten venezolanischen
Oppositionspolitiker Julio Borges getroffen hat, ist ein Affront
gegenüber den Opfern der politischen Gewalt in Kolumbien, die keine
Aufmerksamkeit geschweige denn einen Gesprächstermin erhalten haben.

Bei seiner ersten Station in Brasilien hat Maas den unter der Führung
des Rechtsradikalen Jair Bolsonaro massiv bedrohten sozialen
Organisationen und Menschenrechtsgruppen eine notwendige Unterstützung
versagt, den Politskandal um den inhaftierten Ex-Präsidenten Lula da
Silva hat er nicht einmal erwähnt. Stattdessen erteilte er der
Bolsonaro-Führung die Absolution, indem er dem rassistischen und
sexistischen Präsidenten Multilateralismus und gemeinsame Werte
bescheinigte.

Diese Annäherung an ultrarechte Regierungen in Lateinamerika und die
offene Rückendeckung für Putschisten in Venezuela sind eine Schande
für eine sozialdemokratische Außenpolitik. Die Bundesregierung muss
ihre Lateinamerika-Politik neu ausrichten, statt auf dem Kontinent die
US-Politik unterstützend zu begleiten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. Mai 2019
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1865: Katja Kipping zum Besuch von Bundeskanzlerin Merkel in Burkina Faso, Mali und Niger


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 1. Mai 2019

Katja Kipping zum Besuch von Bundeskanzlerin Merkel in Burkina Faso, Mali und Niger



Zum Besuch von Bundeskanzlerin Angela Merkel in Burkina Faso, Mali und
Niger erklärt die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Katja Kipping:

"Bundeskanzlerin Merkel muss bei ihrem Besuch in Burkina Faso, Mali
und Niger von den so genannten 'EU-Migrationspartnerschaften' Abstand
nehmen. Keine dieser finanziellen Partnerschaften waren bislang in der
Lage, die Migration nach Europa regulieren, sondern sie haben allein
den freien Personenverkehr innerhalb der westafrikanischen Staaten
eingeschränkt und damit auch die lokalen Ökonomien und
Handelsbeziehungen beeinträchtigt. Die Migrationskontrollen in Mali
und Niger haben weder die lokalen Wirtschaftskreisläufe gestärkt, noch
die sich ausbreitenden salafistisch-dschihadistischen
Terrororganisationen in der größeren Sahara gebannt. Das Gegenteil ist
der Fall. Ohne Begrenzung des internationalen Raubbaus an natürlichen
Ressourcen, etwa Uran im Niger oder Gold in Mali, ohne ein End der
desaströsen Militärmissionen und ohne gerechte Handelsbeziehungen auf
Augenhöhe zwischen der EU und den westafrikanischen Staaten, wird es
keine demokratische und soziale Entwicklung geben.

Die neu ausgebrochenen Kämpfe in Libyen sind eine Bankrotterklärung
für die Maghreb-Politik der Europäischen Union und ein erneutet
menschenrechtliches Fiasko für die europäische Flüchtlingsabwehr. Ich
fordere ein sofortiges Moratorium des EU-Deals mit Libyen. Die im Zuge
der europäischen Anti-Migrations-Politik internierten Geflüchteten
müssen umgehend an sichere Orte gebracht und medizinisch und
psychologisch versorgt werden. Es ist ein absoluter Skandal, wenn die
EU weiter die libyschen Milizen mit Geld und personellen Ressourcen
unterstützt. Eine menschenrechtsbasierte Außenpolitik hilft
denjenigen, deren Menschenrechte verletzt werden und fördert nicht
jene, die foltern und vergewaltigen. Jeder weitere Flüchtling, der
jetzt von der lybischen Küste aus mit einem Bott in See sticht und vor
den ausgebrochenen Kämpfen flieht ist als Kriegsflüchtling gemäß
Artikel 1 der Genfer Flüchtlingskonvention anzuerkennen. Die
Verfolgung der zivilen Seenotrettung durch EU-Staaten halte ich für
einen durch und durch menschenverachtenden Akt der Gewalt und für
einen Verstoß gegen das Völkerrecht.

DIE LINKE fordert den Stopp der EU-Deals mit Ländern wie der Türkei,
dem Sudan oder Eritrea und die Auflage eines 
EU-Seenotrettungsprogramms, legale Fluchtwege nach Europa und einen
solidarischen Aufnahmemechanismus Geflüchteter für alle
EU-Mitgliedstaaten."

 * 
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MEDIEN/158: Pressefreiheit offensiv verteidigen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Mai 2019

Pressefreiheit offensiv verteidigen



"Die Situation ist tatsächlich alarmierend. Wie die kürzlich
veröffentlichte Rangliste zur Pressefreiheit von 'Reporter ohne
Grenzen' zeigt, verschlechtert sich die Arbeitssituation für
Journalistinnen und Journalisten besonders in Europa", erklärt Doris
Achelwilm, medienpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zum
internationalen Tag der Pressefreiheit am 3. Mai. Achelwilm weiter:

"Bei allen bekannten Missständen, etwa in Polen oder Ungarn, hat mich
aktuell der Umgang der österreichischen Regierung mit dem
Fernsehjournalisten Armin Wolf (ORF) fassungslos gemacht. Dass
Politiker der rechten FPÖ den bekannten Journalisten aufgrund eines
kritischen Interviews drängen wollen, eine 'Auszeit' zu nehmen, und
ihn denunzieren, ist ein ungeheuerlicher Vorgang. Die Bundesregierung
täte gut daran, auf diplomatischer Ebene mäßigend einzugreifen.
Verbände und Medienschaffende fordern seit langem die Einrichtung
eines UN-Sonderbeauftragten für den Schutz von Journalistinnen und
Journalisten. Der Bundestag hat 2017 einstimmig einen entsprechenden
Beschluss gefasst, der seitdem der Umsetzung harrt. Diese Untätigkeit
ist nicht länger hinzunehmen. Pressefreiheit muss offensiver
verteidigt werden.

Auch in Deutschland gerät die Pressefreiheit teils unter Druck - nicht
zuletzt durch Justiz, Sicherheitsbehörden und Geheimdienste sowie
rechte Mobilisierung und Aufmärsche. Die Dunkelziffer bei Straftaten
gegen Journalistinnen und Journalisten ist hoch. Ein Gesetz zum Schutz
von Whistleblowern fehlt noch immer. Es gibt sogar ein Strafverfahren
gegen den Journalisten Oliver Schröm wegen angeblichen Verrats von
Geschäftsgeheimnissen bei Recherchen zum Cum-Ex-Steuerbetrug. Als
LINKE fordern wir von der Bundesregierung deshalb deutlich mehr
Anstrengungen in diesem Bereich.

Nicht zuletzt sind ökonomische Konzentrationsprozesse und der Rückgang
der Pressevielfalt insbesondere bei Lokalzeitungen ein wachsendes
Problem. Die steigende Medienmacht von Plattformen wie Facebook ist
Teil dieses Problems, dem durch zeitgemäße Rahmensetzung und
Regulierung begegnet werden muss.

Wir brauchen unabhängige Medien mit sicheren Arbeitsverhältnissen.
Wenn die Beschäftigungsbedingungen für Journalistinnen und
Journalisten besser werden, ist das gut und wichtig für alle."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. Mai 2019
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RECHT/565: Familienrecht muss gesellschaftlicher Realität angepasst werden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Mai 2019

Familienrecht muss gesellschaftlicher Realität angepasst werden



"Das Familienrecht muss den gesellschaftlichen Realitäten gerecht
werden. Wir haben es in Deutschland mit einer Vielzahl von
Familienformen und einer wachsenden Zahl von nichtehelichen Familien
zu tun. Es ist daher eine gute Nachricht, dass für unverheiratete
Paare nun die Möglichkeit der Stiefkindadoption geschaffen werden
muss", erklärt Katrin Werner, familienpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die heutige Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts zur gemeinsamen Elternschaft von
Steifkindern. Werner weiter:

"Insbesondere für die Kinder ist dies eine gute Entscheidung, denn für
die wird die Möglichkeit geschaffen mit zwei rechtlichen Elternteilen
aufzuwachsen. Die Bundesregierung muss nun zügig mit der Umsetzung des
Urteils beginnen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. Mai 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8350: Heute im Bundestag Nr. 489 - 02.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 489

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 2. Mai 2019, Redaktionsschluss: 14.57 Uhr

1. Anpassung der Berufsausbildungsbeihilfe

2. Dokumentationspflicht beim Mindestlohn

3. Arbeitslos, aber nicht in der Statistik

4. Meldepflichten bei Dienstreisen

5. Linke fragt nach Lobbyisten

6. Linke fragt nach sozialem Arbeitsmarkt



1. Anpassung der Berufsausbildungsbeihilfe

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf
(19/9478) zur Anpassung der Berufsausbildungsbeihilfe und des
Ausbildungsgeldes vorgelegt. Mit dem Gesetzentwurf sollen zum einen
die jüngsten Änderungen beim Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG)
nach- und mitvollzogen werden. Zum anderen sollen die
Verfahrensvorschriften vereinfacht werden, um die Harmonisierung mit
dem BAföG künftig mit geringerem Verwaltungsaufwand zu erreichen,
schreibt die Regierung.

Im Detail sieht der Entwurf unter anderem vor, die Unterkunftskosten
in der Berufsausbildungsbeihilfe und im Ausbildungsgeld einheitlich zu
pauschalieren. Außerdem soll die Bedarfsstruktur des Ausbildungsgeldes
deutlich vereinfacht und an jene der Berufsausbildungsbeihilfe
angeglichen werden. Die bisherige Unterscheidung nach Alter und
Familienstand der Auszubildenden soll entfallen. Die Höhe des
Ausbildungsgeldes soll an die BAföG-Bedarfssätze angeglichen werden.
Erhöhungen soll es auch im Bereich der Werkstätten für Menschen mit
Behinderungen geben.

 * 

2. Dokumentationspflicht beim Mindestlohn

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Der Wegfall der Dokumentationspflichten im
Mindestlohngesetz würde die Prüfungen und Ermittlungen der
Finanzkontrolle Schwarzarbeit erheblich erschweren. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9573) auf eine Kleine Anfrage
(19/8315) der Fraktion Die Linke. Der Nachweis, dass der Mindestlohn
nicht gezahlt wurde, könne dann nur durch Befragung der Arbeitnehmer
geführt werden. Jedoch lasse das Erinnerungsvermögen nach, je mehr
Zeit verstrichen sei, so dass Verstöße für Zeiträume in der
Vergangenheit schwierig zu beweisen seien. Bei Wegfall der
Aufzeichnungspflicht würde auch die Prüfung der Zahlung von
Sozialbeiträgen schwieriger, da sich deren Höhe nach dem geschuldeten
und nicht nach dem tatsächlich gezahlten Arbeitsentgeld richtet. Somit
würde im Ermittlungsverfahren ein wichtiges urkundliches Beweismittel
fehlen, betont die Regierung.

 * 

3. Arbeitslos, aber nicht in der Statistik

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im März 2019 wurden 85.000 Personen wegen einer
kurzzeitigen Arbeitsunfähigkeit (unter sechs Wochen) in der
offiziellen Arbeitslosenstatistik nicht als arbeitslos registriert.
Ebenso galten 170.000 erwerbsfähige Hilfebedürftige als nicht
arbeitslos, da sie nach Vollendung ihres 58. Lebensjahres mindestens
zwölf Monate lang Grundsicherungs-Leistungen (Arbeitslosengeld II)
bezogen haben und ihnen in dieser Zeit keine
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung angeboten wurde. Beide
Personengruppen waren in der Statistik zur Unterbeschäftigung
enthalten. Das gleiche gilt für 217.000 Personen, die an einer
Maßnahme zur Aktivierung der beruflichen Eingliederung und für 170.000
Personen, die an einer Maßnahme zur beruflichen Weiterbildung
teilgenommen haben. Das geht aus der Antwort (19/9552) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/8519) der AfD-Fraktion
hervor.

 * 

4. Meldepflichten bei Dienstreisen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/9649)
zu Meldepflichten von Dienstreisen von Beschäftigten deutscher
Unternehmen in der EU gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung
unter anderem, welchen Interpretationsspielraum die Mitgliedstaaten
bei der Umsetzung der Entsenderichtlinie haben.

 * 

5. Linke fragt nach Lobbyisten

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/9636) zum Einfluss von Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf
zur Reform der Berufsausbildungsbeihilfe und des Ausbildungsgeldes
gestellt. Darin will sie von der Bundesregierung unter anderem wissen,
welche Gutachten von externen Dritten erstellt und dem Entwurf als
Erkenntnisquelle zugrunde gelegt wurden.

 * 

6. Linke fragt nach sozialem Arbeitsmarkt

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/9630) zum Start der neuen Regelinstrumente zum sozialen
Arbeitsmarkt und zu Lohnkostenzuschüssen im SGB III (Drittes Buch
Sozialgesetzbuch) gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter
anderem, wie viele Personen das Programm "Soziale Teilhabe am
Arbeitsmarkt" und das ESF-Programm für Langzeitarbeitslose bis
Jahresende 2018 erfasst hat.

 * 
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BUNDESTAG/8349: Heute im Bundestag Nr. 488 - 02.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 488

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 2. Mai 2019, Redaktionsschluss: 14.24 Uhr

1. Ohne Berufsausbildung

2. Gutachten bei Berufskrankheiten

3. Digitalisierung bei der BA

4. Arbeits- und Gesundheitsschutz

5. Coaching im sozialen Arbeitsmarkt

6. FDP fragt nach Grundrente



1. Ohne Berufsausbildung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Nach Angaben des Mikrozensus 2017 haben 25,6 Prozent
der Bevölkerung ab 15 Jahren keine anerkannte Berufsausbildung. Bei
den deutschen Staatsangehörigen trifft dies demnach auf 22,2 Prozent
zu, bei EU-Staatsangehörigen auf 41,2 Prozent und bei
Dritt-Staatsangehörigen auf 58,9 Prozent. Diese Zahlen nennt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9401) auf eine Kleine Anfrage
(19/8119) der Fraktion Die Linke. Darin heißt es weiter, dass unter
den Erwerbstätigen 14,1 Prozent der Deutschen, 34,6 Prozent der
EU-Staatsangehörigen und 46,5 Prozent der Personen aus Drittstaaten
keine anerkannte Berufsausbildung haben.

 * 

2. Gutachten bei Berufskrankheiten

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung teilt nicht die Ansicht der
Linksfraktion, wonach das Gutachterwesen im Berufskrankheitenrecht
reformbedürftig sei. Das betont sie in ihrer Antwort (19/9505) auf
eine Kleine Anfrage (19/8622) der Fraktion Die Linke. Diese hatte
darin kritisiert, dass viele Gutachter nicht unabhängig arbeiten und
deshalb vielen Arbeitnehmern Berufskrankheiten nicht anerkannt würden.

 * 

3. Digitalisierung bei der BA

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Auswirkungen der Digitalisierung auf den
Personalbedarf der Bundesagentur für Arbeit (BA) sind Teil der
regelmäßigen Personalbedarfsermittlung der BA. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9400) auf eine Kleine Anfrage
(19/8297) der FDP-Fraktion. Die Identifizierung und Umsetzung von
Automatisierungspotenzialen seien wesentliche Handlungsfelder der
BA-Strategie 2025, heißt es in der Antwort.

 * 

4. Arbeits- und Gesundheitsschutz

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/9517) zum Arbeits- und Gesundheitsschutz in Deutschland gestellt.
Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem, in wie vielen
Betrieben von 2007 bis 2018 eine Gefährdungsbeurteilung durchgeführt
wurde.

 * 

5. Coaching im sozialen Arbeitsmarkt

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/9460) zur beschäftigungsbegleitenden Betreuung im Bereich
des sozialen Arbeitsmarktes gestellt. Die Bundesregierung soll unter
anderem Fragen zum Inhalt und zur Umsetzung des Coachings beantworten.

 * 

6. FDP fragt nach Grundrente

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/9448)
zur Grundrente gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter
anderem nach dem Ziel der Grundrente und der Einbindung der Deutschen
Rentenversicherung in die Umsetzung.

 * 
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BUNDESTAG/8348: Heute im Bundestag Nr. 487 - 02.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 487

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 2. Mai 2019, Redaktionsschluss: 13.36 Uhr

1. Rechtsanspruch auf schnelles Internet

2. Bekämpfung von Kinderehen

3. FDP fragt nach Haushalt des Patentamts

4. Personalmangel bei Gerichten

5. BfV-internes Schreiben zu AfD-Kontakten

6. Einflussnahme auf Regierungsentwurf



1. Rechtsanspruch auf schnelles Internet

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In Deutschland sind Mitte 2018 nach Angaben der
Bundesregierung knapp zwei Drittel (63,9 Prozent) der Haushalte über
hochleistungsfähige TV-Kabelnetze (HFC-Netze) an das Internet
angebunden gewesen. Diese Netze würden durch die Umstellung auf den
Standard Docsis 3.1 zukünftig gigabitfähig sein, heißt es in der
Antwort der Regierung (19/9214) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/8728).

Gefragt nach im Jahr 2018 erfolgten Glasfaseranschlüssen, teilt die
Regierung mit: Von Mitte 2017 bis Mitte 2018 seien in Deutschland
483.900 Haushalte mit Glasfaserkabeln angeschlossen worden. 52.800
Haushalte davon seien in ländlichen Räumen angesiedelt.

Mit Blick auf die Schaffung eines rechtlich abgesicherten Anspruchs
auf flächendeckenden Zugang zu schnellem Internet heißt es in der
Antwort: Die Bundesregierung sei derzeit damit befasst, die Vorgaben
des Europäischen Kodex für elektronische Kommunikation, der am 18.
Dezember 2018 in Kraft getreten sei, bis Ende 2020 in nationales Recht
umzusetzen. Hierzu seien weitreichende Anpassungen sowie Veränderungen
im Telekommunikationsgesetz (TKG) erforderlich. Im Rahmen dieser
TKG-Novelle würden die Anforderungen, die sich aus dem
Koalitionsvertrag ergeben, in das TKG eingearbeitet. "Hierzu zählt
auch der im Koalitionsvertrag angekündigte rechtlich abgesicherte
Anspruch auf schnelles Internet sowie die Umsetzung eines
diskriminierungsfreien Zugangs zu Glasfaserkabeln", schreibt die
Bundesregierung. Ihr Ziel sei eine ganzheitliche und transparente
Lösung, "die den rechtlich abgesicherten Anspruch mit dem bestehenden
beziehungsweise zu modernisierenden Instrumentarium des TKG,
einschließlich der Zugangs- und Entgeltregulierung sowie dem
Universaldienst, und der Förderung sinnvoll verbindet".

 * 

2. Bekämpfung von Kinderehen

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung wird das im Juli 2017 in Kraft
getretene Gesetz zur Bekämpfung von Kinderehen wie vorgesehen im Juli
2020 evaluieren. Das schreibt sie in ihrer Antwort (19/9568) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8907). Der Gesetzgeber habe diese
Frist festgelegt, um eine verlässliche Tatsachengrundlage für die
Evaluierung zu gewährleisten. Die geänderten Vorschriften müssten von
der Verwaltung implementiert und von den Gerichten angewandt werden.
Die Durchsetzung des Gesetzes zur Bekämpfung von Kinderehen sei
grundsätzlich nicht Aufgabe der Bundesregierung, heißt es weiter. In
diesem Zusammenhang weist sie darauf hin, dass der Bundesgerichtshof
das Verfahren wegen einer im Februar 2015 geschlossenen Ehe, bei der
die Ehefrau zum Zeitpunkt der Eheschließung in Syrien noch keine 16
Jahre alt war, ausgesetzt habe, um eine Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts einzuholen.

Wie es in der Antwort weiter heißt, werde die Bundesregierung bei der
Evaluierung die vorliegenden Verfahrensstatistiken sowie die zu den
einzelnen Fallkonstellationen ergangene Rechtsprechung auswerten.
Ferner würden die Länder um entsprechende weitere Daten gebeten
werden. Die Bundesregierung verweist darauf, dass sie keine
Möglichkeiten habe, Eheschließungen im Ausland zu verhindern. Jedoch
unterfielen nach Rückkehr aus dem Ferienaufenthalt die im Ausland
geschlossenen Ehen den deutschen Schutzvorschriften. Ehen, in denen
mindestens ein Ehegatte bei der Eheschließung im Ausland jünger als 16
Jahre war, würden nicht für unwirksam erklärt, sie seien von Gesetzes
wegen unwirksam. Die Fragesteller wollten unter anderem wissen, wie
die Bundesregierung trotz fehlender Daten die Durchsetzung des
Gesetzes zur Bekämpfung von Kinderehen sowie dessen Evaluierung
gewährleistet.

 * 

3. FDP fragt nach Haushalt des Patentamts

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Die Ausgabenpraxis des Deutschen Patent- und
Markenamts (DPMA) ist Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/9473). Hintergrund ist den Abgeordneten zufolge, dass die
Haushaltspläne nicht alle Fragen über Ausgaben und Anschaffungen
beantworteten und sich die tatsächliche Verwendung der Mittel nicht
nachvollziehen lasse. Es stelle sich die Frage, welche konkreten
Anschaffungen durch oder für das DPMA getätigt, worin investiert und
welche Aufträge vergeben wurden. Konkret fragen die Abgeordneten unter
anderem nach der Begründung für die wachsenden Haushaltsmittel für das
DPMA für den Zeitraum 2014 bis 2019, nach Anschaffungen für
Geschäftsbedarf und Kommunikation, nach Aufträgen und Dienstleistungen
im Bereich Informationstechnik sowie nach Ausgaben im Bereich
Vermischte Verwaltungsausgaben. Wie es weiter in der Anfrage heißt,
erscheine zudem besonders interessant, wie sich die Ausgaben des DPMA
hinsichtlich eines längeren Zeitraums gelohnt haben, ob sich
Einsparungspotenziale ergeben haben und ob sich die gute Qualität der
Arbeit des DPMA durch andere Prioritätensetzungen langfristig weiter
verbessern oder beschleunigen lässt.

 * 

4. Personalmangel bei Gerichten

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Einen Überblick über die Personalsituation an
Gerichten und Staatsanwaltschaften des Bundes gibt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/9547) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/8861). Dabei ist die Zahl der nicht
besetzten Planstellen im staatsanwaltschaftlichen Bereich besonders
augenfällig. Dazu schreibt die Bundesregierung, der Stellenplan der
Bundesanwaltschaft habe in den letzten Jahren wegen der erheblich
gestiegenen Verfahrenszahlen einen erheblichen Aufwuchs erfahren. Zur
Vorbereitung von Übernahmen in den Bundesdienst rekrutiere die
Bundesanwaltschaft deshalb regelmäßig Staatsanwälte sowie Richter im
Wege von Abordnungen aus den Landesjustizverwaltungen. Die derzeit
abgeordneten Richter und Staatsanwälte schlössen mit ihrer Arbeit die
sich aus der Übersicht ergebende Diskrepanz von 56,2 Stellen, so dass
der Personalbedarf durch Planbeamte und abgeordnetes Personal
insgesamt gedeckt ist. Über den Personalbedarf der Justiz in den
Ländern führe die Bundesregierung keine Statistiken.

Wie es weiter in der Antwort heißt, werde die Bundesregierung unter
Berücksichtigung der Altersstruktur der Beschäftigten bei den
Gerichten und der Bundesanwaltschaft die Belastungssituation der
Gerichte des Bundes und der Bundesanwaltschaft in den nächsten Jahren
aufmerksam verfolgen und auf notwendige Veränderungen angemessen
reagieren. Die Bundesregierung plane zusammen mit den Ländern derzeit
keine Maßnahmen, die über den im "Pakt für den Rechtsstaat"
vereinbarten Personalaufbau im Justizbereich hinausgehen. Die
Fragesteller hatten unter Hinweis auf einen Personalmangel an vielen
Gerichten und Staatsanwaltschaften festgestellt, dass die für eine
sichere Rechtsgewährleistung notwendige Analyse des langfristigen
tatsächlichen Personalbedarfs im Justizbereich fehle.

 * 

5. BfV-internes Schreiben zu AfD-Kontakten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um ein internes Schreiben der
Geheimschutzbeauftragten des Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV)
an die Belegschaft des BfV geht es in der Antwort der Bundesregierung
(19/9615) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/8948). Darin
schrieb die Fraktion, dass nach einem Pressebericht vom 1. März 2019
die Geheimschutzbeauftragte die Mitarbeiterschaft der Behörde mit
einem Rundschreiben vom 24. Januar 2019 dazu aufgefordert habe, "der
Geheimschutzstelle zu melden, ob sie Kontakte zur Alternative für
Deutschland unterhalten".

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort ausführt, handelt es sich um
ein internes Informationsschreiben an die BfV-Belegschaft mit der
Bitte, bei möglich erscheinenden Interessenkonflikten das
Beratungsangebot der Geheimschutzbetreuung des BfV in Anspruch zu
nehmen. In dem Schreiben werde auf bestehende Obliegenheiten
hingewiesen, "mögliche Interessenkonflikte beziehungsweise
Überschneidungen von dienstlichen und privaten Belangen anzuzeigen, um
eine ordnungsgemäße und unparteiische Aufgabenerfüllung
sicherzustellen". Das Schreiben sei "vor fürsorgerechtlichem
Hintergrund" erfolgt und diene der Sensibilisierung. Die in dem
Schreiben enthaltene, an die Beschäftigten des BfV gerichtete Bitte
enthalte keine Verpflichtung.

Das Bundesinnenministerium (BMI) "billigt die Maßnahme der
Geheimschutzbeauftragten des BfV", heißt es in der Antwort weiter. In
der Vergangenheit habe es eine vergleichbare Sensibilisierung
hinsichtlich der Gruppierung der "Reichsbürger und Selbstverwalter"
und der Scientology-Organisation gegeben. Die Entscheidung,
Mitarbeiter im Wege eines Informationsschreibens zu sensibilisieren,
werde je nach Lage des konkreten Falles - insbesondere, wenn neue
Phänomene in das Blickfeld des BfV rücken - getroffen. Jeder
Entscheidung, mit Blick auf alle Phänomenbereiche und andere Parteien,
"lag und liegt eine Einzelfallprüfung und -abwägung zugrunde, die sich
generalisierenden Aussagen zu Differenzierungsgründen und -erwägungen
entziehen".

 * 

6. Einflussnahme auf Regierungsentwurf

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach Einflussnahmen von Interessensvertretern auf
den Regierungsentwurf eines "Dritten Gesetzes zur Änderung des
Staatsangehörigkeitsgesetzes" erkundigt sich die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/9518). Darin fragt die Fraktion, welche
Stellungnahmen mit Bezug zum Inhalt des Gesetzentwurfes bei der
Bundesregierung eingegangen sind. Auch möchte sie unter anderem
wissen, welche "Gutachten, Studien, Expertisen, Untersuchungen,
Prüfberichte oder Ähnliches von welchen externen Dritten"
gegebenenfalls dem Gesetzentwurf der Bundesregierung als
Erkenntnisquelle zugrunde gelegt wurden.

 * 
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BUNDESTAG/8347: Heute im Bundestag Nr. 486 - 02.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 486

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 2. Mai 2019, Redaktionsschluss: 12.49 Uhr

1. Anhörung zu Asylverfahrens-Initiativen

2. Freiwillige Rückkehr nach Syrien

3. Erstellen von Lagebildern durch Big Data

4. Verwendete Grundstoffe für Sprengsätze

5. Bundesmittel für Kommunen



1. Anhörung zu Asylverfahrens-Initiativen

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/STO) Um zwei Vorlagen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
zum Asylverfahren geht es am Montag, 6. Mai 2019, in einer Anhörung
des Ausschusses für Inneres und Heimat. Zu der öffentlichen
Veranstaltung, die um 14 Uhr im Paul-Löbe-Haus (Raum 2.200) beginnt,
werden acht Sachverständige erwartet. Interessierte Zuhörer werden
gebeten, sich mit Namen und Geburtsdatum bis zum 2. Mai beim Ausschuss
anzumelden (innenausschuss@bundestag.de).

Zum einen hat die Fraktion einen Gesetzentwurf "zur Änderung des
Asylgesetzes zur Beschleunigung von Verfahren durch erweiterte
Möglichkeit der Zulassung von Rechtsmitteln" (19/1319) vorgelegt. Wie
sie dazu in der Begründung ausführt, sind die Zahlen der Klagen und
Eilanträge in Asylverfahren vor den Verwaltungsgerichten bundesweit
überproportional gestiegen. Ein Rückgang sei derzeit nicht abzusehen.
Daher soll den Verwaltungsgerichten nach dem Willen der Fraktion die
Möglichkeit eingeräumt werden, "bei grundsätzlicher Bedeutung des
Falles oder Abweichung von obergerichtlicher Rechtsprechung Beschwerde
und Berufung zuzulassen".

Außerdem soll der Vorlage zufolge eine zusätzliche Möglichkeit zur
Zulassung der Revision "zur Klärung fallübergreifender allgemeiner
Tatsachenfragen" geschaffen werden. Damit werde "das Ziel erreicht,
den Prüfungsaufwand der Verwaltungsgerichte zu reduzieren und die
Verfahrenserledigung effizient zu fördern und somit die angemessene
Bearbeitung der gestiegenen Asylverfahren zu erleichtern", heißt es in
der Begründung weiter.

Zum anderen geht es bei der Anhörung um einen Antrag der Fraktion "für
ein umfassendes Qualitätsmanagement" beim Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (19/4853). Dazu müssten die Asylverfahren gerecht und
effizient gestaltet werden, schreibt die Fraktion in der Vorlage.
Einer der Grundsätze müsse sein, dass Qualität vor Schnelligkeit geht.
Eine "Ausrichtung des Asylverfahrens anhand der zu gewährleistenden
Verfahrensgarantien" sei unabdinglich, um den Schutz von Asylsuchenden
sicherzustellen, Fehlentscheidungen zu vermeiden und die
Verwaltungsgerichte zu entlasten.

In dem Antrag fordert die Fraktion die Bundesregierung auf, ein
umfangreiches Maßnahmenpaket bei der Bearbeitung von Asylverfahren zu
ergreifen, "um die uneingeschränkte Gewährleistung der asylrechtlichen
Verfahrensgarantien, unabhängig von den Antragszahlen
sicherzustellen". Dabei betreffen die geforderten Maßnahmen die
Registrierung und Beratung von Asylsuchenden ebenso wie die Anhörung
im Asylverfahren und die Bescheiderstellung oder die Qualifizierung
von Mitarbeitern und den Einsatz von Dolmetschern.

So soll nach dem Willen der Fraktion beispielsweise Asylsuchenden vor
der Anhörung "der Zugang zu unabhängiger, kostenloser und
qualifizierter Verfahrens- und Rechtsberatung gewährleistet werden,
damit sie umfassend informiert und auf die Anhörung vorbereitet werden
können". Auch fordert die Fraktion unter anderem, im Asylverfahren nur
speziell ausgebildete Dolmetscherinnen einzusetzen, "die sich in
beiden Sprachen fließend und fehlerfrei ausdrücken können".

 * 

2. Freiwillige Rückkehr nach Syrien

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über "freiwillige Ausreisen im Rahmen der
Refinanzierung der freiwilligen Ausreise nach Syrien" berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9596) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8862). Danach unterstützt der Bund
"durch sein Refinanzierungsangebot die Länder finanziell bei den
länderseitig geförderten freiwilligen Ausreisen".

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, wurden für das Jahr 2017
"freiwillige Ausreisen von 199 Personen nach Syrien erfasst" und für
das Folgejahr freiwillige Ausreisen von 466 Personen nach Syrien. Für
das laufende Jahr seien mit Stand 2. April 2019 Refinanzierungsanträge
von geförderten freiwilligen Ausreisen der Länder für 77 Personen
erfasst worden.

Von den rückkehrwilligen Personen werden der Antwort zufolge nach
bisherigen Erkenntnissen unterschiedliche Gründe für die Rückkehr
vorgetragen, zum Beispiel Heimweh, Integrationsschwierigkeiten oder
Erkrankung von Familienangehörigen. Wie die Bundesregierung ferner
ausführt, teilt sie die Einschätzung des Hochkommissariats für
Flüchtlinge der Vereinten Nationen (UNHCR) und der Internationalen
Organisation für Migration (IOM), "dass aufgrund weiterhin bestehender
signifikanter Sicherheitsrisiken die Bedingungen für eine Rückkehr von
Flüchtlingen nach Syrien in Sicherheit und Würde bislang nicht gegeben
sind".

 * 

3. Erstellen von Lagebildern durch Big Data

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um das "Erstellen von Lagebildern durch Big Data"
geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/9567). Darin
schreibt die Fraktion, dass die Digitalisierung "in fast allen
Bereichen unserer Gesellschaft viele Möglichkeiten" biete und auch auf
der Ebene des Staates zahlreiche Anwendungsmöglichkeiten bestünden.
Eine davon sei die Nutzung für komplexe Lageszenarien und deren
Analyse.

Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, in welchen
Bundesministerien und nachgeordneten Behörden zu welchen Zwecken
bereits heute Lagebilder generiert werden beziehungsweise zukünftig
generiert werden sollen. Auch erkundigen sie sich unter anderem
danach, welche Herausforderungen die Bundesregierung "bei der Nutzung
von Big Data und Künstlicher Intelligenz zur Generierung von
Lagebildern beziehungsweise Lageszenarien" sieht.

 * 

4. Verwendete Grundstoffe für Sprengsätze

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Frei erhältliche Grundstoffe, die seit dem Jahr 2010
bei der Anfertigung von Sprengsätzen zur Begehung von Straftaten
innerhalb Deutschlands verwendet wurden, sind ein Thema der Antwort
der Bundesregierung (19/9593) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/8864). Wie die Bundesregierung darin ausführt, wurden nach ihrer
Kenntnis "seit dem Jahr 2010 insbesondere Schwefel, Aluminium, Kalium,
Magnesium, Ammonium beziehungsweise Ammoniumnitrat, Barium,
Bariumnitrat, Eisenoxid beziehungsweise Eisen oder Eisenpulver,
Holzkohle beziehungsweise Kohle oder Kohlenstoff, Kalisalpeter,
Kaliumchlorat, Kaliumnitrat, Kaliumperchlorat, Kaolin/Kaolinit,
Nitrocellulose, auch als Pulver, Wunderkerzen und Zucker bei der
Anfertigung von Sprengsätzen zur Begehung von Straftaten verwendet".
Darüber hinaus fanden der Antwort zufolge "weitere insgesamt 105
Substanzen/Materialien einmal oder im einstelligen Bereich
Verwendung".

 * 

5. Bundesmittel für Kommunen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte von der
Bundesregierung erfahren, über welche Förderprogramme beziehungsweise
Haushaltstitel der Bund in welcher Höhe der Bund für Länder und
Kommunen finanzielle Mittel im Haushalt etatisiert. Auch erkundigt sie
sich in einer Kleinen Anfrage (19/9582) unter anderem danach, über
welche Programme und Instrumente der Bund die Möglichkeit hat,
Kommunen Finanzmittel direkt zur Verfügung zu stellen.

 * 
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BUNDESTAG/8346: Heute im Bundestag Nr. 485 - 02.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 485

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 2. Mai 2019, Redaktionsschluss: 11.51 Uhr

1. Abfrage von Interpol-Datenbank

2. Cybersicherheit und Nachschlüssel

3. Digitales und vernetztes Spielzeug

4. Cyberkonsultationen mit China

5. Praktikanten in Bundesministerien

6. Suizidversuche in Gewahrsamräumen



1. Abfrage von Interpol-Datenbank

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Bei der Grenzkontrolle in Deutschland wird die
Interpol-Datenbank für gestohlene und verlorene Reisedokumente (SLTD)
bei Ausreisen in und Einreisen aus Drittstaaten nach dem Schengener
Grenzkodex abgefragt. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung
(18/9559) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/9048)
hervor. "Sofern bei einer anderweitigen polizeilichen Überprüfung die
Bundespolizei eine Sachfahndungsabfrage vornimmt, erfolgt
grundsätzlich auch ein Abgleich mit der Interpol-Datenbank SLTD",
führt die Bundesregierung darin weiter aus.

 * 

2. Cybersicherheit und Nachschlüssel

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung sieht in
Verschlüsselungstechnologien, bei denen Nachschlüssel oder ähnliche
Entschlüsselungs- beziehungsweise Eingriffstechnologien möglich sind,
keine Vorteile. Dies geht aus ihrer Antwort (19/9605) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/9112) hervor. Wie die Bundesregierung
darin ferner ausführt, schwächt der Einsatz von Nachschlüsseln die
Cybersicherheit.

Ein schwerwiegender Nachteil sei der nicht abschätzbare Schaden im
Falle eines unautorisierten Einsatzes der Nachschlüssel, schreibt die
Bundesregierung weiter. Zur sicheren Speicherung von Nachschlüsseln
sei deshalb eine umfangreiche und hochsichere Infrastruktur notwendig,
die ihrerseits aufgrund der Brisanz der gespeicherten Daten einem sehr
hohen Angriffsrisiko ausgesetzt sei. Darüber hinaus "wäre eine solche
Infrastruktur mit einem hohen Verwaltungsaufwand und enormen Kosten
verbunden".

 * 

3. Digitales und vernetztes Spielzeug

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Datenschutz im Kinderzimmer - Digitales und
vernetztes Spielzeug" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/9456). Wie die Fraktion darin
ausführt, sind "intelligente", mit dem Internet verbundenes
Spielsachen, sogenannte "Smart Toys" wie digitalisierte Roboter,
Uhren, Teddybären oder Puppen mittlerweile weit verbreitet. Diese
technischen Geräte könnten zum Teil sensorgesteuert selbständig auf
Handlungen von Kindern reagieren.

Sie werfen der Fraktion zufolge "zahlreiche, ganz unterschiedlich
gelagerte Rechtsfragen in den verschiedensten Rechtsbereichen auf,
beispielsweise im Recht der IT-Sicherheit, im Verbraucherschutz- und
Datenschutzrecht sowie im Haftungsrecht". Wissen wollen die
Abgeordneten, ob die Bundesregierung und die ihr nachgeordneten
Behörden über aktualisierte Ergebnisse der Marktbeobachtung verfügen,
"die ihr eine Einschätzung der zahlreichen und zum Teil sehr
unterschiedlich gelagerten Risiken der den deutschen Markt
erreichenden Smart Toys erlauben". Auch erkundigen sie sich unter
anderem danach, ob nach Auffassung der Bundesregierung "die Sicherheit
von digitalem Spielzeug in die Zuständigkeit der Marktüberwachung nach
Produktsicherheitsgesetz" fällt.

 * 

4. Cyberkonsultationen mit China

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will von der
Bundesregierung erfahren, was "der genaue Gegenstand der Verhandlungen
beim letzten Cyberkonsultationsmechanismus zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Volksrepublik China" war. Auch erkundigt sie sich
in einer Kleinen Anfrage (19/9523) unter anderem danach, wer am
vergangenen deutsch-chinesischen Cyberkonsultationsmechanismus
teilgenommen hat.

 * 

5. Praktikanten in Bundesministerien

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der Praktikanten, die mit einem
Einstellungsdatum zwischen Anfang und Ende vergangenen Jahres in
Bundesministerien und den nachgeordneten Behörden bis maximal drei
Monate im Rahmen eines sogenannten Pflichtpraktikums beschäftigt
waren, erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/9556). Auch fragt sie darin unter anderem, wie viele solcher
Praktikanten dort zwischen drei und sechs Monaten und wie viele
zwischen sechs und zwölf beschäftigt waren.

 * 

6. Suizidversuche in Gewahrsamräumen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der Suizidversuche im Jahr 2018 in
Unterbringungen und Abschiebegefängnissen in Deutschland ist ein Thema
der Antwort der Bundesregierung (19/9597) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/8943). Wie die Bundesregierung dazu ausführt,
versuchten sich im vergangenen Jahr "vier Personen in Gewahrsamsräumen
der Bundespolizei das Leben zu nehmen".

 * 
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BUNDESTAG/8345: Heute im Bundestag Nr. 483 - 02.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 483

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 2. Mai 2019, Redaktionsschluss: 10.02 Uhr

1. Pünktlichkeit in Fernzügen nimmt ab

2. Südamerikanische Transkontinentalbahn

3. Förderung privater Gleisanschlüsse

4. FDP fragt nach Potenzial von Hyperloop

5. Anflüge nur mithilfe von GPS erfragt

6. Baumaßnahmen auf Autobahnen erfragt



1. Pünktlichkeit in Fernzügen nimmt ab

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In den Fernzügen der Deutschen Bahn lag die
Reisendenpünktlichkeit 2017 bei 84,3 Prozent und im Jahr 2018 bei 80,1
Prozent. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/9205) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8530) hervor. Die zugbezogene
Pünktlichkeit lag der Antwort zufolge 2017 bei 78,5 Prozent und 2018
bei 74,9 Prozent. Die Regierung beruft sich dabei auf Auskünfte der
Deutschen Bahn AG (DB AG).

Für die Berechnung der Reisendenpünktlichkeit für die täglich rund
400.000 Fahrgäste im Fernverkehr werden der Vorlage zufolge die Daten
im Gegensatz zur betrieblichen Pünktlichkeit nicht nur gemessen,
sondern auch simuliert und berechnet. Dazu würden die täglichen
Buchungsdaten von etwa 270.000 Reisenden mit den Pünktlichkeitsdaten
der etwa 7.000 Fernverkehrshalte verknüpft, ausfallende und Ersatzzüge
berücksichtigt und für jeden nicht erreichten Anschluss konkrete
Alternativverbindungen ermittelt und bewertet. Für die 130.000 Reisen
ohne exakte Buchungsdaten (BahnCard 100, Streckenzeitkarten, Interrail
und ähnliches) würden Simulationsrechnungen insbesondere auf der Basis
der Verkaufs- und Nutzungsstatistiken durchgeführt. Jede Reise werde
analog den konkret gebuchten Verbindungen mit der realen
Betriebssituation in Verbindung gesetzt und bewertet, schreibt die
Regierung. "Die Reisen von Fernverkehrsfahrgästen werden dann als
pünktlich gewertet, wenn die Fahrgäste mit weniger als 15 Minuten
Verspätung am Zielort ihrer Reise ankommen", heißt es in der Antwort.

Die zugbezogene Pünktlichkeit ergibt sich den Angaben zufolge aus dem
Anteil pünktlicher Ankünfte in Bezug auf alle Unterwegs- und Endhalte
in Deutschland. Ein Halt werde als pünktlich gewertet, "wenn die
Ankunftszeit innerhalb von 5 Minuten und 59 Sekunden erreicht wird".

 * 

2. Südamerikanische Transkontinentalbahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Bei der südamerikanischen Transkontinentalbahn
handelt es sich nach Angaben der Bundesregierung um Überlegungen für
eine transkontinentale Eisenbahnverbindung ("Bi-ozeanische Eisenbahn")
von der pazifischen zur atlantischen Küste Südamerikas. Das geht aus
der Antwort der Bundesregierung (19/9213) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/8720) hervor. "Das Projekt ist nach Kenntnis der
Bundesregierung zum jetzigen Stand noch nicht konkretisiert", heißt es
in der Antwort weiter. Eine Machbarkeitsstudie unter deutscher
Beteiligung liege nicht vor - ebenso wenig wie ein Antrag auf
Finanzierung einer solchen Studie.

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI),
so schreibt die Bundesregierung weiter, habe 2017 mit dem
bolivianischen Ministerium für öffentliche Arbeiten, Dienste und
Wohnungswesen eine Absichtserklärung zum Erfahrungsaustausch für das
Projekt abgeschlossen. "Sie beinhaltet die Absicht, dazu beizutragen,
eine fortlaufende Kooperation interessierter Unternehmen und
öffentlicher Institutionen in Fragen der Planung, der Finanzierung,
des Baus und des Betriebs zu etablieren", heißt es in der Vorlage.
Darin macht die Regierung deutlich, dass sie die am Projekt einer
südamerikanischen Transkontinentalbahn interessierten deutschen
Unternehmen "mittels politischer Begleitung" unterstützt.

 * 

3. Förderung privater Gleisanschlüsse

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Förderung privater Gleisanschlüsse im Rahmen der
Gleisanschlussförderrichtlinie ist nach Ansicht der Bundesregierung
"in Bezug auf die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
angemessen"gewesen. Das geht aus der Antwort der Regierung (19/9305)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8731) hervor. Von
den 264 in den Jahren von 2004 bis 2018 gestellten Anträgen auf
Förderung sind der Vorlage zufolge 171 bewilligt worden. 130,7
Millionen Euro seien der Wirtschaft in diesem Zeitraum durch die
Gleisförderungspolitik des Bundes zugegangen.

Die Bundesregierung begrüße es ausdrücklich, wenn Logistikzentren über
einen genutzten Bahnanschluss verfügen, heißt es in der Antwort. Die
Zuständigkeit für das Planungs- und Umweltrecht bei der Genehmigung
und dem Bau von aufkommensstarken Industrie- und Logistikstandorten
liege bei den Ländern. Die Bundesregierung habe die Länder im Rahmen
der Verkehrsministerkonferenz im Frühjahr 2018 gebeten zu prüfen,
inwieweit eine verbindliche Berücksichtigung von Schienenanbindungen
im Planungs- und Umweltrecht möglich sei. Eine Antwort hierzu stehe
noch aus.

 * 

4. FDP fragt nach Potenzial von Hyperloop

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie die Bundesregierung das Potenzial des
Hochgeschwindigkeitstransportsystems "Hyperloop" einschätzt, möchte
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9247) erfahren. Wie die
Liberalen schreiben handelt es sich dabei um "die Fortbewegung in
einer weitgehend evakuierten Fahrröhre, in welcher Transportkapseln
fungieren". Diese Kapseln, die auf Luftkissen gleiten, würden mit
nahezu Schallgeschwindigkeit in den Fahrröhren fortbewegt. Das
Teilvakuum sei es, was eine Reisegeschwindigkeit von etwa 1.220 km/h
ermögliche, wodurch der Luftwiderstand sinke. In den Kapseln können
nach Aussage der FDP-Fraktion Waren oder auch Menschen transportiert
werden.

Gefragt wird nun, zu welchem Zeitpunkt es nach Kenntnis der
Bundesregierung aus technologischer Sicht möglich ist, den ersten
"Hyperloop" Warentransport und den ersten Personentransport in
Deutschland durchzuführen. Wissen wollen die Abgeordneten auch, mit
welchen finanziellen Mitteln die Bundesregierung die Entwicklung von
"Hyperloops" basierend auf Vakuumkammern unterstützt.

 * 

5. Anflüge nur mithilfe von GPS erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Ob die Bundesregierung plant, Anflüge an Verkehrs-
und Sonderflugplätze nur mithilfe von GPS flächendeckend zu
ermöglichen, möchte die FDP-Fraktion wissen. In einer Kleinen Anfrage
(19/9259) erkundigen sich die Abgeordneten zudem danach, wie viele
Verkehrs- und Sonderflugplätze es in Deutschland gibt und wie viele
Verkehrs- und Sonderflugplätze in den letzten zehn Jahren geschlossen
wurden.

 * 

6. Baumaßnahmen auf Autobahnen erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die "Koordination von Autobahnbaustellen"
thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9336). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie
viele langfristige und kurzfristige Baumaßnahmen wie
Fahrstreifenerweiterungen oder Brückensanierungen bundesweit seit 2009
an Autobahnen durchgeführt wurden und wie viele dieser Maßnahmen für
2019 geplant sind. Gefragt wird auch, welche Maßnahmen die
Bundesregierung seit 2015 unternommen hat, "um die lokale Koordination
mehrerer an einer Baumaßnahme im Straßenverkehr beteiligter
Unternehmen sowie der von Auftragnehmern beauftragten Subunternehmen
zu verbessern".

 * 
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BUNDESTAG/8344: Heute im Bundestag Nr. 482 - 02.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 482

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 2. Mai 2019, Redaktionsschluss: 09.19 Uhr

1. Grenzabfertigung nach Brexit

2. Fernwärme an der Saar

3. Mobilisierung baureifer Grundstücke

4. Arbeitsgruppe zur Einlagensicherung

5. FDP fragt nach einheitlichem Ticketsystem

6. Grüne fragen nach Kombiniertem Verkehr



1. Grenzabfertigung nach Brexit

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Umfang und die damit verbundenen Kosten der
Verzögerungen bei der Grenzabfertigung nach dem Brexit lassen sich
laut Bundesregierung bisher nicht seriös schätzen. Die
Rahmenbedingungen seien noch unklar. Es werde sowohl "bei den Grenz-
als auch bei den Binnenzollstellen ein Mehraufkommen an
Zollsachverhalten erwartet", schreibt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/9485) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8666).
Die Fraktion hatte darin die "Auswirkungen des Brexits auf den
deutschen Logistiksektor" thematisiert.

 * 

2. Fernwärme an der Saar

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die künftige Fernwärmeversorgung an der Saar steht
im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/9610). Die
Liberalen fragen die Bundesregierung unter anderem, wie der Bestand
der Fernwärmeinfrastrukturen gesichert werden kann, die sich
gegenwärtig aus Kohlekraftwerken speisen.

 * 

3. Mobilisierung baureifer Grundstücke

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Nach Details zu den Plänen der Bundesregierung zur
"Mobilisierung baureifer Grundstücke" durch eine Grundsteuer C
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9588).
Die Liberalen verweisen dabei auf entsprechende Vereinbarungen im
Koalitionsvertrag.

 * 

4. Arbeitsgruppe zur Einlagensicherung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Arbeit der "High Level Working Group" (HLWG) zur
europäischen Einlagesicherung (EDIS) ist Thema einer Kleinen Anfrage
der FDP-Fraktion (19/9583). Von der Bundesregierung will die Fraktion
unter anderem Auskunft über Treffen der im Dezember 2018 von der
Eurogruppe eingesetzten HLWG sowie der im Januar 2019 zusätzlich
eingerichteten "Technical Group".

 * 

5. FDP fragt nach einheitlichem Ticketsystem

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den "Ticketvertrieb im Schienenpersonenverkehr"
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9322). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie
viele Tickets auf welchen Vertriebswegen verkauft wurden. Gefragt wird
auch, wie die Bundesregierung die Einführung eines einheitlichen
Ticketsystems bewertet, das den Verkauf von allen Zugtickets über
jeden Automaten - auch die von nicht-bundeseigenen Eisenbahnen -
ermöglicht.

 * 

6. Grüne fragen nach Kombiniertem Verkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche Verlagerungseffekte vom Straßengüterverkehr
auf die Verkehrsträger Schiene und Wasserstraße durch die Förderung
des Kombinierten Verkehrs in den vergangenen fünf Jahren erreicht
werden konnten, möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen von der
Bundesregierung wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/9314) erkundigen
sich die Abgeordneten außerdem, welchen Kapazitätsausbau die
Bundesregierung bis 2030 für notwendig hält, um den Anteil des
Schienengüterverkehrs im Güterverkehrsmarkt auf 25 beziehungsweise 30
Prozent zu steigern.
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PRESSEKONFERENZ/1851: Kanzlerin Merkel und der irakische Ministerpräsident Abdul-Mahdi, 30.04.2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Berlin - Dienstag, 30. April 2019

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem Ministerpräsidenten
der Republik Irak, Adel Abdul-Mahdi

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass der irakische
Ministerpräsident, Herr Abdul-Mahdi, heute nach Berlin gekommen ist und
Deutschland zu einem sehr frühen Zeitpunkt seiner Amtszeit besucht. Das
ehrt uns sehr. Wir hatten heute wirklich intensive Gespräche bei den schon
bestehenden intensiven Beziehungen. Ausdruck dieser intensiven Beziehung
ist ja auch die Unterzeichnung des MoU, das wir heute vornehmen konnten,
die Roadmap für den Energieausbau im Irak. Das steht sozusagen Pars pro
Toto für den Anspruch Deutschlands, dem Irak auch nach dieser schwierigen
Zeit - gerade im Kampf gegen Daesh und den islamistischen Terror - zur
Seite zu stehen, wenn es um den Wiederaufbau geht.

Die Zusammensetzung Ihrer Delegation hat ja auch gezeigt - inklusive der
Bürgermeisterin von Bagdad -, dass Sie sich diesem Ziel mit Ihrer neuen
Regierung auch verpflichtet fühlen. Berlin hat einen Mann als
Bürgermeister. Sie haben eine Frau als Bürgermeisterin; das ist wirklich
eine gute Sache. Bagdad hat, nebenbei gesagt - da habe ich mich erkundigt -
7 Millionen Einwohner, wovon Berlin auch noch ein Stück entfernt ist. Wir
freuen uns auch, dass sich vor allen Dingen die Sicherheitslage in der
Hauptstadt verbessert hat.

Wir haben uns seit Jahren sehr engagiert im Irak. Wir haben im Rahmen der
der Entwicklungszusammenarbeit 1,7 Milliarden Euro zur Verfügung gestellt.
Wir haben eine Vielzahl von Flüchtlingen aus dem Irak in Deutschland
aufgenommen. Wir wollen jetzt unsere Beziehungen mit Ihrem Besuch auf eine
neue, weitere, intensivere Stufe stellen.

Wir wissen, dass Sie natürlich in einem schwierigen Umfeld leben. Wenn man
sich die Nachbarstaaten des Irak anschaut, dann ist das - von Saudi-Arabien
bis zum Iran, von Jordanien bis Kuwait, von der Türkei bis Syrien - eine
außerordentlich komplizierte Nachbarschaft. Wir schätzen sehr hoch ein,
dass Sie mit ihrer gesamten politischen Erfahrung alles dafür tun, um ein
friedliches Miteinander in der Region zu befördern, was dann auch wieder
zum Wohle des Irak ist.

Wir haben darüber gesprochen, dass wir nicht nur wirtschaftlich enger
zusammenarbeiten, sondern auch versuchen, insgesamt ein friedliches Umfeld
zu schaffen. Ich darf Ihnen versichern, dass wir uns weiter dem friedlichen
Aufbau des Irak verpflichtet fühlen und wir Ihrer Regierung alles, alles
Gute wünschen.

Ich habe auch mit Freude zur Kenntnis genommen, dass der Irak weiter daran
interessiert ist, dass wir bei der Ausbildung der Sicherheitskräfte helfen.
Deutschland wird alles tun, was in seinen Möglichkeiten steht, um hierbei
ein guter Partner zu sein, der das Wohl des irakischen Volkes im Sinn hat.

Aus unserer geschichtlichen Erfahrung wissen wir, wie schwierig es ist,
wenn es Kriege gibt, wenn es Gewalt gibt. Deshalb wünschen wir dem
irakischen Volk und damit auch Ihrer Regierung, dass Sie auf dem
friedlichen Weg des Aufbaus gut vorankommen. Wir werden an Ihrer Seite
stehen.

Herzlich willkommen noch einmal.

MP Abdul-Mahdi: Vielen Dank im Namen des barmherzigen und gnädigen Gottes.

Seitdem wir in Deutschland angekommen sind, wurde uns viel Gastfreundschaft
zuteil, insbesondere seitens der Frau Bundeskanzlerin Merkel. Sie spielen
auf deutscher, europäischer und weltweiter Ebene eine führende Rolle.

Wir hatten eine Arbeitssitzung, eine Gesprächsrunde, einen Austausch von
Perspektiven. Wir konnten unsere bilateralen Perspektiven austauschen; wir
konnten uns aber auch über die kollektiven Perspektiven austauschen.

Ich habe meinerseits der deutschen Bundesregierung für alle Formen der
Unterstützung gedankt, die an Irak geleistet wurde, die uns auch dabei
geholfen haben, Daesh zu besiegen, ebenso für die humanitäre Hilfe und die
finanzielle Hilfe, die zum Wiederaufbau des Irak und zur Rückkehr der
Binnenflüchtlinge in ihre Wohnorte beitragen.

Wir haben über die Lage der Region gesprochen, über die Komplikationen in
der Region und die wichtige Rolle, die der Irak dabei spielt. Ich glaube,
wir waren uns auch sehr einig über die große Rolle, die Irak spielt. Irak
war in der Lage, ein Treffen für sechs Parlamentspräsidenten aus
Nachbarstaaten abzuhalten, nämlich Iran, Kuwait, Saudi-Arabien, Jordanien,
Syrien und die Türkei. Das ist ein Beweis für das irakische Gewicht
heutzutage in den Beziehungen dieser Regionen, die von Konflikten getragen
sind. Irak spielt eine Rolle in der Friedensverbreitung und der
Leidenslinderung, der Linderung der Belastungen durch die Kämpfe in dieser
Region. Das schließt natürlich auch viele positive und friedliche Effekte
ein, nämlich die Bekämpfung der Migrationswellen durch diese Konflikte nach
Europa und in andere Regionen der Welt.

Ich glaube, das ist ein großer Beitrag unsererseits. Das Volk Iraks hat
große Opfer hervorgebracht, um Daesh zu besiegen, das seine Korruption in
allen Teilen der Welt verbreitet hat. Wir haben in der letzten Zeit auch
beobachtet, dass die Anschläge im Irak - insbesondere die terroristischen
Anschläge, die Anschläge von Daesh - weltweit zurückgegangen sind und damit
auch die Migrationswellen und die Zahl der Migranten. Ich glaube, Irak
spielte eine große Rolle in diesem Zusammenhang. Deutschland solidarisiert
sich immer mit dem Irak und bestätigt damit diese Rolle. Deswegen ist uns
ein wichtiges Anliegen, dass die Beziehungen zwischen unseren beiden
Ländern vertieft werden.

Natürlich wünschen wir uns von Deutschland ein Fortschreiten dieser
Unterstützung und des Austauschs zwischen beiden Ländern in allen
Bereichen, im Sicherheitsbereich, im Wirtschaftsbereich, aber auch in
humanitären und im kulturellen Bereich. Es ging um eine Reihe von Themen.
Wir haben uns darauf geeinigt, in jedem davon den geeigneten Weg zur Lösung
von offenen Fragen zu finden. Wir werden als Länder zusammenarbeiten, um
diese Forderungen und die Ziele zu erreichen.

Irak hat in seiner aktuellen Situation außerordentliche und positive
Beziehungen zu allen Nachbarstaaten erreicht, zu den Nachbarn aus der
arabischen Welt, aber auch zur Türkei und Iran, und möchte diese Rolle
weiterspielen. So sehen wir uns; so betrachten wir unsere eigene Rolle,
auch historisch gesehen. Das ist aber auch unsere aktuelle Rolle. Deswegen
ist Irak auch in der Lage, in Bagdad die unterschiedlichen Richtungen und
Bewegungen wahrzunehmen. Wir glauben, dass das nicht zu vernachlässigen ist
und dass genau dieser Punkt die deutsche, die europäische und die weltweite
Unterstützung verdient.

Wir haben gerade eine Unterzeichnungszeremonie mit der Siemens AG gehabt.
Siemens ist ein großes, ein wichtiges Unternehmen. Ich glaube, alle werden
sehr froh über diese Unterzeichnung sein. Das irakische Volk kennt sehr gut
die technologischen Kapazitäten, die industrielle Erfahrung, insbesondere
im Energiesektor, die Siemens mit sich bringt, die aber auch Deutschland
insgesamt hat. Ich glaube, dass diese Unterzeichnung nur der Anfang von
großen und wichtigen Projekten im Irak ist. Es werden weitere Projekte
folgen. Jetzt können wir natürlich nicht alle im Detail besprechen. Aber
das öffnet den Weg und die Tür für große Projekte zwischen unseren beiden
Ländern.

Nochmals möchte ich Ihnen, Frau Bundeskanzlerin, ganz herzlich für den
Empfang und die Gastfreundschaft danken. Ich möchte mich auch bei der
deutschen Bevölkerung und der deutschen Bundesregierung für den Empfang und
für die Gastfreundschaft bedanken.

Irak ist immer offen. Sie sind immer herzlich willkommen im Irak. Das gilt
für Sie, Frau Bundeskanzlerin, aber auch für alle deutschen Bürger. Irak
erlebt gerade eine unvorhergesehene Zeit des Friedens und der Sicherheit.
Jeder, der Irak besucht, spürt den Unterschied zwischen dem, was wir heute
in Irak haben, und was vor nicht allzu langer Zeit im Irak bestand. Vielen
Dank.

Frage: Guten Tag, ich bin Vertreter des irakischen Fernsehens. Ich habe
zwei Fragen. Die erste Frage richtet sich an die Bundeskanzlerin Frau
Merkel. Wie bewerten Sie die Rolle Iraks als Vermittler in der Region? Sie
haben gerade erwähnt, dass es eine instabile Region ist. Irak hat eine
überwiegend positive Rolle. Wie bewerten Sie politisch die Rolle des Iraks
als Vermittler innerhalb dieser instabilen Regionen?

Die Frage an den Premierminister: Wie bewerten Sie das Treffen mit Frau
Bundeskanzlerin Merkel und Ihre Öffnung gegenüber dem Irak nicht nur
politisch, sondern auch wirtschaftlich?

BK'in Merkel: Erst einmal bewerte ich die Anstrengungen der irakischen
Regierung sehr hoch zu versuchen, innerhalb des Landes die verschiedenen
Kräfte zusammenzuhalten. Ich habe mich noch einmal ausdrücklich zu der
territorialen Integrität des Irak geäußert, natürlich inklusive der
kurdisch-stämmigen Gebiete. Wir hatten ja auch eine sehr intensive
Zusammenarbeit mit der Region von Erbil und haben sie, aber gleichzeitig
immer auch als Teil des Irak. In diese Richtung werden wir auch
weiterwirken.

Zweitens halten wir es natürlich für sehr wichtig, wenn es Länder gibt, die
gesprächsfähig mit allen Nachbarn sind. Auch Deutschland verfolgt ja eine
Politik, in der wir versuchen, mit möglichst vielen zu reden und Konflikte
zu lösen. Dass dies eine ausgesprochene Politik des Irak ist, ist, glaube
ich, im eigenen Interesse des Irak, aber es ist auch in unserem Interesse.
Insofern finde ich es sehr wichtig und sehr gut, dass das auch der Anspruch
der Regierung des Premierministers ist.

MP Abdul-Mahdi: Ihre Bewertung auf diesem Empfang ist sehr hoch. Das hat
sie in den schönsten Worten ausgedrückt. Das war auch unsere Hoffnung.

Frau Bundeskanzlerin versucht, wie wir gesagt haben, die Routine zu brechen
und neue Horizonte für die Öffnung der Beziehungen zu finden - im
Sicherheitsbereich, im politischen Bereich, in der Zusammenarbeit mit den
Verbündeten und Freunden. Unser Bestreben muss es sein, bei allen ein neues
Verständnis für die außerordentliche, für die ganz besondere Lage des
Iraks, zu finden. Irak kämpft seit Jahrzehnten darum, seine Unabhängigkeit
zu verteidigen. Es kämpft um seine Sicherheit, aber auch um die Sicherheit
der Region und die Sicherheit der gesamten Welt. Das ist mittlerweile,
glaube ich, allen klar. Die Frau Bundeskanzlerin ist diesen Vorschlägen
gegenüber offen. Sie hat von ihrer Seite sogar zusätzliche Vorschläge und
Perspektiven hinzugefügt und zeigte einen ernsthaften Willen, all die zuvor
genannten Punkte zu vertiefen. Ich glaube, dass wir in nächster Zeit
tatsächlich auch die praktische Umsetzung und nicht nur theoretische
Vorlage dieser Punkte erleben werden.

Frage: Herr Ministerpräsident, ich habe eine Frage zu dem Energieabkommen.
Vielleicht können Sie da etwas präziser werden. Heißt das, dass Siemens und
vielleicht auch andere deutsche Unternehmen jetzt mit Aufträgen in
zweistelliger Milliardenhöhe rechnen können, wie zu lesen war? Oder müssen
Sie wegen der Militärhilfe Rücksicht auf die USA nehmen, damit auch
amerikanische Wettbewerber zum Zuge kommen?

Frau Bundeskanzlerin, haben Sie über die Rückkehr oder Rücknahme von
deutschen IS-Kämpfern gesprochen, die sich im Irak aufhalten? Gibt es dazu
Vereinbarungen, dass die irakische Regierung diese Rückkehr erleichtert?
Wie sind da die Verabredungen mit der irakischen Regierung?

BK'in Merkel: Ich kann kurz sagen: Wir haben darüber kurz gesprochen. Wir
haben insbesondere über Kinder von IS-Kämpfern gesprochen. Ich glaube, wir
haben ein Klima, in dem wir jeden Einzelfall, wenn er auftreten sollte, gut
besprechen können. Das muss ja immer von Einzelfall zu Einzelfall gehen.
Also ich sehe da keine Probleme.

MP Abdul-Mahdi: Zu dem Abkommen, von dem Sie auch werden lesen können, kann
der Elektrizitätsminister mehr als ich sprechen. Es gibt eine Roadmap für
die Energie im Irak. Siemens ist ein Hauptpartner in dieser Roadmap. Sie
schließt mehrere Etappen ein. Es sind ungefähr vier Etappen, wenn alle
zusammengezählt werden. Das werden dann sehr große Beträge sein; es sind
ungefähr 14 Milliarden Dollar. Das sind natürlich auch alles Objekte für
die Konkurrenz.

Siemens hat als Unternehmen, das sehr bekannt ist, das bereits große
Projekte im Irak umgesetzt hat, gute Chancen und kann einen großen Teil von
diesen Projekten erhalten.

Frage: Ich habe zwei Fragen an den Premierminister.

Herr Premierminister, hatten Sie konkrete Forderungen an Berlin, auch an
die Europäische Union, was die Weiterentwicklung des Irak in gezielten
Bereichen - auch im Sicherheitsbereich - angeht?

Meine zweite Frage: Könnten wir vielleicht über die Normalisierung der
Beziehungen zwischen Erbil und Bagdad sprechen? Haben Sie die Probleme
lösen können, die auch mit der Vergangenheit zu tun hatten?

An die Bundeskanzlerin eine kurze Frage: Sie haben einige Pläne erwähnt.
Gibt es denn bestimmte Pläne für die Bundesregierung bei der Unterstützung
des Militärs im Irak? Denken Sie an die Weiterbildung der Militär- und
Sicherheitskräfte oder an den Wiederaufbau?

BK'in Merkel: Wir haben ja drei Sorten von Beziehungen. Die einen sind die
Sicherheitsbeziehungen. Da hat mir der Premierminister noch einmal
versichert, dass das, was er auch unserem Bundesaußenminister gesagt hat,
nämlich, dass wir den Irak bei der Ausbildung der Sicherheitskräfte weiter
unterstützen wollen, hochwillkommen für den Irak ist.

Zweitens haben wir über die wirtschaftliche Zusammenarbeit gesprochen. Das
ist heute der Fall Siemens. Aber ich könnte auch andere Projekte nennen.
Wir haben darüber geredet, dass wir ein Investitionsschutzabkommen
ausarbeiten könnten. Mit einem solchen Investitionsschutzabkommen könnte
man gerade auch Kleineren und mittleren Unternehmen noch bessere
Rahmenbedingungen geben. Der Premierminister hat das sehr positiv
beurteilt.

Das Dritte ist unsere Entwicklungszusammenarbeit, die wir fortsetzen
wollen, die sich vor allen Dingen der Linderung der humanitären Leiden
widmet. Wir haben in dem Zusammenhang auch darüber gesprochen, dass wir
eine Zusammenarbeit zwischen unseren Ländern wollen und wir auf legale
Methoden setzen.

Ich glaube, in allen drei Bereichen haben wir sehr gute Perspektiven für
die weitere Entwicklung.

MP Abdul-Mahdi: Zu der Normalisierung der Beziehungen zwischen Erbil und
Bagdad: Die Beziehungen heute sind sehr gut. Das heißt aber nicht, dass wir
schon alle Probleme lösen konnten. Es gibt weiterhin offene Probleme, die
uns von der Geschichte vererbt wurden, die sich auf Öl beziehen, auf
umstrittene Gebiete, die mit der Verteilung der Ressourcen im Irak im
Zusammenhang stehen.

Heute ist Irak ein föderalistisches Land, aber auch ein geeintes Land. Das
ist eine neue Erfahrung für uns. Deswegen müssen wir alle zusammen lernen,
zusammen zur besten Formel zu gelangen, um diese exzellenten Beziehungen
zwischen Bagdad und Erbil noch weiter zu konsolidieren und zu vertiefen.

Die Beziehungen sind exzellent. Es gibt wichtige Ämter, die auch in der
Regierung besetzt werden. Dazu kommt die kurdische Parlamentsfraktion, die
ihre Aktivitäten natürlich auch in Freiheit und im Rahmen der
Institutionalisierung ausüben kann.

Es gibt viele Forderungen oder Wünsche an Deutschland und Diskussionspunkte
mit der Bundeskanzlerin. Aber wir haben eine Hauptbitte, was den
Wiederaufbau des Irak angeht, nämlich die Investitionen im Irak zu fördern.
Dazu brauchen wir ein entsprechendes Umfeld. Ich glaube, dass es
internationale Standards gibt, auch seitens der Europäischen Union, die
unangemessen gegenüber Irak angewendet werden. Danach ist es so, als wäre
Irak in den letzten Jahren nicht in einem Krieg gewesen. Sie werden
angewandt wie auf jedes andere Land, das in stabilen Verhältnissen lebt.

Für andere Länder ist es wichtig, ob Institutionen korrupt sind oder
Geldwäsche betreiben. Das heißt, die Bezeichnung Iraks als fragiler Staat
oder unsicherer Staat hindert natürlich die Investitionen. Es hindert uns
darin, international die Kreditratings zu bekommen, damit wir die
notwendigen Kredite erhalten.

Ich glaube, Deutschland hat da eine führende Rolle gespielt, um dieses
Problem anzugehen. Dafür danken wir Deutschland sehr herzlich. Das ist ein
sehr wichtiger Punkt, ein sehr wichtiger Rahmen, dass Irak nicht so wie
jedes andere Land, wie jeder andere Staat behandelt wird, sondern dass Irak
in dem Kontext seiner Krise gesehen wird, im Kontext, dass sich sein Volk
und seine Truppen in einem sehr gewalttätigen Krieg gegen den Terrorismus
befinden. Das hat natürlich auch seinen Effekt auf die staatlichen
Institutionen. Ich glaube, die internationalen Institutionen müssen das
einsehen. Sie dürfen den Irak nicht zusätzlich belasten, zusätzlich zu der
Last, die der Irak eh schon als Ergebnis dieses Krieges trägt.

Frage: Herr Ministerpräsident, Frau Bundeskanzlerin, ich hätte eine Frage
zu dem Video des IS-Führers Abu Bakr al-Baghdadi, das aufgetaucht ist. Mich
würde interessieren, Herr Ministerpräsident, ob Sie Kenntnis davon haben,
dass er sich im Irak aufhält und wie Sie dieses Video einschätzen.

An Sie, Frau Bundeskanzlerin, die Frage: Nachdem wir in den letzten Wochen
irgendwie gelernt haben, der IS sei besiegt, und jetzt sein Anführer wieder
auftaucht, ändert das etwas an Ihrer Einschätzung der Sicherheitslage,
sowohl in der Region als auch, was den internationalen Terrorismus
betrifft?

Wenn Sie gestatten, an Sie noch eine Zusatzfrage: Wenn in Verbindung mit
Wahlterminen eine CDU-Vorstandsklausur angesetzt wird, dann schrillen, wie
Sie wissen, immer alle Alarmglocken. Ich würde Sie gern fragen: Müssen wir
wie beim letzten Mal damit rechnen, dass es auch dieses Mal wieder eine
Entscheidung gibt, die Sie vielleicht schon vor einigen Wochen getroffen
haben und über die Sie die Öffentlichkeit informieren möchten?

BK'in Merkel: Ihre zweite Frage kann ich mit einem klaren Nein beantworten.

Ansonsten ist die Frage des Auftauchens des Videos aus meiner Sicht ein
Zeichen dafür, dass zwar eine militärische Besiegung oder ein Ende der
großen militärischen Auseinandersetzung stattgefunden hat, aber damit der
IS nicht verschwunden ist, wovon auch niemand ausgegangen ist. Wir werden
uns noch eine Zeitlang mit der Frage beschäftigen müssen, wie der IS
abschließend besiegt werden kann. Aus meiner Sicht ist dieses Video ein
Beitrag dazu, dass diese Einschätzung richtig ist. Man muss zwischen dem
völligen Verschwinden des IS und dem großflächigen Besiegen des IS
unterscheiden, was glücklicherweise geschafft wurde. Aber damit ist die
Gefahr nicht gebannt.

MP Abdul-Mahdi: Ich stimme der Bundeskanzlerin vollkommen zu. Der IS ist
nicht komplett verschwunden, hat aber schmerzhafte Schläge erhalten. Wir
müssen uns daran erinnern, wie es vor anderthalb Jahren aussah. Daesh hatte
weite Flächen in Irak und Syrien unter seiner Kontrolle, und jetzt
erscheint al-Baghdadi in einem isolierten Ort, unbekannt. Er erscheint
nicht unter seinem Publikum wie beim ersten Mal in Mossul. Das ist ein
weiterer Beweis dafür, was wir gesagt haben: Es gab einen großen Sieg gegen
Daesh. Daesh ist mit Sicherheit keine Kleine Organisation. Es ist natürlich
eine weit verbreitete und gefächerte Organisation. Er wird versuchen,
dieses Vertrauen bei seinen Kämpfern wiederaufzubauen. Er wird versuchen,
weitere Operationen und Anschläge wie in Saudi-Arabien und in Sri Lanka zu
verüben. Aber keiner kann bestreiten, dass die Kapazitäten und die
Möglichkeiten von Daesh weit zurückgegangen sind und gebrochen wurden. Wir
sind sehr stolz auf diese Errungenschaft.

Zum Aufenthaltsort von Baghdadi, gibt es manche Geheimdienstinformationen.
Aber selbst am Video ist klar zu erkennen, dass der Ort sehr einfach und
isoliert ist. Auch seine Kleidung gibt Auskunft über seine Lage, seine
Situation und die Lage der Unterstützer. Das ändert nichts an den
Einschätzungen und Evaluationen, die wir bisher hatten. Es ist ein weiterer
Beweis dafür, dass wir weiter geeint zusammenarbeiten müssen, um die Reste
von Daesh noch zu besiegen. Daesh wurde gebrochen. Aber wenn noch Kleine
Zellen übrigbleiben, wird er sich möglicherweise wieder aktivieren, an die
Oberfläche treten und kann schmerzhafte Anschläge - wie in Sri Lanka und
Saudi-Arabien - verüben.

Dienstag, 30. April 2019
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PRESSEKONFERENZ/1850: Regierungspressekonferenz vom 30. April 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Dienstag, 30. April 2019

Regierungspressekonferenz vom 30. April 2019

Themen: Kabinettssitzung (Rentenanpassung, Jahresabrüstungsbericht),
Westbalkantreffen, Anstieg der Zahl von Kindern in Pflegefamilien, Planung
und Finanzierung der Feierlichkeiten anlässlich des 30. Jahrestags der
Deutschen Einheit, geplante Privatisierung der HIL
Heeresinstandsetzungslogistik GmbH, Afrikareise der Bundeskanzlerin,
Großaufträge für Siemens im Irak, Klage der Trump-Familie gegen die
Deutsche Bank, Festnahme eines UN-Diplomaten mit deutscher
Staatsbürgerschaft in Tunesien, Vorsitz Deutschlands im UN-Sicherheitsrat,
Lage in Venezuela, geplantes deutsch-französisches Konsortium für
Batteriezellfertigung


Sprecher: StS Seibert, Schneider (BMAS), Burger (AA), Audretsch
(BMFSFJ), Ruwwe-Glösenkamp (BMI), Kolberg (BMF), Alemany (BMWi)



Vorsitzender Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag auch von mir! Das Kabinett hat zunächst einmal die
Verordnung über die Rentenerhöhungen zum 1. Juli dieses Jahres beschlossen.
Das sind also erfreuliche Nachrichten für alle Rentnerinnen und Rentner,
denn die Altersbezüge steigen um mehr als drei Prozent, im Osten sogar um
fast vier Prozent - die konkreten Zahlen: in den alten Bundesländern 3,18
Prozent, in den neuen 3,91 Prozent mehr.

Das wird möglich durch die gute Entwicklung sowohl der Löhne als auch die
gute Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt. In diesem Jahr greift für die neuen
Bundesländer zum zweiten Mal die 2017 gesetzlich beschlossene 
Ost-West-Rentenangleichung. Der aktuelle Rentenwert Ost wird also in diesem Jahr so
angepasst, dass er die gesetzlich festgelegte Angleichungsstufe von 96,5
Prozent des Westwerts erreicht.

Das zweite Thema, mit dem sich das Kabinett befasst hat, ist der vom
Bundesaußenminister vorgelegte Jahresabrüstungsbericht - der volle Titel
lautet: Bericht zum Stand der Bemühungen um Rüstungskontrolle, Abrüstung
und Nichtverbreitung sowie über die Entwicklung der Streitkräftepotenziale
für das Jahr 2018. Es besteht hier eine Berichtspflicht gegenüber dem
Bundestag und natürlich auch gegenüber der Öffentlichkeit.

Man kann gar nicht darum herumreden: Die bestehende Abrüstungs- und
Rüstungskontrollarchitektur war 2018 schwerwiegenden Belastungen und
Rückschlägen ausgesetzt. Ich erinnere an das drohende Ende des INF-Vertrags
aufgrund anhaltenden russischer Vertragsverletzungen ebenso wie an den
Rückzug der USA aus der Wiener Vereinbarung zum iranischen Nuklearprogramm.
Auch die konventionelle Rüstungskontrolle in Europa befindet sich in einer
Krise und bedarf neuer Impulse beziehungsweise einer grundsätzlichen
Modernisierung.

Eine weitere Herausforderung besteht in den Augen der Bundesregierung
darin, der Erosion der vorhandenen Rüstungskontroll- und
Abrüstungsarchitektur entgegenzuwirken und neue Impulse für die
Rüstungskontrolle von morgen zu geben. Dabei geht es zum Beispiel um die
rüstungskontrollpolitische Erfassung von Zukunftstechnologien wie tödlichen
autonomen Waffensystemen, offensiven Cyberinstrumenten usw. Eine erste
Bestandsaufnahme dazu hat dazu die internationale Konferenz geliefert, die
Bundesaußenminister Heiko Maas am 15. März 2019 hier in Berlin ausgerichtet
hat.

Es sind allerdings auch ein paar positive Entwicklungen zu verzeichnen, die
das Bild des Jahres 2018 dann doch ein wenig aufhellen. Dazu zählt die
Aussicht auf zumindest mögliche Fortschritte beim nordkoreanischen
Nukleardossier. Es ist sicherlich auch positiv zu bewerten, dass es
zusammen mit Frankreich, Großbritannien und der EU der Bundesregierung im
vergangenen Jahr gelungen ist, die Wiener Nuklearvereinbarung mit Iran nach
dem Austritt der Vereinigten Staaten zu bewahren.

Es ist gelungen, in der OSZE den sogenannten "Strukturierten Dialog"
fortzusetzen, also die deutsche Initiative für den Neustart der
konventionellen Rüstungskontrolle in Europa weiterzutragen. Darüber hinaus
sind im Chemiewaffenbereich Schritte zur Zuordnung der Verantwortung bei
Fällen von Chemiewaffeneinsatz gemacht worden.

Die Bundesregierung wird sich auch 2019 verstärkt für Abrüstung und
Rüstungskontrolle einsetzen. Dies gilt insbesondere mit Blick auf die
anstehende Überprüfungskonferenz des Nuklearen Nichtverbreitungsvertrags
2020. Im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, in dem wir ja nun für zwei
Jahre nichtpermanentes Mitglied ist, werden wir uns genau dafür einsetzen.
So hat auf deutsche Einladung am 2. April eine Sitzung des 
VN-Sicherheitsrats genau dazu stattgefunden. - Soweit aus dem Kabinett.

Frage: An das Arbeits- und Sozialministerium: Herr Seibert hat es eben
gesagt, die Renten in Ost und West werden angeglichen; trotzdem gibt es
noch einen Unterschied. Deshalb die Frage: Halten Sozialministerium und
Bundesregierung es angesichts der vollen Rentenkassen für möglich und für
wünschenswert, diese Angleichung zwischen Ost und West schneller zu
vollziehen?

Noch eine Nachfrage zur sogenannten Respektrente von Minister Heil: Wie
weit ist das gediehen? Ist das nur plakativ oder wird das umgesetzt werden?

Schneider: Zur Angleichung kann ich noch einmal darauf verweisen, dass wir
in der letzten Legislaturperiode die entsprechenden Regelungen gesetzlich
festgeschrieben haben und dass wir einen Prozess vereinbart haben, bis zu
welchem Zeitpunkt die Renten angeglichen werden sollen. Das ist auch ein
guter Prozess, daran halten wir fest. Es gibt jetzt keine Überlegungen, an
dem Gesetz aus der letzten Legislaturperiode etwas zu verändern.

Was das Thema Respektrente anbelangt, so kann ich Ihnen hier keinen neuen
Stand nennen. Das Thema steht auf der Agenda. Hubertus Heil hat
angekündigt, einen Vorschlag vorzulegen, und das wird er auch tun.

Frage: Auch zum Thema Rente, aber zu einem anderen Aspekt: Der
Bundesverband der Verbraucherzentralen hat gestern einen Vorschlag zu einer
sogenannten Aktienrente in die Runde gebracht. Diese soll 
öffentlich-rechtlich organisiert sein, und da können Bürger dann in Aktien und später
in weniger risikoarme Anlagen investieren, und davon sollen dann nicht
irgendwelche Versicherungskonzerne profitieren. Der Bundesverband hat die
Bundesregierung angeregt, ein Gesetz dazu vorzulegen. Haben Sie eine
Meinung zu diesem Vorschlag?

Schneider: Zunächst einmal kann man ja sagen, dass der Vorschlag, wie er
jetzt unter dem Namen "Extrarente" vorgelegt worden ist, schon insofern ein
ziemlich tiefgreifender Eingriff wäre, als wir bei den bestehenden
Regelungen ja eine Freiwilligkeit haben und wir dann eine Verpflichtung mit
Opt-out-Möglichkeit hätten. Das heißt, erst einmal wären alle Beschäftigten
verpflichtet einzuzahlen, könnten dann aber optieren, nicht davon erfasst
zu werden.

Ich glaube, man kann sagen, dass das im Kern eine Reaktion auf die
anhaltende Kritik an der Riester-Rente ist. Diese Kritik ist sicherlich zu
Teilen berechtigt. Sie wissen, dass die Regierungsparteien im
Koalitionsvertrag auch vereinbart haben, ein kostengünstiges
Standardprodukt zu prüfen. Daran arbeiten wir und das bleibt auch unser
Ziel. Das ist ein etwas anders gelagertes Projekt, aber das ist eben das,
worauf wir Wert legen.

Außerdem möchte ich noch einmal darauf verweisen, dass wir ein starkes
Interesse daran haben, die betriebliche Altersvorsorge auszubauen. Das
haben wir mit dem Betriebsrentenstärkungsgesetz in der vergangenen
Legislaturperiode auch getan. Das heißt, die Schwerpunkte der Regierung
sind eigentlich relativ deutlich.

Zusatzfrage: Werden Sie denn konkret auf diesen Vorschlag des
Bundesverbandes eingehen und antworten?

Schneider: Ich verstehe jetzt nicht, was Sie mit antworten meinen. Wir
haben jetzt - - -

Zusatzfrage: Da ist ja vom Bundesverband der Verbraucherzentralen eine
konkrete Forderung gestellt worden.

Schneider: Wie gesagt, unsere Festlegungen im Koalitionsvertrag sind klar,
und das, was wir in der vergangenen Legislaturperiode gemacht haben, kennt
der Verband ja auch. Insofern ist, finde ich, die Meinung und Haltung der
Bundesregierung relativ deutlich, auch öffentlich.

Frage : Zu dem Jahresabrüstungsbericht: Herr Seibert, Sie sagten da
irgendetwas über die Zuordnung der Anwendung von chemischen Waffen. Können
Sie erklären, was damit gemeint ist?

Burger: Sie haben mitbekommen, dass wir als internationale Gemeinschaft im
vergangenen Jahr, im Jahr 2018, mit Chemiewaffenangriffen und -einsätzen
konfrontiert waren. Da ist sowohl der Fall Skripal zu nennen als auch
Chemiewaffeneinsätze in Syrien, die durch die OVCW untersucht wurden. Eine
Konsequenz, die die internationale Gemeinschaft daraus gezogen hat, war im
Juni 2018, die OVCW damit zu beauftragen, nicht nur die Tatsache
festzustellen, dass oder ob Chemiewaffen eingesetzt wurden, sondern auch
die Urheber dieses Chemiewaffeneinsatzes zu ermitteln. Das ist aus unserer
Sicht ein wichtiger Schritt, um das Verbot von Chemiewaffen zu stärken,
weil sich damit natürlich die Erwartung verbindet, dass der Einsatz nicht
ungesühnt bleibt und nicht ohne Konsequenzen bleibt.

Zusatzfrage : Ist der Fall Skripal damit jetzt abgeschlossen oder ist da
noch etwas offen?

Burger: Ich glaube, das wäre vor allem eine Frage für die britischen
Strafverfolgungsbehörden, die sich mit dem Fall ja in erster Linie
befassen.

Frage: Würden Sie von der Bundesregierung aus grundsätzlich sagen, dass Sie
mit der Entwicklung zufrieden sind? Herr Seibert, Sie haben eben ein paar
positive Aspekte, aber auch Bedenken geäußert. Wie fällt das Gesamturteil
zu diesem Bericht aus?

StS Seibert: Ich habe schon von schwerwiegenden Belastungsproben und
Rückschlägen, die im Jahre 2018 zu verzeichnen waren, gesprochen. Das muss
man so sehen.

Burger: Das muss man so sagen.

Vorsitzender Mayntz: Dann kommen wir zum Thema Westbalkan. - Bitte schön,
Herr Seibert.

StS Seibert: Ich wollte noch einmal auf das Westbalkantreffen eingehen, das
gestern Abend im Kanzleramt stattfand. Wie Sie wissen, hatten die
Bundeskanzlerin und der französische Präsident Staats- und Regierungschefs
der sechs Westbalkanstaaten sowie Kroatiens und Sloweniens und die Hohe
Vertreterin der EU, Frau Mogherini, in Berlin dazu eingeladen. Es ging um
Gespräche, Beratungen zur Situation in der Region, insbesondere auch zu den
Beziehungen zwischen Serbien und Kosovo.

Alle Anwesenden haben das sogenannte Prespa-Abkommen zwischen dem heutigen
Nordmazedonien und Griechenland gewürdigt, weil dieses Prespa-Abkommen
wirklich ein Vorbild ist, wie in der Region offene Streitfragen - auch
Streitfragen, die seit vielen Jahren bearbeitet werden - letztlich gelöst
werden können. Es war eine informelle, es war eine offene Diskussion über
die regionale Kooperation auch im Rahmen des sogenannten "Berliner
Prozesses", der ja in diesem Jahr im Juli in Posen in Polen weitergeführt
wird. Es ging auch um den Einfluss weiterer Akteure im westlichen Balkan.
Ich darf Sie verweisen auf die Erklärung des gemeinsamen 
deutsch-französischen Vorsitzes des gestrigen Treffens, die wir in der Nacht noch
herausgegeben haben, und auch auf die Pressestatements der Bundeskanzlerin
und des französischen Staatspräsidenten.

Ich kann Ihnen darüber hinaus noch mitteilen: Sowohl die Kanzlerin als auch
Präsident Macron haben ihre volle Unterstützung für den
Normalisierungsprozess zwischen Serbien und Kosovo zum Ausdruck gebracht.
Sie möchten diesem Prozess, der ja unter Ägide der Europäischen Union
stattfindet, durch das gestrige Treffen einen neuen Impuls verleihen. Es
wird daher am 1. Juli in Paris ein Folgetreffen mit Deutschland,
Frankreich, Serbien und Kosovo geben, um zu besprechen, wie man weiter
vorgehen kann, weiter vorankommen kann bei diesem Normalisierungsdialog
zwischen den beiden Ländern.

Das ist das, was ich Ihnen dazu noch nachreichen wollte.

Frage : Herr Seibert, die Kanzlerin hatte sich in der Vergangenheit ja sehr
klar gegen die Idee eines möglichen "land swap", also eines Landtausches,
ausgesprochen. Gestern hat sie nur noch gesagt, es dürfe keine
Vereinbarungen zulasten Dritter geben. Kann man das als eine gewisse
Aufweichung ihrer Position betrachten oder schließt sie einen möglichen
Landtausch nach wie vor kategorisch aus?

StS Seibert: Die Haltung war immer die, die die Bundeskanzlerin auch
gestern in ihrem Statement vor dem Treffen ausgedrückt hat: Wir können und
werden keine Abkommen unterstützen, deren negative Folgen andere in der
Region möglicherweise zu tragen hätten. Die Teilnehmer waren sich gestern
auch vollkommen einig, dass ein solches Abkommen zwischen Serbien und
Kosovo - das ja alle wollen, weil es den Weg für zahlreiche positive
Entwicklungen in der Region freimachen würde, die jetzt sozusagen nicht
stattfinden können - umfassend und politisch nachhaltig sein muss und dass
es eben zur Stabilität der Region beitragen muss, statt sie in irgendeiner
Weise zu gefährden. Das ist der entscheidende Punkt; auf den hat die
Bundeskanzlerin früher hingewiesen, und gestern auch noch einmal.

Zusatzfrage : Könnte dann zu einer solchen Lösung auch ein möglicher
Landtausch gehören, wenn gewährleistet wäre, dass keiner der Beteiligten in
der Region benachteiligt würde?

StS Seibert: Es ist ja als deutscher Regierungssprecher nicht an mir, hier
jetzt Elemente einer Lösung in diesem Normalisierungsprozess zwischen
Serbien und Kosovo vorzugeben. Das ist die Erwartung, die sowohl
Deutschland als auch Frankreich als auch alle Teilnehmer des gestrigen
Treffens ausgedrückt haben. Aber die Gespräche, die ja sehr umfassend sein
müssen - da geht es um viele Themen, weit über die Frage von Grenzverläufen
hinaus -, müssen am Ende unter der Ägide der EU zwischen Serbien und Kosovo
geführt werden. Deutschland und Frankreich haben sich gestern noch einmal
verpflichtet, da jede Unterstützung zu bieten, die sie bieten können.

Frage: Wie ist denn zu bewerten, dass der serbische Präsident Vucic heute
bereits einen Dialog mit dem Kosovo wieder ausgeschlossen hat?

StS Seibert: Ich kenne diese Äußerung von Herrn Vucic nicht. Gestern ist
man auseinandergegangen mit der Gewissheit und der Bereitschaft, sich am 1.
Juli in Paris in dem Format Frankreich, Deutschland, Serbien, Kosovo zu
einem Folgetreffen zu treffen.

Frage: Wurde eigentlich gestern unterschieden zwischen dem Begriff
Landtausch und dem Begriff Grenzkorrektur, oder war das dasselbe?

StS Seibert: Es wurden ja gestern keine serbisch-kosovarischen
Verhandlungen geführt. Es wurde darüber gesprochen, wie der
Normalisierungsprozess, der Dialog zwischen diesen beiden Ländern,
überhaupt wieder in Gang kommen kann; denn er steht de facto seit Monaten
still.

Frage: Herr Seibert, Frau Merkel hat laut Medienberichten sehr viel Druck
auf Premierminister Haradinaj ausgeübt beziehungsweise versucht, ihn
dahingehend zu beeinflussen, dass die Bedingungen für den Beginn der
Beitrittsverhandlungen erfüllt werden, also die Zölle abgeschafft werden.
Was ist Ihr Eindruck, warum hat Herr Haradinaj das nicht akzeptiert
beziehungsweise warum konnte Frau Merkel auch mit der Sympathie, die sie in
Kosovo genießt, die Kosovaren nicht dazu bringen, sich zu bewegen?

StS Seibert: Ich möchte jetzt ganz grundsätzlich nicht über den exakten
Verlauf der Gespräche dieses informellen Treffens berichten. Ich glaube,
damit so etwas überhaupt Sinn hat, ist es ganz wichtig, dass nicht am
nächsten Tag alles haarKlein berichtet wird. Es ist ja auch üblich, dass
wir das nicht tun.

Deutschland und Frankreich in der Gestalt der Kanzlerin und des
französischen Präsidenten haben sich angeboten, noch einmal zu tun, was wir
tun können, um den Prozess des Dialogs, der Normalisierung zwischen diesen
beiden Ländern, in Gang zu bringen, um dabei unterstützend hilfreich zu
sein. Wir werden schauen, wie das zwischen jetzt und dem geplanten und
verabredeten Folgetreffen am 1. Juli gelingen kann.

Zusatzfrage: Präsident Thaçi und Premierminister Haradinaj haben sich
gestern noch mit dem amerikanischen Botschafter getroffen. Thaçi hat auch
gesagt, es gebe keine erfolgreichen Verhandlungen ohne die Amerikaner.
Denken Sie darüber nach, in diesen Unterstützungsprozess auch die
Amerikaner mit einzubeziehen?

StS Seibert: Der Prozess der angestrebten Normalisierung zwischen Serbien
und Kosovo findet ja nun einmal unter Ägide der Europäischen Union statt;
das war ja auch der Grund dafür, dass Frau Mogherini gestern da war und
eine wichtige Rolle spielt. Deswegen kann ich Ihnen dazu jetzt gar nicht
mehr sagen. Deutschland und Frankreich werden als europäische Staaten, als
EU-Mitglieder unterstützend wirken. Wir werden sehen, was sich bis zu einem
solchen Folgetreffen erreichen lässt und was dann auch auf dem Folgetreffen
möglich sein wird. Natürlich gibt es auch andere an der Region
interessierte Staaten, mit denen so etwas abgeglichen wird. Aber zunächst
einmal ist es ein europäischer Prozess, weil es ein Teil Europas ist, in
dem es bis heute nicht gelungen ist, wirklich Stabilität und dauerhaften
Frieden zu sichern - und das ist doch unser Ziel.

Frage : Herr Seibert, wurde das Thema EU-Beitrittsperspektive in diesem
Gespräch irgendwie erwähnt?

Gibt es zwischen Berlin und Paris irgendwelche Differenzen in der
Balkanpolitik?

StS Seibert: Gestern ging es nicht um Fragen der EU-Erweiterung; diese
Fragen werden, sofern sie anstehen, im Rahmen der EU und nach den dafür
vorgesehenen Verfahren und in den zuständigen Gremien beraten. Das war
gestern nicht der Fokus.

Wenn Sie irgendetwas von dieser Konferenz, von diesem Westbalkantreffen
gestern mitnehmen können, dann ist das doch, dass Deutschland und
Frankreich, die Bundeskanzlerin und der französische Präsident, Seite an
Seite ihre Bemühungen in diese Sache eingebracht haben und weiter
einbringen werden.

Frage: An das Familienministerium zum Thema Kinder in Pflegefamilien: Dort
ist ein Anstieg von über 30 Prozent in den letzten zehn Jahren zu
verzeichnen. Wie erklären Sie sich das? Ist es so, dass die Jugendämter
jetzt stärker darauf gucken, oder sind die Eltern öfter überfordert?

Zweite Frage: Ein Großteil der Kinder stammt aus sozial schwachen Familien
oder von Alleinerziehenden. Für die fragestellende Linkspartei ist
Kinderarmut damit eine strukturelle Kindeswohlgefährdung. Schließen Sie
sich dieser Analyse an?

Audretsch: Vielen Dank für die Frage. - Zum einen ist es korrekt, dass die
Zahlen über die letzten Jahre angestiegen sind; das haben wir in den
Antworten auf eine Kleine Anfrage, die Sie gerade auch schon genannt
hatten, auch entsprechend der Öffentlichkeit kundgetan. 2008 lag die
Fallzahl noch um die 60 000, 2016 lag sie bei 81 000. Insofern sehen wir,
dass die Jugendämter vor Ort gute Arbeit leisten und sich der verschiedenen
Problemlagen, die wir vor Ort sehen, entsprechend annahmen können.

Sie haben nach den Gründen gefragt: Wir halten es grundsätzlich für eine
sehr gute Entwicklung, wenn es in der Gesellschaft eine höhere Sensibilität
für die Frage des Kindeswohls gibt. Das ist etwas, was wir auf jeden Fall
beobachten können. Das kann ganz verschiedene Gründe haben. Das kann zum
Beispiel natürlich auch den Grund haben, dass es verstärkte Debatten über
Missbrauchsfälle gibt und dass es eine öffentliche Situation gibt, in der
wir feststellen, dass Sensibilität in der Gesellschaft vorherrscht.

Wenn wir daraus am Ende die Situation ableiten, dass die Jugendämter
deshalb mit mehr Fällen umgehend, weil wir eine höhere Zahl an Meldungen
von problematischen Fällen in Familien haben, dann ist das für uns erst
einmal eine positive Entwicklung und dann können wir auch sagen, dass das
Dunkelfeld, mit dem wir es in diesem Bereich zu tun haben, Kleiner werden
kann. Man kann die Zahlen gerade deshalb, weil wir ein hohes Dunkelfeld
haben, nicht abschließend interpretieren; ansonsten wüssten wir ja, was in
diesem Dunkelfeld passiert. Wir können aber darauf aufmerksam machen und
verdeutlichen: Wenn Menschen in dieser Gesellschaft feststellen, dass
Kindeswohlgefährdungen vorliegen könnten, ist eine Meldung an das Jugendamt
genau das Richtige. Wenn dadurch die Fallzahlen stärker steigen, dann muss
das nichts Falsches heißen, sondern dann kann das auch eine positive
Entwicklung bedeuten.

Wir haben - darauf würde ich Sie gerne hinweisen - im Koalitionsvertrag für
die 19. Legislaturperiode festgehalten, dass wir die Kinder- und
Jugendhilfe weiterentwickeln wollen. Dazu haben wir einen Prozess
gestartet. Am 6. November 2018 ist dieser Prozess losgetreten worden. Es
gibt die Homepage www.mitreden-mitgestalten.de, und auf dieser Homepage
können Sie die Debatte über die Reform der Jugendhilfe verfolgen. Dazu wird
eine sehr breite Debatte geführt, in die alle Stakeholder - auch die vor
Ort involvierten - einbezogen werden, um Lücken festzustellen und auch in
Zukunft die Arbeit der Jugendämter und der Jugendhilfe insgesamt zu
verbessern, um eben Kindeswohlgefährdungen feststellen zu können und dann
Abhilfe zu schaffen.

Sie haben noch abgehoben auf die Frage der Sozialpolitik. Dazu würde ich
Sie gerne noch einmal auf die Arbeit des Bundesfamilienministeriums und
auch der Bundesfamilienministerin verweisen. Wir haben gerade im Bundesrat
das Starke-Familien-Gesetz verabschiedet, das die verschiedensten Maßnahmen
vorsieht, um gerade Kinder, die in Familien leben, die weniger finanzielle
Mittel haben, besser zu fördern und besserzustellen. Dazu gehört zum
Beispiel die Erhöhung des Kinderzuschlags von 170 auf 185 Euro. Mit dieser
Maßnahme in Verbindung mit dem Kindergeld und Leistungen, die mit dem
Bildungs- und Teilhabepaket verbessert werden, stellen wir zum ersten Mal
sicher, dass in jeder Lebenslage das Existenzminimum jedes einzelnen Kindes
in Deutschland gesichert ist, also auch außerhalb des SGB II. Es geht da ja
um Kleinverdiener-Familien, die dadurch bessergestellt werden.

Darüber hinaus sind in diesem Starke-Familien-Gesetz eine ganze Reihe von
Maßnahmen mit umgesetzt worden, die gerade diese Familien besserstellen,
zum Beispiel durch die Befreiung von Kitagebühren. Sobald man den
Kinderzuschlag erhält - und wir haben die Gruppe derer, die den
Kinderzuschlag empfang, deutlich ausgeweitet: 1,2 Millionen Kinder mehr
haben künftig darauf Anspruch -, wird man künftig automatisch von den
Kitagebühren befreit, was für viele Familien gerade in den Bundesländern,
in denen die Kitagebühren nicht abgeschafft sind, schnell viele hundert
Euro im Portemonnaie ausmachen kann.

Das heißt, wir adressieren diese ganze Frage der Sozialpolitik und der
Kinderarmut sehr intensiv und versuchen auch auf diesem Wege, Kindern die
Grundlage für ein gutes Leben und ein gutes Aufwachsen zu bereiten und
damit dem Kindeswohl insgesamt zu dienen.

Frage: Eine Frage an das Innenressort: Ist es richtig, dass der Minister
beim Finanzminister zusätzliche 61 Millionen Euro erbeten hat, um die
Einheitsfeier im kommenden Jahr zu organisieren?

Ruwwe-Glösenkamp: Ihre Frage gibt mir Gelegenheit, die heutige
Berichterstattung zu diesem Thema richtigzustellen: Es ist mitnichten so,
selbstverständlich nicht so, dass bei uns im Haus die
Jubiläumsfeierlichkeiten 30 Jahre Deutsche Einheit und 30 Jahre Friedliche
Revolution irgendwie übersehen worden wären. Es ist so, dass das
Bundesinnenministerium im Herbst letzten Jahres, im Oktober, damit
beauftragt worden ist, ein Konzept für diese Jubiläumsfeierlichkeiten zur
Friedlichen Revolution und der deutschen Einheit zu entwickeln. Wir haben
uns im Herbst letzten Jahres darangemacht, dieses Konzept zu entwickeln.
Das ist dann zwischen den zuständigen Ressorts abgestimmt worden und ist am
3. April - also noch gar nicht lange her - vom Kabinett beschlossen worden.
Neben diesem Konzept ist vom Kabinett auch die Einsetzung einer
gleichlautenden Kommission "30 Jahre Friedliche Revolution und Deutsche
Einheit" beschlossen worden.

Erst nach diesem Kabinettsbeschluss ist es für uns möglich gewesen, die
entsprechenden Haushaltsmittel, die in der Tat nachträglich angemeldet
worden sind, auch anzumelden. Das ist der Grund dafür, dass das erst jetzt
erfolgt ist. Grundsätzlich sind im Haushalt für jedes Ressort - für unser
Ressort auch - immer auch Summen für Jubiläumsfeierlichkeiten eingeplant.
Das war auch in diesem Fall so.

Angesichts dieses runden Jubiläums 30 Jahre Friedliche Revolution und
Deutsche Einheit soll es natürlich nicht bei einer üblichen Jubiläumsfeier
bleiben; vielmehr wollen wir das ganze sehr viel breiter aufstellen.
Zentrales Element unseres Konzeptes ist vor allem auch, Bürgerdialoge
durchzuführen. Das unterscheidet dieses Konzept eben von den
Jubiläumsfeierlichkeiten zuvor.

Zusatzfrage: Wie hatte man den Bedarf denn am Anfang eingeschätzt? Wenn Sie
Geld für die Einheitsfeier im kommenden Jahr zurückgelegt haben: Wie viel
Geld hatte man da denn bereits zurückgelegt? Ich frage das, um einmal ein
Verhältnis zu bekommen: 61 Millionen zu wie viel? Musste man jetzt
verdoppeln?

Ruwwe-Glösenkamp: Ich habe ja gerade erläutert, dass nichts zurückgelegt
worden ist, sondern dass wir erst im Herbst damit beauftragt worden sind,
ein Konzept für dieses runde Jubiläum zu erarbeiten. Das haben wir getan,
und im Rahmen der Erarbeitung dieses Konzeptes, das am 3. April vom
Kabinett beschlossen worden ist, hat sich natürlich auch ergeben, welche
Dimension das haben wird. Deshalb ist es zu dieser Nachmeldung gekommen.

Zusatzfrage: Nur noch einmal zu meinem Verständnis - Entschuldigung, dass
ich ein bisschen begriffsstutzig bin -: Es war bei der ursprünglichen
Haushaltsplanung also völlig klar gewesen, dass man das Geld für die
Organisation der Einheitsfeier 2020 tatsächlich erst nach dem
Kabinettsbeschluss im April beantragen wird?

Ruwwe-Glösenkamp: Richtig.

Frage: An das BMF: Was halten Sie denn jetzt davon? Werden die zusätzlich
beantragten 61 Millionen Euro im laufenden Haushaltsjahr durchgehen, oder
wie schätzen Sie das ein?

Kolberg: Der Kollege des Bundesinnenministeriums hat ja schon die
wesentlichen Punkte erläutert. Es geht hier um Haushaltsmittel des
Innenministeriums. Das Innenministerium hat einen Antrag gestellt. Den
haben wir, wie es den rechtlichen Vorgaben entspricht, gebilligt, da die
Voraussetzungen nach dem Sachvortrag des Bundesinnenministeriums vorliegen.
Im Anschluss haben wir das dem Haushaltsausschuss des Bundestages vorgelegt
und ihn unterrichtet, und es wurden keine Einwände dagegen erhoben.

Frage : In dem Schreiben, aus dem die "Süddeutsche Zeitung" heute zitiert,
ist davon die Rede, dass die Erkenntnis der Notwendigkeit, den 30.
Jahrestag der Deutschen Einheit sowohl inhaltlich als auch vom Umfang her
in ganz besonderer Weise zu nutzen, erst nach Abschluss der Beratungen des
Bundeshaushaltes 2019 substanziell Kontur angenommen habe. Das klingt ja
doch ein bisschen so, als sei Ihnen relativ spät aufgefallen, dass dieses
Jubiläum vor der Tür steht und dass man da ein bisschen mehr machen muss.
Wie stehen Sie dazu?

Zweite Frage: In der Kommission, die jetzt eingesetzt worden ist und sich,
glaube ich, demnächst zum ersten Mal treffen soll, soll es ja nicht nur um
30 Jahre deutsche Einheit, sondern auch um 30 Jahre Mauerfall gehen. Das
Jubiläum des Mauerfalls ist aber schon in einem halben Jahr. Das heißt, da
sind Sie jetzt doch zu einer gewissen Eile gezwungen und müssen
möglicherweise das eine oder andere auch mit der heißen Nadel stricken.
Sehe ich das falsch?

Ruwwe-Glösenkamp: Zum ersten Punkt: Ich will vielleicht noch einmal daran
erinnern, dass wir im letzten Jahr eine ziemlich späte Regierungsbildung
gehabt haben. Dass das Bundesinnenministerium innerhalb der Bundesregierung
erst im letzten Herbst, im Oktober, damit beauftragt worden ist, ein
Konzept für dieses Jubiläum zu entwickeln, hat insofern sicherlich auch mit
dieser späten Regierungsbildung zu tun.

Zu Ihrer zweiten Frage: In der Tat, dieses Konzept und auch die Kommission
befasst sich einmal mit dem Jubiläum der Deutschen Einheit und auch mit dem
Jubiläum 30 Jahre Friedliche Revolution. Teil dieses Konzepts sind auch
Feierlichkeiten anlässlich des Mauerfalls am 9. November dieses Jahres, und
auch dafür werden wir entsprechende Vorschläge vorlegen - in dem Konzept
sind auch schon Vorschläge enthalten. Das ist aber alles im Zeitplan und
das ist alles machbar. Ich kann Ihnen versichern, dass da auch nichts mit
heißer Nadel gestrickt werden wird.

Frage: An das Finanzministerium: Es war Ihnen ja avisiert, dass noch eine
Forderung kommen würde oder dass man für die Einheitsfeier Geld braucht.
Hatten Sie mit der Größenordnung gerechnet?

Kolberg: Der Kollege hat ja eben erläutert, wie sich diese Ausgaben
zusammensetzen; ich habe Ihnen erläutert, wie das Verfahren gelaufen ist
und dass der Bundestag oder der Haushaltsausschuss des Bundestages keine
Einwände erhoben hat. Darüber hinaus habe ich hier nichts beizutragen.

Frage: Meine Frage richtet sich an den Sprecher des
Bundesverteidigungsministeriums. Es geht um die millionenschweren
Beraterverträge im Zuge der geplanten Privatisierung eines
Bundeswehrunternehmens, nämlich der HIL-Werke. Wieso betreibt das
Bundesverteidigungsministerium den Verkauf der HIL-Werke weiter, obwohl die
Regierungspartei SPD die Privatisierung nicht mehr will?

Flosdorff: Das ist ja ein Prozess, der schon vor einigen Jahren angeschoben
worden ist. Es geht darum, die Zukunft dieser Werke zu gestalten, die
Anfang der 2000er-Jahre aufgesetzt worden sind - auch mit dem Ziel, diese
Werke nicht dauerhaft selbst zu betreiben. Es musste eine Entscheidung
getroffen werden, wie es damit weitergeht. Da gibt es zwei Möglichkeiten:
Entweder bleiben die in staatlicher Hand oder man veräußert sie an privat.
Wenn man diese Entscheidung trifft, muss man eine
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung machen; das schreibt schon 7 in der
Bundeshaushaltsordnung vor. Das heißt, wir müssen den wirtschaftlichen Weg
für die Bedarfsdeckung, also die Instandsetzung der Fahrzeuge der
Bundeswehr gehen.

Das ist geprüft worden, und dabei hat sich herausgestellt, dass eine
Vielzahl von Rechten rund um diese HIL-Werke ungeklärt sind. Da geht es
Immobilienrechte, da geht es um Patente an Verfahren, da geht es aber auch
darum, welche Beziehungen wir zur Industrie haben und wie man das Personal
gegebenenfalls trennen kann. Das ist eine hochkomplexe Aufgabe, und dazu
braucht es externen Sachverstand, denn da hatten wir keinen Sachverstand in
den eigenen Reihen. Deswegen ist das nach außen beauftragt worden. Dieses
Verfahren ist noch nicht zu Ende. Da hat es eine Ausschreibung gegeben, da
hat es Angebote gegeben. Das wird jetzt ausgewertet. Bitte haben Sie
Verständnis: Wenn das ausgewertet ist, teilen wir das als Erstes dem
Parlament mit, und dann werden wir die Ergebnisse öffentlich machen.

Im Übrigen gilt: Auch wenn es aus politischen Kreisen Meinungsäußerungen
dazu gibt, dann hebt das nicht die gesetzlichen Vorgaben der
Bundeshaushaltsordnung auf. Vielmehr haben wir da einfach weiter zu prüfen.

Zusatzfrage: Auch in Ihrem Hause wird offensichtlich geprüft, ob die 
HIL-Werke intern verbleiben - so jedenfalls äußert es Peter Tauber in einem
Schreiben -, und eine Regierungspartei sagt klipp und klar: Wir wollen
keine Privatisierung. Solange aber der Verkauf weiter betrieben wird,
kosten die Berater weiter Millionen. Wie sind diese Millionenausgaben
weiter zu rechtfertigen?

Flosdorff: Ich denke, ich habe mich dazu geäußert. Auch das Parlament hat
natürlich einen Anspruch darauf, dass es über alle Fakten umfassend
informiert ist. Die Fakten über die Wirtschaftlichkeit stehen aber erst
fest, wenn wir wissen, welche Preise am Markt für diese Werke bezahlt
werden würden. Dieses Verfahren ist gerade im Gange, da sind Angebote
reingekommen; da gibt es sicherlich interessante Fakten, die auch das
Parlament interessieren, und da wird man sicherlich auch noch einmal die
eigene Meinung prüfen wollen. Wenn diese Informationen vorliegen, werden
wir das mit dem Parlament besprechen.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert zur bevorstehenden Afrikareise der
Bundeskanzlerin: Wird sie ihren afrikanischen Partnern, zu denen sie reist,
auf der Reise einige Zusagen machen?

StS Seibert: Zunächst einmal ist die Botschaft dieser Reise unser
intensives Interesse daran, dass die G5-Sahelstaaten vorankommen, dass sie
in der Lage sind, sich zu stabilisieren, und dass wir Unterstützung da, wo
wir es können, leisten, damit die Zukunft dieser Staaten eine bessere wird.
Die Bundeskanzlerin wird ja in drei der G5-Sahel-Staaten reisen: 
Burkina-Faso, Mali, Niger. Sie wird aber in Burkina Faso auch mit den Staatschefs
der anderen beiden Staaten, die sie nicht bereist, Tschad und Mauretanien,
zusammentreffen.

Das ist also ein ganz klarer Ausdruck unseres deutschen Engagements und
unseres deutschen Interesses für die Region. Dieses Engagement drückt sich
seit mehreren Jahren ja auch durch eine sehr stark gesteigerte Intensität
der politischen Kontakte aus, durch Entwicklungszusammenarbeit, durch
Zusammenarbeit, die über die klassische Entwicklungspolitik weit
hinausgeht. Ich erinnere beispielsweise an das, was wir in Niger tun, um
Menschen, die bisher vom Schlepperwesen gelebt haben, Alternativen des
Broterwerbs anzubieten oder sie darin zu unterstützen. Das ist also die
wesentliche Botschaft dieser Reise.

Zusatzfrage: Wird es denn konkrete Zusagen geben?

StS Seibert: Ich würde Sie gerne auf die Reise verweisen, die am morgigen
Mittwoch beginnt und bis Freitagabend geht. Dann werden wir bei jeder
dieser Stationen sehen - es wird ja auch immer Pressetermine geben -, was
da verkündet wird.

Frage: An Herrn Seibert zum Irak und möglichen Aufträgen an Siemens: Die
Bundeskanzlerin hat ja heute Besuch aus dem Irak. Wissen Sie vielleicht,
mit welchen Aufträgen Siemens aus dem Irak rechnen kann? Die dortige
Regierung hatte gestern mitgeteilt, dass mit Siemens ein Fahrplan, eine
Roadmap zum Wiederaufbau der Elektrizitätsversorgung vereinbart worden sei.

StS Seibert: Ich würde Sie gerne sozusagen ein paar Häuser weiter ins
Kanzleramt verweisen. Nach der Begegnung der Bundeskanzlerin mit dem
irakischen Ministerpräsidenten wird es ja eine Pressekonferenz geben, und
da werden die Bundeskanzlerin und ihr Gast sicherlich gerne darüber
Auskunft geben.

Frage : Im Vorfeld gab es ja einen gewissen Streit mit den Amerikanern über
die Vergabe - ich glaube, es war GE, das da auch gerne einen Auftrag haben
wollte. Jetzt hat man sich da offenbar geeinigt. Gab es dazu Gespräche mit
der US-Regierung, die möglicherweise geholfen haben, diesen Streit
beizulegen?

StS Seibert: Während das Gespräch der Bundeskanzlerin mit dem irakischen
Ministerpräsidenten läuft, und kurz vor der Pressekonferenz, die die beiden
vorhaben, sehe ich wenig Sinn darin, dieses Thema hier ausführlich zu
besprechen. Deswegen würde ich auch Sie gerne dorthin verweisen. Es ist
ganz grundsätzlich so, dass, wenn sich ein deutsches Unternehmen in der
Welt irgendwo um Aufträge bewirbt - wie jetzt zum Beispiel Siemens in Irak,
aber das könnte auch in jedem anderen Land sein -, dann ist es in einem
internationalen Wettbewerb und dann hat das Land, das diesen Auftrag zu
vergeben hat, zu prüfen, wem es den Auftrag gibt. Das ist grundsätzlich
überall so.

Frage : Auch noch einmal zum deutsch-amerikanischen Verhältnis: Die 
Trump-Familie hat jetzt gegen die Herausgabe von Akten der Deutschen Bank im
Rahmen von Ermittlungen der Justizbehörden in den USA geklagt. Herr
Seibert, meinen Sie, dass dieser Vorgang das deutsch-amerikanische
Verhältnis, das momentan ja ohnehin nicht das beste ist, belasten könnte?
Vielleicht kann auch das Finanzministerium etwas zu diesem Vorgang sagen.

Kolberg: Wie immer äußern wir uns nicht zu einzelnen Instituten; das gilt
auch in diesem Fall.

StS Seibert: Dem schließe ich mich an.

Frage: An das Auswärtige Amt: Es gibt seit mehreren Wochen Berichte über
die Festnahme eines UN-Diplomaten, der auch die deutsche Staatsbürgerschaft
hat. Was weiß die Bundesregierung über diesen Fall? Ist die Bundesregierung
in Kontakt mit den tunesischen Behörden? Wie bewertet das Auswärtige Amt,
dass die tunesischen Behörden einen Diplomaten, der eigentlich durch
Immunität geschützt ist, festnehmen?

Burger: Wir stehen zu diesem Fall in Kontakt mit den tunesischen Behörden
und auch mit den Vereinten Nationen. Die Vereinten Nationen haben sich ja,
weil es sozusagen um einen Anspruch auf Immunität aus der Rolle als 
UN-Mitarbeiter geht, dazu selbst geäußert. Auf diese Äußerungen der Vereinten
Nationen würde ich Sie gerne verweisen.

Zusatzfrage: Hat die Botschaft konsularischen Kontakt zu dem deutschen
Staatsbürger? Wie bewertet das Auswärtige Amt die Vorwürfe, die gegen ihn
gemacht werden?

Burger: Die Botschaft ist mit dem Fall befasst und, wie gesagt, auch in
Kontakt mit den tunesischen Stellen. Im Übrigen würde ich Sie, weil es
tatsächlich um einen Anspruch auf Immunität aus der UN-Rolle und eben nicht
aus einem Deutschlandbezug geht, was diese Frage angeht, auf die Äußerungen
der Vereinten Nationen verweisen.

Frage: An das Auswärtige Amt: Können Sie zum Ende Ihres einmonatigen
Vorsitzes im UN-Sicherheitsrat eine Bilanz ziehen?

Der Libyen-Beauftragte Salamé hat gesagt, er erlebe den UN-Sicherheitsrat
derzeit tiefst gespalten. Teilen Sie diese Bewertung?

Burger: Der Außenminister hat ja zu Beginn dieses Vorsitzes gesagt: Wir
wollen nicht nur helfen, dass der Sicherheitsrat seiner Rolle im
Krisenmanagement gerecht wird, sondern wir setzen auch eigene Themen auf
die Tagesordnung, um die langfristige Konfliktprävention zu stärken. Das
haben wir insbesondere zu drei Themen getan.

Das erste Thema war das Thema der Stärkung des humanitären Völkerrechts und
des Schutzes humanitärer Helfer in Konflikten. Dazu haben wir gemeinsam mit
Frankreich eine Initiative ergriffen und auf die Situation hingewiesen,
dass die humanitären Prinzipien, die Schutzstandards, die es gibt, die über
die vergangenen Jahrzehnte erarbeitet wurden, zunehmend unter Druck geraten
sind. Wir haben vereinbart, dass wir gemeinsam einen "Humanitarian Call for
Action" erarbeiten wollen, und haben dafür gemeinsam mit Frankreich den
Startschuss gegeben. Das ist ein wichtiges Ergebnis.

Ein zweiter Schwerpunkt, den der Außenminister gesetzt hat, war das Thema
Abrüstung. Es ist gelungen, zum ersten Mal seit 2012 das Thema nukleare
Abrüstung auf die Agenda das Sicherheitsrats zu setzen. Das war alles
andere als selbstverständlich, aber da ist es gelungen, die Vorbehalte
verschiedener Sicherheitsratsmitglieder zu überwinden. Im Ergebnis gab es
eine sehr gute Aussprache dazu, in der sich alle Mitglieder des
Sicherheitsrats - auch die fünf Nuklearwaffenstaaten - zum
Nichtverbreitungsvertrag mit allen seinen Verpflichtungen bekannt haben -
auch mit der Verpflichtung zur nuklearen Abrüstung. Außerdem haben alle
unzweideutig ihre Bereitschaft bekundet, den Vertrag zu stärken und
zukunftsfest zu machen, auch in einer gemeinsam von allen
Sicherheitsratsmitgliedern getragenen Presseerklärung.

Zuletzt, gegen Ende unseres Vorsitzes - wir haben auch hier letzte Woche
darüber gesprochen -, ist es gelungen, die Resolution 2467 zum Schutz
insbesondere von Frauen und Mädchen, aber nicht nur von Frauen und Mädchen,
vor sexueller Gewalt in Konflikten zu verabschieden. Auch das war überhaupt
keine leichte Diskussion. Wir sind aber der Meinung, dass es da gelungen
ist, im Sicherheitsrat erstmals wichtige Elemente für einen besseren Schutz
vor sexueller Gewalt zu verankern.

Das sind die Schwerpunktthemen, die wir aktiv im Sicherheitsrat in der Zeit
unseres Vorsitzes platzieren konnten. Insofern ist das eine positive
Bilanz. Gleichzeitig ist der Sicherheitsrat - Sie haben es angesprochen -
vordringlich auch immer wieder in der Rolle des akuten Krisenmanagements
gefragt gewesen. Das ist natürlich nicht völlig planbar, auch das hat man
gesehen. Wir mussten uns mit der Situation in Venezuela beschäftigen, zu
der der Sicherheitsrat ja deutlich gespalten gewesen ist. Wir haben
versucht, dadurch, dass wir den Schwerpunkt insbesondere auf die humanitäre
Situation in Venezuela gelegt haben, nicht eine offene Konfrontation,
sondern konstruktive Punkte in den Mittelpunkt zu stellen.

Genauso war es bei anderen akuten Krisen. Sie haben das Thema Libyen
genannt. Sie haben recht, dazu hat es bisher keine Verabschiedung einer
Resolution gegeben; aber auch dazu geht die Arbeit und gehen die
Diskussionen im Sicherheitsrat weiter. Wir werden uns dazu natürlich auch
nach der Zeit unseres Vorsitzes intensiv einbringen, um zu versuchen, eine
gemeinsame Haltung des Sicherheitsrats gegenüber den Konfliktparteien zu
erreichen und die Arbeit von Herrn Salamé soweit zu stärken, dass die
Waffen dort endlich schweigen und der Rückweg zum politischen Prozess
gefunden werden kann.

Frage : Weil Sie gerade das Thema Venezuela erwähnt haben: Es gibt gerade
eine Eilmeldung, dass offenbar Soldaten beziehungsweise Militärangehörige
den Oppositionsführer López aus dem Hausarrest befreit hätten. Haben Sie
schon irgendwelche näheren Erkenntnisse, was da gerade stattfindet?

Burger: Tut mir leid, diese Eilmeldung habe ich noch nicht gesehen; ich
kann deswegen auch noch nichts dazu sagen. Falls ich dazu bis zum Ende
dieser Pressekonferenz irgendetwas bekommen sollte, teile ich es gerne mit
Ihnen, aber ich kann es Ihnen nicht versprechen.

Frage: An das Bundeswirtschaftsministerium: Berlin und Paris schlagen ein
Batteriezellkonsortium vor. Was ist dabei die Rolle des
Bundeswirtschaftsministeriums? Gehen Sie von Kaiserslautern als neuem
Standort aus?

Alemany: Minister Altmaier ist sehr wichtig, die Batteriezellfertigung nach
Deutschland und nach Europa zu holen. Das ist eine große
Wertschöpfungskette mit sehr viel Potenzial und einhergehend mit sehr viel
Arbeitsplatzsicherung in Deutschland. Deswegen ist das ein wichtiges Thema,
das er schon seit Amtsantritt voranbringt. Ich kann bestätigen, dass wir
gemeinsam mit der französischen Regierung einen sogenannten "Letter of
Intent" nach Brüssel geschickt haben, um einem der am weitesten
fortgeschrittenen Konsortien, die sich gerade bilden, ein bisschen
Rückenwind zu geben. So ein "Letter of Intent" soll quasi das Commitment
der beiden Regierungen deutlich machen, dass wir die unterstützen und
Anschubfinanzierung im Rahmen der IPCEI-Programmatik leisten wollen. Jetzt
warten wir auf ein Rückschreiben der Kommission und erwarten einen
sogenannten "Letter of Comfort", mit dem die Kommission ihrerseits auch
noch einmal bestätigt, dass sie so ein Konsortium grundsätzlich für
förderfähig hält. Das sind keine Beschlüsse und das sind auch keine
Notifizierungen oder beihilferechtlichen Genehmigungen, die da laufen,
sondern das sind gegenseitige Commitments der Regierungen und der
Kommission, dass sich die Unternehmen auf einem guten Weg befinden.

Das ist ein mögliches Konsortium, das sich bilden wird. Es können mehrere
Konsortien sein, es können aber auch noch verschiedene Unternehmen in der
nächsten Zeit auf dieses deutsch-französische Konsortium aufspringen. Wie
Sie vielleicht wissen, stellt Deutschland eine Milliarden Euro als
Anschubfinanzierung für diese verschiedenen Konsortien zur Verfügung. Wir
erwarten uns da Arbeitsplatzsicherheit und auch Standortsicherheit für
Deutschland. Zu einzelnen Standorten kann ich Ihnen noch keine weiteren
Details nennen, weil wir derzeit ja noch in der Förderprüfung sind. Wir
hatten vor Kurzem eine Förderbekanntmachung und eine sehr große Resonanz
aus der deutschen Wirtschaft auf diese Förderbekanntmachung für
Batteriezellproduktionen. Über 30 Unternehmen haben sich beworben. Diese
Bewerbungen prüfen wir jetzt alle anhand ihrer Businesspläne. Welche
Standorte sich da im Einzelnen herauskristallisieren, lässt sich jetzt aber
noch nicht sagen; das ist ein längerer Prozess. Hier gilt: Gründlichkeit
vor Schnelligkeit. Wir wollen ja zukunftsfeste Konsortien, die hier für
lange Zeit Arbeitsplätze schaffen.

Vorsitzender Mayntz: Die Dramaturgie hätte nicht besser sein können - Frau
Alemany, Sie behalten das Wort.

Alemany: Gerne. - Ich wollte die Gelegenheit nutzen, mich bei Ihnen nach
neun Jahren in der Pressestelle des Wirtschaftsministeriums temporär zu
verabschieden. Ich verabschiede mich morgen in den Mutterschutz und werde
den Sommer über weg sein. Ich wünsche Ihnen allen einen schönen Sommer. Mir
hat die Arbeit mit Ihnen immer viel Spaß gemacht - das war immer sehr
abenteuerlich. Ich schätze, das, was jetzt auf mich zukommt, wird auch ein
bisschen abenteuerlich sein. Davon kann ich dann aber später berichten. -
Alles Gute!

Vorsitzender Mayntz: Wir wünschen Ihnen auch alles Gute - und allen hier im
Saal einen schönen Maifeiertag!

Dienstag, 30. April 2019
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AUSSEN/1892: Bundesregierung muss demokratische Kräfte in Venezuela unterstützen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. Mai 2019

DJIR-SARAI: Bundesregierung muss demokratische Kräfte in Venezuela
unterstützen



Zur Lage in Venezuela erklärt der außenpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Bijan Djir-Sarai:

"Der Machtkampf in Venezuela verschlimmert das Leid der Bevölkerung.
Machthaber Maduro verantwortet die humanitäre Katastrophe im Land, er
begeht Menschenrechtsverstöße durch Gewalt und Unterdrückung und
bedient sich weiterhin systematischer Korruption. Das zeigt, dass das
Maduro-Regime keine Zukunft hat. Die Bundesregierung muss deswegen
zusammen mit der EU und der internationalen Gemeinschaft die
demokratischen Kräfte im Land weiterhin mit Nachdruck unterstützen.
Lässt Machthaber Maduro die militärische Gewalt weiter eskalieren,
muss er sich auf eine vollständige diplomatische Isolation und
weitere wirtschaftliche Sanktionen gegen den Führungskreis seines
Regimes einstellen."

 * 
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EUROPA/1619: Weber muss den Wählern reinen Wein einschenken


FDP-Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

BEER: Weber muss den Wählern reinen Wein einschenken



Die FDP-Spitzenkandidatin bei der Europawahl und stellvertretende
Parteivorsitzende Nicola Beer erklärt zum heutigen Treffen von
Ungarns Ministerpräsidenten Orban mit dem italienischen Innenminister
Salvini in Budapest:

"Manfred Weber äußert sich nicht zum Treffen von Orban und Salvini
und schickt Kramp-Karrenbauer und Söder vor. Die Wählerinnen und
Wähler haben aber einen Anspruch darauf, dass Weber, der
Kommissionspräsident werden will, ihnen vor der Europawahl reinen
Wein einschenkt.

Was genau plant Manfred Weber? Kann oder will er eine Kooperation
zwischen der EVP und den Rechtspopulisten nicht ausschließen? In
welche Richtung will er die EVP nach den Europawahlen positionieren?
Wie geht er mit Orban und Berlusconi um? Wie will er führen, wenn er
die Richtung nicht vorgibt? Sein Lavieren muss hier jetzt ein Ende
haben."

 * 

Quelle:
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FINANZEN/2222: Große Koalition vermasselt Grundsteuerreform


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. Mai 2019

TONCAR: Große Koalition vermasselt Grundsteuerreform



Zum Entwurf zur Grundsteuerreform von Bundesfinanzminister Scholz
erklärt der finanzpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Florian
Toncar:

"Es ist grotesk, wie die Große Koalition die Grundsteuerreform
vermasselt. Bundesfinanzminister Scholz legt ein Bürokratiemonster
vor, das niemand will. Gleichzeitig versucht die Union schon jetzt
eine Ausnahmeregelung für die Länder zu erreichen, obwohl noch nichts
beschlossen ist. Das Ganze ist inzwischen nur noch skurril. Die
Beteiligten erkennen anscheinend den Ernst der Lage nicht. Die
Grundsteuer betrifft alle Bürger, unabhängig davon, ob sie zur Miete
leben oder im eigenen Haus. Der Vorschlag des Bundesfinanzministers
würde Wohnen noch deutlich teurer machen, als es ohnehin schon ist.
Wenn sich die Große Koalition nicht einigt, droht zudem den Kommunen
eine zentrale Einnahmequelle wegzubrechen. Es muss daher endlich
Schluss mit diesem Chaos sein. Eine Grundsteuerreform darf nicht zu
Mehrbelastungen und neuer Bürokratie führen. Die FDP-Fraktion fordert
daher ein unbürokratisches Flächenmodell."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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HAMBURG/4746: UKE-Todesfall - LINKE fordert Sondersitzung des Gesundheitsausschusses (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 2. Mai 2019

UKE-Todesfall: LINKE fordert Sondersitzung des Gesundheitsausschusses



Nach dem Tod eines Patienten im UKE haben die Regierungsfraktionen die
Selbstbefassung mit dem Vorfall in der heutigen Sitzung des
Gesundheitsausschusses abgelehnt. Die Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft beantragt daher eine Sondersitzung des
Gesundheitsausschusses am Freitag, den 10. Mai.

"Der Tod eines Patienten nach dem Einsatz vom Sicherheitspersonal im
UKE hat viele Menschen schockiert und empört", erklärt Deniz Celik,
gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion. "Die Familie des
Verstorbenen und die Öffentlichkeit erwarten zu Recht auf allen Ebenen
die vollständige Aufklärung des Vorfalls. Es muss auch möglichst
schnell wieder das Vertrauen ins UKE und in die psychiatrische
Versorgung wiederhergestellt werden. Die Bürgerschaft ist nun in der
Pflicht, ein politisches Signal zu setzen, dass sie die Vorwürfe sehr
ernstnimmt und der Aufklärung höchste Priorität beimisst. Dafür muss
sie sich zeitnah mit dem Vorfall befassen. Deshalb werden wir heute
eine Sondersitzung des Gesundheitsausschusses für die kommende Woche
beantragen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3311: SPD-Landtagsfraktion nimmt sich Zeit zum Gedenken (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 30. April 2019

SPD-Landtagsfraktion nimmt sich Zeit zum Gedenken



Die SPD-Landtagsfraktion hat sich in ihrer heutigen Sitzung dem
Gedenken an die langjährige Weggefährtin und Präsidentin des Landtages
von Mecklenburg-Vorpommern, Sylvia Bretschneider, gewidmet.

Mit einer Schweigeminute gedachten die Abgeordneten ihrer Genossin,
die am Sonntag einer schweren Krankheit erlegen war. Der
Fraktionsvorsitzende Thomas Krüger erklärt:

"Auch in unserer schnelllebigen Zeit muss ausreichend Platz sein für
Trauer und ehrendes Gedenken. Diese Zeit nimmt sich die Fraktion.
Viele Abgeordnete haben heute die Gelegenheit genutzt an Sylvia
Bretschneider zu erinnern und ihre Erlebnisse mit der energischen
Streiterin für Weltoffenheit und Toleranz zu erzählen. Das waren sehr
emotionale Momente. Die Fraktion hat beschlossen, heute noch nicht
über eine Nominierung für das höchste politische Amt in unserm Land zu
entscheiden. Diese Frage werden wir am kommenden Dienstag klären."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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AGRAR/276: Lebensmittelverschwendung konsequent reduzieren


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 1. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Lebensmittelverschwendung konsequent reduzieren



Ursula Schulte, ernährungspolitische Sprecherin:

Weltweit hungern mehr als 800 Millionen Menschen. Trotzdem landen
jährlich etwa 1,4 Milliarden Tonnen Lebensmittel im Müll. Zum "Tag der
Lebensmittelverschwendung" am 2. Mai fordert die
SPD-Bundestagsfraktion ein entschiedeneres Vorgehen gegen die
Verschwendung von Lebensmitteln.

"Es ist ethisch nicht hinnehmbar, dass allein in Deutschland jedes
Jahr Lebensmittel im Umfang von bis zu 18 Millionen Tonnen weggeworfen
werden. Zudem entsteht dadurch ein großer wirtschaftlicher Schaden und
der verursachte Ressourcenverbrauch belastet Umwelt und Klima.

Die von der Bundesregierung im Februar beschlossene nationale
Strategie zur Reduzierung der Lebensmittelverschwendung ist ein erster
Schritt, um die Lebensmittelabfälle bis 2030 zu halbieren. Weitere
Maßnahmen müssen folgen.

Verbindliche Reduktionsvorgaben halten wir für wirkungsvoller als
lediglich freiwillige Vereinbarungen mit der Wirtschaft.
Lebensmittelverluste müssen einheitlich dokumentiert und die Maßnahmen
zu ihrer Reduzierung effektiv überwacht werden. Initiativen wie die
Tafeln oder foodsharing, die Nahrungsmittel vor der Mülltonne retten
und weitergeben, leisten bereits jetzt Beachtliches. Wo möglich,
wollen wir sie noch stärker fördern und Hindernisse beseitigen, die
sie in ihrer Arbeit beeinträchtigen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Mai 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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MEDIEN/478: Eine kritische Presse ist Teil des demokratischen Gemeinwesens


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 2. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Eine kritische Presse ist Teil des demokratischen Gemeinwesens



Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher;
Gabriela Heinrich, stellvertretende menschenrechtspolitische
Sprecherin:

Zum Tag der Pressefreiheit am 3. Mai macht die SPD-Bundestagsfraktion
auf die große Bedeutung von journalistischer Freiheit und Vielfalt der
Medienangebote für die Demokratie aufmerksam.

"Nicht erst die unsäglichen Diskussionen in unserem Nachbarland
Österreich über die öffentlich-rechtliche Berichterstattung zur
rechtspopulistischen Rhetorik der Regierungspartei FPÖ zeigen, wie
wichtig es ist, die Presse- und Meinungsfreiheit in einer
funktionierenden Demokratie tagtäglich zu verteidigen.

Denn für eine Demokratie mit einer informierten und vielfältigen
Öffentlichkeit sind der freie Zugang zu Medien und Informationen sowie
qualitativ hochwertige journalistisch-redaktionelle Angebote
unerlässlich.

Gemäß Artikel 5 des Grundgesetztes und gemäß Artikel 19 der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte sind Meinung und Presse frei
und die Berichterstattung durch die Medien wird gewährleistet. Aber
auch in Deutschland werden durch Fake-News über Diffamierungen von
Medienschaffenden wie zum Beispiel 'Lügenpresse' bis hin zu Drohungen
und Gewalt die Berichterstattungen erschwert. Das trifft auch den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk, dessen Aufgabe es ist, Diskurse
aufzuzeigen, unabhängig zu berichten und damit zu einem
funktionierenden demokratischen Gemeinwesen beizutragen.

Deshalb will die SPD-Bundestagsfraktion die Presse- und
Medienfreiheit, Medienvielfalt und -qualität weiterhin stärken. Wir
werden unter anderem die Rahmenbedingungen für den Journalismus
verbessern, bekennen uns klar zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk und
fördern die Weiterentwicklung des dualen Mediensystems. Nicht zuletzt
werden wir die Deutsche Welle als Stimme der Freiheit im Ausland
weiterhin fördern."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle
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SOZIALES/2766: Wieder kräftige Rentenerhöhung in diesem Jahr


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 30. April 2019

Arbeitsgruppen: Wieder kräftige Rentenerhöhung in diesem Jahr

Wieder kräftige Rentenerhöhung in diesem Jahr



Ralf Kapschack, zuständiger Berichterstatter:

Das Bundeskabinett hat heute die Verordnung zur Bestimmung der
Rentenwerte beschlossen. Die Renten steigen demnach in Westdeutschland
um 3,18 Prozent und in Ostdeutschland um 3,91 Prozent.

"Auch in diesem Jahr können sich die Rentnerinnen und Rentner über ein
kräftiges Renten-Plus freuen. Eine Rente von 1.000 Euro erhöht sich in
den alten Bundesländern um rund 32 Euro, in den neuen Bundesländern um
rund 40 Euro. Damit wird auch ein weiterer Schritt hin zur Angleichung
der Renten in Ost und West erreicht.

Das deutliche Renten-Plus ist ein Zeichen für gute Beschäftigung auf
dem Arbeitsmarkt und einer positiven Lohnentwicklung. Davon
profitieren nun auch die Rentnerinnen und Rentner."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:
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WIRTSCHAFT/2846: Zusammenarbeit im Tourismus muss gestärkt werden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 30. April 2019

Arbeitsgruppe: Tourismus

Zusammenarbeit im Tourismus muss gestärkt werden



Gabriele Hiller-Ohm, tourismuspolitische Sprecherin:

Die Bundesregierung hat heute die Eckpunkte zur Nationalen
Tourismusstrategie vorgelegt. Der Tourismus ist ein Wachstumsmarkt mit
mehr als 470 Millionen Gästeübernachtungen im letzten Jahr. Das
Potential ist damit keinesfalls ausgeschöpft. Dabei geht es nicht nur
um wirtschaftliches Wachstum, sondern um einen nachhaltigen
ökologischen und sozial verträglichen Tourismus.

"Der Tourismusstandort Deutschland steht trotz der positiven
Entwicklungen der letzten Jahre vor großen Herausforderungen durch den
demografischen Wandel, den Klimawandel und die fortschreitende
Digitalisierung. Um diese zu bewältigen, benötigen wir eine wir eine
gute Zusammenarbeit aller Akteure - aus Wirtschaft, Bund und Ländern.

Eine große Rolle spielt die Tourismusbranche selbst mit ihren
Ausbildungsbetrieben und als Arbeitgeber gerade in ländlichen
Regionen. Hierfür haben wir uns mit der Nationalen Tourismusstrategie
hohe Ziele gesetzt. Wir wollen bessere Arbeits- und
Ausbildungsbedingungen und wir wollen die Tarifbindung stärken. Gute
Ausbildungsbetriebe und Arbeitgeber brauchen mehr Anerkennung.
Gravierende Ausbildungsverstöße müssen konsequenter geahndet werden.

Außerdem ist uns der Verbraucherschutz wichtig. Dazu gehören die
Insolvenzabsicherung von Airlines und die automatisierte
Vertragsentschädigung. Auch die Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030
sind wichtig. Diese beinhalten den Schutz des kulturellen und
natürlichen Erbes. Nachhaltige Reiseangebote müssen besser erkennbar
sein. Weitere Handlungsfelder, die in der Nationalen
Tourismusstrategie formuliert wurden, sind die bedarfsgerechte
Gestaltung der Mobilität und eine bessere Teilhabe aller Menschen am
Tourismus."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1878: Uruguay - Präsidentschaftskandidat Guido Manini Ríos spielt xenophobe Karte (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Uruguay 

Präsidentschaftskandidat spielt xenophobe Karte



(Montevideo, 25 April 2019, la diaria) - Seit seinem Eintreten in die
politische Arena wird Guido Manini Ríos, Ex-Armeechef und jetziger
Vorwahlkandidat für die Präsidentschaft, sowohl aus dem
Regierungslager als auch von den Oppositionsparteien kritisiert. Keine
Ausnahme bildeten in dieser Hinsicht seine Aussagen über
Migrant*innen, über die die Zeitung El Observador berichtet hatte.
(Manini Ríos [1] war bis zum 12. März 2019 Oberbefehlshaber der
uruguayischen Armee und wurde vom uruguayischen Präsident Vázquez
unter anderem wegen seiner Einmischung in die Politik abgesetzt [2],
Anm. d. Ü.).

"Wir dürfen nicht zulassen, dass es arbeitslose Uruguayer gibt, nur um
Ausländern Arbeit zu beschaffen," sagte Manini Ríos im Gespräch mit
einem Anwohner bei einem Wahlkampfauftritt in Sam Ramón. Dieser hatte
vorher behauptet, Immigrant*innen würden Arbeitsplätze auf Kosten der
Uruguayer*innen belegen. "Wir sind nicht gegen Immigranten, aber hier
geht es um eine Ungerechtigkeit. Wir geben den Migranten Leistungen,
die oft nicht mal Uruguayer erhalten, entweder weil sie schwarz
arbeiten oder aus anderen Gründen. Der uruguayische Arbeiter muss
bevorzugt werden." antwortete der Präsidentschaftskandidat.


"Wir sind nicht gegen Immigranten, aber ..."

Vertreter*innen des linken Parteienbündnisses Frente Amplio [3], das
die Regierung stellt, kritisierten die Äußerungen des Exmilitärs und
bezweifelten seine demokratische Überzeugung. So sagte Carolina Cosse
vom Frente Amplio: "Man muss mit der Diskriminierung sehr aufpassen,
denn so haben bereits desaströse Ereignisse in der
Menschheitsgeschichte ihren Anfang genommen. Das Problem ist, wenn der
Unterschied zwischen den Verteidigern und den Gegnern der Demokratie
verläuft." Cosse rief dazu auf "nicht in das Klisschee zu verfallen,
jene, die ins Land kommen, zu hassen. Wir sind alle Nachfahren von
Menschen, die gekommen sind. Selbst wenn das nicht so wäre, ist es
menschlich betrachtet falsch jemanden abzulehnen, der auf der Suche
nach mehr Möglichkeiten einwandert."

Mario Bergara, Vorwahlkandidat für den Frente Amplio, äußerte sich
ähnlich. Auf einer Wahlkampfveranstaltung in Rivera sagte er, dass
Manini Riós "trotz des ganzen Quatsches den er schon von sich gegeben
hat", eine Sache noch vergessen hätte, nämlich dass er auch noch
ausländerfeindlich sei. "Er hetzt die Menschen gegen Migranten auf
indem er sagt, Uruguay unterstützt die Immigranten und nicht die
Uruguayer. Das ist total falsch."


Kritik auch aus der Opposition

Mehrere Kandidaten der Opposition schlossen sich der Kritik an. Der
Senator der Nationalen Partei (Partido Nacional) Jorge Larrañaga
zeigte sich nicht einverstanden mit den Äußerungen: "Unsere Verfassung
diskriminiert nicht. Wir sind ein Einwanderungsland und sollten das
auch respektieren." Auch der Expräsident Julio María Sanguinetti
meldete sich zu Wort: "Entweder wir akzeptieren keine Einwanderung
oder wir akzeptieren sie so großzügig wie Uruguay es tut. Migration
ist nicht schlecht, sondern eine Notwendigkeit: Die Leute fliehen vor
der kubanischen und der venezolanischen Diktatur und Uruguay darf da
nicht gleichgültig sein," sagte er.

Manini Ríos reagierte auf die Kritik auf seine Weise: "Ich habe
gesagt, dass uruguayische Arbeiter die gleichen Arbeitsbedingungen wie
Migranten haben müssen. Ich habe gesagt, dass Migranten willkommen
sind. Dies ist ein Land, dass durch die Einwanderung geformt wurde und
das wird immer so bleiben. Aber aus dem Publikum kam die Frage, warum
man den Ausländern Vorteile gewährt, die man den Uruguayern nicht
gibt. Darin jetzt Ausländerfeindlichkeit zu sehen ist reine
Spekulation von Leuten, die meine Rede nicht gehört haben", erklärte
er gegenüber Radio Uruguay. Im Publikum sei das Thema aufgeworfen
worden, "dass manche Unternehmen aus verschiedenen Gründen nur
Ausländer und keine Uruguayer einstellen."


Anmerkungen:

[1] https://es.wikipedia.org/wiki/Guido_Manini_R%C3%ADos


[2] https://www.npla.de/poonal/uruguay-krise-zwischen-regierung-und-militaer/

[3] https://es.wikipedia.org/wiki/Frente_Amplio_(Uruguay)#Elecciones_2014
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AUSTAUSCH/353: TU Dresden baut neue Verbindungen zu Indien auf (idw)


Technische Universität Dresden - 30.04.2019

TU Dresden baut neue Verbindungen zu Indien auf



Zwischen der Technischen Universität Dresden (TUD) und dem Indian
Institute of Sciences (IISc) wurde jetzt eine neue
Kooperationsvereinbarung geschlossen. Dr. Manjula Mundakana,
wissenschaftliche Mitarbeiterin des deutschen Generalkonsulats in
Bangalore, verkündete am Centre for Nanoscience and Engineering (CeNSE)
des Indian Institute of Science (IISc) den offiziellen Start der
Verbindung zwischen den beiden führenden Forschungseinrichtungen in
Deutschland und Indien. Am 27. Juni 2019 wird an der TU Dresden die
Auftaktveranstaltung des gemeinsamen Projektes stattfinden.

Im Mittelpunkt der Kooperation stehen gemeinsame Forschungs- und
Bildungsinitiativen im Bereich "Nanowissenschaften und Nanotechnologie im
Hinblick auf die Life Sciences". Die Initiative, die von Hans-Georg Braun
(Associate Professor, TUD) und Ambarish Ghosh (Associate Professor, IISc)
geleitet wird, ermöglicht die Organisation gemeinsamer Workshops sowie den
Austausch von Doktoranden und Dozenten zwischen den beiden Institutionen.

"Das Verständnis der physikalischen Prinzipien von Bewegung,
Selbstorganisation, Kommunikation und Materialdesign auf Nano- und
Mikroskala und deren Umsetzung in neue Konzepte in den Material- und
Ingenieurwissenschaften sind einige der visionären Themen dieser
Kooperation", sagt Prof. Stefan Diez, Professor für BioNano-Werkzeuge am B
CUBE - Center for Molecular Bioengineering und Geschäftsführender Direktor
des Center for Molecular and Cellular Bioengineering (CMCB) der TUD. "Aber
auch die Entwicklung und Anwendung neuer Instrumente, die auf mikro- und
nanotechnologischen Methoden für die Diagnostik basieren, sowie
therapeutische Anwendungen in den Gesundheitswissenschaften wurden als
Ziele der Kooperation definiert."

Folglich sind Institute mit biologisch-biotechnischem Hintergrund und aus
den Nanowissenschaften beider Institutionen beteiligt, darunter auf
indischer Seite das "Center for BioSystems Science and Engineering"
(BSSE), "Soft Matter Physics" und die entsprechenden "Gegenstücke" der
TUD, wie das B CUBE - Center for Molecular Bioengineering, das
Biotechnologische Zentrum und der Lehrstuhl für Nanowissenschaften, sowie
das Leibniz-Institut für Polymerforschung Dresden e. V und andere.

Die Kooperation wird mit einem Core-Grant des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Technologie und des DAAD unterstützt und ermöglicht es
beiden Institutionen, in interdisziplinären Bereichen der Nanotechnologie
und Biophysik zusammenzuarbeiten. Das Verständnis der physikalischen
Prinzipien von Bewegung, Selbstorganisation, Kommunikation und
Materialdesign auf Nano- und Mikroskala und deren Umsetzung in neue
Konzepte in den Material- und Ingenieurwissenschaften sind einige der
visionären Themen.

Neben der wissenschaftlichen Zusammenarbeit unterstützt das Projekt auch
Initiativen zur Verbreitung vertiefter Kenntnisse über die indische Kultur
und ihre Vielfalt an der deutschen Partneruniversität, um unterschiedliche
Konzepte der Problembehandlung im kulturellen Kontext besser zu verstehen.
Hier hat der wissenschaftlich am Center for Regenerative Therapies Dresden
arbeitende Präsident der "Indian Association Dresden", Dr. Avinash
Chekuru, mit seiner Organisation bereits jetzt tatkräftige Unterstützung
zugesagt.


Weitere Informationen unter:

https://www.ipfdd.de

http://www.mbc-dresden.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution143
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung
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GEWERKSCHAFT/307: Mittel des Hochschulpaktes müssen für Dauerstellen eingesetzt werden (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
2. Mai 2019

ver.di, GEW und NGAWiss: "Schluss mit der Befristungspraxis -
Mittel des Hochschulpaktes müssen für Dauerstellen eingesetzt werden"



Berlin - Dauerbefristete Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der
Hochschulen protestieren heute in Berlin vor dem Bundesministerium
für Bildung und Forschung für ein Ende dieser prekären
Anstellungspraxis. Unter dem Motto "Wir haben nichts zu verlieren als
unsere Kettenverträge" bilden sie eine Menschenkette und fordern, die
Mittel des Hochschulpakts künftig vollständig und verbindlich für
zusätzliche Dauerstellen mit fairem Lehrdeputat einzusetzen.

Anlass des Protests ist das Treffen der Verhandlungsführerinnen und
Verhandlungsführer von Bund und Ländern, die die für den nächsten Tag
(3. Mai 2019) geplante Entscheidung der Gemeinsamen
Wissenschaftskonferenz über die Ausgestaltung des Hochschulpakts
vorbereiten. Zu den Protesten aufgerufen hat das Bündnis "Frist ist
Frust" der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), der
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) sowie des Netzwerks
Gute Arbeit in der Wissenschaft (NGAWiss).

"Die ausufernden Befristungen sind eine Zumutung für Beschäftigte wie
Wissenschaftseinrichtungen. Hochschulen sind fast mehr damit
beschäftigt, den ständigen Wechsel zu bewältigen, als gute Forschung
und Lehre zu organisieren", sagte ver.di-Bundesvorstandsmitglied Ute
Kittel.

"Unsere Zukunftsaussichten sind keine Verhandlungsmasse. Die Politik
muss endlich zur Kenntnis nehmen, dass es außerhalb ihrer Kaminzimmer
schon lange sehr ungemütlich geworden ist", sagte Peter Ullrich
(NGAWiss).

"Mit der geplanten Verstetigung des Hochschulpaktes gibt es keine
Ausrede mehr für die dringend notwendige Entfristungsoffensive. Sie
müssen jetzt garantieren, dass die Paktmittel künftig zu 100 Prozent
für unbefristete Beschäftigungsverhältnisse eingesetzt werden -
Dauerstellen für Daueraufgaben", sagte der stellvertretende
GEW-Vorsitzende Andreas Keller.

Die Protestaktion startet heute um 13.30 Uhr vor dem Ministerium für
Bildung und Forschung, Kapelle-Ufer 1, 11055 Berlin.
Weitere Informationen unter www.frististfrust.net . Dort kann auch
eine Petition für einen "Entfristungspakt" unterzeichnet werden, für
den sich bereits über 13.000 Menschen ausgesprochen haben.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 02.03.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/306: "Mehr Geld für Bildung! Bessere Lern- und Arbeitsbedingungen" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 1. Mai 2019

GEW: "Mehr Geld für Bildung! Bessere Lern- und Arbeitsbedingungen"

Vorsitzende Tepe spricht in Frankfurt a.M. zum "Tag der Arbeit" unter
dem Motto "Europa. Jetzt aber richtig!"



Frankfurt a.M. - Für mehr Geld für die Bildung sowie bessere Lern- und
Arbeitsbedingungen hat sich die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
(GEW) stark gemacht. GEW-Vorsitzende Marlis Tepe hat am "Tag der Arbeit" in
Frankfurt a.M. die "vier Großbaustellen im Bildungsbereich" vorgestellt.
Sie warb um Unterstützung, die Herausforderungen mit Blick auf die beste
Bildung für alle Kinder zu lösen. "Baustelle Nummer 1 ist der
Fachkräftemangel. Schon jetzt fehlen bundesweit in den Kindertagesstätten
etwa 100 000 Erzieherinnen und Erzieher. An den Schulen sind tausende
Stellen nicht besetzt, weil in den vergangenen Jahren viel zu wenige
Lehrkräfte ausgebildet worden sind", betonte Tepe während ihrer Rede auf
dem Frankfurter Römer am "Tag der Arbeit", der unter dem Motto "Europa.
Jetzt aber richtig!" steht. Sie setzte sich für ein "solidarisches und
friedliches Europa" ein. Die GEW-Vorsitzende rief auf, sich am 26. Mai an
den Wahlen zum Europäischen Parlament zu beteiligen. "Mit unserer Stimme
können wir Weichen stellen. Für ein Europa, das die Menschen schützt und
ihnen ein Zuhause gibt", sagte Tepe. "Es ist höchste Zeit für ein Europa,
das die Lebens- und Arbeitsbedingungen aller Beschäftigten verbessert!"

Um den Fachkräftemangel an Kitas und Schulen zu bekämpfen, müssten die
pädagogischen Berufe attraktiver werden. Dazu müssten die
Arbeitsbedingungen und die Bezahlung insbesondere der Erzieherinnen und der
Grundschulkehrkräfte verbessert werden.

Baustelle Nummer zwei im Bildungswesen sei die soziale Ungerechtigkeit.
"Bildungserfolg hängt in Deutschland viel stärker als in anderen Staaten
von der Herkunft ab. Die Kinderarmut steigt. Kinder aus armen
Verhältnissen, Kinder, deren Eltern keine Ausbildung hatten, und Kinder mit
Migrationshintergrund haben schlechtere Chancen auf Bildungserfolg",
unterstrich Tepe. "Das dürfen und wollen wir nicht akzeptieren: Kitas und
Schulen in benachteiligten Stadtteilen müssen zusätzlich unterstützt, die
Ganztagsangebote in Krippen, Kitas und Schulen ausbaut werden."

Tepe setzte den Fokus auch auf die maroden Bildungseinrichtungen: "Wir
wollen es nicht weiter zulassen, dass in den Klassenzimmern der Schimmel
die Wände hochkriecht und die Schultoiletten verstopft sind." Der
Investitionsstau an Schulen sei auf "unvorstellbare 47,7 Milliarden Euro"
angewachsen, in den Kitas auf 7,6 Milliarden und bei den Hochschulen auf
annähernd 50 Milliarden. "Mit den 3,5 Milliarden Euro, die die
Bundesregierung in den nächsten drei Jahren für die Sanierung der Schulen
ausgeben will, kommen wir da nicht weit. Das ist ein Tropfen auf den heißen
Stein!", hob die GEW-Vorsitzende hervor.

Baustelle vier: die Digitalisierung. "Gegenüber anderen Ländern liegen wir
noch weit im Rückstand. Wir wollen gute Bildung und Kompetenz für die
digitale Zukunft", sagte Tepe. "Dafür brauchen wir Geld und Qualifizierung,
aber auch Zeit gemeinsam nachzudenken. Denn wir dürfen uns nicht von den
Googles, Facebooks und Apples steuern lassen. Wir wollen unsere Wege selbst
bestimmen." Dafür müssten Schulen, Berufsschulen und Hochschulen unabhängig
bleiben. "Der Digitalpakt ist eine Hilfe, er muss vernünftig und nachhaltig
umgesetzt werden. Aber auch hier sind die Finanzhilfen des Bundes für die
Länder und Kommunen bei weitem nicht ausreichend", betonte Tepe.

Zur besseren Finanzierung der Bildung schlug sie vor, in der Steuerpolitik
umzusteuern. Die GEW-Vorsitzende mahnte an, die Vermögensteuer wieder
einzuführen und die Erbschaftsteuer zu reformieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Mai 2019

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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AUSSEN/610: Die Welt gegen Krisen wappnen - neue Handlungsfelder für eine nachhaltige Außenpolitik (idw)


adelphi research - 30.04.2019

Die Welt gegen Krisen wappnen: neue Handlungsfelder für eine nachhaltige
Außenpolitik



Eklatante Ungleichheiten beseitigen und natürliche Ressourcen bewahren -
die internationale Gemeinschaft steht immer größeren Herausforderungen
gegenüber. Die Außenpolitik kann den Weg für einen transformativen Wandel
ebnen, indem sie die Umsetzung der Agenda 2030 ehrgeizig unterstützt. Aber
was genau ist ihre Rolle in der globalen Nachhaltigkeitsarchitektur?
Welche Handlungsfelder und Instrumente gibt es für eine neue "Diplomatie
für Nachhaltigkeit"? In "Driving Transformative Change: Foreign Affairs
and the 2030 Agenda" untersucht ein internationales Autorenteam um den
Berliner Thinktank adelphi, welche Beiträge die Außenpolitik auf dem Weg
zu nachhaltigen Gesellschaften leisten kann.

Eklatante Ungleichheiten beseitigen und natürliche Ressourcen bewahren -
die internationale Gemeinschaft sieht sich immer größeren
Herausforderungen gegenüber gestellt. Die Bereitschaft zur multilateralen
Zusammenarbeit scheint hingegen zu schwinden und nationale Alleingänge
erschweren gemeinsame Lösungen. Deutsche Außenpolitik kann Wegbereiter für
transformativen Wandel sein, indem sie eine wesentliche Errungenschaft des
Multilateralismus aktiv unterstützt: die Agenda 2030 mit ihren 17 Zielen
für Nachhaltige Entwicklung (SDGs).

Die Studie des Berliner Thinktanks adelphi "Driving Transformative Change:
Foreign Affairs and the 2030 Agenda" zeigt in sechs pointierten Essays
wie Außenpolitik die Agenda 2030 voranbringen kann. Was ist konkret die
Rolle der Außenpolitik in der globalen Nachhaltigkeitsarchitektur? Was
sind die Handlungsfelder und Werkzeuge einer neuen "Diplomatie für
Nachhaltigkeit"? Diese in den Essays diskutierten Fragen werden am 30.
April 2019 bei einer Podiumsdiskussion im Auswärtigen Amt diskutiert, die
gemeinsam von adelphi und dem Sustainable Development Solutions Network
Germany (SDSN Germany) veranstaltet.

"Die SDGs haben ein gemeinsames Ziel: Ressourcenschutz, soziale
Gerechtigkeit sowie Frieden und Stabilität. In der geopolitischen
Bedeutung der Agenda 2030 liegt der Handlungsspielraum der Außenpolitik",
erklärt der Geschäftsführer von adelphi, Alexander Carius, der die
Podiumsdiskussion moderiert. Miguel Berger, Leiter Wirtschaftsabteilung im
Auswärtigen Amt, und Susanne Baumann, Leiterin der Abteilung für
internationale Ordnung, Vereinte Nationen und Rüstungskontrolle im
Auswärtigen Amt sowie Keynote, schreiben im Vorwort der Essay-Serie: "Die
Agenda 2030 und die Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen leiten uns
bei unseren Bemühungen, diesen großen Herausforderungen gerecht zu werden.
Wir brauchen eine 'Diplomatie für Nachhaltigkeit'".


ÜBER DIE STUDIE

Die im Auftrag des Auswärtigen Amts von adelphi verfasste Studie entstand
in Kooperation mit namhaften internationalen Partnerinstitutionen wie der
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD),
dem Zentrum für Internationale Zusammenarbeit (CIC) an der New York
University und dem CDP Worldwide.

Die neue Studie steht auf der Website von adelphi zum Download zur
Verfügung:

http://adelph.it/SDGdiplomacy

ÜBER ADELPHI

adelphi ist eine unabhängige Denkfabrik und weltweit führende
Politikberatung für Klima, Umwelt und Entwicklung. Unsere 200 klugen Köpfe
sind Neudenker, Gestalter, Strategen und Agenda-Setter. Durch
wissenschaftlich fundierte Politikanalyse, interdisziplinäre Forschung und
im Dialog mit politischen und gesellschaftlichen Akteuren und
Entscheidungsträgern gestalten wir Handlungsoptionen für eine nachhaltige
Zukunft.

https://www.adelphi.de

Originalpublikation:

Brown, Oli; Stella Schaller, David Steven, Rachel Locke, Lukas Rüttinger,
Daria Ivleva, Alexander Müller, Benjamin Pohl, Clare Church, Alec
Crawford, Sara Batmanglich, Benno Keppner, Daniel Weiß, Pietro Bertazzi
and Bibiana García 2019:

Driving Transformative Change: Foreign Affairs and the 2030 Agenda.

Berlin: adelphi.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

adelphi research, 30.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





DEMOSKOPIE/806: Geflüchtete in Thüringen - Große Integrationsbereitschaft trotz Diskriminierungserfahrungen (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 30.04.2019

Geflüchtete in Thüringen: Große Integrationsbereitschaft trotz
Diskriminierungserfahrungen

Forschungsteam der Universität Jena präsentiert "Thüringen-Monitor
Integration"



Demokratie ist für die überwiegende Mehrheit der Deutschen sowie der nach
Deutschland Geflüchteten die beste Staatsform. Und auch sonst sind sich
Deutsche und Geflüchtete in vielem recht ähnlich, in manchem aber auch
unterschiedlich. Dies belegt - zumindest für Thüringen - eine aktuelle
Studie des Zentrums für Rechtsextremismusforschung, Demokratiebildung und
gesellschaftliche Integration (KomRex) der Friedrich-Schiller-Universität
Jena, die heute veröffentlicht worden ist, mit zahlreichen Fakten, Daten
und differenzierten Ergebnissen. Befragt wurden zwischen März und Oktober
des vergangenen Jahres 906 zwischen 2013 und 2018 nach Thüringen
geflüchtete Männer und Frauen über 18 Jahren aus unterschiedlichen
Herkunftsländern nach integrationsrelevanten Einstellungen und
Sachverhalten. Von ihnen waren knapp über 80 Prozent jünger als 40 Jahre
alt. "Damit soll eine empirische Basis für politische Planungs- und
Entscheidungsprozesse hinsichtlich der Integration von Asylbewerbern und
Geflüchteten in die deutsche Gesellschaft geschaffen werden", nennt die
Studie, die von dem Team um den Jenaer Psychologen Prof. Dr. Andreas
Beelmann erstellt wurde, ein Ziel.

Nur ca. 30.000 Geflüchtete leben in Thüringen Von ihnen stammen die
größten Gruppen aus Syrien, Afghanistan und dem Irak - somit ist es eine
ausgesprochen heterogene Gruppe, wie die Jenaer Studie mit vielen
Sonderauswertungen nach Geschlecht, Alter und Bildungsstand zeigt.

Flucht aus Angst vor Krieg, Verfolgung und Gewalt

Doch trotz aller individuellen Unterschiede zeigen die Befragten viele
grundsätzliche Gemeinsamkeiten. Der Hauptgrund für ihre Flucht war die
Angst vor Krieg, Verfolgung und Gewalt. Daraus resultiert eine höhere
Wahrscheinlichkeit zu psychischen Belastungen. "Dies unterstreicht auch
die im Vergleich zur deutschen Bevölkerung deutlich verringerte
Lebenszufriedenheit", schreibt das Wissenschaftsteam des KomRex, das auch
den alljährlichen Thüringen-Monitor herausgibt. Und das wiederum ist ein
Grund dafür, dass jeder zweite Geflüchtete - trotz der schwierigen
Situation im Herkunftsland - unter Heimweh leidet.

Demokratische Ausrichtung der meisten Geflüchteten

Geflüchtete haben ein hohes Vertrauen in die Institutionen, etwa in die
Polizei und die Bundesregierung, und unterstützen demokratische Werte und
Prinzipien. "Die Zustimmungsraten lagen dabei in vielen Fällen sogar über
dem Niveau der deutschen Bevölkerung", so die Studie. Diese demokratische
Ausrichtung der meisten Geflüchteten ist umso erstaunlicher als eine große
Anzahl von Diskriminierungserfahrungen berichtet. Vor allem bei der
Wohnungs- und der Arbeitsplatzsuche wurde dies von über der Hälfte der
Befragten angegeben. Zudem berichteten über 10 Prozent von körperlichen
Angriffen. "Diese Daten untermauern auch die Analysen der vorhergehenden
Thüringen-Monitore, in denen in beträchtlichem Umfang ausländer- und
migrationsfeindliche Einstellungen ermittelt wurden, die sich offenbar
teilweise auch in konkretem dissozialem und kriminellem Verhalten
niederschlagen", schreiben die Wissenschaftler. Andererseits bewerten die
Geflüchteten die deutsche Bevölkerung sehr positiv, denn bereits zwei
Drittel der geflüchteten Personen in Thüringen verbinden enge
Freundschaften mit Deutschen. Dennoch wünschen sie sich noch mehr und
engere Kontakte zu den Einheimischen.

Um dies zu vertiefen will sich eine ausgeprägte Mehrheit der geflüchteten
Männer und Frauen (96,3 Prozent) in mindestens einem Bereich
zivilgesellschaftlich engagieren. Am stärksten ausgeprägt ist die
Engagementbereitschaft bei sozialen und Hilfsvereinen sowie Vereinen zum
Schutz von Menschenrechten.

Hohe Integrationsbereitschaft und Erwerbsorientierung

Neun von zehn Befragte möchten Aspekte der deutschen Kultur und
Lebensweise übernehmen. Die meisten haben zugleich den Wunsch, Elemente
der eigenen Kultur beizubehalten, jedoch wird wahrgenommen, dass dies von
etwa der Hälfte der Thüringer Bevölkerung nicht begrüßt wird. Geflüchteten
scheint der Erwerb der deutschen Sprache sehr wichtig, so sprechen sich 90
Prozent für verpflichtende Sprachkurse aus. Dies sicher auch unter den
Erfahrungen, wie schwierig es ist, eine Ausbildungs- oder Arbeitsstelle zu
finden. Die Integration in den Arbeitsmarkt ist für die befragten
Geflüchteten von vordringlicher Bedeutung. Aber erst rd. 20 Prozent der
Befragten ist dies gelungen - je höher Bildungsgrad und Sprachkenntnisse
sind, umso besser gelingt es.

Bei Fragen zur Gleichberechtigung zeigt sich bei etwa der Hälfte jedoch
patriarchale Einstellungen, welche von der gesellschaftlichen Norm einer
liberalen Demokratie abweichen. Vor diesem Hintergrund stellen sich
besondere Integrationsherausforderungen für geflüchtete Frauen. "So waren
sie im Vergleich zu Männern hierzulande seltener zivilgesellschaftlich
engagiert, nahmen seltener an Sprachförder- und Integrationsmaßnahmen
teil, suchten weniger häufig Beratungsangebote auf und wiesen eine
geringere Arbeitsmarktbeteiligung auf", bilanziert die Studie.

Die KomRex-Studie belegt, dass gesellschaftliche Integration einer
größeren Anzahl von Geflüchteten eine herausfordernde Aufgabe ist, die
sowohl von den Geflüchteten als auch von der Aufnahmegesellschaft
Anstrengungen und Anpassungen verlangt. Ist man aus humanitären Gründen
gewillt, Menschen in Not zu helfen, und daran interessiert, dass
Integration gelingen und positiv gestaltet werden kann, sollte man nicht
denen das Feld überlassen, die sich - auf beiden Seiten - nicht an die
Grundsätze einer freiheitlich-demokratischen Grundordnung und humanitäre
Werte halten. Die Chancen auf eine gelungene Integration der Menschen
stehen - zumindest was die befragte Gruppe angeht - in vielerlei Hinsicht
gut, macht die Studie Hoffnung.

Gefördert wurde die Studie von der Staatskanzlei des Freistaates Thüringen
sowie der Regionaldirektion Sachsen-Anhalt-Thüringen der Bundesagentur für
Arbeit.


Weitere Informationen unter:

https://redproxy.rz.uni-jena.de/komrexmedia/Publikationen/Neu/Th%C3%BCringen_Monitor+Integration-p-860.pdf

- der vollständige "Thüringen-Monitor Integration"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 30.04.2019
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PROPAGANDA/1510: Eigentumsvorbehalt - in staatliche Hände ... (SB)




Zum Glück haben wir den Sozialismus überwunden, bei dem zwar
alle gleich, aber alle gleich arm waren. Die Forderung, Betriebe wie
BMW zu kollektivieren, zeigt das rückwärtsgewandte und verschrobene
Retro-Weltbild eines verirrten Fantasten. Das kann ich alles gar nicht
ernst nehmen.

CSU-Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer über Kevin Kühnert [1]

Was hat er nur getan, daß man so auf ihn einprügelt? Kevin Kühnert,
medienaffiner Bundesvorsitzender der Jusos, ließ sich passend zum 1.
Mai in einem Interview mit der Wochenzeitung Die Zeit über seine
Vorstellungen zu einer alternativen Wirtschaftsordnung aus. Nun setzt
es verbale Tief- und Nackenschläge nicht nur aus allen Rohren von
Union und FDP, sondern auch seitens überwiegender Teile seiner eigenen
Partei. Als habe Kühnert in ein Wespennest gestochen, wird der seit 30
Jahren für tot und begraben erklärte Sozialismus abermals zum
Schreckgespenst hochstilisiert. Und das mit einem Ingrimm, der den
Verdacht nahelegt, die Äußerungen des Bannerträgers der
sozialdemokratischen Nachwuchsorganisation hätten angesichts einer
lange verdrängten klammheimlichen Furcht vor der Wiederkehr
sozialistischer Träume unter den Protagonisten der herrschenden
Verhältnisse einen akuten Schub ideologischen Furors ausgelöst.

Kühnerts Einlassungen zum Thema, das sei vorweg gesagt, sind weder
schlüssig noch radikal und in sich widersprüchlich. Eher in die
Debatte geworfen, um eine Kontroverse loszutreten, als durchdacht und
konsistent in Stellung gebracht, reichen einige Reizworte für sich
genommen doch aus, um die politische Konkurrenz Gift und Galle spucken
zu lassen. Denn eine inhaltliche Erwiderung, die dem Juso-Vorsitzenden
argumentativ in die Parade zu fahren trachtete, ist unter den
wutschnaubenden Repliken zumeist Mangelware. Wenngleich das
parteipolitische Hauen und Stechen um Kühnerts Steilvorlage natürlich
im Vordergrund steht, läßt der gehässige und vor persönlicher
Beleidigung nicht zurückschreckende Konter tief blicken: Angesichts
zunehmender gesellschaftlicher Verwerfungen und gärenden Unmuts an
diversen sozialen Fronten wie auch aus dem Boden schießender
Protestbewegungen soll mit aller Gewalt in die Tonne getreten werden,
was die Frage nach einer anderen Gesellschaft erneut auf die
Tagesordnung setzen könnte.

Wie Kühnert im Interview gesagt hatte, möchte er große Unternehmen wie
BMW kollektivieren und dies "auf demokratischem Wege" erreichen. Ohne
Kollektivierung sei "eine Überwindung des Kapitalismus nicht denkbar".
Am Beispiel des Autobauers führte er weiter aus: "Mir ist weniger
wichtig, ob am Ende auf dem Klingelschild von BMW 'staatlicher
Automobilbetrieb' steht oder 'genossenschaftlicher Automobilbetrieb'
oder ob das Kollektiv entscheidet, dass es BMW in dieser Form nicht
mehr braucht." Entscheidend sei, daß die Verteilung der Profite
demokratisch kontrolliert werde. "Das schließt aus, dass es einen
kapitalistischen Eigentümer dieses Betriebes gibt."

Zudem will er den Besitz von Immobilien in Deutschland beschränken. Er
finde nicht, daß es ein legitimes Geschäftsmodell sei, mit dem
Wohnraum anderer Menschen seinen Lebensunterhalt zu bestreiten.
"Konsequent zu Ende gedacht sollte jeder maximal den Wohnraum
besitzen, in dem er selbst wohnt." Noch besser seien seiner Meinung
nach genossenschaftliche Lösungen, im Optimalfall gebe es überhaupt
keine privaten Vermietungen mehr. Klar distanzierte sich der Juso-Chef
von bisherigen Formen des Staatssozialismus wie in der DDR. In solchen
Modellen habe es meistens einen "eklatanten Mangel an demokratischer
Mitbestimmung" gegeben. Aus seiner Sicht sei dagegen "demokratischer
Sozialismus" ein untrennbares Begriffspaar, denn Sozialismus sei "kein
autoritäres Konzept". [2]

Eisigen Gegenwind setzte es umgehend aus Richtung des rechten Flügels
der SPD. Der Sprecher des Seeheimer Kreises, Johannes Kahrs,
twitterte: "Was für ein grober Unfug. Was hat der geraucht? Legal kann
es nicht gewesen sein." Kühnerts Aussagen seien unabgesprochen,
unsolidarisch im Wahlkampf und lägen nicht auf sozialdemokratischer
Linie. [3] Generalsekretär Lars Klingbeil mahnte zwar "zu mehr
Gelassenheit in der Diskussion", fügte dann aber hinzu, Kühnert
spreche über "gesellschaftliche Utopien", die nicht seine seien und
auch "keine Forderung der SPD". Kühnert habe sich als "Vorsitzender
der Jusos, der linken Jugendorganisation der SPD" geäußert. Lediglich
Parteivize Rolf Stegner räumte milde ein, ihm sei ein Juso-Chef, der
links von der SPD stehe, allemal lieber als eine Junge Union, die ihre
Mutterpartei noch rechts überhole. [4] Lob kam aus den Reihen der
Linkspartei, deren Bundesgeschäftsführer Jörg Schindler twitterte: "Wo
Kühnert recht hat, hat er recht." [5]

Ganz anders natürlich die FDP: "Die SPD muss dringend ihr Verhältnis
zum Eigentum klären und Herr Kühnert das Godesberger Programm statt
Karl Marx lesen. Wir Freien Demokraten werden die Soziale
Marktwirtschaft gegen solche sozialistischen Auswüchse verteidigen",
verkündete die frischgewählte Generalsekretärin Linda Teuteberg. [6]
Die höchsten Wogen der Empörung schlug das Interview wie nicht anders
zu erwarten im Lager des Koalitionspartners. Neben dem eingangs
zitierten Andreas Scheuer ist auch eine Tirade des
CSU-Generalsekretärs Markus Blume zu nennen: "Kühnert soll in die
Linkspartei eintreten. Mit solchen Leuten ist kein Staat zu machen und
kann eine Regierung nicht funktionieren." Diese systemverändernden
Sozialismusphantasien seien ein schwerer Rückfall der SPD in
klassenkämpferische Zeiten. "Die SPD-Spitze muss sich deutlich von
solchen Hirngespinsten distanzieren." Mit solchen Vorstößen mache sich
die SPD lächerlich und verunsichere gleichzeitig diejenigen, die
Wohnraum schaffen wollten. Und CDU-Vize Thomas Strobl legte mit den
Worten nach: "30 Jahre nach dem Niedergang der DDR wollen die Linken
wieder den demokratischen Sozialismus." Erst spreche Grünen-Chef
Habeck von Enteignungen, "jetzt kommen diese Stimmen auch aus der SPD
und von der kommunistischen Linken sowieso".

Wie ist es nur möglich, daß Kevin Kühnert "radikal linken Tagträumen"
nachhängt?, hebt welt.de gar zu einer Art politischer Psychopathologie
des Juso-Vorsitzenden an. Der sei nämlich beim Mauerfall erst vier
Monate alt gewesen, was erklären könnte, warum er jetzt einem
"demokratischen Sozialismus" das Wort rede. Daß die Erinnerung an die
Planwirtschaft verblasse, sei für Demokratie und Marktwirtschaft eine
Gefahr. Die "schiere Existenz der DDR" habe dem Westen Deutschlands
über lange Zeit geholfen, "Maß und Mitte zu bewahren". Da Kühnert
jedoch nie "in einem tyrannischen Unrechtsregime oder auch nur in
dessen Nähe gelebt" habe, schwane ihm nicht, daß "demokratischer
Sozialismus" ein Widerspruch in sich sei. Er habe nie "das inhärente
Unvermögen von Planwirtschaften zu spüren bekommen, nachhaltig
Innovation und Wohlstand hervorzubringen". Wer "real existierenden
Sozialismus am eigenen Leib erfahren möchte", was Kühnert unbedingt zu
wünschen sei, müsse schon nach Venezuela, Kuba oder Nordkorea reisen.
Noch sei er in der Minderheit und bekomme die Kritik zu spüren, die er
verdiene. Was aber, wenn jene, die die DDR nie bewußt erlebt haben, in
Deutschland in der Mehrheit sind? "Es sind ja nur noch ein paar Jahre,
bis es so weit ist", warnt die Welt. So bleibe nur die vage Hoffnung,
"dass nicht Irrwege von neuen Generationen abermals beschritten werden
müssen, ehe sie wieder als solche erkannt werden". Daran habe Kevin
Kühnert das Publikum gerade erinnert, wofür ihm Dank gebühre, schließt
die antisozialistische Selbstversicherung der für unübertrefflich
erklärten Gesellschaftsordnung mit einem letzten hämischen Seitenhieb.
[7]

In einer ersten Widerrede verteidigt der spätgeborene Kühnert seine
Äußerungen, indem er per Twitter auf das Grundsatzprogramm der SPD
verweist. Darin heißt es, der demokratische Sozialismus bleibe für sie
die Vision einer freien, gerechten und solidarischen Gesellschaft. Zu
dumm, daß sich jemand - wie rudimentär auch immer - daran erinnert
hat!


Fußnoten:

[1] www.zeit.de/politik/deutschland/2019-05/kritik-kevin-kuehnert-sozialismus-thesen

[2] www.t-online.de/nachrichten/deutschland/gesellschaft/id_85675322/kevin-kuehnert-will-bmw-kollektivierung-und-private-vermietung-abschaffen.html

[3] www.merkur.de/politik/kuehnert-traeumt-von-bmw-enteignung-absturz-eines-senkrechtstarters-12240188.html

[4] www.deutschlandfunk.de/wirtschaft-kritik-an-kuehnert-forderungen.1939.de.html

[5] www.tagesschau.de/inland/kuehnert-juso-103.html

[6] www.handelsblatt.com/politik/deutschland/spd-juso-chef-kuehnert-will-unternehmen-wie-bmw-vergemeinschaften/24277644.html

[7] www.welt.de/wirtschaft/article192761563/Juso-Chef-Die-radikal-linken-Tagtraeume-des-Kevin-Kuehnert.html

2. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / REDAKTION





NAHOST/1664: Irak - US-Destabilisierungsinteresse ... (SB)


Irak - US-Destabilisierungsinteresse ...



Im kriegsgeplagten Irak gibt es Herausforderungen und Schwierigkeiten
ohne Ende. Das Kalifat des Islamischen Staats (IS) gilt zwar als
zerschlagen, doch ist die hochgefährliche "Terrormiliz" im Untergrund
nach wie vor rege. Tagtäglich kommt es vor allem in den Provinzen mit
hohem sunnitischen Bevölkerungsanteil - das heißt im Norden und im
Westen - zu Anschlägen sowie Kämpfen zwischen IS-Dschihadisten und den
staatlichen Streitkräften. Die zweitgrößte Stadt Mossul liegt seit der
Rückeroberung 2017 durch die Armee und die US-Luftwaffe zu weiten
Teilen in Trümmern. Dort kommt der Wiederaufbau - nicht zuletzt wegen
der instabilen Sicherheitslage - äußerst schleppend voran. Die Yazidis
haben vor wenigen Tagen der Rückkehr aller 2014 vom IS verschleppten
und in den meisten Fällen auch vergewaltigten Frauen und Mädchen aus
ihrer Religionsgemeinschaft zugestimmt, die Kinder solcher "Ehen"
kategorisch ablehnt. Was mit jenen armen Geschöpfen passieren soll,
weiß niemand.

Im Südirak stehen die Behörden beim Versuch, die Ölförderung zu
steigern und die staatlichen Einnahmen anzukurbeln, vor dem Problem,
daß die für die Erzeugung unterirdischen Drucks benötigten
Wassermengen nicht vorhanden sind, einerseits aufgrund des weltweiten
Klimawandels, andererseits wegen der zahlreichen Dämme und
Wasserkraftwerke, welche die Türkei in den letzten Jahren am Oberlauf
von Euphrat und Tigris errichtet hat. Die Wasserknappheit im
irakischen Süden und deren Auswirkung auf die Landwirtschaft ziehen
inzwischen Stammesfehden nach sich, bei denen es laut Medienberichten
bereits zum Einsatz von Drohnen gekommen ist - ob nur zu
Beobachtungszwecken oder auch zum Sprengstofftransport als Waffe ist
unklar.

So oder so geben im Irak die wachsenden Spannungen zwischen den USA
und dem Iran Anlaß zu größter Sorge. Unter dem Vorwand der
"Terrorbekämpfung" sind Zehntausende Soldaten, Militärausbilder,
Piloten, Techniker und private Militärdienstleister aus den USA auf
mehreren größeren Luftwaffenstützpunkten stationiert. Gleichzeitig
gilt der Iran als enger Verbündeter des Iraks. Bei der großen
Offensive gegen den IS in den Jahren 2014 bis 2017 hat die iranische
Revolutionsgarde eine führende Rolle gespielt und unter anderem den
damals neu gegründeten Volksmobilisierungskräften, deren Mitglieder
mehrheitlich schiitisch waren, auf dem Schlachtfeld beratend zur Seite
gestanden. Aus den Parlamentswahlen 2018 gingen zwei Blöcke als Sieger
hervor. An erster Stelle landete die "Allianz der Revolutionäre für
Reform", auch "Al Sairun" ("Die Marschierer") genannt, ein Bündnis
zwischen der Al-Ahrar-Partei des einstigen schiitischen
"Radikalpredigers" Muktada Al Sadr und den irakischen Kommunisten. Den
zweiten Platz errang die von Ex-Kommandeuren der
Volksmobilisierungskräfte gegründete Allianz Al Fatah (Eroberer). Auf
eine Koalition aus diesen beiden Gruppierungen stützt sich seitdem die
Regierung um Premierminister Adil Abdul Mahdi.

Bekanntlich streben Al Sairun und Al Fatah den schnellstmöglichen
Abzug aller US-Streitkräfte aus dem Irak an und haben im Parlament zu
Bagdad deshalb eine entsprechende Initiative gestartet. Um dem
Vorhaben Nachdruck zu verleihen, hat am 27. April Muktada Al Sadr eine
Reihe von Forderungen aufgestellt, wie der Irak aus dem kommenden
Konflikt zwischen den USA und dem Iran herausgehalten werden könnte.
Er verlangte unter anderem die Heimholung aller irakisch-schiitischen
Milizionäre, die in Syrien an der Seite der iranischen
Revolutionsgarden sowie mit Unterstützung der russischen Luftwaffe
gegen sunnitische Aufständische kämpfen. Er regte zudem
Friedensgespräche unter irakischer Vermittlung zwischen dem Iran und
Saudi-Arabien an, um die Spannungen am Persischen Golf beizulegen.

Al Sadr erteilte sowohl einer Teilnahme des Iraks an einem Krieg
zwischen den USA und dem Iran als auch einer Nutzung irakischen
Territoriums als Aufmarschgebiet amerikanischer Bodenstreitkräfte oder
als Flugplatz der US-Luftwaffe eine kategorische Absage. Er machte die
USA und Israel als Hauptverantwortliche für die Instabilität in der
Region Nahost aus und warf dem amerikanischen Botschafter in Bagdad,
Douglas Silliman, ständige Einmischung in die irakische Innenpolitik
vor. Silliman hatte vor kurzem seine irakischen Gastgeber vor den Kopf
gestoßen, als er anläßlich des Besuchs des iranischen Präsidenten
Hassan Rohani diesem Korruption im eigenen Land vorwarf. Laut Al Sadr
können sich die Amerikaner auf Angriffe seitens irakischer Milizionäre
auf ihre Botschaft in der Grünen Zone Bagdads gefaßt machen, sollte es
tatsächlich zum Krieg zwischen den Iran und den USA kommen.

Am heutigen 2. Mai laufen die letzten Ausnahmegenehmigungen, was die
Verhängung von Wirtschaftssanktionen gegen alle Importeure iranischen
Öls und Gases betrifft, aus. Mit dieser Maßnahme will Washington nach
eigenen Angaben die iranischen Ölexporte "auf Null" setzen und damit
für einen "Regimewechsel" in Teheran sorgen. Unklar ist, ob sich die
größten Käufer iranischen Öls wie China, Indien und die Türkei dem
Sanktionswillen Washingtons beugen werden. Der Irak, der auf
Gasimporte aus dem Iran zur Aufrechterhaltung der staatlichen
Stromversorgung dringend angewiesen ist, bildet hierbei eine Ausnahme.
Im März hat die Regierung von US-Präsident Donald Trump Bagdad weitere
90 Tage Zeit gegeben, um alternative Arrangements zustande zu bringen.
Mitte April haben Bagdad und Riad einen Vertrag über die
Stromlieferung aus Saudi-Arabien unterzeichnet, doch dürfte die
geplante Errichtung der 280 Kilometer langen oberirdische Stromtrasse
mindestens ein Jahr dauern.
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MELDUNG/319: UN-Generalsekretär António Guterres zum Welttag der Pressefreiheit (UNRIC)


UNRIC - Regionales Informationszentrum der Vereinten Nationen für
Westeuropa 

Statement zum 3. Mai 2019

UN-Generalsekretär António Guterres:

Erklärung zum Welttag der Pressefreiheit



Eine freie Presse ist für Frieden, Gerechtigkeit, nachhaltige Entwicklung
und Menschenrechte unerlässlich.

Keine Demokratie ist vollständig ohne den Zugang zu transparenter und
zuverlässiger Information. Sie ist der Grundstein für die Struktur fairer
und unparteiischer Institutionen, die Machthaber zur Verantwortung ziehen
und die Wahrheit an die höchsten Vertreter herantragen.

Dies gilt insbesondere für die Wahlperioden, die im Mittelpunkt des
diesjährigen Weltfriedenstages stehen.

Fakten, nicht Unwahrheiten, sollten die Menschen bei der Wahl ihrer
Vertreter leiten.

Doch obwohl die Technologie die Art und Weise, wie wir Informationen
empfangen und weitergeben verändert hat, wird sie manchmal dazu benutzt die
öffentliche Meinung zu manipulieren oder Gewalt und Hass zu schüren.

Der Bürgerraum ist weltweit erschreckend schnell geschrumpft.

Mit zunehmender Anti-Medien-Rhetorik nehmen auch Gewalt und Schikanen gegen
Journalisten, einschließlich Frauen, zu.

Ich bin zutiefst besorgt über die wachsende Zahl von Angriffen und die
Kultur der Straflosigkeit.

Laut UNESCO wurden 2018 fast 100 Journalisten getötet.

Hunderte sind inhaftiert.

Wenn Medienmitarbeiter ins Visier genommen werden, zahlen die
Gesellschaften als Ganzes einen Preis.

Am Welttag der Pressefreiheit rufe ich alle auf, die Rechte der
Journalisten zu verteidigen. Ihre Bemühungen helfen uns, eine bessere Welt
für alle aufzubauen.

Vielen Dank.

 * 

Quelle:

Regionales Informationszentrum der Vereinten Nationen für Westeuropa (UNRIC)

Verbindungsbüro in Deutschland, Bonn

UN Campus, Platz der Vereinten Nationen 1, 53113 Bonn

Telefon: +49 (0)228 / 815-2773 / 2774, Fax: +49 (0)228 / 815-2777

Allgemeine Anfragen: info@unric.org

Internet: http://www.unric.org
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DISKUSSION/445: Stuttgart - Der INF-Vertrag vor dem Aus, 3. Mai 2019


IPPNW - Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

"Der INF-Vertrag vor dem Aus. Jetzt Atomwaffen ächten, das Recht auf
Frieden entwickeln"

Öffentliche Veranstaltung und Vortrag am 3. Mai 2019 um 20 Uhr in Stuttgart

Evang. Bildungszentrum Hospitalhof | Büchsenstraße 33 | 70174 Stuttgart



Der INF-Abrüstungsvertrag steht vor dem Aus. Es droht eine neue atomare
Rüstungsspirale in Europa. Friedenspoltisches Handeln ist jetzt dringend
notwendig! Welche gesetzlichen Schritte, die auch die Herstellung und die
Bereitstellung von Massenvernichtungswaffen verbieten, braucht Europa und
wie kann ein Atomwaffenverbotsvertrag durchgesetzt werden als Antwort auf
das Auslaufen des INF-Abrüstungs-Vertrages? Lässt sich aus den
Menschenrechten das Recht auf Frieden ableiten?

Rein rechtlich gesehen ist der Einsatz von Atomwaffen laut IGH-Urteil von
1996 völkerrechtswidrig. Frankreich und England sind direkte europäische
Nuklearmächte, Deutschland, Belgien, Italien, Holland und die Türkei lagern
in ihren Ländern jeweils Atomwaffen. Welche gesetzlichen Schritte, die auch
die Herstellung und die Bereitstellung von Massenvernichtungswaffen
verbieten, braucht Europa? Wie können wir einen Atomwaffenverbotsvertrag
durch ein "atomwaffenfreies Europa" unterstützen als Antwort auf die
Kündigung des INF-Abrüstungsvertrages?

Der Schweizer Völkerrechtler Dr. Rietiker hat in seinem Blick von außen die
nötige Unabhängigkeit auf die europäischen Institutionen, um Anregungen für
eine europäische Friedenspolitik zu geben. In einem anschließenden
Podiumsgespräch mit Friedensaktivist*innen von IPPNW und ICAN werden
Forderungen an die Politik konkretisiert.

Mit Dr. Daniel Rietiker (Swiss Lawyers for Nuclear Disarmament), Franca
Brüggen (Internationale IPPNW-Studentenprecherin, ICAN Deutschland), Dr.
Alex Rosen (Vorsitzender der IPPNW)

Moderation: Dr. Inga Blum (IPPNW)

Kooperationspartner der Veranstaltung ist das Evang. Bildungszentrum
Hospitalhof.

 * 

Quelle:

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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DISKUSSION/444: Unna - "Steht die EU am Scheideweg?" am 8. Mai 2019


Stadt Unna

Podiumsdiskussion zur EU-Wahl: Steht die EU am Scheideweg? 



Kreisstadt Unna. Die EU ist ein einzigartiger wirtschaftlicher und
politischer Verbund zwischen zurzeit noch 28 Mitgliedstaaten. Die
Grundwerte der Europäischen Union - Demokratie, Freiheit,
Rechtsstaatlichkeit - werden von den über 500 Millionen Bürgerinnen
und Bürgern täglich gelebt. Seit einigen Jahren allerdings wird die
Wertegemeinschaft durch europaskeptische Kräfte und nationalistische
Tendenzen in einigen Mitgliedstaaten bedroht. Täglich wiederkehrende
Nachrichten über Migration, Brexit, Finanz- und Wirtschaftskrise oder
innenpolitische Herausforderungen in einigen Euroländern bieten für
Skeptiker, Gegner und Nationalisten eine gute Basis, um bei
Parlamentswahlen im eigenen Land gute Ergebnisse zu erzielen oder
sogar die Wahlen zu gewinnen.

Die Europawahl vor 40 Jahren, im Juni 1979, war die erste Direktwahl
zum Europäischen Parlament. Seit 1979 ist die Wahlbeteiligung bei
Europawahlen gesunken. 2014 gaben weniger als die Hälfte aller
Wahlberechtigten ihre Stimme ab. Die Europawahl 2019 wird in der
aktuellen politischen Situation eine für den Bestand der
Wertegemeinschaft sehr wichtige, entscheidende Wahl sein.

In einer Diskussionsrunde in Unna am Mittwoch, 8. Mai, 19 Uhr, im ZIB,
werden die Podiumsgäste zu folgenden Themen mit dem Publikum ins
Gespräch kommen:

- Europäische Tendenzen und die Aussichten in Deutschland.

- Unna hat eine Partnerstadt in Frankreich und eine in Ungarn - wie
ist in diesen Ländern die aktuelle Situation im Hinblick auf die
Europawahl/ innenpolitische Einflüsse?

- Die Wichtigkeit der Wahlbeteiligung in der aktuellen politischen
Lage in Europa und die daraus resultierende Mobilisierung der
Wählerinnen und Wähler

Als Podiumsgäste konnten gewonnen werden:

Werner Kolter/Bürgermeister, Balázs Szegner/Generalkonsul von Ungarn
in Düsseldorf, Jochen Hake/Vorsitzender des Freundeskreises
Holzwickede-Louviers e.V. und Vizepräsident der Vereinigung
Deutsch-Französischer Gesellschaften für Europa e.V. (VDFG), Karin
Riedel/Pulse of Europe Unna. Die Moderation übernimmt Klaus
Wegener/Präsident der Auslandsgesellschaft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. April 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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FORSCHUNG/941: Disparitätenbericht 2019 - Eine Land der Ungleichheit (idw)


Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung gGmbH - 30.04.2019

Disparitätenbericht 2019: Eine Land der Ungleichheit



Ein Land, in dem die Lebensbedingungen zunehmend auseinanderdriften und
die Politik mit Nachdruck aufgefordert wird, dem im Grundgesetz
verankerten Auftrag zur Förderung gleichwertiger Lebensverhältnisse mit
wirksamen Mitteln nachzukommen - so lassen sich die Ergebnisse der Studie
"Ungleiches-Deutschland 2019" zusammenfassen, die heute von der
Friedrich-Ebert-Stiftung veröffentlicht wurde. Das Institut für Landes- und
Stadtentwicklungsforschung (ILS) erstellte das wissenschaftliche Gutachten
zur Studie.

"Deutschland geht es insgesamt gut, aber leider nur im Durchschnitt. Trotz
guter Konjunktur stellen wir weiterhin zunehmende Benachteiligungen fest,
vor allem in den ländlichen Räumen im Osten des Landes und in den
altindustriell geprägten Regionen Westdeutschlands, bilanziert Prof.
Stefan Fina, der die Studie mit einem Team von Geografen, Ökonomen, Raum-
und Sozialwissenschaftlern des ILS im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung
durchgeführt hat. "Gleichzeitig steigen in den wirtschaftlich starken
Regionen des Landes, insbesondere durch steigende Wohnkosten, die Gefahren
von sozialer Ausgrenzung, Armut und Verdrängung", so Fina weiter.

Eine Landkarte der Ungleichheit

Anhand einer Reihe von Kennziffern bündelte das Forscherteam die
Ergebnisse der Studie in einer Landkarte der Ungleichheit, die die
regionalen Lebensbedingungen in fünf Raumtypen unterteilt. "Die
Disparitätenkarte zeigt auf einen Blick, wo man wie in Deutschland lebt.
Wir sehen attraktive und wachsende Städte, in denen steigende
Lebenshaltungskosten für breite Teile der Gesellschaft zum Problem werden.
Wir sehen wohlhabende Umlandbereiche, die ebenfalls teurer werden sowie
Regionen, die im andauernden Strukturwandel verharren. Jenseits dieser
Lagen ist Deutschland aber weiterhin ein Land mit einer breiten Mitte, für
die solide, durchschnittliche Lebensverhältnisse dominieren", fasst Fina
die Ergebnisse zusammen. Die Raumtypen der Disparitätenkarte ergeben sich
aus ähnlichen Ausprägungen für ausgewählte Kennwerte, die für die 401
kreisfreien Städte und Landkreise Deutschlands ausgewertet wurden.
Darunter finden sich Kennziffern für die Themenbereiche Arbeitsmarkt und
Beschäftigung, Lebens- und Bildungschancen, Wohlstand und Gesundheit sowie
Staatliches Handeln und Partizipation. Zudem wurde das Wanderungsverhalten
untersucht, unter Ausschluss von Personen, die als Schutzsuchende und
Asylbewerber nach Deutschland gekommen sind.

Die Studie bestätigt die seit Langem bekannten strukturellen Vorteile vor
allem im Süden und teilweise im Westen und Norden des Landes. Gleichzeitig
wird deutlich, wo Strukturpolitik erfolgreich ist: Vor allem ostdeutsche
Städte in Sachsen und Thüringen erweisen sich zunehmend als regionale
Stabilitätsanker. Zudem lassen sich viele Beispiele für zukunftsfähige
ländliche Gebiete in allen Teilen Deutschlands finden. In anderen Region
verfestigen sich dagegen strukturelle Probleme.

Die fünf Raumtypen im Überblick - fünfmal ein ganz unterschiedliches
Deutschland

Im Ergebnis zeigt sich: Dynamische Groß- und Mittelstädte bauen ihren
wirtschaftlichen Vorsprung weiter aus. Die hohen Verdienstmöglichkeiten
und Perspektiven auf dem Arbeitsmarkt sowie eine herausragende
infrastrukturelle Versorgungslage sind zwei Anzeichen dafür. Dass macht
diese Regionen für viele attraktiv, erzeugt aber auch neue Problemlagen.
Durch Zuzug von jüngeren Menschen und aus dem Ausland entsteht ein hoher
Nachfragedruck auf dem Wohnungsmarkt, bezahlbarer Wohnraum wird zum
gesellschaftlichen Problem. Besonders einkommensschwache Haushalte geraten
immer mehr in Bedrängnis, viele wandern ins Umland ab. Der Raumtyp
"starkes Umland" fasst die Kommunen zusammen, die in diesem Zusammenhang
von ihrer Lage in der Nähe einer erfolgreichen Großstadt profitieren,
durch die hohe Nachfrage nach Wohnraum und eine funktionierende
Pendlerinfrastruktur aber durchaus auch ihre eigenen infrastrukturellen
Probleme zu lösen haben. Im größten Raumtyp der "soliden Mitte" leben über
31 Millionen Deutsche überwiegend in westdeutschen Regionen. Die
Perspektiven dieser klein- und mittelstädtisch geprägten Räume außerhalb
der großen Stadtregionen dürften stark davon abhängen, wie sich die
Beschäftigungsmöglichkeiten zukünftig entwickeln, und inwiefern der Wegzug
junger Menschen in großer Zahl verhindert werden kann. Von diesem
demografischen Risiko sind auch weiterhin große Teile Ostdeutschlands
betroffen, vor allem in den ländlich geprägten Regionen. Die aus den
Kennziffern der Studie ableitbare "dauerhafte Strukturkrise" scheint sich
hier trotz einzelner Erfolgsgeschichten durch sogenannte "Raumpioniere" zu
festigen. Abzuwarten bleibt, inwiefern die positiven Entwicklungen in
Städten wie Jena, Chemnitz oder Cottbus zukünftig ins Umland ausstrahlen.
Kennziffern wie die vergleichsweise geringe kommunale Verschuldung und
eine geringe Altersarmut bewirken heute schon, dass diese Städte dem
Raumtyp der dynamischen Groß- und Mittelstädten zugeordnet werden, auch
wenn die Verdienstmöglichkeiten und die demographische Entwicklung noch
unterdurchschnittlich sind. Die fünfte Kategorie der "städtisch geprägte
Regionen im andauernden Strukturwandel" beschreibt altindustriell geprägte
Kommunen etwa im Ruhrgebiet oder im Saarland. "Bisher ist es nicht
gelungen, für diese benachteiligten Regionen Perspektiven zu entwickeln,
die sich in einem stabilen Aufholprozess äußern", fasst Studienleiter Fina
zusammen.

Ein Auftrag für die Politik

Die Ergebnisse bestätigen andere Studien zu diesem Thema und verdeutlichen
den Handlungsbedarf. In den vergangenen Jahren hat sich die Ungleichheit
weiter verfestigt. "Ein Auseinanderdriften der Lebensbedingungen in
Deutschland widerspricht nicht nur dem im Grundgesetz formulierten Ideal
gleichwertiger Lebensverhältnisse, es gefährdet den gesellschaftlichen
Zusammenhalt", ordnet Fina die Ergebnisse ein. Strukturpolitische
Maßnahmen müssten sich künftig noch sehr viel intensiver für einen
wirksamen Ausgleich einsetzen, sei es in der Bildungspolitik, dem Ausbau
und Unterhalt von Infrastruktur, aber auch der Digitalisierung und damit
zusammenhängender neuer Beschäftigungsmöglichkeiten. Entscheidend zur
Bewältigung dieser Aufgaben sind die Handlungsfähigkeit der Kommunen und
eine entsprechende Beteiligung der Bevölkerung. "Die Förderung
gleichwertiger Lebensbedingungen wird mit Blick auf die aufziehende
konjunkturelle Abschwächung schwieriger. Gleichzeitig muss deutlich
erkannt werden, welche Bedeutung verbesserte Rahmenbedingungen und
Perspektiven für den gesellschaftlichen Zusammenhalt haben. Aktuelle
Entwicklungen wie Proteste gegen steigende Wohnungskosten, die Diskussion
um Verkehrsinfarkte in den Großstadtregionen, oder der stockende Ausbau
der Breitbandinfrastruktur in vielen ländlichen Regionen verdeutlichen den
Handlungsbedarf", so Fina.

Die Ergebnisse für eine Region auf einen Klick

Neben der Studie hat das ILS eine webbasierte, interaktive Karte
entwickelt, in der Nutzerinnen und Nutzer in ihren Kreis oder ihre
kreisfreie Stadt zoomen können und so die jeweiligen Ergebnisse sehen. Die
Seite www.fes.de/ungleiches-deutschland wurde dafür heute freigeschaltet.
Die Karten zu jedem der insgesamt 29 Indikatoren sind dann in der
Langfassung der Studie enthalten, die Ende Mai erscheint. In der Version
sind außerdem weitergehende Handlungsempfehlungen an die Politik
formuliert.

Das wissenschaftliche Gutachten entstand am ILS unter Beteiligung von
Stefan Fina, Frank Osterhage, Jutta Rönsch, Karsten Rusche, Stefan
Siedentop, Ralf Zimmer-Hegmann, unterstützt von Rainier Danielzyk von der
Akademie für Raumforschung Landesplanung (ARL).


Originalpublikation:

Stefan Fina, Frank Osterhage, Jutta Rönsch, Karsten Rusche, Stefan
Siedentop, Ralf Zimmer-Hegmann, Rainer Danielzyk (2019):

Ungleiches Deutschland. Sozioökonomischer Disparitätenbericht 2019.
Hintergründe zu Trends, Indikatoren, Analysen.

Abrufbar unter: http://library.fes.de/pdf-files/fes/15406.pdf

Weitere Informationen unter:

http://www.fes.de/ungleiches-deutschland/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution815

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung gGmbH, 30.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1818: Tarifbindung gefordert - Erneute Arbeitsniederlegungen bei Amazon (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
2. Mai 2019

Tarifbindung gefordert - Erneute Arbeitsniederlegungen bei Amazon



Berlin - Die Beschäftigten an den Amazonstandorten Rheinberg und Werne
(NRW), Bad Hersfeld (Hessen), Koblenz (Rheinland-Pfalz) und Leipzig
(Sachsen) sind erneut in den Streik getreten. Die
Arbeitsniederlegungen dauern vorläufig bis zum 3. Mai (Koblenz) bzw.
bis zum 4. Mai 2019 (Rheinberg, Werne, Bad Hersfeld, Leipzig) an.

"Die Beschäftigten streiken, weil sie existenzsichernde Löhne und
gute Arbeitsbedingungen durchsetzen wollen. Sie verlangen, dass
Amazon nicht mehr einseitig die Arbeitsbedingungen diktiert. Die
Streiks finden auch im Zeichen der aktuellen Tarifrunde im Einzel-
und Versandhandel statt. Die Beschäftigten beim Versandhändler Amazon
verlangen Reallohnsteigerungen und die Tarifbindung, damit das
Unternehmen nicht zulasten aller Beschäftigten und anderer
Unternehmen die Löhne und Arbeitsbedingungen drückt. ver.di fordert,
die Tarifverträge des Einzelhandels endlich wieder für
allgemeinverbindlich erklären zu lassen, um die dramatische Erosion
der Tarifbindung umzukehren. Eine Allgemeinverbindlichkeit würde dann
auch für Amazon gelten", sagte ver.di-Bundesvorstandsmitglied
Stefanie Nutzenberger.

ver.di fordert für den Einzelhandel in dieser Tarifrunde 6,5 Prozent
mehr Lohn, mindestens aber 163 Euro bzw. einen Euro mehr pro Stunde.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 02.05.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1817: Bsirske - Öffentliche Aufträge nur noch an tarifgebundene Unternehmen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
1. Mai 2019

Tag der Arbeit

Bsirske: Öffentliche Aufträge nur noch an tarifgebundene Unternehmen



Berlin - In den Mittelpunkt seiner Mairede in Hamburg rückte der
Vorsitzende der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) Frank
Bsirske den Wert von Tarifverträgen. "Tarifverträge schützen und
ermöglichen bessere Arbeits- und Entlohnungsbedingungen. Deshalb gilt es,
die Tarifbindung in Deutschland wieder nachhaltig zu stärken - von unten
durch gewerkschaftliche Organisation, von oben durch Unterstützung
von der Politik. Öffentliche Aufträge sollten künftig nur noch an
tarifgebundene Unternehmen vergeben werden", sagte Bsirske.

Der Gewerkschafter warb ferner für einen Kurswechsel in der
Rentenpolitik und begrüßte ausdrücklich die Pläne von
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil für eine Grundrente ohne
Bedürftigkeitsprüfung. "Heil stellt sich damit an die Seite der
Menschen mit niedrigen Einkommen und nimmt damit eine langjährige
Forderung der Gewerkschaften auf", betonte Bsirske.

Dagegen übte er Kritik an Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier.
Dessen Ankündigung, die Nachunternehmerhaftung in der Paketzustellung
blockieren zu wollen, um so unnötige Bürokratie zu vermeiden, nannte
Bsirske "fadenscheinig". "Tatsächlich entlässt der CDU-Minister damit
Konzerne wie DPD und Hermes aus der Verantwortung für kriminelle
Praktiken beauftragter Unternehmen", so Bsirske.

Der Gewerkschaftsvorsitzende rief zugleich zu einer Beteiligung an
der Europawahl auf. Dieser käme zusammen mit den anderen Wahlen in
diesem Jahr eine richtungsweisende Bedeutung zu. Klimawandel,
Flüchtlingsbewegungen, Finanzkrisen, Terrorismus, internationale
Handelskonflikte - das alles erfordere ein Mehr an Zusammenarbeit und
Miteinander, nicht ein Zurück in nationale Beschränktheit. "Die AfD
ist eine deutsche Brexitpartei. Die von ihr geforderte
Wiedereinführung der D-Mark hätte einen Aufwertungsschock zur Folge
und den Marsch in die Wirtschaftskrise zum Parteiprogramm. Das ist
gemeingefährlich und strunzdumm dazu", so Bsirske.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 01.05.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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UNTERNEHMEN/2768: RWE Hauptversammlung - NGOs fordern Änderung des Geschäftsmodells (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

RWE Hauptversammlung: NGOs fordern Änderung des Geschäftsmodells

- Neue Kriterien des Norwegischen Pensionsfonds dürften RWE
ausschließen

- Konzern muss eine Strategie für Kohleausstieg bis 2030 vorlegen

- Konzernchef Schmitz ist der Falsche, um bei RWE umzusteuern



Essen, 02.05.2019 - Morgen werden die NGOs urgewald und Europe Beyond Coal
auf der RWE-Hauptversammlung Forderungen für mehr Klimaschutz an Vorstand
und Aktionär*innen des Konzerns richten. Die Hauptversammlung findet
inmitten großer Proteste gegen die Kohle-Geschäfte des Unternehmens und
wachsenden Drucks von Investoren statt.

Am 5. April empfahl die norwegische Regierung eine Verschärfung der
Kohleausschlusskriterien [1] für den Pensionsfonds des Landes, einer der
größten institutionellen Investoren von RWE. Diese werden nach Recherchen
von urgewald zu einem Verkauf der RWE-Aktien führen. [2]

Katrin Ganswindt, Klima-Campaignerin bei urgewald, meint: "Die neuen
Kohleausschlusskriterien in Norwegen zeigen, dass das Vertrauen der
Investoren weiter schwindet. Wenn der Konzern nicht weiter an Boden
verlieren will, muss das Management beweisen, dass es die Notwendigkeiten
der Klimakrise erkannt hat und entsprechend handeln. RWE muss seinen
Widerstand gegen einen schnellen Kohleausstieg aufgeben."

Das Festhalten an Kohle wird zunehmend unrentabel: Steigende Preise für 
CO2-Zertifikate im Rahmen des EU-Emissionshandelssystems und die Einführung
eines CO2-Grundpreises in den Niederlanden werden die Kosten für den
Betrieb von Kohlekraftwerken erhöhen. Kaarina Kolle, Koordinatorin für
Finanz- und Energiethemen beim Netzwerk Europe Beyond Coal, sagt: "RWE
läuft aufgrund seiner hohen CO2-Last Gefahr schnell an Rentabilität zu
verlieren. Der Konzern muss einen Fahrplan für einen Kohleausstieg bis 2030
vorlegen. Andernfalls sollten sich Investoren von RWE trennen."

Auch nach der bevorstehenden Übernahme erneuerbarer Kapazitäten von E.ON
wird RWE größte Kohlekraftwerksbetreiber Europas bleiben mit jährlichen
Gesamtemissionen in Höhe des Landes Rumänien. Nach Abschluss des E.ON-Deals
würde der Anteil Erneuerbarer an der Energieerzeugung immer noch bei nur
14% liegen, verglichen mit rund 40% bundesweit.

"Konzernchef Schmitz hat sich als ungeeignet erwiesen, das Unternehmen aus
dieser Situation heraus zu lenken. Während Deutschland seinen Kohleausstieg
plant, hat die Konzernführung gegen Klima-Fortschritte lobbyiert und den
Ruf von RWE weiter beschädigt. Ein glaubwürdigeres Führungsteam sollte das
neue Geschäftsmodell umsetzen", so Kolle.


Anmerkungen:

[1] Weißbuch, das vom Parlament bis zum 5. Juni genehmigt werden soll:


www.ow.ly/EbXu30osnh4

[2] Gemäß den Empfehlungen des norwegischen Finanzministeriums wird der
Pensionsfonds seine Kohlerichtlinie verschärfen und auch Unternehmen mit
einer installierten Kohleleistung von mehr als 10.000 Megawatt oder einer
jährlichen Kohleproduktion von mehr als 20 Millionen Tonnen ausschließen.
Nach den Berechnungen von urgewald erfüllt RWE beide Kriterien. Siehe:
www.ow.ly/EbXu30osnh4

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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UNTERNEHMEN/2767: BASF - Doppelte Standards bei Pestizideinsatz in Brasilien (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 02.05.2019

BASF: Doppelte Standards bei Pestizideinsatz in Brasilien 

- In Brasilien verkauft BASF immer mehr Pestizide mit giftigen Wirkstoffen,
die in der EU verboten sind

- Schädliches Glufosinat nun im Portfolio nach Übernahme der
Bayer-Agrarsparte



Mannheim, 2. Mai 2019. Anlässlich der BASF-Hauptversammlung am 3. Mai in
Mannheim kritisieren zivilgesellschaftliche Organisationen das gesundheits-
und umweltschädliche Agrargeschäft des Chemiekonzerns.

In Brasilien hat der Verkauf von Wirkstoffen in BASF-Pestiziden, die auf
EU-Ebene laut EU-Pesticides-Database nicht zugelassen sind, von 2016 bis
2019 um 44 Prozent auf nun 13 Wirkstoffe zugenommen.

"Immer dann, wenn reiche Länder die hoch giftigen Produkte von BASF
verbieten, setzt der Konzern auf Länder, wo die Unternehmenslobby einen
stärkeren Einfluss auf die Aufsichtsbehörden hat", sagt Alan Tygel von der
brasilianischen Kampagne gegen Agrargifte und für das Leben, der seine
Kritik auch auf der Hauptversammlung der BASF äußern wird.

Agrargifte gefährden Gesundheit und Umwelt

Mit der Übernahme der Bayer-Geschäftsanteile hat die BASF das eigene
Portfolio um gentechnisch veränderte Pflanzen mit einer Toleranz gegen den
Herbizidwirkstoff Glufosinat und die Geschäfte mit in diesem Wirkstoff
erweitert.

"In der Europäischen Union wird der Wirkstoff Glufosinat bald komplett vom
Markt verschwunden sein. Das Verbot ist alternativlos und sollte auch in
anderen Ländern der Welt umgesetzt werden. Denn: Geschäfte mit Glufosinat
gehören verboten, nicht verkauft!", so Christof Potthof vom Gen-ethischen
Netzwerk.

"Gentechnisch veränderte Pflanzen mit Resistenzen gegen Herbizide - zum
Beispiel Glufosinat - erhöhen den Einsatz von Herbiziden. Ihre negativen
Auswirkungen auf die Biodiversität der Kulturlandschaften weltweit werden
dadurch verstärkt", ergänzt GeN-Mitarbeiterin Judith Düesberg.

Glufosinat wird von der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit
(EFSA) als fortpflanzungsschädigend bei Säugetieren eingestuft und kann
daher auch bei Menschen zu schweren gesundheitlichen Folgen führen.

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de
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UNTERNEHMEN/2766: BASF - Massenentlassung beim Platin-Zulieferer Lonmin in Südafrika (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 02.05.2019

BASF: Massenentlassung beim Platin-Zulieferer Lonmin in Südafrika

- Berüchtigter Bergbaukonzern Sibanye-Stillwater will Lonmin
übernehmen

- Drohende Massenentlassung verschärft prekäre Lebensbedingungen in
Marikana

- Internationale Kampagne fordert von BASF, Schritte zur Verbesserung der
Lebens- und Arbeitsbedingungen zu vereinbaren



Mannheim, 2. Mai 2019. Anlässlich der BASF-Hauptversammlung am 3. Mai in
Mannheim wirft die südafrikanisch-europäische Kampagne Plough Back the
Fruits dem Chemiekonzern Vernachlässigung der Menschenrechte in seinen
Geschäftsbeziehungen nach Südafrika vor.

Auch fast sieben Jahre nach dem Massaker von Marikana sind bei Lonmin, dem
wichtigsten Platin-Zulieferer der BASF, die Arbeits- und Lebensbedingungen
unverändert untragbar. Die Mehrheit der Arbeiter in der südafrikanischen
Minenarbeiterstadt Marikana lebt nach wie vor in Slums ohne fließendes
Wasser, Kanalisation und Strom. Dabei ist Lonmin rechtlich durch den Social
and Labour Plan (SLP) dazu verpflichtet, für bessere Arbeits- und
Lebensbedingungen zu sorgen.

"Der BASF-Vorstand muss nun erst recht unter Beweis stellen, dass man auf
die Einhaltung rechtlicher Verbindlichkeiten besteht und damit seine
Lieferkettenverantwortung ernst nimmt", fordert der südafrikanische Bischof
Seoka, Vertreter der Kampagne. "Die lang versprochenen, aber nie
vollständig umgesetzten Verbesserungen der Lebensbedingungen in Marikana
müssen endlich umgesetzt werden."

Lonmin wird voraussichtlich von Sibanye-Stillwater übernommen, einem
Unternehmen, das für seine hohe Anzahl von tödlichen Arbeitsunfällen
berüchtigt ist - allein im Jahr 2018 hatte es 24 Todesfälle gegeben. Durch
die Übernahme sind nun 12.600 Arbeitsplätze bei Lonmin bedroht.

"Die Arbeiter und die Gemeinschaft von Marikana sind sehr besorgt. Wenn
Lonmin als Unternehmen verschwindet, wird niemand mehr da sein, der für die
Straftaten gegen sie und für die Umweltzerstörung zur Rechenschaft gezogen
werden kann?, ergänzt Seoka, der sich auch an die Aktionär*innen auf der
BASF-Hauptversammlung richten wird.

BASF wirbt damit, eine Pionierrolle im Blick auf Unternehmensverantwortung
und Nachhaltigkeit zu übernehmen, etwa bei der Umsetzung der 
UN-Nachhaltigkeitsziele (SDGs). Sollte die Übernahme von Lonmin zustande
kommen, muss die BASF nun beweisen, dass dies keine leeren Worte sind und
die soziale und ökologische Gewalt des "business as usual" nicht
fortgeführt wird.

"BASF soll in seinem neuen Vertrag mit Sibanye-Stillwater klare Schritte
zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeiter
vereinbaren. Dieser Vertrag muss öffentlich zugänglich gemacht werden,
damit die Gemeinschaft von Marikana die Umsetzung überprüfen kann", fordert
der Rechtsanwalt Andries Nkome, der 279 der nach dem Massaker von Marikana
unrechtmäßig verhafteten Arbeiter vertritt. "Es ist ein Skandal, dass bis
heute nicht alle Opfer des Massakers vollständig entschädigt worden sind,
nur weil niemand Verantwortung übernehmen will", ergänzt Nkome, der
ebenfalls an der Aktionärsversammlung der BASF teilnehmen wird.

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de
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INTERNATIONAL/276: Mexiko - Indigene Rechte und Regierungspolitik im Bergbau (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Indigene Rechte und Regierungspolitik im Bergbau

Von Francisco López Bárcenas



(Mexiko-Stadt, 26. April 2019, la jornada) - Schlechte Nachrichten für
den mexikanischen Präsidenten. In seiner morgendlichen Pressekonferenz
am 18. März erklärte der Regierungschef, es würden keine weitere
Bergbaukonzessionen auf dem nationalen Territorium erteilt.
Gleichzeitig versicherte er, keine der von den Vorgängerregierungen
genehmigten Konzessionen würde zurückgenommen. "Die Konzessionen
bleiben bestehen. Sie werden nicht widerrufen, ganz einfach. Damit
unsere Gegner nicht damit kommen, die Privatindustrie oder die
Auslandsinvestitionen würden geschädigt. Wir werden (aber) keine
weiteren Genehmigungen vergeben. Denn warum wollen sie mehr? Es ist
schon reichlich." Der Präsident nutzte die Gelegenheit, die
kanadischen Bergbaukonzerne einzuladen - und nur diese, nicht die
anderer Nationen - so zu agieren, wie sie es in ihrem Ursprungsland
tun. Laut ihm sind dort die Regeln für die Bergbauaktivitäten strenger
und verursachen daher weniger soziale Schäden und Umweltzerstörung.

Die Erklärungen des Präsidenten beunruhigten die
Bergbauunternehmer*innen nicht weiter. Denn es wurden, wie dieser
selbst sagte, in den vergangenen 36 Jahren Konzessionen in einem
Ausmaß wie nie zuvor vergeben. Ein Viertel des mexikanischen
Territoriums liegt so in den Händen der Konzessionsnehmer*innen und
aufgrund dieses Umfangs werden sie viel Zeit für die Ausbeutung
brauchen. Angesichts dieser Situation bedeutet die Aussetzung neuer
Konzessionen nicht, die Bodenschätze für das Wohl des Landes
zurückzugewinnen. Um das zu erreichen, muss der Vergabeprozess
überprüft werden. Die Genehmigungen, die nicht rechtskonform erteilt
wurden, müssen annulliert werden. Zu ihnen gehören mindestens
diejenigen, die gegen das Recht der indigenen Völker auf Autonomie,
Territorium, vorrangigen Zugang zu den darin vorkommenden natürlichen
Ressourcen und auf die vorherige, freie, informierte und kulturell
angemessene Befragung verstoßen haben.


Die Indigenen wehren sich juristisch gegen illegale
Konzessionsvergabe

Auf diese Weise sind die indigenen Völker mit illegalen
Regierungsentscheidungen und der kriegerischen Haltung der
Bergbauunternehmen konfrontiert, die sich die Bodenschätze um jeden
Preis aneignen wollen. Die indigenen Völker greifen auf ihre
Organisation, die Mobilisierung und das Justizwesen zurück. Sie klagen
vor den Gerichten auf die Annullierung der den Unternehmen bewilligten
Konzessionen, weil sie ihre Rechte verletzen. Die Kombination von
Anprangerung, Mobilisierung und juristischen Argumenten hat gute
Resultate gezeitigt. In der Mehrheit der Prozesse haben die Gerichte
den Indigenen Recht gegeben. Die Tribunale ordneten an, die
angefochtenen Konzessionen für nichtig bzw. nicht existent zu
erklären. Gegen den Entschluss des Präsidenten, selbst die
Bergbaukonzessionen nicht zu streichen, die die Rechte der indigenen
Völker verletzen, machen die Gerichte dies in den Fällen, in denen die
Indígenas dies beantragt haben.

Das jüngste Beispiel ist ein Urteil vom 5. März 2019 in dem
Berufungsprozess 445/2015, der vor einem föderalen Distriktgericht im
Bundesstaat Puebla vom Ejido-Vorstand aus Tecoltemi angestrengt wurde.
Die Mitglieder dieser Agrargemeinde mit kollektivem Landbesitz gehören
den Nahua an. In dem Urteil des Richters, der sich mit dem Fall
befasste, heißt es: "Wenn in einem bestimmten Regelwerk, in dem die
Rechte der indigenen Gemeinden betroffen sind, das Recht auf Befragung
und damit das Einholen der freien und informierten Zustimmung nicht
geregelt ist, folgt daraus, dass eine Verletzung der Grundrechte
dieser Gemeinden besteht." Auf der Grundlage dieses Argumentes ordnete
er gegenüber der Generaldirektion für die Bergbauregulierung des
Wirtschaftsministeriums an, die angefochtenen Konzessionsgenehmigungen
aufzuheben. Den mexikanischen Kongress wies der Richter an, zu dieser
Frage Gesetze zu verabschieden.

Da es offenkundig ist, dass die auf indigenen Territorien vergebenen
Bergbaukonzessionen die Rechte der indigenen Völker verletzt haben,
hat der Präsident der Republik Argumente, um seine Haltung zu
revidieren. Statt auf den Widerruf der Konzessionen zu verzichten,
könnte er ein Prüfungsverfahren einleiten. Diejenigen Genehmigungen,
die gesetzeskonform erteilt wurden, könnten bestehen bleiben.
Diejenigen, die gegen das Gesetz verstießen, könnten aufgehoben
werden. Eine weitere Maßnahme, die er ergreifen kann, ist es, ein
Memorandum an die verschiedenen Behörden zu schicken, damit diese es
unterlassen, gerichtlich gegen die indigenen Völker vorzugehen. Das
ist bisher durchgehend der Fall, wenn die indigene Bevölkerung einen
Prozess gegen sie gewinnt. Diese Haltung ist gleichbedeutend damit,
Pflichtverteidiger für die Unternehmen zu spielen. Wenn der Präsident
nichts in dem vorgeschlagenen Sinn unternimmt, muss er damit rechnen,
weiterhin mit dem Unmut der indigenen Bevölkerung konfrontiert zu
werden. Das käme der Vierten Transformation [1], die das Land erfassen
soll, nicht zugute.


Anmerkung:

[1] https://www.npla.de/poonal/amlos-reformen-im-eiltempo/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/indigene-rechte-und-regierungspolitik-im-bergbau/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen
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VERKEHR/760: Unfall von Links- und Rechtsabbieger (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 2. Mai 2019

Unfall von Links- und Rechtsabbieger



Berlin (DAV). Beim Zusammenstoß eines Links- und eines
entgegenkommenden Rechtsabbiegers kommt es bei der Frage der Haftung
auf die Umstände des Einzelfalls an. So spielt die Ampelschaltung -
etwa ob eine Linksabbiegerampel vorhanden ist - ebenso eine Rolle wie
der Vorrang des "Kreuzungsräumers". Dies ergibt sich aus einer
Entscheidung des Kammergerichts Berlin vom 31. Januar 2019
(AZ: 22 U 211/16), worüber die Arbeitsgemeinschaft des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) berichtet.

Der Mann bog an einer Linksabbiegerampel links ab. Er stieß dabei mit
einem entgegenkommenden Fahrzeug zusammen. Das Auto der Frau wurde an
der Front, das des Mannes hinten rechts beschädigt. Letzterer meinte,
er habe wegen seiner grünen Ampel Vorfahrt gehabt. Die Frau war
dagegen der Meinung, der Mann sei schon bei Rot losgefahren, sie
selbst sei eine Kreuzungsräumerin. Als solche habe sie Vorrang, da sie
bereits in die Kreuzung eingefahren sei. Das Landgericht wies die
Klage des Mannes noch komplett ab. Vor dem Kammergericht war er dann
mit anwaltlicher Hilfe erfolgreich.

Nach Auffassung des Gerichts war es der Frau nicht gelungen,
nachzuweisen, dass der Mann gegen seine Pflichten verstoßen hatte. Sie
habe nicht beweisen können, dass er bei Rot losgefahren sei. Der
Anscheinsbeweis gelte in diesem Fall nicht, da der Kläger einer auf
Grün geschalteten Linksabbiegerampel gefolgt sei. Grundsätzlich hätten
zwar Kreuzungsräumer Vorrang. Die Fahrer müssten sich allerdings mit
den anderen Verkehrsteilnehmern abstimmen. Damit solle verhindert
werden, dass Fahrzeuge auf der Kreuzung stehen blieben, die abbiegen
wollten.

Es sei aber auch nicht deutlich gewesen, dass die Frau eine
Kreuzungsräumerin gewesen sei. Sie habe an zweiter Stelle und noch im
Fußgängerbereich gestanden. Unabhängig davon sei klar, dass es keine
Verständigung gegeben habe. Die Frau habe ihr vermeintliches Vorrecht
erzwingen wollen. Sie sei dem bereits querenden Kläger hinten seitlich
in den Wagen gefahren. Deshalb sei eine Alleinhaftung der Frau
zwingend, so das Gericht.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 16/19 vom 2. Mai 2019

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht
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VERKEHR/759: Schadensersatz nach Verkehrsunfall - wer darf klagen? (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 2. Mai 2019

Schadensersatz nach Verkehrsunfall - wer darf klagen?



München/Berlin (DAV). Wer auf Schadensersatz aus einem Verkehrsunfall
Anspruch erhebt, muss Eigentümer des Fahrzeugs sein. Es gibt zwar eine
so genannte Eigentumsvermutung, jedoch ist diese nicht zwingend. Die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
informiert über eine Entscheidung des Oberlandesgerichts München vom
21. September 2018 (AZ: 10 U 1502/18).

Die Frau machte Schadensersatz aus einem Verkehrsunfall geltend, bei
dem sie aber nicht selbst Fahrerin war. Vor Gericht wurde darüber
gestritten, ob sie den Schaden überhaupt geltend machen dürfe.

Nach Auffassung des Gerichts durfte sie das nicht. Ihr fehlte die so
genannte Aktivlegitimation. Diese steht dem Eigentümer oder dem
unmittelbaren Besitzer zu. Eigentümer ist der, dem die Sache auch
tatsächlich gehört, hier also der Halter des Fahrzeugs. Besitzer ist
der, der im jeweiligen Moment über eine Sache verfügen kann.

Es gibt zwar eine Eigentumsvermutung. Man vermutet, dass derjenige
Eigentümer einer Sache ist, der sie besitzt, im vorliegenden Fall also
der Fahrer. Da die Frau ihr unmittelbares Eigentum nicht nachweisen
konnte, ergab sich hier ein unklares Besitzverhältnis. Solche Fälle
sind beispielsweise dann denkbar, wenn ein Auto finanziert oder
geleast ist. Oder aber wenn der Kläger nicht zugleich Fahrer und damit
unmittelbarer Besitzer ist. Auf ihre Legitimation war die Frau
allerdings nicht ausreichend eingegangen, obwohl das Gericht sie
darauf hingewiesen hatte. Im Ergebnis konnte sie nicht ihre
Berechtigung nachweisen, den Unfallschaden geltend zu machen.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 15/19 vom 2. Mai 2019
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KIRCHE/2195: Kirche ruft zu verstärktem Engagement für Menschen mit Behinderung auf (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 02.05.2019

Kirche ruft zu verstärktem Engagement für Menschen mit Behinderung
auf

"Allen Gläubigen - ob unbehindert oder behindert - ein Zuhause des Glaubens
sein"



Ein verstärktes Engagement für Menschen mit Behinderung in der Kirche hat
der Beauftragte der Deutschen Bischofskonferenz für die Seelsorge für
Menschen mit Behinderung, Weihbischof Dr. Reinhard Hauke (Erfurt), heute
(Donnerstag, 2. Mai 2019) in Aulhausen bei Limburg gefordert. Anlässlich
eines Festaktes zur Zukunft der Pastoral für Menschen mit Behinderung
unterstrich er das Anliegen einer inklusiven Kirche und kündigte die
Veröffentlichung einer inklusiven Arbeitshilfe zu diesem Thema an: "Ich
hoffe, diese Arbeitshilfe wird wie das Wort der deutschen Bischöfe
'unBehindert Leben und Glauben teilen' von 2003 ein Meilenstein auf unserem
Weg hin zu einer inklusiven Kirche", so Weihbischof Hauke. Die katholische
Kirche als Gemeinschaft der Gläubigen sei schon aus ihrem Namen heraus
inklusiv, da sie alle ihre Gläubigen umfasse. "Das bedeutet auch, dass sie
allen Gläubigen - ob unbehindert oder behindert - ein Zuhause des
gemeinsamen Lebens und Glaubens sein muss. Sonst ist sie eben nicht mehr
katholisch. Gemeinsam wollen wir in diesem Sinne noch 'katholischer'
werden", betonte der Weihbischof.

Dem Festakt vorausgegangen war die Feier eines inklusiven Gottesdienstes in
der Marienkirche in Aulhausen, die als Europas einziges von Menschen mit
Behinderungen gestaltetes Gotteshaus gilt. Das Konzept der inklusiven Messe
"Einfach feiern" mit Liedern in Einfacher Sprache, wurde in Kooperation des
Sekretariats der Deutschen Bischofskonferenz mit dem Bistum Limburg
erarbeitet. Beteiligt an der Messe waren unter anderem ein blinder Lektor,
ein Pfarrer als Gebärdensprachdolmetscher sowie ein Projektchor von
Menschen mit Behinderungen. Die Lesungen wurden in Leichter Sprache und in
Deutscher Gebärdensprache vorgetragen und verdeutlichten somit das
inklusive Anliegen der Kirche. Weihbischof Hauke trug das für die
Arbeitshilfe geplante Vorwort in lautbegleitender Gebärdensprache vor, die
er zuvor gelernt hatte.

Weihbischof Hauke erinnerte in Aulhausen daran, dass Menschen, die mit
Beeinträchtigungen sowie mit umwelt- und einstellungsbedingten
Behinderungen leben, selbst zu Wort kommen müssten. "Der Grundsatz der
sogenannten UN-Behindertenrechtskonvention 'Nicht ohne uns über uns' gilt
auch für unsere pastorale Arbeit! Wenn wir Menschen mit Behinderung den
Raum geben, selbst Zeugnis von ihrem Leben und von ihrem Glauben ablegen zu
können, verändert das die Sicht aller Beteiligten und die Sicht auf
Behinderungen." Um das in der Kirche zu verwirklichen, seien Strukturen
notwendig für diese besondere Pastoral. "Es ist den Seelsorgerinnen und
Seelsorgern in den Diözesen sowie den Verantwortlichen auf Bundesebene
gemeinsam zu verdanken, dass wir eine Konferenz der
Diözesanverantwortlichen sowie einen der Pastoralkommission der Deutschen
Bischofskonferenz zugeordneten Beirat haben, die in Zusammenarbeit mit dem
Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz regelmäßige Fort- und
Weiterbildungen organisieren und in verschiedenen Arbeitsgruppen Projekte
ins Leben rufen und gemeinsam verantworten", betonte Weihbischof Hauke.


Hintergrund

Die geplante Arbeitshilfe wird in den nächsten Monaten erscheinen. Sie
trägt den Titel "Leben und Glauben gemeinsam gestalten. Kirchliche Pastoral
im Zusammenwirken von Menschen mit und ohne Behinderungen". Das Dokument
nimmt die Grundlinien des Textes der deutschen Bischöfe von 2003 auf und
konkretisiert sie für die seelsorgliche Arbeit vor Ort. Anhand von
Praxisbeispielen werden pastorale Herausforderungen sowie Handlungsoptionen
für die wichtigsten Lebensphasen und Lebensbereiche aufgezeigt.
Verantwortliche sowie Mitarbeiter in der Seelsorge sollen mit der
Arbeitshilfe unterstützt werden, sich weiter auf den Weg hin zu einer
'inklusiven Kirche' zu machen, die für eine umfassende Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen steht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 068 vom 2. Mai 2019

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn
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MELDUNG/105: Enthüllt - Wildhüter im Zentrum des WWF-Skandals erhalten Prämien für Festnahmen (Survival)


"Survival International" - Deutsche Sektion - 2. Mai 2015

Enthüllt: Ranger im Zentrum des WWF-Skandals erhalten Prämien für
Festnahmen



Recherchen von Survival International zeigen, dass Wildhüter, die vom WWF
unterstützt werden, Prämien für Festnahmen erhalten.

Das Bonussystem gibt den Einheiten einen klaren Anreiz, möglichst viele
Personen zu verhaften. Lokale Anwohner*innen haben bereits häufig über
willkürliche Verhaftungen und andere Misshandlungen von Rangern in der
Region geklagt.

Erst gestern hatte eine Analyse kritisiert, dass Menschenrechte in der
Arbeit des WWF-Deutschland nur "unzureichend integriert" seien.

Die Zahlungen sind in der Finanzierungsvereinbarung mit der Europäischen
Union für die Schaffung des hoch umstrittenen Schutzgebiets Messok Dja in
der Republik Kongo geregelt. Darin ist auch festgelegt, dass Informanten
Prämien für Informationen gezahlt werden, die zu einer Verhaftung führen.

Der Direktor von Survival International, Stephen Corry, sagte heute: "Das
System des WWF bedeutet, dass Wildhüter für jede Person, die sie
festnehmen, mehr Geld bekommen - von den Steuerzahlern in der EU. Stellen
Sie sich den Aufschrei vor, wenn das für Strafverfolgungsbeamte in Europa
gelten würde! Es geht hier nicht um den Verkauf von Autos: Polizeiarbeit
sollte nicht auf 'Provisionsbasis' betrieben werden."

"Jeder, der sich damit beschäftigt hat, weiß, das die Baka und andere
Einheimische seit Jahren sagen, dass sie ständig verhaftet werden - und
häufig verprügelt, gefoltert und schlimmeres. Jetzt wissen wir, dass es
sogar einen Anreiz für die Ranger gibt, sie zu misshandeln. Es versteht
sich von selbst, dass die echten Wilderer, gemeinsam mit korrupten
Wildhütern und Offiziellen, ungeschoren davonkommen - wie immer."

Der WWF - mit Unterstützung des WWF-Deutschland - treibt das Messok
Dja-Projekt voran, obwohl lokale Baka-Indigene, deren Land dafür genutzt
werden soll, es entschieden ablehnen. Nach internationalem Recht dürfen
solche Projekte nicht durchgeführt werden, wenn die lokale Bevölkerung
nicht bereits ihre Zustimmung zu dem Vorschlag gegeben hat.

Ein Baka-Mann sagte gegenüber Survival International: "Für uns ist das wie
ein Krieg. Unser Wald ist jetzt für uns verschlossen. Die Ranger töten
Menschen für Geld, so erhöhen sie ihr Gehalt."

Eine investigative Recherche des Nachrichtenseite Buzzfeed hatte kürzlich
ergeben, dass der WWF "mit paramilitärischen Kräften zusammenarbeitet, die
beschuldigt wurden, viele Menschen geschlagen, gefoltert, sexuell
angegriffen und ermordet zu haben, sowie diese zu finanzieren und
auszurüsten."

Buzzfeed veröffentlichte auch interne Dokumente, die zeigen, dass der WWF
seit Jahren weiß, dass die Ranger schwerer Menschenrechtsverletzungen
beschuldigt werden, diese aber weiterhin finanzierte.

Untersuchungen zur Arbeit des WWF finden derzeit in den USA, Großbritannien
und Deutschland statt. Gestern hatte der WWF-Deutschland im Rahmen der
Buzzfeed-Vorwürfe eine Analyse veröffentlicht, die kritisierte, "dass
Menschenrechtsaspekte wenig Beachtung" zu finden scheinen. Obwohl die
Analyse vom WWF bezahlt wurde und sich im Wesentlichen auf Informationen
stützte, die der WWF selbst bereitstellte, werfen die Ergebnisse ein
schlechtes Licht auf die Einhaltung von Menschenrechtsstandards durch den
WWF.



Survival International ist die globale Bewegung für indigene Völker. Wir
helfen indigenen Völkern ihr Leben zu verteidigen, ihr Land zu schützen und
ihre Zukunft selbst zu bestimmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Mai 2019
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MELDUNG/104: Menschenrechte in der WWF-Schutzgebietsarbeit - Analyse und Maßnahmenpaket (WWF)


WWF Pressemitteilung - 1. Mai 2019

Für Mensch und Natur

Menschenrechte: WWF Deutschland veröffentlicht externe Analyse und legt
Maßnahmenpaket vor



Berlin: Der WWF Deutschland hat einen Bericht veröffentlicht, der die
Berücksichtigung der Menschenrechte in der Schutzgebietsarbeit analysiert.
Der Fokus liegt auf dem eigenen Engagement in der Krisen- und
Konfliktregion Kongobecken. Die Umweltschützer hatten die unabhängige
Untersuchung im März beim Institut 'Human Rights & Responsible Business'
des ehemaligen Menschenrechtsbeauftragten der Bundesregierung, Markus
Löning, in Auftrag gegeben. Neben der Analyse der Wirksamkeit interner
Prozesse und Standards enthält der Bericht Empfehlungen zu deren
Verbesserung. Grundlage hierfür sind die 2011 geschaffenen UN-Prinzipien
für Wirtschaft und Menschenrechte (UNGP). Organisationen haben demnach eine
erweiterte Sorgfaltspflicht.

Der WWF Deutschland hat sich entschlossen, die Empfehlungen Schritt für
Schritt umzusetzen. Ziel ist es, die Sicherung der Menschenrechte zum
systematischeren Bestandteil der Umweltschutzarbeit zu machen. Markus
Löning und sein Team werden diesen Prozess begleiten.

Die Kernergebnisse des Reports:

Der WWF Deutschland hat Standards und Richtlinien zum Schutz von
Menschenrechten eingeführt oder von öffentlichen Geldgebern übernommen,
setzt sie aber nicht immer gleichermaßen systematisch ein.
Er setzt in seinen Projekten zahlreiche Maßnahmen wie
Beschwerdemechanismen, Aus- und Fortbildungstrainings von Rangern,
Einrichtung von Menschenrechtszentren oder medizinische Versorgung der
Menschen vor Ort bereits um. Allerdings ist die Implementierung je nach
Projekt unterschiedlich gut ausgeprägt.

Der Bericht empfiehlt, die Projektstrukturen und Vorgaben zu
vereinheitlichen und so sicherzustellen, dass auf die wichtigsten
menschenrechtlichen Risikofelder bei Naturschutzprojekten in Schutzgebieten
eingegangen wird.

Anlässlich der Veröffentlichung erklärte Eberhard Brandes,
geschäftsführender Vorstand des WWF Deutschland: "Unsere Mission ist die
weltweite Zerstörung von Natur und Umwelt zu stoppen und eine Zukunft zu
gestalten, in der Mensch und Natur im Einklang miteinander leben. Die
Einhaltung der Menschenrechte ist Grundlage aller Naturschutzmaßnahmen. Die
Vorwürfe haben uns betroffen gemacht. Wir haben Markus Löning und sein Team
beauftragt, unsere Prozesse zu analysieren, Handlungsempfehlungen
auszusprechen und uns bei der weiteren Verbesserung zu begleiten. Der
Bericht ist für uns Auftrag und Ansporn. Wir stehen zu unserer
Verantwortung und werden die Empfehlungen umsetzen."

Markus Löning sagte zur Übergabe des Berichts: "Die in 2011 etablierten UN-
Prinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte sprechen Organisationen eine
erweiterte Sorgfaltspflicht zu. Ihre Verantwortung erstreckt sich damit
nicht mehr nur auf das eigene Handeln, sondern auch auf das der Partner.
Diese neue Situation fordert aktuell viele Organisationen heraus. Auch der
WWF Deutschland kann hier einiges besser machen. Menschenrechtsfragen
sollten von Anfang an systematisch in Projektentscheidungen einbezogen
werden und eine strategische Steuerung des Themas aufgebaut werden. Das
Wichtigste ist, dass bei Umsetzung und Planung von Projekten immer klar
ist, dass Naturschutz und die Achtung der Menschenrechte zusammengehören."

"Der WWF treibt dieses Thema mit großer Offenheit und Ernsthaftigkeit
voran", so Löning weiter. "Ich bin daher guten Mutes, dass wir ein robustes
Regelwerk aufbauen können, das die Organisation für ihre Arbeit auch in
menschrechtlich heiklen Regionen wappnet. Gerade im Kongobecken mit seiner
langen Historie gesellschaftlicher Konflikte und Bürgerkriege haben wir es
mit einer schwierigen Gemengelage aus alltäglichen Übergriffen und einer
schwach ausgeprägten Rechtsstaatlichkeit zu tun. Schutzgebiete gehören in
der Regel den nationalen Behörden, weshalb der WWF auf die Zusammenarbeit
mit staatlichen Institutionen angewiesen ist, deren Praktiken aber nicht
immer mit internationalen Standards übereinstimmen."

Um diesen Anforderungen nachzukommen, wird der WWF Deutschland seine
Abläufe weiterentwickeln und ein Regelwerk erarbeiten, das den Schutz der
Menschenrechte von der ersten Planung eines Projekts über die Umsetzung vor
Ort bis zur nachträglichen Auswertung systematischer einbezieht. Zusätzlich
legten die Umweltschützer ein erstes Maßnahmenpaket vor, wozu unter anderem
die Schaffung zweier neuer Stellen für Menschenrechtsfragen in Projekten
des WWF Deutschland und der Zusammenarbeit mit Partnern vor Ort gehört. Die
weiteren Maßnahmen fokussieren auf zwei besonders wichtige Projektregionen
in Afrika - den Nationalpark Salonga in der Demokratischen Republik Kongo
und das Dzanga-Sangha-Schutzgebiet in der Zentralafrikanischen Republik.

Die in beiden Gebieten bereits stattfindende Standard-Ausbildung, bei der
neben fachlichen Fragen auch die Wahrung der Menschenrechte eine
wesentliche Rolle spielt, wird ausgeweitet. Innerhalb eines Jahres sollen
alle in und um den Nationalpark Salonga tätigen Ranger eine entsprechende
Schulung erhalten. Das betrifft nach aktuellem Stand noch rund 200 der
insgesamt 300 Mitarbeiter. Gleiches gilt für Dzanga-Sangha: Auch hier
werden die Trainings intensiviert. In Salonga wird das bestehende
Beschwerdesystem ausgebaut, um Betroffenen von Übergriffen schnell und
unkompliziert zu helfen. Dabei wird der WWF auf die positiven Erfahrungen
und Erkenntnisse aus dem bereits etablierten Beschwerdemechanismus in
Dzanga Sangha zurückgreifen. In einer Pilotphase, die noch in diesem Jahr
starten soll, werden in verschiedenen Dörfern in Salonga lokale
Vertrauenspersonen eingesetzt, bei denen Opfer sich melden können.

Hintergrund:

Im März berichteten verschiedene Medien über Anschuldigungen, wonach der
WWF nicht genügend gegen schwere Straftaten staatlicher Angestellter in
afrikanischen und asiatischen Schutzgebieten unternehme. Der WWF
Deutschland hat daraufhin entschieden - unabhängig von den einzelnen
Vorwürfen - die grundsätzliche Rolle der Menschenrechte, insbesondere in
seinen zentralafrikanischen Projekten zu analysieren. Zur Aufklärung der
Anschuldigungen zu konkreten Tathergängen hat der WWF International eine
unabhängige Menschenrechtskommission einberufen, die von der
südafrikanischen Juristin und ehemaligen UN-Hochkommissarin für
Menschenrechte [1], Navanethem Pillay, geleitet wird.



DOWNLOAD

Untersuchung der menschenrechtlichen Sorgfaltsprozesse beim WWF Deutschland
[PDF, 1 MB]

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/Loening_WWF-Bericht_DE.pdf

Weitere Informationen:

Für Mensch und Natur

https://www.wwf.de/themen-projekte/menschen-und-naturschutz/loening-bericht/

[1] http://wwf.panda.org/wwf_news/press_releases/?345534/Chair-appointed-to-lead-independent-review-panel
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MELDUNG/103: Türkische Gefängnisse - Politische Gefangene beginnen "Todesfasten" (Civaka Azad)


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Pressemitteilung vom 30. April 2019

Türkische Gefängnisse: Politische Gefangene beginnen "Todesfasten"



Die Hungerstreikaktionen in den türkischen Gefängnissen aus Protest gegen
die Isolationsbedingungen des kurdischen Repräsentanten Abdullah Öcalan
haben am 16. Dezember letzten Jahres begonnen. Seit dem 1. März befinden
sich rund 7.000 politischen Gefangenen aus PKK- und PAJK-Verfahren im
Hungerstreik. Heute, am 30. April, sind nun 15 politische Gefangene
aufgrund der anhaltenden Ignoranz der türkischen Regierung ins
"Todesfasten" getreten. Beim "Todesfasten" (ölüm orucu) nehmen die
Häftlinge nur noch Wasser, Zucker und Salz zu sich und verweigern die
Aufnahme von Vitaminen.

In einer schriftlichen Erklärung im Namen der Gefangenen aus PKK- und
PAJK-Verfahren werden die Namen der 15 Gefangenen verkündet, die ab heute
das Todesfasten aufnehmen. Es handelt sich hierbei um: Nesrin Akgül,
Şükran Aydin, Zozan Çiçek (Frauengefängnis Bakırköy); Ardil
Çeşme, Asli Doğan (Frauengefängnis Gebze); Ahmet Aniği,
Özhan Ceyhan, Vedat Özağar, Ihsan Bulut, Erol Çelik
(Hochsicherheitsgefängnis Wan); Engin Akhan, Enver Durmaz, Ahmet Topkaya,
A. Haluk Kaplan, Ferhat Turgay (D-Typ-Gefängnis Amed).

In der Erklärung wird die Entscheidung die Hungerstreikaktion ins
Todesfasten umzuwandeln, mit dem anhaltenden Schweigen und der
Tatenlosigkeit der politischen Verantwortlichen erklärt. Denn die
Forderungen stehen im Kontext internationaler Rechtsstandards und es gibt
für die Umsetzung der Forderungen keinerlei relevante Hindernisse. Den
politischen Gefangenen geht es in diesem Kontext um ein Ende der
Missachtung international anerkannter Rechtsnormen.

Die Hungerstreikenden verweisen in ihrem Statement nochmals auf ihre
Deklaration, in welcher die Bedingungen für eine Beendigung ihrer Aktion
dargelegt werden. Sollten von Seiten des Staates ernsthafte und nachhaltige
Schritte eingeleitet werden, mit denen die Forderungen der Deklaration,
insbesondere das Ende des Isolationsbedingungen Abdullah Öcalans,
gewährleistet werden, so erklären sich die Hungerstreikenden bereit, ihre
Aktion zu beenden.

Die Vorsitzende des Istanbuler Menschenrechtsverein (İHD) Gülseren
Yoleri erklärte zum Beginn des Todesfastens: "Das ein Problem, welches sich
durch die einfache Anwendung des türkischen Rechts lösen ließe, solche
Ausmaße angenommen hat, ist eine erschreckende Situation. Die größte
Verantwortung liegt hierbei bei der Regierung." Der Sprecher der
Demokratischen Partei der Völker (HDP) Saruhan Oluç machte bei einer
Pressekonferenz ebenfalls darauf aufmerksam, dass die Hungerstreikenden
keine Gesetzesänderung fordern, sondern die Umsetzung der bestehenden
Gesetze.

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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SCHACH-SPHINX/06915: Erbsünde der Sorglosigkeit (SB)


Wer hätte beim letzten weißen Zug 1.g3-g4? geahnt, daß sich gleich
darauf die Hölle gegen den Anziehenden in Bewegung setzt? Man möchte
es gar nicht glauben, zumal der Bauernzug ein scheinbar wichtiges Feld
für den Gegner unbetretbar macht. Schachstellungen unterliegen jedoch
ureigenen logischen Gesetzen. Für Geschmacksfragen gibt es auf dem
Brett keinen Raum. Weiß hatte durchaus wohl überlegt, freilich einen
viel gravierenderen Umstand außer acht gelassen: seinen König. Und
dieses Oberhaupt der weißen Streitkräfte stand in eklatanter
Gegenüberstellung zur schwarzen Dame. Darauf hätte er lieber sein
Augenmerk richten müssen. Sorglosigkeit ist die eigentliche Erbsünde
des denkenden Menschen, und die Strafe folgte im heutigen Rätsel der
Sphinx sogleich auf dem Fuße. Bedenke, Wanderer, Sorgen haben ohne
Verstand ist schlimm, schlimmer jedoch ist dran, wer seine
Gehirnzellen nur dafür einsetzt, sorglose Züge zu machen.






[image: SCHACH-SPHINX/06915: Erbsünde der Sorglosigkeit (SB)]



Sulava - Graf

Kopenhagen 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Und weil alles so ungereimt zueinander stand in der schwarzen Stellung
brachte Weiß das ganze Malheur mit einem kräftigen Ruck zum Umsturz:
1.Lh3xf5! g6xf5 2.Sd4xf5+ Kg7-h8? - Schwarz schien selbst ein
Interesse daran zu haben, die Partie kurzerhand unter die Erde zu
bringen, sonst hätte er mit 2...Tf8xf5 3.Tf2xf5 h7-h6 zäher ums
Überleben gekämpft - 3.Sg5xh7! Tf8-f7 - 3...Kh8xh7 4.De3-g5 Tf8xf5
5.Dg5xf5+ - 4.Sh7-g5 Tf7-f6 5.De3-f4 und Schwarz gab angesichts der
erdrückenden Fülle an Drohungen auf.
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FRAGEN/013: Die Sichtbarkeit der pädagogischen Berufe stärken (idw)


FernUniversität in Hagen - 30.04.2019

Die Sichtbarkeit der pädagogischen Berufe stärken



Prof. Dr. Julia Schütz leitet seit September 2017 das Lehrgebiet
Empirische Bildungsforschung an der FernUniversität in Hagen und ist
Sprecherin des neuen Zentrums für pädagogische Berufsgruppen- und
Organisationsforschung (ZeBO Hagen), das am 23.5. gegründet wird. Über das
ZeBO Hagen tauschen sich Wissenschaft und Praxis über aktuelle Themen wie
den Fachkräftemangel in Kitas und Grundschulen aus. Auch
Bundesfamilienministerin Franziska Giffey startet gerade eine
Fachkräfteoffensive gegen den Erzieherinnenmangel in der frühen Bildung.
Denn in immer mehr pädagogischen Einrichtungen arbeiten durch den Seiten-
und Quereinstieg Menschen ohne pädagogische Ausbildung.

Prof. Dr. Julia Schütz spricht im Interview über den Fachkräftemangel in
Kindergärten und Grundschulen. Mit der Gründung des Zentrums für
pädagogische Berufsgruppen- und Organisationsforschung am 23.5. will die
Wissenschaftlerin der FernUniversität in Hagen die Sichtbarkeit der
pädagogischen Berufe stärken und zu deren Aufwertung beitragen. Ab dem
Frühjahr wird Frau Schütz für die Bertelsmann Stiftung im FachkräfteZoom
die Auswirkungen des Fachkräftemangels auf die pädagogische Arbeit
untersuchen.


Warum ist es für junge Menschen scheinbar nicht attraktiv, Erzieherin oder
Grundschullehrer zu werden?

Julia Schütz: Das ist ein großes Problem. Es gibt in allen Branchen
einen Run auf junge Menschen in Deutschland. Die Bezahlung ist ein wichtiger
Faktor. Hinzu kommt die gesellschaftliche Ankerkennung, mit der beide
Berufsgruppen nicht zufrieden sind. Um Erzieherin oder Grundschullehrer zu
werden, ist eine hohe intrinsische Motivation erforderlich. Zudem sind die
Anforderungen gestiegen: Inklusion, Integration und Digitalisierung sind
zusätzliche Herausforderungen.

Sie haben die soziale Anerkennung für pädagogische Berufsgruppen
erforscht. Zu welchem Ergebnis sind Sie gekommen?

JS: Am zufriedensten mit der gesellschaftlichen Anerkennung sind die
Hochschullehrenden. Am Ende der Skala stehen die Erzieherinnen und
Erzieher. Oft heißt es: Der Ernst des Lebens beginnt erst in der Schule.
Tradition und gewachsene Strukturen bei der Bezahlung und den
Rollenbildern spielen ebenfalls eine Rolle. Hochschullehrende sind der
"Herr Professor" und die "Professorin", im Kindergarten arbeitet die
"Basteltante". Auch Sprache konstruiert Wirklichkeit.

Dabei ist doch bekannt, wie wichtig die frühkindliche Erziehung und
Bildung ist. Warum gibt es trotzdem ein Problem mit dem gesellschaftlichen
Ansehen?

JS: Hier spielen unterschiedliche Faktoren eine Rolle. Je mehr Frauen
in einem Beruf arbeiten, desto weniger angesehen ist diese Gruppe.
Praktische Aufgaben wie zum Beispiel Windeln wechseln sind weniger anerkannt
als die Wissensvermittlung. Auch das Alter der Klientel spielt eine Rolle.
Je älter diese ist, desto angesehener ist die Berufsgruppe. Ungünstig ist es
außerdem, wenn die Leistung wenig oder nicht sichtbar ist, weil nichts
Sichtbares produziert wird.

Was kann denn getan werden, um mehr Erzieherinnen und Grundschullehrer zu
gewinnen?

JS: Dass etwas geschehen muss, ist klar. Was sich ändern muss? Eine
angemessene Bezahlung, die dem Wert der pädagogischen Arbeit in der frühen
Bildung entspricht, ist sicherlich eine Variante. Dadurch könnten diese
Berufsbilder auch für Männer an Attraktivität gewinnen. Eine weitere Idee
wäre es, die Berufsbilder auszudifferenzieren sowie Karriereperspektiven
in vorschulischen Institutionen und auch in Schulen zu schaffen. Zudem
sollten Unternehmen stärker in die Verantwortung gezogen werden. Dabei
denke ich keineswegs an eine Privatisierung von frühkindlicher Bildung,
Erziehung und Betreuung. Aber inwieweit sind wirtschaftliche
Organisationen daran interessiert, bestmögliche Voraussetzungen für ihre
Mitarbeitenden zu entwickeln? Und dazu gehört eben auch die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf, zum Beispiel durch qualitativ hochwertige Bildung
von Anfang an. Und was noch ganz wichtig für die pädagogischen Akteurinnen
und Akteure ist: mehr Bewusstsein für eine gemeinsame Aufgabe, indem
pädagogische Einrichtungen stärker kooperieren.

Und dazu kann die Gründung des ZeBOs beitragen?

JS: Die einzelnen Berufsgruppen kümmern sich zu wenig um das
Miteinander. Jeder macht sein Ding. Dabei arbeiten immens viele Menschen
in Deutschland in pädagogischen und sozialen Berufen. Das Potenzial und
die gebündelte Kraft sind daher wahnsinnig groß. Das ZeBO soll dazu
dienen, das große Ganze zu sehen. Wir wollen nicht im Elfenbeinturm
unabhängig von der Praxis forschen. Konkret heißt das: nicht über
Erzieherinnen und Lehrer forschen, sondern mit ihnen. Genau das kann über
das ZeBO stattfinden. Im Sinne des Lebenslangen Lernens nehmen wir den
gesamten Bereich des Erziehungs- und Bildungssystems von der Kita bis zur
Altenbildung in den Blick. Das ZeBO trägt auf diese Weise zur Sichtbarkeit
der pädagogischen Berufe bei und stärkt diese in ihrer gesellschaftlichen
Bedeutung.

Bei der Gründungsfeier am 23. Mai wird auch über den Fachkräftemangel
diskutiert. Wie sieht die Zukunft des ZeBOs aus?

JS: Dazu haben wir unterschiedliche Formate für die
Gründungsveranstaltung entwickelt. An Thementischen werden brisante Fragen
pädagogischer Berufsarbeit diskutiert. Welche Erwartungen haben
Wissenschaft und pädagogische Praxis? Was brauchen sie? Ich kann mir gut
vorstellen, dass die gemeinsamen Überlegungen in Weiterbildungsformaten
und Fachtagen für Wissenschaft und pädagogische Praxis münden. Zudem wird
es in 2020 eine Hybridvorlesungsreihe für Studierende, Forschende und alle
Interessierten geben. Darin geht es um pädagogische Professionalität,
gerade vor dem Hintergrund eines Fachkräftemangels stellt sich die Frage
erneut. Damit wären wir wieder beim FachkräfteZoom, unserem neuen
Forschungsprojekt im Auftrag der Bertelsmann Stiftung.


Das ZeBO Hagen

Das Zentrum für pädagogische Berufsgruppen und Organisationsforschung
(ZeBO) wird am 23. Mai auf dem Campus der FernUniversität in Hagen mit
einer Feier offiziell gegründet. Prof. Dr. Julia Schütz hat es gemeinsam
mit ihren langjährigen Wegbegleitern Prof. Dr. Rudolf Tippelt (LMU
München) und Prof. Dr. Dieter Nittel (Goethe-Universität Frankfurt) sowie
ihrer ehemaligen Mitarbeiterin Prof. Dr. Christina Buschle (IUBH
Internationale Hochschule) auf den Weg gebracht.

Weitere Informationen unter

http://www.fernuni-Hagen.de/zebo

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution151

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

FernUniversität in Hagen, 30.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLEINKUNST/913: Marbach - Pigor & Eichhorn, feinsinnig, brachial, urkomisch, 15.05.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Mai 2019

KABARETT

Pigor & Eichhorn

Mittwoch, 15. Mai, 19.30 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal



Gibt es eigentlich noch Kabarett? Richtiges Kabarett, wie damals im
Berlin der 1920er-, 50er- oder 60er- Jahre? Ja, denn es gibt
schließlich Thomas Pigor und Benedikt Eichhorn - feinsinnig,
brachial und urkomisch zugleich.

Ausstellungspreview um 18 Uhr.

Eintritt frei. Reservierung erforderlich.

In Kooperation mit den Ludwigsburger Schlossfestspielen. Gefördert
von der Kulturstiftung des Bundes.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Mai 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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TANZ - PERFORMANCE/222: Essen - Zwei Premieren und Neuentdeckungen fernab des Bühnenraums, 10.-12.5.2019


PACT Zollverein - Pressemitteilung vom 30. März 2019

Ein Wochenende, zwei Premieren und Neuentdeckungen fernab des
Bühnenraums - tanz nrw 19 bei PACT

Zwei Premieren, zwei spannende Konstellationen: Michiel Vandevelde
trifft auf das Folkwang Tanzstudio, Dana Caspersen auf das Michael
Douglas Kollektiv



Zwei Premieren, hervorgegangen aus hochkarätigen Kollaborationen, sind
an einem langen Wochenende bei PACT zu sehen: der gefeierte belgische
Choreograph Michiel Vandevelde arbeitete für "Neuer Neuer Neuer Tanz"
über Monate intensiv mit dem renommierten Folkwang Tanzstudio. Unter
dem Titel "The Polarity Party" feiert außerdem die Kooperation der
Konfliktmediatorin, Choreographin und langjährigen Forsythe-Tänzerin
Dana Caspersen mit dem Kölner MichaelDouglas Kollektiv Premiere. Ein
eigener Schwerpunkt widmet sich unter dem Titel "off stage" jungen
Künstler*innen, die ihre Arbeiten außerhalb des klassischen
Bühnenraums realisieren.

Michiel Vandevelde gilt als einer der vielversprechendsten jungen
Choreographen. Mit "Andrade" war Vandevelde zuletzt 2018 bei PACT zu
Gast, im selben Jahr erhielt er Einladungen zu renommierten Festivals,
darunter "steirischer herbst" (Graz), "Tanz im August" (Berlin),
"Kunstenfestivaldesarts" (Brüssel) und "Freie Politik im Theater"
(München). Seine Arbeiten bilden einen Resonanzraum für intensive
Recherchen, in denen sich historische, populäre und zeitgenössische
Tanzstile, Geschichte und Philosophie in einzigartiger Form
verknüpfen. Im Zentrum seiner neuen Arbeit "Neuer Neuer Neuer Tanz"
(10. & 11.05.), die bei PACT seine Uraufführung feiert, steht die
Frage nach der Zukunft des westlichen, zeitgenössischen Tanzes. Wie
könnte der Tanz von morgen aussehen? In intensiver Zusammenarbeit und
eigens für das Folkwang Tanzstudio entworfen, wagt "Neuer Neuer Neuer
Tanz" einen möglichen Entwurf. 1928 von Kurt Jooss gegründet, blickt
das Folkwang Tanzstudio selbst auf eine Geschichte der Erneuerung des
europäischen Tanzes zurück. Doch wird eine Historie mit der Zeit zum
Erbe. Wie kann ein Archiv in Bewegung gesetzt werden, um aus ihm eine
Erneuerung hervorzubringen? Wie positionieren sich die jungen
Tänzer*innen des Ensembles dazu? "Neuer Neuer Neuer Tanz" erkundet
eine spekulative Zukunft des Tanzes. Dabei werden sowohl das Konzept
von Zeitgenossenschaft, als auch die Sehnsucht nach dem Neuen
hinterfragt. "Neuer Neuer Neuer Tanz" zeigt sich als eine wilde
Choreographie, die Elemente vergangener Tänze aufruft, um den Status
Quo von Tanz im 21. Jahrhundert zu befragen.

Auch die Neuproduktion "The Polarity Party" (11. & 12.05.), die
ebenfalls als Uraufführung bei PACT zu sehen ist, ist das Resultat
einer ungewöhnlichen Zusammenarbeit. Dana Caspersen ist weltweit
gefragte Konfliktmediatorin und als Choreographin und langjährige
Forsythe-Tänzerin seit Jahrzehnten auf den internationalen Bühnen zu
Hause. Das MichaelDouglas Kollektiv, 2009 in Köln gegründet, ist
bekannt für eine prozessbetonte Arbeitsweise, die sich
Kollaborateur*innen verschiedener Ausdrucksformen öffnet. In "The
Polarity Party" trifft choreographische Praxis auf Methoden der
Konfliktlösung: Welche Rolle spielen wir als Individuen und
Gemeinschaften im Gefüge sozialer Verbindungen und Abgrenzungen?
Welche Mechanismen fördern oder entkräften gesellschaftliche
Polarisierungen? Caspersen und das MichaelDouglas Kollektiv entwerfen
aus den brisanten Fragestellungen unserer Zeit ein spielerisches
Experimentierfeld, in dem die Besucher*innen selbst zu
Teilnehmer*innen werden.

Zum Abschluss des langen tanz nrw Wochenendes widmet sich das
Schwerpunktprogramm "off stage" (12.05.) Arbeiten, die außerhalb der
klassischen Bühnensituation stattfinden. Dabei lassen die jungen
Künstler*innen Genregrenzen links liegen und bespielen einen
Nachmittag lang mit Performances, Installationen und Präsentationen
die Räume von PACT sowie das umliegenden Gelände der Zeche Zollverein.
In Artist Talks geben sie Einblick in ihre Praktiken und die Themen
ihrer Werke, die von traditionellen Ritualen, obskuren Objekten über
urbane Tanztechniken und subversive Bewegungen bis hin zu Sprache und
Erinnerung sowie aktuellen und historischen Grenzgebieten reichen.


Termine

Im Rahmen des Festivals tanz nrw 19

08. - 19.05.19

- Uraufführung / Koproduktion -

Michiel Vandevelde / Folkwang Tanzstudio

"Neuer Neuer Neuer Tanz"

Tanz

FR, 10.05.19, 20 Uhr

SA, 11.05.19, 20 Uhr

VVK 12 € / erm. 7 € (inkl. VRR-Ticket)

AK 15 € / erm. 9 € (inkl. VRR-Ticket)

- Uraufführung / Koproduktion -

Dana Caspersen / MichaelDouglas Kollektiv

"The Polarity Party"

Interaktives Event

SA, 11.05.19, 18 Uhr

SO, 12.05.19, 18 Uhr

VVK 12 € / erm. 7 € (inkl. VRR-Ticket)

AK 15 € / erm. 9 € (inkl. VRR-Ticket)

"off stage"

Programm mit Performances, Installationen und Präsentationen

Sprungbrett - Tanzrecherche NRW

SO, 12.05.19, 13 - 18 Uhr

Mit Arbeiten von: Viola Luise Barner, Amanda Romero Canepa, Constanza
Ruiz Campusano, Jennifer Döring, Levent Duran, Senem Gökçe Oultekin,
Bahar Gökten, Philine Herrlein, Greta Salgado Kudrass, make a move
collective, Lili M. Rampre, Alice Rzezonka, Lin Verleger

Der Eintritt ist frei.

Tickets

Online:

www.pact-zollverein.de

tickets@theater-essen.de

Ticket-Hotline:

+49 (0) 201.81 222 00

An allen VVK-Stellen der Theater und Philharmonie Essen.

Choreographisches Zentrum NRW GmbH wird gefördert vom Ministerium für
Kultur und Wissenschaft des Landes NRW und der Stadt Essen.
Tanzlandschaft Ruhr ist ein Projekt der Kultur Ruhr GmbH und wird
gefördert vom Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes NRW.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. März 2019

PACT Zollverein

Choreographisches Zentrum NRW GmbH

Bullmannaue 20a, 45327 Essen

Telefon: +49 (0)201.289 47 00, Fax +49 (0)201.289 47 01

E-Mail: info@pact-zollverein.de

Internet: www.pact-zollverein.de

www.tanzplattform2018.de
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MELDUNG/498: Deutscher Erdüberlastungstag - Ab heute leben wir auf Pump (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 2. Mai 2019

Deutscher Erdüberlastungstag: Ab heute leben wir auf Pump 



Berlin. Am morgigen deutschen Erdüberlastungstag hat Deutschland
bereits nach vier Monaten so viele Ressourcen verbraucht wie unserem
Land rechnerisch für das ganze Jahr zur Verfügung stehen. "Der frühe
deutsche Erdüberlastungstag ist ein Alarmsignal und ein klares Zeichen
für die verfehlte Umwelt- und Naturschutzpolitik der vergangenen
Jahre. Die Bundesregierung muss endlich handeln und wirksame Maßnahmen
wie eine sozialverträgliche CO2-Steuer umsetzen, um Deutschlands
Ressourcenverbrauch dauerhaft zu senken", fordert Olaf Bandt,
Geschäftsführer Politik und Kommunikation des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND).

Im Gegensatz zum weltweiten Erdüberlastungstag im Sommer findet der
deutsche Erdüberlastungstag bereits im Frühjahr statt. Gründe dafür
sind unter anderem ein viel zu hoher Energieverbrauch, der steigende
CO2-Ausstoß im Verkehr und in der Massentierhaltung sowie die
Verunreinigung von Böden, Luft und Grundwasser. Würden alle Staaten
der Welt so wirtschaften wie Deutschland, und alle Menschen so leben
wie wir, bräuchte die Menschheit drei Erden, um ihren
Ressourcenverbrauch zu decken. "Deutschland lebt ab heute auf Pump und
verschwendet großzügig die Lebensgrundlagen anderer Länder und
zukünftiger Generationen", kritisiert Bandt.

Dürresommer und Starkregen, das Insektensterben oder der Verlust an
Artenvielfalt: Die Folgen des unverantwortlichen Umgangs mit unserem
Planeten sind unübersehbar und werden sich in den kommenden Jahren
verschlimmern, wenn nicht gegengesteuert wird. Kira Heinemann aus dem
Vorstand der BUNDjugend betont: "Sowohl beim Klimaschutz als auch bei
der Ressourcennutzung agiert die Bundesregierung als ob es kein Morgen
gäbe. Doch wir werden unser Recht auf Zukunft nicht einfach aufgeben.
Dass unsere Generation unter anderem jeden Freitag streikt und von der
Politik ein schnelles, deutliches Umsteuern einfordert, ist nur
konsequent."

Olaf Bandt abschließend: "Die Zeiten eines Wirtschaftswachstums um
jeden Preis sind vorbei. Wir brauchen klare gesetzliche
Rahmenbedingungen, um gesellschaftliche und ökologische Veränderungen
zu unterstützen und eine auf Nachhaltigkeit ausgerichtete Wirtschaft.
Wir setzen uns ein für ein Leben, das nicht auf Kosten zukünftiger
Generationen und der Menschen im globalen Süden geht."

Hintergrund

Der Erdüberlastungstag wird jährlich von dem Global Footprint Network
für einzelne Länder sowie für den ganzen Planeten errechnet. Am
globalen Erdüberlastungstag hat die Weltbevölkerung alle natürlichen
Ressourcen verbraucht, die unser Planet im Laufe eines Jahres erzeugen
kann. Ab diesem Tag beanspruchen wir für das übrige Jahr mehr Acker-
und Weideland, Fischgründe und Wald, als uns rein rechnerisch zur
Verfügung stehen. Das Ziel des Aktionstages ist es, die Begrenztheit
und Endlichkeit der natürlichen Ressourcen und der Erde ins
Bewusstsein der Menschen zu rücken.

Länder wie Haiti, Ruanda oder auch Indien haben einen weitaus
kleineren ökologischen Fußabdruck als Deutschland, gleichzeitig
schultern sie einen Großteil der Folgen der katastrophalen
Erdausbeutung wie Dürren, Überschwemmungen oder Artensterben.




Mehr Informationen

www.bund.net/erde-am-limit

www.bundjugend.de/earth-overshoot-day/

www.bund.net/suffizienz

www.bundjugend.de/gutesleben

Das BUND-Dossier "Perspektive 2030: Suffizienz in der Praxis"
beleuchtet mit zahlreichen Beispielen und konkreten Vorschlägen, wie
Kommunal- und Bundespolitik eine nachhaltige Entwicklung in den
Bereichen Mobilität, Materialverbrauch, Energie, Landwirtschaft und
Ernährung gestalten können: 

www.bund.net/suffizienz-dossier

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 02.05.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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STADT/499: "Grüne Lunge" für gutes Stadtklima (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 29.04.2019

"Grüne Lunge" für gutes Stadtklima



Gesunde Bäume können Städte während Hitzeperioden wirksam kühlen. Dazu
müssen sie in Zukunft jedoch besonders widerstandsfähig gegen die
Folgen des Klimawandels sein. Technikfolgenforscherinnen und -forscher
des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) entwickeln Strategien,
um die Pflege und Bewirtschaftung städtischen Grüns an die neuen
Herausforderungen anzupassen. Dabei arbeiten sie mit Bürgerinnen und
Bürgern sowie Verantwortlichen in Karlsruhe und Rheinstetten zusammen.
Das Projekt "GrüneLunge" wird vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) mit insgesamt 1,4 Millionen Euro gefördert.




[image: Foto: © Sebastian Mang, KIT]

Städtische Park- oder Waldflächen wie hier im Karlsruher Schlossgarten
sind für ein gutes Stadtklima wichtiger denn je

Foto: © Sebastian Mang, KIT



Ob entlang von Straßen, in Wohngebieten, Parks, Gärten, auf Friedhöfen
oder sogar in Industriegebieten: Bäume und kleinere Wälder sind für
die Bewohnerinnen und Bewohner von Städten mehr als nur schön
anzusehen. Als "Grüne Lunge" erbringen sie für die stetig wachsenden
Städte vielfältige Ökosystemdienstleistungen: Sie reinigen die Luft,
indem sie CO2 und Abgaspartikel binden. Gleichzeitig spenden sie
Schatten und kühlen durch die Abgabe von Feuchtigkeit effektiv ihre
Umgebung. All dies sind Eigenschaften, denen angesichts des
voranschreitenden Klimawandels große Bedeutung zukommt.

Doch Bäume stehen in urbanen Umgebungen zunehmend unter Stress.
"Wachsende und immer dichter bebaute Städte, Umweltverschmutzung sowie
mechanische und chemische Schäden gefährden die Existenz und Vitalität
städtischer Wälder", sagt Dr. Somidh Saha, Forstwissenschaftler am
Institut für Technikfolgenabschätzung und Systemanalyse (ITAS) des KIT
und Leiter des kürzlich gestarteten dreijährigen Forschungsprojekts
"Inter- und transdisziplinäre Entwicklung von Strategien zur Erhöhung
der Resilienz von Bäumen in wachsenden Städten und urbanen Regionen
(GrüneLunge)".

Hinzu kommt der Klimawandel selbst: Beobachtungen legen nahe, dass
Bäume, die nicht in ihrer natürlichen, sondern in einer gebauten
Umgebung wachsen, anfälliger sind für die Folgen globaler Erwärmung -
etwa Hitzewellen, Dürren, Stürme oder Starkregen. Ökophysiologische
Prozesse wie Photosynthese und Transpiration, also das Verdunsten von
Wasser über das Blattwerk, könnten so, insbesondere bei heimischen
Baumarten, künftig an Intensität verlieren.

Mehr Resilienz für die Grünen Lungen der Städte

Hier setzt das Projekt an. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler des KIT wollen kurz- und langfristige Strategien
entwickeln, um städtische Wälder widerstandsfähiger zu machen und
deren Ökosystemdienstleistungen im Idealfall sogar zu verbessern. Zu
diesem Zweck koordiniert das ITAS-Team ein interdisziplinär besetztes
Projektkonsortium, das mit einem Gesamtvolumen von 1,4 Millionen Euro
über das Programm "Zukunftsstadt" des BMBF gefördert wird. Partner
sind das Zentrum für Medizin-Meteorologische Forschung des Deutschen
Wetterdienstes (DWD) und die Forstliche Versuchs-und Forschungsanstalt
Baden-Württemberg (FVA) in Freiburg sowie die Städte Karlsruhe
(Gartenbauamt und Forstamt) und Rheinstetten (Bauamt).

"In den kommenden drei Jahren wollen wir besser verstehen, wie sich
das Wachstum und die Ökosystemleistungen von Stadtbäumen und
Stadtwäldern unter dem Einfluss von Luftverschmutzung und Dürre
verändern", erklärt Projektleiter Saha. Messkampagnen in Karlsruhe und
andernorts sollen hier Aufschluss geben. Darauf aufbauend, wollen die
Forscherinnen und Forscher untersuchen, wie sich die Hitzebelastung in
urbanen Räumen mithilfe von Bäumen am effektivsten verringern lässt.
Der Blick richtet sich hier zum einen auf die Auswahl von Baumarten,
die aufgrund ihrer spezifischen Eigenschaften besonders geeignet sind.
Zum anderen wollen die Forscher größere Zusammenhänge betrachten und
zugleich naturgemäße wie wirtschaftliche Begrünungskonzepte für
Stadtteile, Parks, Straßenzüge und städtische Waldstücke entwickeln.
Zuletzt sollen die gewonnenen Erkenntnisse in Karlsruhe und
Rheinstetten auch umgesetzt werden.

Begleitet wird die Forschung von verschiedenen transdisziplinären
Aktivitäten. Das Projekt GrüneLunge zielt darauf ab, einen Dialog und
Wissenstransfer zwischen Bürgern, Förstern, Wissenschaftlern und
politischen Entscheidungsträgern aus Karlsruhe und Rheinstetten
anzustoßen und für die Wichtigkeit einer grünen Stadt mit einer
gesunden Pflanzenpopulation zu sensibilisieren. Vielfältige
Aktivitäten sind insbesondere rund um das vom ITAS betriebene
Reallabor "Quartier Zukunft -Labor Stadt" und dessen "Zukunftsraum" in
der Karlsruher Oststadt geplant.



Originalpublikation:

https://www.kit.edu/kit/pi_2019_057_grune-lunge-fur-gutes-stadtklima.php

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news714726

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie - 29.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WASSER/255: Wasserknappheit ist menschengemacht (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 1/2019

Wasserknappheit ist menschengemacht

Über die Rolle von Politik, Wirtschaft und KonsumentInnen

von Marijana Todorovic



In der politischen Kommunikation an die Öffentlichkeit klingt es -
wie auch wieder am diesjährigen Weltwassertag Ende März - oft so, als
ob der Klimawandel und ungünstige geografische Lagen der Hauptgrund
dafür seien, dass sich die Welt zunehmend im "Wasserstress" befindet
und der Zugang zu sauberem und bezahlbarem Wasser nach wie vor für
knapp 1 Drittel der Menschheit nicht die Realität ist. Viel zu selten
wird kommuniziert, dass Wasserknappheit menschengemacht ist. Wenn wir
das Menschenrecht auf Wasser für alle Menschen weltweit verwirklichen
möchten, müssen wir aber neben dem Auf- und Ausbau von Infrastrukturen
auf kommunaler Ebene auch unser weltweites Wirtschaftssystem in faire,
nachhaltige Bahnen lenken, anstatt, wie es die Politik und Wirtschaft
heutzutage gerne tun, die Verantwortung bei den KonsumentInnen
abzuladen. Also: Verteilungsgerechtigkeit statt Wasserraub, fairer
Handel statt Freihandel, Agrarökologie statt Agrarindustrie.


Die Gründe für die zunehmende Wasserknappheit weltweit sind
vielfältig. Sie reichen von falscher Prioritätensetzung in der Planung
und fehlender Wasserinfrastruktur über wirtschaftliche Abhängigkeiten
bis hin zu schlechter Regierungsführung.

Im Zuge der deutschen Entwicklungszusammenarbeit wird allerdings
häufig vernachlässigt, dass neben fehlender oder schlecht verwalteter
Wasserinfrastruktur ein weiterer schwerwiegender Grund für
Wasserknappheit in der Verschmutzung, Übernutzung und Vereinnahmung
unserer Wasserressourcen durch multinationale Großkonzerne oder
private InvestorInnen liegt. Im öffentlichen Diskurs wird viel lieber
der individuelle Konsum und der Wasserfußabdruck der BürgerInnen in
den Mittelpunkt gerückt, anstatt die Wirtschaft endlich in die
Schranken zu weisen, die mit Blick auf den Schutz von Wasserressourcen
für das menschliche Wohl und natürlichen Belastungsgrenzen der Umwelt
angemessen wären.

Eine Strategie der Ablenkung

Natürlich ist es auch wichtig, unseren privaten Wasserfußabdruck hier
in Deutschland im Blick zu haben und Bewusstsein dafür zu schaffen,
dass unser "westlicher" Lebensstil zu wasserintensiv ist. Aber die
Konsumgewohnheiten der Bevölkerung hierzulande zu adressieren, ist
nicht nur vom Einsparungspotenzial her die mengenmäßig am wenigsten
durchschlagende Lösungsstrategie, um lebensnotwendige Wasserressourcen
zu schützen. Es ist auch eine, die ganz am Ende der Handlungskette
ansetzt, statt das Problem an der Wurzel zu fassen. Darüber hinaus ist
sie auch die am wenigsten erfolgversprechende, solange uns die
Wirtschaft gleichzeitig mit unfair produzierten, billigen,
ressourcenintensiven Produkten überschüttet und wir uns mit einem
Wirrwarr unzureichender und widersprüchlicher Informationen
hinsichtlich der Herstellung der Produkte herumschlagen müssen.

Doch das Fatale an der Sache ist, dass die Politik auf diese Weise die
Verantwortung für das Recht auf Wasser für Menschen anderswo auf den
Rücken von uns Individuen ablädt. Dabei ist und bleibt es die Aufgabe
der Politik, einen gesellschaftlichen Rahmen zu schaffen, in dem die
BürgerInnen informiert und guten Gewissens eine Kaufentscheidung
treffen können, die weder menschliches Leid noch Umweltzerstörung
verursacht.

In der Realität spiegeln sich externe Kosten zulasten von Umwelt und
Menschen nach wie vor nicht in den Preisen der Produkte wieder.
Gleichzeitig wollen global handelnde Unternehmen uns weismachen, dass
sie ihre Lieferketten nicht kontrollieren können. Die Politik kuscht,
gibt stattdessen den KonsumentInnen die Verantwortung und lenkt so
relativ erfolgreich von ihrer Untätigkeit ab. Sie füttert sogar die
Diskussionen um den privaten Ressourcenfußabdruck, die den
öffentlichen Diskurs mittlerweile dominieren.(1)

Nicht wirklich kommuniziert wird dadurch, dass ein unterbeleuchteter
Widersacher des Rechts auf Zugang zu Wasser neben anderen
strukturellen Problemen in der Versorgung auch in der
Kommerzialisierung von Wasser als Ware, in der zunehmenden
Privatisierung von Land und Wasserressourcen, in der Verschmutzung und
Übernutzung natürlicher Ressourcen durch Industrien und in der
Zementierung ihrer Zugangs- und Nutzungsrechte über
Freihandelsabkommen liegt.

Kommerzialisierung

Bei schwacher Regierungsführung oder auch wirtschaftlichen
Abhängigkeiten wird zu oft zu vorschnell die Wasserversorgung in
private Hände gegeben. Aber damit regiert der Profitdurst. So wird,
wie die Erfahrung in vielen Fällen gezeigt hat, vor allem dort
versorgt, wo es sich lohnt und es eine bestehende Infrastruktur gibt.
Das trifft meist nicht für ärmere, teils in Slums oder in ländlichen
Gebieten lebende Bevölkerungsschichten zu.

Aber nicht nur die Versorgungslizenzen, auch das Wasser selbst wird
als Ware gehandelt, sei es indirekt über den Export wasserintensiver
Produkte oder direkt als überteuertes Flaschenwasser. Dabei gilt die
Devise: Je knapper, desto mehr wert, desto teurer. Was das für
diejenigen bedeutet, dir wir laut der Agenda 2030 der Vereinten
Nationen "nicht zurücklassen" wollen, erklärt sich von selbst.

Privatisierung

Durch insbesondere seit den 1970er Jahren zunehmenden Landraub und
damit auch Wasserraub ausländischer InvestorInnen, multinationaler
Unternehmen oder auch Staaten, vor allem in Ländern des Globalen
Südens, wird der Zugang zu Wasserquellen für die lokal ansässige
Bevölkerung zunehmend eingeschränkt oder ihnen ganz verwehrt. Das
trifft vor allem die ländliche Bevölkerung, Frauen und Kinder. In
wasserarmen Regionen sind die Auswirkungen dementsprechend noch
schwerwiegender. Wenn wir von Wasserknappheit sprechen, geht es, was
Wasserressourcen betrifft, in Wahrheit immer wieder auch um
Nutzungskonkurrenzen, die zu oft zugunsten der privaten Unternehmen
entschieden werden.

Wasserintensive Industrien

Die Agrarindustrie verbraucht jährlich nicht nur rund 70 Prozent(2)
unseres weltweit verfügbaren Wassers und greift Kleinbäuerinnen und
-bauern das Wasser und damit ihre Existenz an. Auch das Recht auf
Nahrung für die ländliche Bevölkerung, die weltweit nach wie vor in
erster Linie von der Versorgung durch Kleinbäuerinnen und -bauern
abhängig ist, wird auf diese Weise verwirkt.

Abgesehen davon zerstört die Agrarindustrie durch den Anbau von
Monokulturen und den hohen Pestizideinsatz auch noch die Ökosysteme,
deren Intaktsein unabdingbar für einen funktionierenden
Wasserkreislauf und für den Schutz vor Wetterextremen ist.

Nicht weniger schädlich sind Industrien wie Bergbau, Erdölförderung,
Textil oder der Bau und Betrieb riesiger Wasserkraftwerke, im Zuge
dessen es regelmäßig zu Menschenrechtsverletzungen sowie
Umweltverschmutzung und -zerstörung kommt.

Globalisierter Handel

Globalisierter Handel ist enorm wasserintensiv. In manchen Ländern,
vor allem in sogenannten Entwicklungs- und Schwellenländern, geht ein
großer Teil des verfügbaren Wassers in Produkte für den Export,
sogenanntes 'virtuelles' Wasser. Auch der Transport von Gütern rund um
die Welt und der Bau und Betrieb der dafür nötigen Infrastruktur sind
enorme Wasserschlucker.

Hinzu kommen die Freihandelsabkommen, die die Zugriffsrechte
ausländischer InvestorInnen zementieren und dazu auch noch einklagbar
machen, und zwar auf (Steuer-)Kosten der Bevölkerung. Um ganz konkret
zu werden: Momentan läuft eine Klage des US-Energieriesen 'Lone Pine
Resources' gegen die kanadische Regierung auf der Basis des
nordamerikanischen Freihandelsabkommens NAFTA. Gefordert wird über
250.000 Dollar Schadensersatz, weil die Provinz Quebec aus Sorge um
ihre Wasservorräte 2011 ein Moratorium auf Ölschiefer-Fracking
erlassen hat.(3)

Lösungsansätze zum Schutz von Wasserressourcen

Um Wasserknappheit zu begegnen und die natürlichen Wasserressourcen zu
erhalten, darf zuallererst Wasser nicht als Ware wie jede andere
gehandelt werden. Daher muss sich eine Entwicklungspolitik auf die
Stärkung öffentlicher Strukturen in der Verwaltung von natürlichen
Wasserressourcen sowie der öffentlichen Wasserversorgung
konzentrieren.

Zweitens muss die Politik der Privatisierung von Land und sich darauf
befindenden Wasserressourcen einen Riegel vorschieben, die
Nutzungsrechte der lokalen Bevölkerung sichern und für
Verteilungsgerechtigkeit sorgen.

Drittens muss auch politisch, z. B. über die Gemeinsame Agrarpolitik
der EU, aber auch in der Entwicklungspolitik weltweit eine
nachhaltige, kleinbäuerliche Landwirtschaft nach dem Konzept der
Agrarökologie(4) gefördert werden.

Viertens muss Globalisierter Handel nachhaltig und fair gestaltet
werden. Wir dürfen Freihandelsabkommen unter den aktuellen
Voraussetzungen nicht durchgehen lassen.

Zu guter Letzt brauchen wir klare, internationale Vorgaben für
Unternehmen, Verantwortung für ihre Lieferketten zu übernehmen und
Informationen über den Herstellungsprozess für die KonsumentInnen
transparent zu machen.


Die Autorin ist politische Referentin und koordiniert die AG
Wasser im Forum Umwelt und Entwicklung.


Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz
für Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten
der deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.



(1) "Tu-Du's" fordert die an das Entwicklungsministerium angegliederte
Organisation 'Engagement Global'. https://17ziele.de/

(2) https://www.weltagrarbericht.de/fileadmin/files/weltagrarbericht/IAASTDBerichte/GlobalSDM.pdf,
S.5.

(3) Maude Barlow (2014): Blaue Zukunft - Das Recht auf Wasser und wie wir es schützen können, S.
235.

(4) http://www.forumue.de/wp-content/uploads/2016/10/Agraroekologie_Broschuere_A4_web1.pdf.

 * 
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FORSCHUNG/767: Projekt AmazonFACE - Auswirkungen des Klimawandels im Regenwald (idw)


Technische Universität München - 24.04.2019

Projekt AmazonFACE erforscht Auswirkungen von Klimawandel im
Regenwald 



Der Amazonas-Regenwald speichert große Mengen des klimaschädlichen
Treibhausgases CO2. Aber Rodungen, Landwirtschaft und steigende
Temperaturen bringen diese Fähigkeit des tropischen Waldes an eine
Grenze. Es ist unklar, wie lange der Wald noch eine Kohlenstoffsenke
bleibt. Gemeinsam mit der Technischen Universität München (TUM)
arbeitet ein internationales Team daran, diese Frage zu beantworten.

"AmazonFACE ist das erste FACE-Experiment in den Tropen", erklärt
Professorin Anja Rammig von der TU München, die an ihrer Professur für
"Land Surface-Atmosphere Interactions" die Wechselwirkungen zwischen
Landoberfläche und Atmosphäre untersucht. Sie arbeitet gemeinsam mit
ihrem brasilianischen Kollegen David M. Lapola von der Universität
Campinas, Brasilien, an dem internationalen Projekt.

FACE steht für "Free Air CO2 Enrichment"; es beschreibt einen
technischen Versuchsaufbau, der im Freiland eine erhöhte
Kohlendioxid-Konzentration erzeugt. So wird realitätsnah untersucht,
wie sich künftig zu erwartende höhere Kohlenstoffdioxidwerte auf das
Ökosystem auswirken.

Mindestens zehn Jahre lang werden im AmazonFACE-Projekt Daten im
Amazonas-Regenwald, rund 70 Kilometer nördlich von Manaus, erhoben, um
offene Fragen zu beantworten: Was passiert, wenn sich mehr und mehr
Kohlenstoffdioxid in der Atmosphäre ansammelt? Wie viel CO2 kann
dieser Wald speichern? Gibt es ein Limit?"

Der Versuchsaufbau von AmazonFACE

Auf der für den großen Freilandversuch vorgesehenen Fläche von 25.000
Hektar existiert bereits eine Forschungsstation, die vom
brasilianischen Amazonasforschungs-Institut (INPA) seit rund 20 Jahren
betrieben wird.

Für das FACE-Experiment sollen mehrere Ringe aus je zehn filigranen
stählernen Türmen entstehen, die mit Düsen versehen den Regenwald vom
Boden bis hinauf in die Baumspitzen auf zirka 35 Metern Höhe mit CO2
"düngen".

Prototyp
des FACE-Experiments liefert bereits erste Forschungsergebnisse

Derzeit läuft das Experiment im Kleinformat in sogenannten "Open Top
Chambers": Nach oben offene Klimakammern von rund zwei Metern Höhe und
Durchmesser, in denen kleinere Bäume des Regenwalds mit CO2 gedüngt
werden. Der Prototyp des großen FACE-Experiments.

Das Team vom INPA in Manaus überprüft mehrmals pro Woche, wie sich
beispielsweise die Blätter entwickeln oder beobachtet mit speziellen
Kameras das Wurzelwachstum und was im Boden passiert. Das Team kümmert
sich um die Wartung aller Messinstrumente und um die
Kohlendioxid-Versorgung für das Experiment.

Mit der Ökosystemmodellierung leistet das Team um Anja Rammig von der
TUM einen wichtigen Beitrag zur Forschungsarbeit. "Wir haben bereits
festgestellt, dass die bisherigen Modelle, mit denen wir in der
Forschung weltweit arbeiten, wichtige Prozesse vernachlässigen", sagt
Professorin Rammig. "Mit dem AmazonFACE-Experiment werden wir viele
neue Erkenntnisse für die Modellentwicklung gewinnen. Sie werden dazu
beitragen, verlässlichere Vorhersagen zu treffen, die für globale
Klimaprojektionen relevant sind."

Originalpublikation:

David M. Lapola, Patricia Pinho, Carlos A. Quesada, Bernardo B. N.
Strassburg, Anja Rammig, Bart Kruijt, Foster Brown, Jean P. H. B.
Ometto Adriano Premebida, José A. Marengo, Walter Vergara, and Carlos
A. Nobre: Limiting the high impacts of Amazon forest dieback with
no-regrets science and policy action, PNAS 2018. 

DOI: 10.1073/pnas.1721770115




Weitere Informationen finden Sie unter

https://youtu.be/YiYtR70j18Q Film auf Youtube

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news714540

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München - 24.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





INITIATIVE/175: Extinction Rebellion Germany - "Die Hoffnung stirbt - das Tun beginnt" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Extinction Rebellion Germany: "Die Hoffnung stirbt - das Tun 
beginnt" 

Von Ursula Mathern, 30. April 2019



"HOPE DIES - ACTION BEGINS" - "Die Hoffnung stirbt - das Tun beginnt"
so lautet der Titel eines Films, in dem Extinction Rebellion Germany
sich und seine Vorhaben vorstellt [1].

Extinction Rebellion meint Rebellion gegen das Aussterben. Hierzulande
nennt die Bewegung sich "Rebellion für das Leben".

Im Oktober 2018 gegründet, machte sie in London gleich durch mehrere
spektakuläre Aktionen auf sich aufmerksam. So besetzten 6.000 Menschen
im November die fünf wichtigsten Londoner Brücken für mehrere Stunden
[2].

Inzwischen soll die Bewegung weltweit in mindestens 49 Ländern auf
sechs Kontinenten 331 Ortsgruppen haben [3]. In Offenen Briefen
bekommen sie prominente Unterstützung, u. a. von Vandana Shiva, Naomi
Klein, Noam Chomsky; daneben solidarisieren sich 100 Wissenschaftler,
Verfasser, Politiker und Aktivisten aus aller Welt mit ihr [4].

Die jungen Leute haben vollkommen Recht mit ihrer Feststellung: "Wir
stehen vor einer beispiellosen globalen Klimakatastrophe. Unsere
Regierung tut nicht, was nötig wäre, um uns zu schützen, obwohl die
Lösungen auf dem Tisch liegen. Das Überleben der Menschheit zu
sichern, wird von uns nun alles abverlangen" [1].

Jetzt wollen sie nicht mehr länger zuschauen. Etliche von ihnen sind
bereit zu Aktionen zivilen Ungehorsams und auch, dafür ins Gefängnis
zu gehen, um den Ernst der Lage zu verdeutlichen.

Ihre Forderungen lauten:

- Die Regierung muss zusammen mit den Medien die Wahrheit über die
akute Bedrohung durch die Klimakrise und die Zerstörung unserer
Ökosysteme kommunizieren. Alle Gesetze, die dieser Situation nicht
angemessen sind, müssen revidiert werden.

- Die Regierung muss Maßnahmen rechtlich bindend beschließen und
einleiten, um die Netto-Emissionen von Treibhausgasen in Deutschland
bis 2025 auf Null zu senken. Im Zuge dessen muss der
Ressourcenverbrauch massiv reduziert werden.

- Die Schaffung einer Bürgerversammlung als Teil einer zweckmäßigen
Demokratie, die diesen Prozess begleitet und überwacht [1].

Alle werden aufgerufen, sich anzuschließen. Nicht akzeptiert werden
allerdings Gewalt und Diskriminierung [1].

Für mich ist diese Bewegung ein Zeichen dafür, dass noch nicht alles
verloren ist. Und es ist unser aller Pflicht, sie zu unterstützen.

Link zum Film:

https://youtu.be/eopJw91cxL0


Quellen:

[1] https://extinctionrebellion.de/

[2] https://www.klimareporter.de/protest/so-plant-extinction-rebellion-den-aufstand-fuer-das-klima

[3] https://rebellion.earth/2019/04/14/monday-15-april-extinction-rebellions-international-rebellion-to-begin-in-over-80-cities-across-at-least-33-countries%EF%BB%BF/

[4] https://de.wikipedia.org/wiki/Extinction_Rebellion


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MASSNAHMEN/300: Naturnahe Landschaften? Forscher fordern Umdenken bei Renaturierungsprojekten (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 26.04.2019

Naturnahe Landschaften? 

Forscher fordern in "Science" Umdenken bei Renaturierungsprojekten



Egal, ob einzelne Auenlandschaften oder ganze Nationalparks: Der
Erfolg von Renaturierungsprojekten hängt nicht nur davon ab, ob
einzelne Pflanzen- oder Tierarten wieder in einem Gebiet angesiedelt
werden. Wie ein internationales Forscherteam unter Leitung der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) und des Deutschen Zentrums
für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv) Halle-Jena-Leipzig
zeigt, geht es vielmehr darum, dem geschädigten Ökosystem zu helfen,
sich selbst zu regenerieren und zu erhalten. In der aktuellen Ausgabe
von "Science" beschreiben sie, wie Rewilding-Maßnahmen besser geplant
und umgesetzt werden können - und welche Vorteile sich daraus für den
Menschen ergeben.




[image: Foto: © Solvin Zankl/Rewilding Europe]

Der Fluss Peene und Überschwemmungsgebiete beim Anklamer Stadtbruch in
Deutschland.

Foto: © Solvin Zankl/Rewilding Europe



Der Bau von Städten, Straßen oder Fabriken sowie die intensive
Landwirtschaft haben die Natur weltweit stark in Mitleidenschaft
gezogen. In der Folge wurden auch komplette Ökosysteme zerstört,
wodurch die Artenvielfalt kontinuierlich gesunken ist. "Viele
Ökosysteme sind deshalb heute nicht mehr in der Lage, wichtige
Aufgaben, wie den Hochwasserschutz, zu erfüllen", sagt Prof. Dr.
Henrique Pereira von MLU und iDiv. Seit einigen Jahrzehnten gibt es
weltweit Projekte, die darauf abzielen, bestimmte Regionen wieder
naturnaher zu gestalten. Ein bekannter Ansatz ist dabei das sogenannte
Rewilding. "Beim Rewilding richtet man den Blick auf das Ökosystem als
Ganzes und versucht durch gezielte Maßnahmen, seine Funktionalität
wiederherzustellen. Ziel ist ein Ökosystem, das sich auf lange Sicht
weitgehend ohne menschliche Hilfe regeneriert und selbst erhält",
erklärt Erstautorin Andrea Perino, die in Pereiras Arbeitsgruppe an
ihrer Promotion arbeitet. Gleichzeitig diene das Rewilding auch dazu,
den Menschen den ästhetischen und ideellen Wert der Natur zugänglich
zu machen.

Ein prominentes Beispiel für ein erfolgreiches Rewilding-Projekt in
Deutschland ist das Oder-Delta, eine Region an der Ostseeküste
zwischen Deutschland und Polen am Stettiner Haff. Hier leben
zahlreiche Tiere, zum Beispiel Seeadler, Wisente und Biber in freier
Wildbahn. In dem Gebiet hat sich in den letzten Jahren eine lebendige
Naturtourismus-Industrie entwickelt. "Das ist ein gutes Beispiel
dafür, wie Rewilding Vorteile für die Umwelt und die Gesellschaft
gleichzeitig entwickeln kann", so Perino weiter.

In ihrem "Science"-Artikel stellen die Forscher eine Art Blaupause
vor, wie Rewilding-Projekte geplant und durchgeführt werden können.
Dabei fordern sie vor allem einen Perspektivwechsel ein: Es gebe nicht
das eine ideale Ökosystem, das man durch bestimmte Maßnahmen
herstellen könne. Stattdessen kommt es viel mehr darauf an, die
Funktionen des jeweiligen Ökosystems zu betrachten, die Störungen in
diesem System zu analysieren und daraus geeignete Maßnahmen
abzuleiten, die die gestörten Prozesse wiederherstellten und
gleichzeitig auf eine Verringerung menschlicher Eingriffe abzielen. In
einer Auenlandschaft könnte man das zum Beispiel dadurch erreichen,
dass man nicht mehr benötigte Dämme entfernt und so zumindest einen
Teil der Landschaft wieder verwässere. Dadurch entsteht womöglich
wieder ein Lebensraum für Tiere und Pflanzen, die zuvor durch den
Menschen vertrieben worden waren.

Wichtig sei dabei, immer die geografischen und auch die
gesellschaftlichen Möglichkeiten zu berücksichtigen. "Beim Rewilding
muss es auch immer darum gehen, die Bevölkerung vor Ort mit in die
Projekte einzubeziehen", erklärt Perino. Ansonsten hätten die Projekte
keine Chance auf Erfolg. Es müsse also auch immer einen Kompromiss
zwischen dem theoretisch Machbaren und dem tatsächlich Umsetzbaren
geben. Auch sei nicht jede Region für alle Rewilding-Maßnahmen
geeignet: "Es geht nicht darum, alle Aktionen auf eine bestimmte
Zielvorstellung eines idealen Ökosystems auszurichten. Ökosysteme sind
dynamisch und deshalb müssen es auch die Maßnahmen sein."

Originalpublikation:

Perino A. et al. Rewilding complex ecosystems. Science (2019).


doi: 10.1126/science.aav5570

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news714644

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 26.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLIMA/702: Klimanotstand - ungewürdigt ... (SB)




"Klimanotstand" auszurufen, wird Mode. Im Februar die Stadt Basel,
gestern das britische Parlament, demnächst vielleicht
Nordrhein-Westfalen. Doch angesichts des gegenwärtig ablaufenden
Klimanotstands innerhalb der Natursysteme handelt es sich bei solchen
Erklärungen solange um Symbolpolitik, wie den Worten keine Taten
folgen, die aus der Sache heraus durchaus weh tun könnten.
Klimanotstand, das bedeutet: Deutschland muß nicht ab morgen, sondern
ab sofort seine jährlichen CO2-Emissionen um sechs Prozent senken, um
bis zum Jahr 2035 auf netto null Emissionen zu kommen. Ansonsten
würde es das Klimaschutzziel von Paris verfehlen.

Klimanotstand, das sind in Deutschland die Braunkohlekraftwerke, die
weiterbetrieben werden, obwohl sie gewaltige Mengen an Treibhausgasen
emittieren; das ist auch der Autoverkehr, der auf Elektromobilität
umgestellt wird, anstatt den bereits elektrisch betriebenen Nah- und
Fernverkehr auszubauen; das sind die Flugzeuge, deren Treibstoff
steuerlich begünstigt wird, und vieles mehr.

Für ein Land wie Mosambik ist der Klimanotstand keine Attitüde, die
sich abfeiern läßt, sondern es muß den Notstand ausrufen, weil die
Klimawandelfolgen ihm zwei verheerende tropische Stürme und
weitreichende Überschwemmungen binnen kurzer Zeit beschert haben.
Etwas weiter nördlich mußte Kenias Regierung den Notstand ausrufen,
weil es an Wasser mangelt und Mensch und Vieh verdursten. In Teilen
Kanadas, das wie nur wenige andere Länder auf der Erde umfassende
Geschäfte mit fossilen Energieträgern betreibt, mußte wegen
Überschwemmungen der Notstand ausgerufen werden. Jedes dieser und
zahlloser weitere Einzelereignisse mehr beweisen nicht den
Klimawandel, sondern stellen für sich genommen Wetterphänomene dar.
Doch in der Summe der Ereignisse spiegeln sich Trends wider, die an
Deutlichkeit nichts missen lassen: Klimanotstand herrscht bereits, er
muß nicht ausgerufen werden.

Mit dem vielstimmigen Ausrufen des Klimanotstands dagegen, so der
Eindruck, will man vor allem eines erreichen, nämlich der vermeintlich
rebellischen Jugend, die sich in Bewegungen wie Fridays for Future
und Extinction Rebellion engagiert, die Zähne und Klauen ziehen,
noch bevor sich diese entwickelt haben. Denn das könnten sie, sobald
die Protestierenden mit ihren vielfältigen Aktionen zivilen
Ungehorsams feststellen, daß all das nicht genügt, um verkrustete
Strukturen aufzubrechen und die trägen Massen in Bewegung zu setzen.
Oder um sich gegenüber jenen Kräften zu behaupten, die den
Klimawandel leugnen und sichtlich an gesellschaftlichem Einfluß
gewinnen.

Zähne und Klauen könnten auch dann zum Vorschein kommen, wenn jene
Bewegungen feststellen, daß das Ausrufen des Notstands noch lange
nicht bedeutet, daß sich die Politikerinnen und Politiker so
verhalten wie die Menschen in Mosambik, denen das Wasser bis zum Hals
steht, oder wie in Nordkenia, die jeden Tag viele Kilometer bis zur
nächsten Wasserstelle und wieder zurück zu gehen gezwungen sind.

Das gegenwärtig bevorzugte neoliberale Wirtschaftsmodell ermöglicht
es sogar einzelnen, als Gewinner aus dem Klimanotstand hervorzugehen,
indem sie Elektroautos, Windparks, Photovoltaikanlagen, etc.
produzieren und den Eindruck erwecken, als sei damit die globale
Erwärmung abzuwenden. Die Anlagen werden sogar bis nach Kenia
verkauft. So sichert man sich auch noch die technologische
Führerschaft in Weltregionen, denen eine "nachholende" Entwicklung
zugestanden wird. Anders gesagt, sie sollen wie eh und je
hinterherlaufen.

"System change - not climate change" steht es hier und da bei
Klimaschutzdemonstrationen auf Plakaten und Bannern. Damit ist nicht
der Fahrspurwechsel gemeint, wie ihn beispielsweise die deutsche
Regierung betreibt, indem sie sich mit der Energiewende bis Mitte des
Jahrhunderts Zeit läßt, sondern ein Systemwechsel: Weg von der
profitgetriebenen Produktionsweise, aber auch weg von
staatsdirigistischen Konzepten, mit denen der Extraktivismus auf die
Spitze getrieben wird. Auf eine Zukunft zu, von der man noch nicht so
genau weiß, wie sie aussehen wird, aber von der man sehr wohl weiß,
wie sie auf keinen Fall aussehen soll.

2. Mai 2019
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BILDUNG/3340: Sankt Andreasberg, 8.5. - 6000 Jahre Bergbau im Harz und der Wandel von der Natur- zur Kulturlandschaft


Nationalparkhaus Sankt Andreasberg - Pressemitteilung, 2. Mai 2019

8.5.2019, 19:00 Uhr, Nationalparkhaus Sankt Andreasberg: Vortrag Dr.
Friedhart Knolle

6000 Jahre Bergbau im Harz und der Wandel von der Natur- zur
Kulturlandschaft



Der Harzraum ist eines der ältesten Bergbau- und Industriegebiete
Mitteleuropas. Schon vor 6000 Jahren gab es hier Feuersteinbergwerke
und in der Bronzezeit vor etwa 4.000 Jahren begann der Abbau von
Kupfermineralen. Sogar Kriege wurden um diese Schätze geführt - nach
Ansicht einiger Forscher war es der Metallreichtum, der Karl den
Großen im Zuge der Sachsenkriege veranlasste, den Harzraum dem
Fränkischen Großreich einzuverleiben.

Später brachte insbesondere die Gewinnung von Blei, Kupfer und Silber
eine Blüte der Stadt Goslar und der Oberharzer Bergstädte. Dieser
Reichtum an bergbaulicher Kultur und Fachwerk ist noch heute zu
erleben - nicht umsonst sind die Städte Goslar und Quedlinburg, der
Rammelsberg und auch die Oberharzer Wasserwirtschaft sowie die
Luther-Gedenkstätten in Eisleben heute Teil des UNESCO-Welterbes der
Menschheit.

Doch der Bergbau hatte eine Kehrseite - Boden, Grund- und
Oberflächenwasser sowie die Luft und auch Flora, Fauna und der Mensch
wurden hier über lange Zeit stark mit Metallen belastet, insbesondere
im Umfeld von Clausthal-Zellerfeld, Goslar und Langelsheim. Tiere und
Pflanzen wurden ausgerottet und die artenreichen Buchen- und
Mischwälder des Harzes wichen artenarmen Fichtenmonokulturen. Diese
Tatsache stellt die Kehrseite des UNESCO-Welterbes im Harz dar.

Raubbau und Naturlandschaft - und trotzdem eine chancenreiche Zukunft -
 wie passen diese Nutzungskonflikte zusammen? Folgen Sie dem
Referenten Dr. Friedhart Knolle, Geologe und Mitarbeiter des
Nationalparks Harz, auf einer Zeitreise durch 6000 Jahre
Bergbaugeschichte im und am Harz.

Eintritt frei, eine Spende für das Haus ist möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 2. Mai 2019

Nationalparkhaus Sankt Andreasberg

NABU Niedersachsen

Erzwäsche 1, 37444 Sankt Andreasberg

Internet: www.nationalparkhaus-sanktandreasberg.de
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TOUR/556: Braunschweig - "Wilde Nacht" im Naturschutzgebiet Riddagshausen am 4. Mai


Stadt Braunschweig

"Wilde Nacht" in Riddagshausen

Nachtwanderung mit der Rangerin Anke Kätzel



Braunschweig. Unter dem Motto "Wilde Nacht" findet am Samstag, 4. Mai im
Naturschutzgebiet Riddagshausen statt. Treffpunkt ist um 19.30 Uhr am
Haus Entenfang, Nehrkornweg 2. Die Dauer beträgt etwa drei Stunden.
Taschenlampen können mitgebracht werden, sind jedoch nicht zwingend
notwendig. Die kostenlose Führung ist auch für Familien mit Kindern
gut geeignet.

Die Nachtwanderung beginnt im letzten Tageslicht und führt durch die
Dämmerung in die Dunkelheit. Das "wilde Nachtleben" im
Naturschutzgebiet ist voller Überraschungen. Es tobt hier im, am und
über dem Wasser. Die brütenden Vögel gehen schlafen und es erwachen
die Nachtschwärmer. Es ist zu hören wie Frösche quaken und
gelegentlich huscht eine Fledermaus an vorbei. In der Dunkelheit ist
zu hören, wo sich der Laubfrosch versteckt und der Fledermausdetektor
verrät, welche Fledermausarten gerade durch die Luft fliegen.

Die Rangerin erläutert Wissenswertes über das Verhalten und die
Lebensweise der nachtaktiven Tiere, die man in Riddagshausen
beobachten kann. In der Stille der Dunkelheit hört man vieles, was
tagsüber verborgen bleibt. Den Teilnehmerinnen und Teilnehmern wird
die Möglichkeit gegeben, die Schönheit und Vielfalt im
Naturschutzgebiet unter fachlicher Anleitung aus direkter Nähe zu
betrachten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. April 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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MELDUNG/016: 50-jähriges Jubiläum der ersten öffentlichen Rede von Silo in Punta de Vacas (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 17. April 2019

50-jähriges Jubiläum der öffentlichen Lancierung des Siloismus:
Anhänger aus aller Welt kommen nach Punta de Vacas, Argentinien

Von Iván Novotny, 1. Mai 2019



Punta de Vacas, Mendoza, Argentinien - 01.05.2019. Ein historischer
Meilenstein wird am kommenden Samstag, 4. Mai, im Studien- und
Reflexionspark Punta de Vacas [1] in den Anden gefeiert: der 50.
Jahrestag der ersten öffentlichen Rede von Silo, bekannt als "Die
Heilung vom Leiden", die später in zahlreichen Kulturen und Ländern
auf fünf Kontinenten Beachtung finden sollte.

Aus diesem Grund kommen Anhänger aus Italien, Frankreich, Spanien,
Peru, den Vereinigten Staaten, der Schweiz, Griechenland, der
Tschechischen Republik, Portugal, Brasilien, Chile, Argentinien,
Ungarn und vielen anderen Ländern bereits im Punta de Vacas Park an,
wo die Siloisten ihre sozialen, kulturellen und spirituellen
Aktivitäten durchführen.

Die Feierlichkeiten zum 50-jährigen Jubiläum sind öffentlich und
beginnen am kommenden Samstag, 4. Mai um 12 Uhr auf der Plaza de las
Estelas im Punta de Vacas Park, mit einem Empfang auf Spanisch und
Englisch. Dann wird die Original-Audioaufzeichnung der Rede "Die
Heilung vom Leiden" wiedergegeben. Danach werden die Zeremonien von
"Offizium" und "Wohlbefinden", die in dem Buch Silos Botschaft zu
finden sind, stattfinden. Später werden die Pilger*innen aus Ländern
der fünf Kontinente die Feier fortsetzen und Erfahrungen austauschen,
um die Bedeutung dieses historischen Meilensteins zu vertiefen, der
zum Entstehen einer neuen Spiritualität und der Humanistischen
Bewegung führte und heute die unterschiedlichsten Ausdrucksformen in
den verschiedenen Breitengraden entwickelt.

Silo (1938-2010) ist das Pseudonym von Mario Luis Rodríguez Cobos. Er
wurde in einem Vorort von Mendoza geboren, einem Ort zwischen
Argentinien und Chile. Seine Schriften wurden in zahlreiche Sprachen
übersetzt und sein Gesamtwerk wurde in zwei Bänden herausgegeben, zu
denen unter anderem folgende Bücher gehören: Die Erde menschlich
machen, Geleitete Erfahrungen, Beiträge zum Denken, Universelle
Ursprungsmythen, Silo spricht, Notizen zur Psychologie. Auf der
Website www.silo.net sind die Originaltexte von Silo und deren
zuverlässige Übersetzung in verschiedene Sprachen zu finden.

Facebook: Silo - 50-jähriges Jubiläum - Punta de Vacas [2]


Übersetzung aus dem Spanischen von Pressenza Berlin


Anmerkungen:


[1] Der Studien- und Reflexionspark Punta de Vacas in den Anden, am
Fuße des Aconcagua, "das Dach des Westens", neben der Zeitkurve, am
Zusammenfluss der Gebirgszüge Plata, Aconcagua und Tupungato sowie der
Flüsse Cuevas, Tupungato und Mendoza. Der Name leitet sich von dem Ort
ab, an dem er sich befindet, 50 km westlich von Uspallata und 17 km
östlich von Puente del Inca und 30 km östlich der Grenze zu Chile
(weitere Informationen www.parquepuntadevacas.net).

[2] https://m.facebook.com/Silo-50-aniversario-Punta-de-Vacas-271357003808735/?__tn__=%2Cg


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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